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Im Frühjahr 1982 wurden die Verhandlungen der Dritten Seerechts-
konferenz der Vereinten Nationen mit der Vorlage eines Konventions-
textes abgeschlossen.  Die neue Seerechtskonvention soll die Meeres-
nutzung vielfach anders und erheblich umfassender als bisher regeln. 
Es ist allerdings fraglich,  ob das Übereinkommen in dieser Form je 
in Kra~t treten wird. 
Die Konvention muß an ihrem Anspruch gemessen werden,  die Rechts-
sicherheit zu erhöhen und eine effiziente Meeresnutzung zu erlauben. 
Dies geschieht in der vorliegenden Studie.  Sie ist ein Versuch,  die 
volkswirtschaftlichen Vor- und Nachteile des neuen Seerechts für die 
Bundesrepublik Deutschland - soweit sie besonders zu Buche schla-
gen - transparent zu machen. Grundlage ist der von der UN -Seerechts-
konferenz im August 1981 vorgelegte offizielle Konventionsentwurf, 
der mit dem endgültigen,  noch nicht veröffentlichten Konveritionstext 
nahezu identisch ist. 
Die Studie ist als Gemeinschaftsarbeit entstanden.  Die Mitarbeiter, 
die am meisten zu den einzelnen Abschnitten beigetragen haben,  sind 
Hans Böhme und Henning Sichelschmidt (Seeverkehrswirtschaft  ),  Hugo 
Dicke und Horst Rodemer (Hochseefischerei;  Festlandsockel),  Hans 
R.  Krämer (EG-Problematik bei Fischerei und Festlandsockel),  Wil-
fried Prewo (Theoretische und institutionelle Aspekte der Fischerei; 
Tiefseeregime  ) und Carsten S.  Thoroe (Kleine Hochsee- und Küsten-
fischerei).  Die  Leitung  lag  in  den  Händen von  Wilfried  Prewo und 
Frank Wolter,  die auch die Verantwortung für die Studie tragen.  Für 
die sorgfältige Überarbeitung des Manuskripts möchten die Autoren 
der Redaktion des Instituts für Weltwirtschaft,  insbesondere Dietmar 
Gebert,  danken. 
Kiel,  im August 1982  Herbert Giersch I.  Einleitung 
1.  Im Frühjahr 1982 wurden die Verhandlungen der Dritten Seerechts-
konferenz der Vereinten Nationen mit der mehrheitlichen Annahme 
eines Konventionstextes abgeschlossen.  Von 151 beteiligten Staaten 
sprachen sich in einer Abstimmung am 30.  April 1982  130 Staaten 
für den vorliegenden Konventionstext aus,  4 Staaten (Vereinigte Staa-
ten von Amerika,  Israel,  Türkei,  Venezuela) stimmten dagegen,  17 
Staaten_ (darunter die Bundesrepublik Deutschland) enthielten sich der 
Stimmel. 
Nach der Unterzeichnung der Schlußakte der Konferenz - einem for-
mellen Akt,  der im Dezember 1982 in Jamaika erfolgen soll - kann 
die Konvention selbst innerhalb einer Frist von 24 Monaten gezeichnet 
werden.  Die Konvention bedarf darüber hinaus der Ratifikation. Zwölf 
Monate nach Vorlage der 60.  Ratifikationsurkunde oder Beitrittser-
klärung tritt die Konvention in Kraftz . 
Die einzelnen Staaten haben demnach zunächst zu entscheiden,  ob sie 
überhaupt die Konvention zeichnen wollen. In der Bundesrepublik wird 
diese Entscheidung von der Bundesregierung getroffen. Die im Falle 
einer Zeichnung sich anschließende Entscheidung über die Ratifikation 
liegt dann beim Bundestag. 
Hinsichtlich ihrer rechtlichen Bindung ist die Entscheidung über die 
Ratifikation bedeutsamer als die über die Zeichnung. Aus ökonomi-
scher Sicht kommt jedoch der Zeichnung großes Gewicht zu,  weil diese 
zum einen die Voraussetzung dafür bietet, an den vorbereitenden Rege-
lungen des Tiefseebergbaus - der Ausarbeitung des sekundären Berg-
1  Der Schlußabstimmung lag ein Paket verschiedener Dokumente,  jedoch 
noch kein kompakter Konventionstext vor;  letzterer war im Sommer 1982 
vom Redaktionsausschuß der Konferenz zu erstellen.  Der Konventions-
text wird auf dem von der Konferenz im August -1981 vorgelegten Entwurf 
basieren.  Aus diesem Grund und weil die Arbeiten zu dieser Studie im 
wesentlichen Anfang 1982 abgeschlossen waren,  beziehen sich die Text-
verweise auf den Konventionsentwurf vom August 1981.  Vgl.  Draft Con-
vention on the Law of the Sea rUN, e], die im folgenden als Konventions-
entwurf oder auch schon als Konventionstext zitiert bzw.  angesprochen 
wird.  Die Draft Convention hatte mehrere Vorläufer,  zuletzt die Draft 
Convention on the Law of the Sea  (Informal Text) rUN,  d]  . 
l  Zu den prozeduralen Fragen vgl.  Art. 305,  306 und 308 in UN [e] . 2 
rechts  - mitzuwirken  1;  zum anderen verpflichtet die Zeichnung den 
Signatarstaat,  Handlungen zu unterlassen,  die dem Zweck des Ver-
trages zuwiderlaufen [Wiener Konvention,  Art.  18].  Ökonomische Ko-
sten und Nutzen der Konvention müssen deshalb schon in dieser er-
sten Entscheidungsphase gegeneinander abgewogen werden. 
Nach dem Konventionstext  werden wesentliche  Bereiche der  Mee-
resnutzung nationaler Jurisdiktion,  andere internationaler Kontrolle 
unterworfen.  In beiden Fällen wird die Nutzung mariner Ressourcen 
reglementiert.  Besondere wirtschaftliche Folgen ergeben sich 
- für die Fischerei und die Schiffahrt durch die Ausweitung der Ho-
heitsgewässer und die Schaffung Ausschließlicher Wirtschaftszonen, 
- für die Exploration und Förderung von Erdöl  und  Erdgas  im  Off-
shore-Bereich durch die Revision der Festlandsockelrechte und 
- für die Rohstoffproduktion auf Hoher S~e durch die internationale 
Kontrolle über den Tiefseebergbau. 
Die neue Konvention trägt einerseits nationalen Ansprüchen auf küsten-
nahe Meeresgebiete Rechnung,  die  - nach Ende des Zweiten Weltkrie-
ges zunächst nur in Einzelfällen erhoben - im Laufe der siebziger Jah-
re von nahezu allen Küstenstaaten geltend gemacht wurden.  In ande-
ren Teilen beschränkt sich der Konventionstext nicht darauf,  nationale 
Ansprüche  im küstennahen  Bereich zu vereinheitlichen,  sondern 
schafft im küstenfernen Bereich ein System wirtschaftlicher Verfü-
gungsrechte über marine Rohstoffe. 
2.  Für einen rohstoffarmen,  weltwirtschaftlich eng verflochtenen In-
dustriestaat mit kurzen Küsten wie die Bundesrepublik bringt das "neue 
Seerecht auf den ersten Blick fast nur wirtschaftliche Nachteile.  Wirt-
schaftliche Interessen" wie der Zugang der heimischen Fischerei zu 
Fischgründen vor anderen Ländern oder der freie Zugang zu den Roh-
stoffen der Tiefsee werden vom neuen Seerecht nur wenig berücksich-
tigt.  Andererseits ist unstrittig,  daß die bisherige Meeresordnung 
revisionsbedürftig war.  Die weltweit steigende Nachfrage nach Nah-
rungsmitteln,  Rohstoffen,  Energie und Transportleistungen sowie neue 
1  Eine Vorbereitungskommission für den Tiefseebergbau nimmt ihre Ar-
beit 60 bis 90 Tage nach der 50.  Zeichnung auf.  Die Kommission setzt 
sich aus Vertretern der ersten 50 Staaten zusammen,  die die Konvention 
gezeichnet haben bzw.  ihr beigetreten sind.  Staaten,  die nur die Schluß-
akte gezeichnet haben,  erlangen lediglich Beobachterstatus . 3 
tec:hnologische Entwicklungen haben zu einer immer stärkeren Bean-
spruchung der traditionell genutzten Ressourcen des Meeres geführt 
und lassen es lohnend erscheinen,  bislang nicht genutzte Ressourcen 
zu erschließen.  Im bisherigen Meeresrecht wurden die marinen Res-
sourcen vielfach als freie Güter behandelt.  Angesichts der zunehmen-
den Knappheit der marinen Ressourcen würde ein solcher Ordnungs-
rahmen nicht die erforderlichen Voraussetzungen für eine effiziente 
Meeresnutzung schaffen.  Die sich mehrenden Hinweise auf die Über-
fischung zahlreicher Fischbestände und auf die begrenzte Belastbar-
keit de_s  Meeres mit Schadstoffen setzen deutliche Signale. 
3.  Fraglich erscheint,  ob der vorliegende Konventionsentwurf einen 
ökonomisch vernünftigen ftahmen für die Nutzung des Meeres abgibt. 
Die Seerechtskonferenz wurde von Verteilungsargum"enten und weni-
ger vom Aspekt der Effizienz bestimmt: Die Küstenländer wollen ihr 
Rohstoffpotential vergrößern;  die rohstoffreichen Länder wollen ver-
hindern,  daß die Rohstoffproduktion aus der Tiefsee mit jener an Land 
ernsthaft konkurriert;  und die Entwicklungsländer als Gruppe wollen 
die Chance wahrnehmen,  über die Tiefseebodenregelungen einen er-
sten Durchbruch zu einem zwangsweisen Technologietransfer zu Vor-
zugsbedingungen zu erringen.  Die Konferenz wird von vielen Betei-
ligten als Nullsummenspiel betrachtet: Der eine verliert,  was der an-
dere gewinnt. 
4.  Unter ökonomischen Gesichtspunkten kommt es jedoch zunächst 
darauf an,  das wirtschaftliche Potential des Meeres auszuschöpfen, 
ohne daß Ressourcen des Meeres vergeudet werden. Nur wenn das Re-
gelsystem auf eine solche, d. h. effiziente, Ressourcennutzung abzielt, 
lassen sich langfristig in der Meeresnutzung die höchsten Erträge und 
damit zugleich auch der größtmögliche Verteilungs spielraum errei-
chen.  Freilich ist dabei nicht auszuschließen,  daß die einen mehr ge-
winnen als die anderen,  jedoch muß niemand zu Lasten anderer bes-
ser gestellt werden: Eine international ungleiche Zuteilung von Rechts-
titeln über die Ressourcen des Meeres kann auch für  11 zu kurz Gekom-
mene" gewinnbringend seinl . 
5.  Eine effiziente Meeresnutzung setzt ein rechtlich-institutionelles 
System voraus,  in, dem Eigentumsrechte drei Bedingungen erfüllen2  • 
1  Im übrigen sichern die Rechtstitel nur die Ansprüche auf Meeresteile mit 
einer bestimmten geographischen Ausdehnung,  nicht schon den erhofften 
Ertrag aus der Ressourcennutzung. 
2  Im folgenden werden Eigentumsrechte nicht im juristischen Sinn verstan-
den,  sondern - wie in der jüngeren ökonomischen Literatur üblich - im 4 
Erstens müssen Eigentumsrechte an allen knappen Ressourcen ge-
schaffen werden;  diese Rechte müssen in diesem Sinn umfassend sein. 
Zweitens müssen die Eigentumsrechte ausschließlich sein: Der Rechts-
inhaber muß jene von der Nutzung ausschließen dürfen,  die nicht be-
reit sind,  den Marktpreis dafür zu zahlen.  Drittens müssen Eigen-
tumsrechte übertragbar sein: Erst die Handelbarkeit der Eigentums-
rechte gewährleistet,  daß die Ressourcen im freiwilligen Tauschweg 
ihrer bestmöglichen Nutzung zugeführt werden können.  Ein solches 
rechtlich-institutionelles System lohnt sich allerdings nur dann,  wenn 
der Nutzen der gewonnenen Markteffizienz die Kosten überwiegt,  die 
entstehen,  wenn Eigentumsrechte etabliert und aufrechterhalten wer-
den.  Als evolutorische These formuliert: Der Wandel eines eigentums-
rechtlichen Systems wird von den angebots- und nachfragebedingten 
Änderungen seiner Kosten und Nutzen bestimmt.  Rechtliche Systeme 
sind nur von Dauer,  wenn sie dem Kosten-Nutzen-Kalkül entsprechenl • 
6.  In der vorliegenden Studie wird der Versuch unternommen,  die 
Konsequenzen des neuen Seerechts für die Bundesrepublik aus ökono-
mischer Sicht aufzuzeigen.  Die Untersuchung konzentriert sich auf 
jene  Bereiche des neuen Seerechts,  die  aus  volkswirtschaftlicher 
Sicht besonders wichtig sind und für die schon jetzt Richtung und teil-
weise auch Ausmaß seiner ökonomischen Auswirkungen erkennbar 
sind: Fischerei,  Seeschiffahrt,  Ressourcennutzung im Festlandsockel 
und Tiefseebergbau.  Für andere Bereiche der Meeresnutzung scheint 
eine volkswirtschaftliche Bewertung verfrüht.  Dies trifft vor allem 
auf jene Bereiche zu,  für deren Regelung der Konventionsentwurf kei-
ne spezifischen Vorschriften enthält,  sondern lediglich Ermessens-
spielräume schafft.  Oft liegen keine Anhaltspunkte vor,  wie die teil-
weise weiten und dehnbaren Spielräume künftig ausgeschöpft werden. 
weitesten Sinn als "property rights";  Dieser Begriff umfaßt auch Nut-
zungs - und Verfügungsrechte.  Ökonomisch gesehen unterscheiden sich 
Eigentums-,  Verfügungs - oder Nutz~gsrechte - vorausgesetzt,  sie er-
füllen die drei notwendigen Bedingungen - lediglich hinsichtlich ihrer 
Verteilungsfolgen,  nicht jedoch hinsichtlich ihrer Effizienzaspekte  .  Ob 
ein Fischer etwa einen Fischbestand oder lediglich ein Fangrecht besitzt, 
ist für die effiziente Nutzung des Bestandes belanglos.  Deshalb kann im 
ökonomischen Sprachgebrauch auf die Differenzierung zwischen den ver-
schiedenen Rechtsbegriffen verzichtet werden. 
1  So sind beispielsweise gemeinschaftlich genutzte Ländereien,  die sog. 
Allmende,  heute kaum noch anzutreffen.  Die zunehmende Nachfrage nach 
Nahrungsmitteln hat die Anreize verstärkt,  ausschließliche Eigentums-
rechte zu etablieren.  Kostensenkende Technologien - wie etwa die Ein-
führung des Stacheldrahtes - haben es andererseits erlaubt,  solche Rech-
te abzusichern. 5 
Ein Beispiel ist die Meeresforschung im küstennahen Bereich,  die 
künftig küstenstaatlicher Kontrolle unterliegen wird.  Diese küsten-
staatlichen Rechte können,  müssen aber nicht restriktiv gehandhabt 
werden.  Eine ungehinderte Meeresforschung wird vermutlich auch 
weiterhin dort möglich sein,  wo sich Forschungsinteressen mit kü-
stenstaatlichen Interessen decken.  In anderen Fällen sind hingegen 
Behinderungen denkbar,  die einem Forschungsverbot gleichkommen. 
Die Streubreite der möglichen Maßnahmen läßt hier gegenwärtig keine 
wissenschaftlich fundierten Aussagen über die zu erwartenden Folgen 
zu.  Die Meeresforschung wird aus diesen Gründen nicht in die Unter-
suchun~einbezogen. 
7.  Das gegenwärtige Gewicht jener Bereiche,  die Gegenstand der Un-
tersuchung sind,  läßt sich aufgrund von statistischen Unzulänglichkei-
ten nicht exakt ermitteln.  Angaben über Umsatz oder Beschäftigung 
liegen zwar für die eher traditionellen Branchen - Kleine Hochsee-
und  Küstenfischerei,  Große  Hochseefiscperei,  Fischverarbeitung, 
Handelsschiffahrt,  Werftindustrie - vor.'  Doch es fehlen verläßliche 
Zahlen über Beschäftigung oder Umsatz in technologieintensiven Be-
reichen - Fischereitechnologie,  Offshore -Industrie,  Tiefseebergbau, 
sonstige meerestechnische Industrie.  Diese Branchen finden in einem 
hochindustrialisierten Land wie der Bundesrepublik möglicherweise 
günstige Standortbedingungen vor und können daher besonders zukunfts-
trächtig sein. 
In den eher traditionellen Branchen,  die eng mit der Meeresnutzung 
verknüpft sind,  wurde im Jahr 1980 von rund 105 000 Beschäftigten 
ein Umsatz von knapp 16 Mrd.  DM erzielt.  Auf die einzelnen Berei-
che verteilen sich diese Zahlen wie folgt: 
- In der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei belief sich der Umsatz 
auf 94 Mill.  DM bei rund 1900 Beschäftigten
l
. 
- In der Großen Hochseefischerei belief sich der Umsatz auf 210 Mill. 
DM bei 2114 Beschäftigten2  • 
- In der Fischverarbeitenden Industrie belief sich der Umsatz  auf 
1727 Mill.  DM bei 11394 Beschäftigten. 
1  Im Jahr 1979 waren es nach Angaben der Seeberufsgenossenschaft 1909 
Beschäftigte;  aktuellere Angaben liegen nicht vor. 
2  Beschäftigungsstand zum 1.  Juli 1980. 6 
- In allen Zweigen der Handelsschiffahrt zusammen (nur Schiffe unter 
deutscher Flagge) belief sich der Umsatz auf 8276 Mill.  DM  bei 
27 857 Beschäftigten. 
- In der Werftindustrie belief sich der Umsatz auf 5300 Mill.  DM bei 
61  021  Beschäftigten. 
Zusammengenommen erreichen diese Branchen damit eine Größen-
ordnung,  die der von Industriezweigen wie der Gummiverarbeitung 
oder der Papier- und Pappeverarbeitung am nächsten kommt. 
Wie erwähnt,  geht die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der mit der 
Meeresnutzung verbundenen Wirtschaftsaktivitäten jedoch darüber 
hinaus.  Eine ganze Reihe von Beschäftigten,  die statistisch der Che-
mi"schen Industrie,  der Mineralölverarbeitung,  dem Maschinen- und 
Anlagenbau,  der Elektrotechnik oder der Feinkeramik zugerechnet 
werden,  wären hinzuzuzählen.  In technologieintensiven neuen Berei-
chen nimmt die Beschäftigtenzahl eher zu,  während sie in den tradi-
tionellen Branchen der Seewirtschaft tendenziell zurückgeht.  Mit dem 
neuen Seerecht stehen selbstverständlich nicht alle Arbeitsplätze der 
genannten Bereiche auf dem Spiel.  Jedoch entscheidet die konkrete 
Ausgestaltung der künftigen rechtlich-institutionellen Rahmenbedin-
gungen für die Seewirtschaft mit darüber,  ob Schrumpfungs- oder 
Expansionstendenzen verst~rkt, gebremst oder gar umgekehrt wer-
den. 
8.  Konsequenzen rechtlich-institutioneller Regelungen können nur vor 
dem Hintergrund eines Referenzsystems erfaßt werden.  Welches Re-
ferenzsystem dabei im einzelnen angemessen ist,  hängt von der Fra-
gestellung ab.  In der vorliegenden Studie soll das neue Seerecht aus 
ökonomischer Sicht analysiert werden.  Deshalb ist zunächst zu fra-
gen,  wie rechtlich-institutionelle Regelungen der einzelnen Bereiche 
der Meeresnutzung aussehen müßten,  die eine wirtschaftlich bestmög-
liche Nutzung des Meeres erlauben (Ziffer 5).  Dieses ökonomisch ver-
nünftige Ordnungs  system bildet den Bezugsrahmen,  an dem in einer 
wirtschaftswissenschaftlichen Analyse das neue Seerecht gemessen 
werden  muß.  Bewertet  man  den  Konventionstext  an  dieser Norm, 
so mag das Urteil anders ausfallen,  als wenn man ihn mit dem alten 
Seevölkerrecht,  mit der Praxis oder mit jener seerechtlichen Ent-
wicklung vergleicht,  die aufgrund bisheriger Erfahrung ohne neue See-
rechtskonvention möglicherweise zu erwarten wäre. 
9.  Das ökonomisch vernünftige Ordnungssystem wird in den einzel-
nen Bereichen der Meeresnutzung unterschiedlich ausgestaltet sein, 7 
wenn sich die wirtschaftlichen Bedingungen unterscheiden.  Daß dies 
der Fall ist,  liegt bei so verschiedenen wirtschaftlichen Aktivitäten 
wie Fischerei,  Seetransport oder Tiefseebergbau auf der Hand:  In 
der Fischerei werden regenerierbare,  vielfach weit wandernde Res-
sourcen ausgebeutet;  beim Seetransport wird das Meer als Verkehrs-
fläche benutzt;  im Tiefseebergbau sollen stationäre Metallvorkom-
men abgebaut werden.  Für die einzelnen Bereiche der Meeresnutzung 
wird daher keine gemeinsame Schablone als Referenzsystem heran-
gezogen werden können.  Ungeachtet der Unterschiede im konkreten 
Detail unterliegt die Bewertung aber stets dem gleichen Leitprinzip. 
Die  je~eils vom Nutzen-Kosten-Kriterium abgeleiteten ökonomisch 
zweckmäßigen Regelungen bilden den Maßstab,  an dem der Konven-
tionstext bewertet wird. 
10.  Bei einer ökonomischen Bewertung institutioneller Regelungen 
müssen Risiken bedacht und beurteilt werden.  Sie mögen etwa darin 
liegen,  daß bei spezifischen Regulierungen Ermessensspielräume ein-
geräumt und von einzelnen Staaten mißbräuchlich genutzt werden oder 
daß/ einzelne Küstenstaaten die Bestimmungen der Konvention nicht 
anwenden.  Ob es sich dabei um Vertragsrnißbräuche,  um Vertrags-
brüche oder einfach darum handelt,  daß einzelne Küstenstaaten die 
Konvention nicht ratifizieren,  ist - von Sanktionskosten einmal abge-
sehen - unter ökonomischen Gesichtspunkten irrelevant.  Auch wenn 
die Eintrittswahrscheinlichkeit solcher Risiken im Einzelfall nicht 
beziffert werden kann,  wäre es naiv,  sie mit Null anzusetzen. 
11.  Der Vergleich der Konvention mit einem ökonomisch vernünfti-
gen Ordnungssystem dient drei Zwecken:  Erstens zeigt er auf,  wel-
che spezifischen Regelungen in der Konvention dem ökonomischen An-
spruch gerecht werden.  Zweitens gibt er Anhaltspunkte,  in welcher 
Weise oder Richtung wirtschaftlich unbefriedigende Regulierungen 
im Rahmen möglicher weiterer Verhandlungen verändert werden soll-
ten.  Drittens werden die gesamtwirtschaftlichen Konsequenzen kon-
kretisiert,  die auftreten,  wenn ökonomisch ineffiziente Lösungen ge-
wählt werden. 
12.  Das methodologische Vorgehen ist freilich nicht dahingehend zu 
interpretieren,  daß mit der Studie ökonomisch bestmögliche Regelun-
gen als einzig zulässige Lösungen propagiert werden.  Die Untersu-
chung soll vielmehr verdeutlichen,  welche gesamtwirtschaftlichen 
Folgen auftreten, wenn von einer ökonomisch vernünftigen Lösung ab-
gewichen wird.  Die Kenntnis solcher Konsequenzen ist für rationale 8 
wirtschaftspolitische Entscheidungen unabdingbar.  Denn selbst wenn 
im Einzelfall bestimmte übergeordnete Gründe es angeraten erschei-
nen lassen mögen,  die gesamtwirtschaftlichen Nachteile ökonomisch 
unbefriedigender Regelungen auf sich zu nehmen,  so läßt sich ein ver-
nünftiges Urteil darüber erst fällen,  wenn man diese Nachteile kennt. 
13.  Analog  zum  Konventionstext  werden  als  erstes  die  wirtschaft-
lichen Aktivitäten  im küstennahen  Bereich untersucht.  Zunächst 
wird die Fischerei behandelt (Kapitel II).  In einem ersten Teil wird 
das neue Fischereirecht (200-Meilen-Zonen) dahingehend überprüft, 
ob es eine bestmögliche Nutzung der Fischbestände ermöglicht; in 
einem  'zweiten Teil werden die Folgen des neuen Seerechts für die 
deutsche Küsten- und Hochseefischerei aufgezeigt.  Kapitel III befaßt 
sich mit der Transport- und Versorgungsschiffahrt sowie der Werft-
industrie.  In Kapitel IV werden wirtschaftliche Folgen der neuen Fest-
landsockelregelung untersucht;  dabei wird auch der Frage nachgegan-
gen,  ob eine internationale Kontrolle der vorgesehenen erweiterten 
nationalen Kontrolle über die Ressourcennutzung im Festlandsockel 
vorzuziehen wäre.  In Kapitel V  wird das geplante Tiefseeregime un-
ter Allokations - und. Verteilungsaspekten analysiert.  Der für den Tief-
seebergbau ins Auge gefaßten Regelung wird ein Konzept gegenüber-
gestellt,  das effizienten Tiefseebergbau erlaubt und gleichwohl Ver-
teilungsansprüchen gerecht wird. 
Innerhalb der einzelnen Kapitel wird jeweils das Referenzsche.ma ent-
wickelt.  Danach werden die wirtschaftlich wesentlichen Regelungen 
der Konvention vorgestellt und ihre Folgen anhand des Bezugsrahmens 
bewertet.  Die Terminologie der Studie folgt dem wirtschaftswissen-
schaftlichen Sprachgebrauch,  der nicht in allen Fällen mit dem juri-
stischen identisch istl .  In Exkursen zu den Kapiteln II (Fischerei) und 
IV  (Festlandsockel) wird auf die Implikatiorien eingegangen,  die sich 
aus der Zugehörigkeit der Bundesrepublik zur Europäischen Gemein-
schaft ergeben.  Die wichtigsten Ergebnisse der Studie werden in Ka-
pitel VI zusammengefaßt. 
1  Dies gilt,  wie erwähnt,  u. a.  auch für den Begriff der Eigentumsrechte, 
der im ökonomischen Sprachgebrauch auch Nutzungs- und Verfügungs-
rechte umfaßt,  also erheblich weiter geht als im juristischen Sprachge-
brauch (Ziffer 5). 9 
11.  Fischerei 
1.  Entwicklung  des Fischereirechts 
14.  Der Zugang zu den Fischgründen der Meere,  der nach überkom-
menem Seerecht weitgehend offen und kostenlos 'war,  wird im neuen 
Seerecht nationaler Kontrolle unterworfenl .  An die Stelle des Prin-
zips der Fischereifreiheit tritt der Anspruch der Küstenstaaten,  über 
die Nutzung der Ressourcen in einer 200 Seemeilen breiten Zone vor 
ihrer Küste souverän zu bestimmen. 
15.  Unter dem Prinzip der Fischereifreiheit war das Zugangs recht 
zu den Fischgründen - im ökonomischen Sinne  - kein ausschließliches 
Eigentumsrecht  : Niemandem konnte der Zugang verwehrt werden; dem-
zufolge hatten diese Eigentumsrechte keinen Tauschwert.  Gerechtfer-
tigt wurde dies mit dem Hinweis,  die Fischbestände seien unerschöpf-
lich2  :  Freie Güter müssen frei zugänglich sein.  Der Umkehrschluß, 
wonach knappe Ressourcen knappe,  ausschließliche Eigentumsrechte 
verlangen,  wird heute zur Rechtfertigung der küstenstaatlichen An-
sprüche herangezogen3 •  Maßnahmen zum Schutz erschöpfbarer Res-
1  Innerhalb der Territorialgewässer - bisher in der Regel auf drei  See-
meilen beschränkt - war die Fischerei freilich schon früher der Kontrol-
le der Küstenstaaten unterworfen. 
2  Diese  Annahme nimmt  in  der  Argumentation von  Hugo  Grotius  [1919, 
S.  43]  über die Fischereifreiheit eine zentrale Stellung ein:  11 Zweitens 
aber ergibt sich,  daß alle Dinge,  die,  mag auch jemand sie gebrauchen, 
doch noch nach ihrer Natur jedwedem anderen zum Gebrauche genügen, 
auch heute noch denselben Gesetzen unterworfen sind und immer unter-
worfen sein müssen,  unter denen sie seit ihrer Erschaffung gestanden 
haben. 11  Diese Argumentation diente Grotius [ibid.,  S.  54]  zur Begrün-
dung des übergeordneten Prinzips der Freiheit der Meere: "Schon wenn 
sich jemand auf dem großen Meere nur Macht und Gewalt über unter-
schiedliche Nutzung anmaßt,  würden wir seine Ansprüche als maßlos be-
zeichnen,  wenn jemand andere am Fischfang hinderte,  würde er dem Vor-
wurf sinnloser Begehrlichkeit nicht entgehen.  Was sollen wir aber von 
jemand halten,  der uns hindert,  auf der See zu fahren,  wobei er selbst 
gar keinen Schaden leidet? " 
3  Grotius [1919,  S.  71  f.]  selbst hat diesen Umkehrschluß anerkannt,  in-
dem er Vasquez zitiert: "Warum aber hat das spätere Völkerrecht bei 10 
sourcen setzen Jurisdiktion über die Fischgründe voraus. 
16.  Der Wandel des Fischereirechts ist als Reaktion auf die verän-
derten ökonomischen Rahmenbedingungen zu sehen.  Er entspricht der 
Veränderung von Kosten und Nutzen der Eigentumsrechte  : Bis in die 
jüngere Zeit hätte es sich kaum gelohnt,  in der Meeresfischerei - wie 
etwa in der Landwirtschaft oder auch Binnenfischerei - ausschließ-
liche Eigentumsrechte zu etablieren.  Solange primitive Fangtechni-
ken die Fänge auf die natürliche Überschußproduktion der Bestände 
ungewollt beschränkt hatten,  wäre der Nutzen eines begrenzten Zu-
gangs systems gering gewesen.  Indessen hätte ein solches System un-
verhältnismäßig hohe Kosten verursachtl. 
17.  Neue Technologien haben mittlerweile sowohl die Kosten der Über-
wachungl  weiter Meeresgebiete als auch die des Fischfangs und der 
-verarbeitung stark gesenkt.  Als Folge dieser Kostensenkungen und 
der gestiegenen Nachfrage nach Protein kann in der Fischerei eine 
hohe ökonomische Rente erwirtschaftet werden,  sofern sichergestellt 
ist,  daß die Fischbestände entsprechend ihrer Eigenschaft als eine 
Ländern und Flüssen eine Teilung vorgenommen,  beim Meer es aber 
nicht tun wollen?  Ich antworte,  weil in jenem Falle der Vorteil dafür 
sprach.  Denn es ist nicht sicher.  daß,  wenn viele auf dem Lande jagen 
oder im Flusse fischen,  leicht der Wald seiner Tiere und der Fluß sei-
ner Fische beraubt wird,  was im Meere nicht der Fall ist.  Ebenso wird 
die Schiffahrt auf Flüssen leicht verschlechtert und behindert durch Bau-
ten,  auf dem Meere aber nicht.  Ferner wird ein Fluß leicht durch Ka-
näle wasserarm,  nicht so das Meer,  also in den beiden Fällen ist die 
Lage verschieden.  Man kommt nicht allein damit aus, was wir oben aus-
führten,  daß der Gebrauch des Wassers, der Quellen und Flüsse allge-
mein sei.  11 
Eine ähnliche Argumentation ist auch  in der Truman-Proklamation der 
Vereinigten Staaten vom 28.9.1945 bezüglich der Fischereischutzzonen 
enthalten;  vgl.  "policy of the United States with Respect to Coastal Fish-
eries  in Certain Areas  of the  High Seas",  zitiert in Layetal.  [1973, 
S.  95 f. ] . 
1  Das K,osten-Nutzen-Kriterium hat in der Seerechtsgeschichte eine wich-
tige Rolle gespielt: Die frühere seewärtige Begrenzung der Küstenmeere 
auf drei Seemeilen entsprach der Reichweite einer an Land stationier-
ten Kanone. 
Z Der neuen Fischereipolitik kommt dabei zugute,  daß Überwachungstech-
nologien ohnehin aus zivilen (Handelsschiffahrt) und militärischen Grün-
den installiert sind.  Insofern werden die Kosten von Zugangsbeschrän-
kungen in der Fischerei gesenkt. 11 
erneuerbare Ressource optimal genutzt werdeni.  Dies setzt zunächst 
eine Zugangs  regelung mit ausschließlichen Eigentumsrechten voraus. 
18.  Nationale Wirtschafts- oder Fischereizonen von 200 Seemeilen 
Breite sind gewohnheitsrechtlich bereits so stark abgesichert,  daß 
der damit verbundene küstenstaatliche Anspruch auf die Verfügungs-
gewalt über die Ressourcen in der 200-Meilen-Zone selbst dann nicht 
hinfällig wäre,  wenn die Konvention nie in Kraft treten würde. Fast al-
le Küstenstaaten erheben mittlerweile diesen Anspruch (Tabelle 1). Die 
einzelnen küstenstaatlichen Ansprüche weichen gleichwohl inhaltlich 
voneinander ab: Manche Küstenstaaten beanspruchen die 200-Meilen-
Zone lediglich als Fischereizone;  andere gehen so weit,  Souveräni-
tätsansprüche nicht nur hinsichtlich der Ressourcen zu stellen,  son-
dern die 200 -Meilen-Zone auch als Hoheitsgewässer zu betrachten. 
Von der Seerechtskonferenz wurden diese unterschiedlichen Ansprü-
che  auf den  gemeinsamen Nenner einer  ressourcenbezogenen Aus-
schließlichen Wirtschaftszone gebracht. 
19.  Die 200-Meilen-Zonen umfassen mehr als ein Drittel der Welt-
meeresfläche.  Ihre internationale Verteilung weist einen hohen Kon-
zentrationsgrad auf,  entfällt doch etwa die Hälfte der 200-Meilen-Zo-
nen auf nur zehn Staaten.  Die Staaten mit den größten Flächenanteilen 
sind: Vereinigte Staaten,  Australien,  Indonesien,  Neuseeland,  Kana-
da, Sowjetunion, Japan, Brasilien, Mexiko und Vereinigtes Königreich3 . 
Die gebietsmäßig größte Fischereizone ist die der Vereinigten Staa-
ten,  die 1976 mit der Einführung der 200-Meilen-Zone dem Anspruch 
1 Als Differenz zwischen Preisen und Kosten weist die ökonomische Rente 
auf den Knappheitswert der Fischgründe hin. 
z.  Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden Ansprüche auf 200-Meilen-Zonen 
zunächst iediglich sporadisch und regional begrenzt geltend gemacht, ins-
besondere von lateinamerikanischen Staaten (Chile,  Ecuador und Peru). 
Zwar konnten sich diese Staaten schon auf die Truman-Proklamation der 
Vereinigten Staaten von 1945 berufen;  doch im Gegensatz zu den bald 
anerkannten küstenstaatlichen Ansprüchen auf die Ressourcen im Fest-
landsockel (insbesondere Öl und Gas) blieb den 200-Meilen-Fischerei-
zonen lange Zeit eine breite völkerrechtliche Anerkennung versagt.  Erst 
in den siebziger Jahren,  parallel und gewiß nicht unabhängig von der In. 
UN -Seerechtskonferenz,  konnten sich diese Ansprüche auf breiter Basis 
und in kurzer Zeit durchsetzen. 
3  Rangfolge entsprechend UN  [j]. Die genannte Reihenfolge ist u. a. davon 
abhängig, ob auch die Wirtschafts zonen der überseeischen Besitzungen 
mitgerechnet werden; in diesem Fall wäre etwa Frankreich einer der 
meistbegünstigten Staaten.  Für eine derartige Rangfolge vgl.  Jenisch 
[1981] . 12 
Tabelle 1  - Ansprüche der Staaten auf Meereszonen (Küstenmeer. 
Fischereizone.  Wirtschafts  zone  )a 
Breite in sm  B.reite in sm 
Staat 
KM  WZ  FZ 
Staat 
KM  WZ  FZ 
Ägypten  12  Haiti  12  200 
Äquatoria1guinea  23  200b  Honduras  12  200 
Äthiopien  12  b 
Albanien  15  Indien  12  200 
Algerien  12  Indonesien  12b  200 
Angola  20  200  Irak  12 
Antigua  - 3  Iran  12  50e 
A rgentinien  200  Irland  3  200 
Australien  3  200  Island  12  200 
Israel  6 
Bahamas  12  200  Italien  12 
Bahrain  3 
Bangladesch  12b  200  Jamaika  12 
Barbados  12  200  Japan  12b  200 
Belgien  3  c  Jemen  12 
Benin  200  Jemen  12  200 
Birma  12  200  (Demokratischer) 
Brasilien  200  Jordanien  3 
Bulgarien  12  Jugoslawien  12 
Chile  12  200  Kamerun  50 
China  12  Kamputschea  12  200 
(Volksrepublik)  Kanadab  12  200 
China (Taiwan)  12  200  Kap Verde  12b  200 
Costa Rica  12  200  Katar  3 
Kenia  12  200 
Dänemark  3  200  Kiribati  3  200 
Färöer  3  200  Kolumbien  12  200 
Grönland  3  200  Komoren  12  200 
Deutschland  3  200  Kongo  2~~b  (Bundes republik)  Korea  200 
Deutschland  3  c  (Demokratische 
(Demokratische  Volks republik) 
12b  Republik)  Korea (Republik)  200 
Dominica  3  12  Kuba  12  200 
Dominikanische  6  200  Kuwait  12 
Republik 
Dschibuti  12  200  Libanon  6 
Liberia  200 
Ecuador  200  Libyen  12b  20 
Elfenbeinküste  12  200 
EI Salvador  200  Madagaskar  50  150 
Malaysia  12  200 
Fidschi  12b  200 
12d 
Maledivien  b  200 
Finnland  4  ,  Malta  12  25 
Frankreich  12  200  Marokko  12  200 
Französisch-Guayana  12  200  Mauretanien  70  200 
Französisch-Südpolar- 12  200  Mauritius  12  200 
meergebiet  Mexiko  12  200 
Monaco  12 
Gabun  100  150  Mos,ambik  12  200 
Gambia  50  200 
Ghana  200  Nauru  12  200 
Grenada  12  200  Neuseeland  12  200 
Griechenland  6  Nicaragua  200 
Guatemala  12  200  Niederlande  3  200 
Guinea  200  Nigeria  30  200 
Guinea-Bissau  12  200  Norwegen  4  200 
Guyana  12  200 noch Tabelle 1 
Staat  Breite in sm 
KM  WZ 
Oman  12  200 
Pakistan  12  200 
Panama  200 
Papua -Neuguinea  12  200 
Peru  200 
Philippin~n  b  200 
Polen  12 
Portugal  12  200 
Rumänien  12 
12b  Salomonen  200 
Sao Tome und Principe  12b  200 
Saudi-Arabien  12 
Schweden  12 
Senegal  150  200 
Seschellen  12  200 
Sierra Leone  200 
Singapur  12 
Somalia  200 
Sowjetunion  12 
Spanien  12  200 
Sri Lanka  12  200 
St. Lucia  3 
St. Vincent  3 
Sudan  12 
Südafrika  12 
Namibia  12 
Surinam  12  200 
Syrien  35 
Tansania  50 
Thailand  12  200 
Togo  30  200 
Tonga  b 
Trinidad und Tobago  12
b  Türkei  6 
Tunesien  12 
Tuvalu  3  200 
Uruguay  200 
Bib1fothe1t dee 'Institute 
fIr Weltwirtschaft Kiel 
Staat  Breite in sm 
FZ  KM  WZ 
Vanuatu  12  200 
Venezuela  12  200 
Vereinigte Arabische 
Emirate 
Abu Dhabi  3  b 
Adschman  3  b 
Dubai  3  b 
c  Fudscheira  3  b 
Ras-al-Chaima  3  b 
Schardscha  12  b 
Umm-al-Kaiwain  3  b 
Vereinigte Staaten  3 
Vereinigtes Königreich  3 
Belize  3 
Bermudas  3 
b  Britische Jungfern- 3 
inseln 
Britisches Territo- 3 
rium im Indischen 
Ozean 
Brunei  3 
200  Falkland-lnseln  3 
Gibraltar  3 
Hongkong  3 
12  Kaimaninseln  3 
12  Montserrat  3 
Pitcairn,  Henderson,  3 
200  Ducie,  Oeno 
200  St. Christoph-Navis,  3 
Anguilla 
St. Helena, Ascension  3 
und Tristan da Cunha 
Turks- und Cairos- 3 
Inseln 
VJ4nam  12  200 
Westsamoa  12  200 
12  Zaire  12 
12b 












aDie angegebene Breite des Küstenmeeres (KM),  der Fischereizone (FZ) oder der Wirtschaftszone (WZ) 
bezieht sich auf die 'Entfernung der äußeren Grenze von der Basislinie,  die durch die Küstenlinie bei 
Niedrigwasser oder durch gerade Basislinien gebildet wird.  Unter "Wirtschaftszone" wird das Gebiet 
verstanden,  filr das ein Küstenstaat in einer an sein Küstenmeer angrenzenden Meereszone zusätzlich 
zur Fischereihoheit ausschließlich souveräne Rechte hinsichtlich der Erforschung und Ausbeutung aller 
Naturschätze der Wassersäule und des Meeresbodens und Hoheitsrechte hinsichtlich des Meeresumwelt-
schutzes und der wissenschaftlichen Meeresforschung beansprucht.  In der Spalte "Fischereizone" wer-
den die Fälle aufgeführt,  in denen ein Küstenstaat in einer an sein Küstenmeer angrenzenden Meeres-
zone die ausschließliche Fischereihoheit beansprucht.  Bei Beanspruchung einer Wirtschaftszone entfällt 
ein Hinweis auf eine Fischereizone. - bSiehe besondere Bemerkungen in der angegebenen Quelle. -
cBis zur Mittellinie. - dIrn Bottnischen Meerbusen bis zur Mittellinie. - eIm Golf von Oman bis zur 
Mittellinie. 
Quelle:  Entnommen aus Bundesministerium für Verkehr [c,  20.  Januar 1982]. 14 
auf Ausschließliche Wirtschaftszonen einen völkerrechtlich wichtigen 
Rückhalt gaben [PL 94-265].  Die Wirtschafts  zone der Bundesrepu-
blik hat hingegen nur einen geringen Anteil an der Gesamtfläche.  Wäh-
rend von den insgesamt 129 Mill.  km2  aller 200-Meilen-Zonen auf 
die Vereinigten Staaten 7, 8  Mill.  km  2  entfallen,  beträgt der Anteil 
der Bundesrepublik nur 40 800 km2.  Im internationalen Vergleich liegt 
die Bundesrepublik damit an 110.  Stelle [vgl.  Jenisch,  1981,  S.  18]. 
Dieser geographische Nachteil wird allerdings durch die EG-Mitglied-
schaft gemildert;  innerhalb der EG wurde mit der Resolution des Ra-
tesder Europäischen Gemeinschaften zum 1.  Januar 1977 eine  ge-




2.  Referenzschema 
a. Effizienzorientierte Fischerei 
20.  Ressourcen unterscheiden sich von Konsumgütern dadurch,  daß 
sich ihre Nutzung über vergleichsweise lange Zeiträume erstrecken 
kann;  erneuerbare Ressourcen,  wie etwa Fischbestände,  können so-
gar ohne endlichen Zeithorizont fortw:ährend genutzt werden, sofern 
der Gegenwartsbestand nicht so stark genutzt wird,  daß seine Fähig-
keit zur Regeneration - und damit der Zukunftsbestand - in Gefahr 
gerät.  Das Zugangssystem muß diesem Umstand Rechnung tragen.  Es 
muß so gestaltet sein,  daß gegenwärtige und (diskontierte) künftige 
Erlöse und Kosten gegeneinander abgewogen werden.  Im formalen 
Modell geschieht dies über die Maximierung des Gegenwartswertes 
der Ressourcennutzung.  Daraus folgt,  daß Ressourcen im gesamtwirt-
schaftlichen Sinne optimal ausgebeutet werden,  wenn ihr Preis den 
Grenzkosten entspricht;  diese umfassen sowohl private als auch ge-
samtwirtschaftliche Komponenten. (marginale Nutzungskosten) 2.  Die 
marginalen Nutzungskosten,  die als Schattenpreise angesehen werden 
können,  geben den Betrag an,  um den der Gegenwartswert des Fische-
reibestandes reduziert wird,  wenn der Bestand um eine Einheit ver-
ringert wird. 
1  Vgl.  hierzu den Exkurs über die EG-Fischereipolitik. 
2  Zur Theorie der Fischerei vgl.  Gordon [1954].  Eine form~le Ableitung 
findet sich in Peterson und Fisher [1977] . 15 
21.  Ein  offenes  Zugangssystem,  das  einen  kostenlosen  und  unbe-
schränkten Zugang zu den FischgründE!ll gewährt,  ist aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht ineffizient.  Die Fischerei wird als Folge des offe-
nen Zugangs im IIWindhundverfahren
ll  zu intensiv betrieben,  und der 
Bestand kann in Gefahr geraten.  Einzeln und gemeinsam sind dü~ Fi-
scher zwar von der Notwendigkeit des Bestandsschutzes überzeugt, 
doch gibt ihnen das Zugangssystem keine Handhabe,  eine für alle ver-
nünftige Lösung durchzusetzen. 
22.  Der offene Zugang bedeutet,  daß es ausschließliche Eigentums-
rechte an den Fischbeständen nicht geben kannl .  Das  Zugangssystem 
gewährt keine Anreize,  die Nutzung des Gegenwartsbestandes einzu-
schränken und damit künftige Fangmöglichkeiten zu sichern.  Ohne 
durchsetzbare Ansprüche auf künftige Fangmöglichkeiten werden die 
Fischer den Wert des Fischbestandes in situ (d. h.  der noch nicht ge-
fangenen Fische) nicht mit in ihr Kalkül einbeziehen.  Künftige Nut-
zungsmöglichkeiten, d. h. die Nutzungskosten, werden von den Fischern 
ignoriert,  die  bei  rationalem Verhalten  solange  fischen,  bis  die 
Gleichheit von Preis und den durchschnittlichen Fangkosten erreicht 
ist.  Dabei wird im Gegensatz zum gesamtwirtschaftlich wünschens-
werten Resultat - Gleichheit von Preis und Summe aus marginalen 
Fang- und Nutzungskosten - zu viel gefangenl 
. 
1  Eigentumsrechte werden hier - wie bereits erwähnt - im weitesten Sinne 
als IIproperty rights
ll verstanden.  Ein Recht auf Fischfang ist demnach 
auch ein Eigentumsrecht.  Zur Theorie der Eigentumsrechte vgl.  Demsetz 
[1967].  Posner [1977,  S.  28 ff.]  führt drei notwendige Bedingungen ei-
ner effizienten eigentumsrechtlichen Struktur an: Universalität,  Exklusi-
vität und Übertragbarkeit.  Um effiziente Ressourcennutzung zu ermög-
lichen,  müssen Nutzungs- oder Eigentumsrechte an Ressourcen allum-
fassend (Eigentumsrechte müssen an allen knappen Ressourcen bestehen), 
exklusiv (Ausschließungsprinzip,  Vermeidung der Überlappung von Ei-
gentumsrechten) und übertragbar (Verkauf,  Verpachtung) sein.  Die Ver-
letzung einer dieser Bedingungen oder die tlVerwässerung
ti  der Eigen-
tumsrechte führen zur Fehlallokation.  Vgl.· auch Furubotn und Pejovich 
[1972,  S.  1140].  Für eine ausführliche Diskussion der Zusammenhänge 
zwischen Allokationseffizienz und Zugangs system in der Fischerei und 
eine  Begründung  des  hier  skizzierten  Referenzschemas vgl.  Prewo 
[1980a] . 
2  Die Summe aus marginalen Fang- und Nutzungskosten übersteigt immer 
die durchschnittlichen Fangkosten.  Der negative Zusammenhang zwischen 
marginalen Fangkosten und Bestandsgröße bedeutet,  daß schon die mar-
ginalen Fangkosten allein immer über den durchschnittlichen Fangkosten 
liegen. 16 
23.  Der offene,  kostenlose Zugang muß durch einen rechtlich-insti-
tutionellen Rahmen ersetzt werden,  innerhalb dessen der Fischfang 
auf das gesamtwirtschaftlich gebotene Niveau begrenzt wird.  Die Nut-
zungskosten,  die bei offenem Zugang als externe Kosten von den Fi-
schern nicht berücksichtigt werden,  müssen internalisiert werden. 
Dieses Ziel setzt zunächst voraus,  daß Eigentumsrechte - Jurisdik-
tion über die Fischbestände - etabliert werdeni.  Zweitens muß der 
rechtlich-institutionelle Rahmen effizient gestaltet werden. 
24.  Wichtigstes Kriterium für den geographischen Geltungsbereich 
der fischereilichen Jurisdiktion ist das Kriterium der Ausschließbar-
keit.  Fischereikonflikte können nur vermieden werden,  wenn sich die 
Eigentumsrechte - hier: der Geltungsbereich der fischereilichen Ju-
risdiktion - nicht überlappen.  Diese Bedingung wird im Falle natio-
naler Fischereizonen in der Regel verletzt2 •  Denn bei nationaler Ju-
risdiktion ist  das  Kriterium der Ausschließbarkeit nur für wenige 
Fischarten erfüllt;  die Wanderbewegungen der meisten Fischarten 
und ihre Wechselwirkungen im marinen Ökosystem sind so extensiv, 
daß effiziente Fischbewirtschaftung einen weiten geographischen Gel-
tungsbereich und damit einen internationalen Regelungsansatz voraus-
setzt.  Diesem geographischen Kriterium haben viele der bestehenden 
internationalen Fischereikommissionen,  deren Zuständigkeitsberei-
che oft weite Meeresgebiete umfassen,  Rechnung getragen3  • 
25.  Die wesentliche Aufgabe einer effizienzorientierten fischereipo-
litischen Instanz besteht darin,  das Fangvolumen auf das gesamtwirt-
schaftlich wünschenswerte Niveau zu beschränken.  Dies darf aller-
dings nicht über Maßnahmen geschehen,  die zu überhöhten Fangko-
sten führen.  Aus diesem Grund sind ausschließlich quantitative oder 
technische Restriktionen - Fangquoten,  Fangzeiten,  Vorschriften über 
Fanggeräte - untaugliche Instrumente: Mit solchen Beschränkungen 
könnte zwar das Fangvolumen reduziert werden,  doch geschähe dies 
1  Es  soll hier nicht  diskutiert  werden,  ob  es  vorteilhafter  wäre,  öf-
fentliches oder privates Eigentum an den Fischgründen zu schaffen;  es 
geht hier lediglich um die Notwendigkeit einer ausschließlichen Verfü-
gungsgewalt.  Zum Vergleich der Implikationen öffentlichen und privaten 
Eigentums an den Fischgründen siehe Prewo [1980a,  S.  269 f. ] . 
2  Dies gilt auch für das EG-Meer im Nordost-Atlantik,  das für viele Fisch-
arten keine biologische Einheit darstellt. 
3  Für einen Überblick und eine Kritik der Tätigkeit der bisherigen regio-
nalen und artenbezogenen Fischereiorganisationen vgl.  Wolfrum [1978]. 17 
nur über den verschwenderischen Einsatz von Arbeit oder Kapitall . 
Die Fischereipolitik muß den Fischern die Wahl effizienter Fangme-
thoden überlassen.  Die Beschränkung des Zugangs darf deshalb nicht 
über eine Erhöhung der Fangkosten,  sondern muß über die Internali-
sierung der Nutzungskosten erfolgen.  Diese Alternativkosten können 
in das Produktions  kalkül der Fischer mit einbezogen werden,  wenn 
eine Nutzungsgebühr in Höhe dieser volkswirtschaftlichen Kosten er-
hoben wird. 
b.  V e r_s t e i ger  u n g  von  Fan  g 1  i zen zen 
26.  Die Erhebung einer Gebühr stößt in der Praxis  auf erhebliche 
Schwierigkeiten.  Theoretisch ist es zwar möglich,  optimale Gebüh-
rensätze festzulegen2 ,  ihre praktische Anwendung scheitert jedoch 
an unvollständigen Informationen über ökonomische und biologische 
Parameter.  Um Gebühren ex ante festzulegen, ·müßte beispielsweise 
die Kostenstruktur im Fischfang genau bekannt sein. 
27.  Diese Schwierigkeit kann umgangen werden,  indem die Nutzungs-
gebühr in Auktionen,  in denen etwa Fangrechte versteigert werden, 
bestimmt wird.  In solchen Auktionen wird die Nutzungsgebühr unter 
marktmäßigen Bedingungen - wie in einem"  tcitonnement" -Prozeß -
ermittelt.  Die Wettbewerbsbedingungen,  die in der Fischerei herr-
schen,  bieten eine gute Voraussetzung dafür,  daß die Auktionsgebote 
zumindest annähernd den Nutzungskosten entsprechen3 •  Gebührenart 
1  Vgl.  z. B.  Christy jr.  [1975,  S.  699 f.] über die Konsequenzen von Quo-
ten und Fangzeiten im pazifischen Thunfischfang.  Die mengenmäßigen 
und zeitlichen Restriktionen führten dazu,  daß die Fischer immer größere 
und schnellere Boote erwarben,  um sich innerhalb der Fangsaison einen 
möglichst"hohen Anteil an der festgelegten Gesamtfangquote zu sichern. 
Von 1967 bis 1973 verdreifachte sich die Fangkapazität,  während  die 
Fangsaison auf ein Drittel (drei Monate) ihres ursprÜllglichenZeitraums 
(neun Monate) gekürzt wurde. 
2  Je nach Bemessungsgrundlage kommen in Frage: Gebühren auf das Pro-
dukt (Abgaben auf die Fangmenge oder den -erlös).  den Faktoreinsatz 
(Bootsgröße,  Motorenstärke,  Fanggerät,  Arbeitseinsatz) oder pauschale 
Abgaben,  wie Lizenzgebühren.  Zur theoretischen Literatur vgl.  Brown 
[1974] und Clark [1976,  S.  116-127]. 
3  Darüber hinaus wäre es erforderlich,  daß der Wettbewerb nicht - wie 
gegenwärtig - durch vielfältige Eingriffe,  wie etwa die Protektion,  ver-
zerrt wird.  Die in dieser Studie diskutierten Effizienzbedingungen be-18 
und Bemessungsgrundlage können den besonderen Erfordernissen an-
gepaßt werden: 
- Wie bei einer Pauschalsteuer (lump-sum tax) könnte sich die fische-
. reipolitische Instanz als Auktionator darauf beschränken,  die Zahl 
der Fanglizenzen zu bestimmen,  die gegen die Zahlung einer ein-
maligen Gebühr versteigert werden sollen.  Als Lizenzgebühren wür-
den die Auktionsgebote dem diskontierten Erwartungswert des Fang-
rechts entsprechen.  Ein gewichtiger Nachteil dieses Systems liegt 
allerdings darin,  daß die Fischer die Fangrisiken in voller Höhe 
tragen würden,  so daß der Erwartungswert der Fangrechte - und 
damit die Auktionsgebote  - geringer als die ökonomische Rente wäre. 
- Analog zu einer Mengen- oder Erlössteuer könnten Lizenzen gegen 
variable,  a:uf der Auktion zu bestimmende Fangabgaben versteigert 
werden.  Die Fischer würden in diesem Falle das Fangrisiko mit 
der fischereipolitischen Instanz teilen.  Ihre Gebote würden dement-
sprechend insgesamt höher als bei einer Pauschalgebühr ausfallen. 
- Analog zu einer Gewinnsteuer könnten die Lizenzen gegen Gewinn-
anteile versteigert werden.  Unter diesem System würden die uner-
wünschten negativen Folgen einer Mengensteuer vermieden werdeni, 
ohne  daß  den  Fischern der  Vorteil der  Risikoabsicherung gegen 
Fangausfälle verlorenginge.  Darüber hinaus würde nicht nur das 
Fangrisiko,  sondern auch das Ertragsrisiko mit der Behörde ge-
teilt we rden2  • 
28.  Ein wesentlicher Vorteil eines Zugangssystems,  in dem Nutzungs-
gebühren in Auktionen bestimmt werden,  liegt darin, ,daß die Auswahl 
der Fischer allein nach ökonomischen Kriterien erfolgt.  Der Markt-
mechanismus würde dafür sorgen,  daß konkurrierende Interessen 
einzelner Fischer gegeneinander abgewogen werden.  Ein~ solche ord-
beziehen sich - wie in der Einleitung erwähnt (Ziffer 5 ) - auf die recht-
lich-institutionellen Rahmenbedingungen.  Es bedarf keiner besonderen 
Betonung,  daß diese um ökonomische Effizienzbedingungen ergänzt wer-
den müssen. 
1  Eine Mengensteuer erhöht die Grenzkosten und reduziert dadurch den 
Fangeinsatz. 
2  Dies entspricht dem" für die Ausbeutung mineralischer Rohstoffe biswei-
len vorgeschlagenen System des "profit share bidding".  In der Fische-
rei stößt die Anwendung dieses Systems jedoch auf verwaltungstechni-
sche Probleme. 19 
nungspolitische Gestaltung der Fischereipolitik erfordert grundsätz-
lich keine weiteren Maßnahmen,  etwa im Bereich der Strukturpolitik. 
Der Einsatz der Produktionsfaktoren im Fischereibereich wird über 
die Nutzungsgebühr gesteuert.  Bei Überkapazitäten im Bereich des 
Fischfangs wird die Nutzungsgebühr in den Auktionen in die Höhe ge-
trieben;  höhere Gebühren erzwingen schließlich den erforderlichen 
Kapazitätsabbau.  Umgekehrt. drückt eine niedrige Kapazitätsauslastung 
die Nutzungsgebühr und vergrößert damit den Anreiz 'zur Kapazitäts-
erweiterung  . 
c.  Institutioneller  Rahmen 
29.  Eine effizienzorientierte Fischereipolitik im Rahmen des skizzier-
ten Zugangs systems ist nur lohnend,  wenn die Kosten unter dem zu-
, sätzlichen Ertrag,  d. h.  der ökonomischen Rente,  liegenl .  Umfassen-
de Kosten-Nutzen-Vergleiche über eine weltweite,  effiziente Fisch-
bewirtschaftung liegen zwar noch nicht vor;  doch kann angesichts ein-
zelner Untersuchungen davon ausgegangen werden,  daß der Bruttonut-
zen eines solchen Systems die Kosten bei weitem übersteigt2  • 
.... 
30:  Der institutionelle Rahmen der Fischbewirtschaftung muß so ge-
wählt werden,  daß die administrativen Kosten möglichst niedrig ge-
halten werden.  Als organisatorisches Gerüst bieten sich die bereits 
bestehenden regionalen und artenbezogenen internation:;l.len Fischerei-
organisationen an [vgl.  Wolfrum,  1978,  S.  674 ff. ].  Ihr geographi-
scher Geltungsbereich entspricht,  wie erwähnt,  in vielen Fällen den 
biologischen Erfordernissen.  In der Vergangenheit hatten die Entschei-
dungen dieser Organisationen allerdings oft nur Empfehlungscharak-
ter;  die von ihnen empfohlenen Fangquoten entsprachen vielfach auch 
nicht den ökonomischen Erfordernissen,  sondern spiegelten die  fi-
schereipolitischen Interessen einzelner  Mitgliedstaaten  wid~r.  Im 
Rahmen des vorgeschlagenen fischereipolitischen Systems wäre es 
1  Fixe Kosten entstehen bei der Etablierung eines solchen Systems,  ange-
fangen von den Verhandlungen bis hin zur Institutionalisierung (etwa im 
Rahmen einer Behörde);  variable Kosten entstehen bei der Durchführung 
und Überwachung der getroffenen Maßnahmen. 
2  Nach einer Kostenschätzung,  die für die 200-Meilen-Zone der Vereinig-
ten Staaten erstellt wurde,  liegen die jährlichen Kosten dort bei 100 Mill. 
Dollar,  während der  jährliche  Bruttoertrag  300 Mill.  Dollar beträgt 
[U. S.  Congress,  1976,  S.  47 ff. ] . 20 
erforderlich,  diese Organisationen mit größeren Vollmachten auszu-
statten.  Sie sopten die Zahl der zu \Zersteigernden Lizenzen selbstän-
dig bestimmen und könnten als Auktionator auftreten.  Die Fischerei-
organisationen könnten auf ihre Kenntnisse über wünschenswerte Fang-
mengen zurückgreifen und die zu versteigernden Lizenzen entspre-
chend stückeln. 
31.  Während die wesentlichen fischereipolitischen Entscheidungen in 
einem solchen System auf internationaler  Ebene  getroffen  würden, 
könnte es unter Kostenerwägungen angebracht erscheinen,  Überwa-
chungsfunktionen nationalEm Instanzen zu übertrageni.  Ein solches ge-
mischtes nationales und internationales System hätte den Vorteil,  daß 
die Fischereiorganisationen nicht mit umfassenden Hoheitsrechten 
ausgestattet werden müßten,  die unter Umständen zu Konflikten mit 
anderen Bereichen der Meeresnutzung - etwa der Schiffahrt - führen 
könnten. 
3.  Bewertung  der Konvention 
32.  In der Realität haben Fischereizonen von 200 Seemeilen Breite 
schon an erheblicher gewohnheits rechtlicher Substanz gewonnen, nach-
dem bereits die meisten Küstenstaaten solche - oder sogar noch wei-
terreichende - Ansprüche erhoben haben (Tabelle 1).  Der Konventions-
text  der Dritten  UN -Seerechtskonferenz  hält  an diesen  Ansprüchen 
im Grundsatz fest,  bringt die bisher getroffenen küstenstaatlichen 
Regelungen auf einen gemeinsamen Nenner und verleiht dem Anspruch 
auf die 200-Meilen-Zone über die Kodifikation einen höheren völker-
-rechtlichen Stellenwert.  Der Konventionsentwurf sieht vor,  daß die 
Küstenstaaten über souveräne Rechte in der Exploration,  Ausbeutung 
und Bewirtschaftung der lebenden und nicht-lebenden Ressourcen in-
nerhalb der 200-Seemeilen-Zone verfügen [UN, e, Art.  56].  Das neue 
Fischereirecht wird somit fast die gesamte Fischerei ausschließlich 
der nationalen Kontrolle unterwerfen,  da ungefähr 90 vH der gegen-
wärtig kommerziell genutzten Fischbestände auf die 200-Meilen-Zone 
entfallenz . 
1  Über die Erfassung der angelandeten Mengen könnten die nationalen Be-
hörden Kontrollfunktionen in den Häfen kostengünstiger ausüben als eine 
internationale Behörde auf See. 
Z  Die pflanzliche Nährstoffproduktion - über die Photosynthese - sinkt mit 
zunehmenden Wassertiefen.  Denn nur wenig Sonnenlicht durchdringt mehr 21 
33.  Auf den ersten Blick scheint das künftige Seerecht mit der Eta-
blierung von Eigentumsrechten eine wichtige Voraussetzung für eine 
effizienzorientierte Fischereipolitik zu bieten.  Bei genauerer Betrach-
tung werden jedoch wesentliche Mängel erkennbar:  Er~tens werden 
die Eigentumsrechte nicht nach biologischen und ökonomischen Kri-
terien abgegrenzt;  biologische Einheiten werden durch nationale Gren-
zen aufgespalten.  Im Gegensatz zum ökonomisch vernünftigen Ord-
nungsrahmen, der einen internationalen Ansatz zur Fischbewirtschaf-
tung vorsieht,  basiert das neue Fischereirecht auf einem nationalen 
Ansatz.  Dies führt dazu,  daß grenzüberschreitende Bestände unter-
schiedl~chen und möglicherweise gegenläufigen Bewirtschaftungsmaß-
nahmen ausgesetzt werden.  Zweitens führt das neue Seerecht,  obwohl 
es den äußeren Rahmen der ausschließlichen Wirtschafts zone für alle 
Länder einheitlich absteckt,  nicht zu einer einheitlichen Fischereipo-
litik.  Denn der funktionale Inhalt der küstenstaatlichen Hoheitsrechte 
ist weit gefaßt:  Ein weiter Ermessensspielraum erlaubt den Küsten-
staaten eine Fischereipolitik,  die ökonomische und biologische Kri-
terien verletztl. 
34.  Der Zugang zur Fischerei  soll nach  dem  Konventionstext  von 
den Küstenstaaten in einem zweistufigen Verfahren geregelt werden: 
Zunächst legt der Küstenstaat eine zulässige Höchstfangmenge (total 
allowable catch - TAC) fest,  die in seiner Wirtschaftszone in einer 
Fangperiode nicht überschritten werden darf rUN,  e, Art.  61  Abs.  1]. 
Im zweiten Schritt werden Fangrechte für einheimische Fischer re-
serviert;  sofern diese die Gesamtfangmenge nicht voll ausschöpfen 
können,  sollen ausländische Fischer Zugang zur verbleibenden Rest-
menge erhalten rUN,  e, Art.  62]. 
als 50  Meter Wassertiefe,  und unterhalb von 200 Metern gibt es fast keine 
marine Flora.  Die ertragreichen Fanggründe liegen deshalb in den Schelf-
gebieten. 
1  Schließlich ist auch die seewärtige Begrenzung der Wirtschafts zonen auf 
200 Seemeilen nicht  voll befriedigend.  Wenn auch  der Fischfang ganz 
überwiegend innerhalb der Wirtschaftszonen betrieben wird,  so gibt es 
kommerziell wichtige Fischarten,  die über weite Gebiete der Hohen See 
wandern (z. B.  Hering,  Thunfisch).  Ihre andauernde Überfischung wird 
durch die 200-Meilen-Regelung nicht ausgeschlossen.  Andererseits könn-
te gegen diese Erwägung der Einwand erhoben werden,  daß die Kosten 
der fischereilichen  Jurisdiktion jenseits von 200 Seemeilen möglicher-
weise den zu erwartenden Nutzen übersteigen. 22 
35.  In allen Verfahrensschritten steht dem Küstenstaat ein erhebli-
cher Ermessensspielraum zu.  Nach dem Konventionsentwurf soll die 
Fischbewirtschaftung sowohl biologischen,  ökologischen und ökonomi-
schen Faktoren als auch besonderen Umständen Rechnung tragen [UN, 
e,  Art.  1 Abs.  3].  Als Leitkriterium ist der höchstmögliche Dauer-
ertrag (maximum sustainable yield - MSY) vorgesehenl
.  Dies ist ein 
biologisches Partialkonzept,  das weder ökonomische Faktoren wie 
die Fang- und Nutzungskosten noch die Wechselwirkungen zwischen 
einzelnen Fischarten berücksichtigt.  Die danach bestimmte Gesamt-
fangmenge kann vom ökonomischen Optimum stark abweichen2  • 
36.  Bei  -der Verteilung der Gesamtfangmenge auf einheimische und 
ausländische  Fischer sieht der Konventionstext  die  strikte  Präfe-
renz  einheimischer  Fischer vor.  Von  der  Gesamtfangmenge  (TAC) 
sind zunächst den einheimischen Fischern Fangrechte entsprechend 
ihrer Fangkapazität (domestic harvesting capacity) einzuräumen.  Die 
Bemessungsgrundlage-für die inländische Kapazität wird nicht vorge-
geben3 ;  ihre Definition liegt wie die der Gesamtfangmenge im Belie-
ben des Küstenstaates .  Demnach ist völlig ungewiß,  ob Restmengen 
für ausländische Fischer überhaupt anfallen und ob diese nicht völlig 
ausgeschlossen werden.  Sofern ausländische Fischer überhaupt Zu-
gang erhalten,  kann unter ihnen nach Nationalitätskriterien [UN,  e, 
Art.  62  Abs.  4b]  und über die selektive Anwendung fiskalischer, quan-
titativer und technologischer Restriktionen diskriminiert werden [UN, 
e, Art.  62  Abs.  41. 
37.  Die weiten Ermessensspielräume der Küstenstaaten eröffnen die-
sen selbstverständlich auch die Möglichkeit,  eine effizienzorientierte 
Fischereipolitik zu betreiben und ein Zugangssystem mit Nutzungs-
gebühren einzuführen.  Allerdings wären solchen Versuchen durch die 
nationale Parzellierung der Fanggründe enge Grenzen gesetzt.  Nur 
im Falle von Fischbeständen,  die sich während ihres gesamten Le-
benszyklus innerhalb der Wirtschaftszone eines einzelnen Küstenstaa-
tes aufhalten,  verfügt der Küstenstaat über ausschließliche und um-
fassende Rechte als. Voraussetzung einer effizienzorientierten Fische-
reipolitik. 
1  Vgl.  Clark [1976,  S.  13]  zur Definition des höchstmöglichen Dauerer-
trages. 
2  Die ökonomisch optimale Fangmenge kann erheblich geringer sein als 
MSY [Kim,  1981]. 
3  Der  Konventionstext  bestimmt insbesopdere  nicht,  ob  die  einheimi-
sche Kapazität nach ökonomischen oder physischen Kriterien (und ggf. 
nach welchen) zu messen ist. 23 
Tabelle 2  - Klassifikation der marinen Ressourcen und  Regelung im 
Konventionstext 
Klassifikation der lebenden marinen Ressourcen 
nach geographischen und ökologischen Kriterien 
(1)  Standorte beschränkt auf den Grund des Fest-
landsockels oder küstennahe Gebiete,  d. h. 
ausschließlich innerhalb der Wirtschafts zone 
eines Staates.  Hierzu gehören: (i) sessile 
Arten,  die unbeweglich sind oder sich nur in 
physischem Kontakt mit dem Meeresboden 
bewegen;  (ii) einige litorale Arten in der 
Gezeitenzone .  Beispiele: Austern,  Muscheln, 
Krebse. 
(2)  Standorte hauptsächlich auf die flachen Mee-
resgebiete der Kontinentalschelfs beschränkt, 
d. h.  begrenzte Wanderbewegungen innerhalb 
der Wirtschaftszone eines oder einiger 
(meist benachbarter) Staaten.  Hierzu gehören 
Bodenfische und freischwimmende Fische der 
Flachmeere.  Diese Fischarten können nach 
der Begrenzung ihrer Wanderbewegungen 
unterteilt werden in solche, 
a) die durch Meeresgräben aufgehalten wer-
den;  Beispiele: Ostsee-,  Nordseescholle  , 
Flunder,  Seezunge,  Schellfisch. 
b) die einzelne Meeresgräben,  wie z. B. die 
norwegische Rinne,  überqueren,  sich 
aber vorwiegend in der Flachsee aufhal-
ten;  Beispiele: Kabeljau (Dorsch),  Forelle, 
Seehecht,  Heilbutt. 
(3)  Extensive Wanderbewegungen über weite Mee-
resgebiete,  d. h.  inner- und außerhalb der 
Wirtschaftszone vieler Staaten.  Hierzu ge-
hören pelagische Zugfische  (Beispiele: 
Thunfische,  Makrelen,  Heringe) und einige 
Wale. 
(4)  Ausschließlich auf hoher See;  Beispiele: 
Antarktische Wale,  Krill. 
(5)  Sonderfälle weit wandernder Fischbestände : 
a) Anadrome Arten laichen in Binnengewäs-
sern (Süßwasser),  verbringen aber den 
größten Teil ihres Lebenszyklus im Meer; 
Beispiel: Lachse. 
b) Katadrome Arten laichen im Meer,  ver-
bringen aber den größten Teil ihres 
Lebenszyklus in Binnengewässern; 
Beispiel: Aale. 
Regelung nach dem Konventionstext 
(1)  Ausschließliche Jurisdiktion des Küstenstaates 
[Art.  61,  62;  Art.  77 Abs.  4 für sessile Ar-
ten].  Die sessilen Arten unterstehen nach der 
Genfer Festlandsockelkonvention von 1958 der 
Hoheit der Küstenstaaten,  ebenso einige (eng 
lokalisierbare) litorale Arten gemäß der über-
kommenen 3-sm-Grenze des Küstenmeeres. 
(2)  Im Falle einzelner Langküstenstaaten ist es 
möglich,  daß' die Wanderbewegungen über die 
Grenzen der Wirtschaftszone eines Staates 
nicht hinausgehen;  in diesem Falle Regelung 
wie  (1). 
Im Falle grenzüberschreitender Bestände wer-
den die Küstenstaaten angehalten zu versuchen, 
sich auf die Bewirtschaftung der Bestände zu 
einigen [Art.  61-63]. 
(3)  Küstenstaat und andere Staaten mit Fanginter-
essen werden zu gemeinsamer Bewirtschaf-
tung angehalten [Art.  61,  62,  63  Abs.  2,  64 
und Annex I). 
(4)  Verweis auf die bisherigen Regelungen und 
Übereinkommen zum Schutz mariner Säuge-
tiere;  d. h.  Bestätigung des status quo 
[Art.  65]. 
(5)  a) Anadrome Arten: Fischerei i. d. R.  nur land-
wärts der 200-sm-Grenze des Ursprungs-
(Laich-)staates.  Diesem Ursprungs  staat 
werden primäres Interesse und Verantwor-
tung für diese Bestände zuerkannt.  Gesamt-
fangmengen können vom Ursprungsstaat nach 
Konsultation mit anderen betroffenen Staaten 
? festgelegt werden [Art.  66;  Art.  61,  62 fin-
den hingegen keine Anwendung] . 
b) Katadrome Arten: Fischerei nur landwärts 
von der 200-sm-Grenze des Staates,  in des-
sen Gewässern die Fische den größten Teil 
ihres Lebenszyklus verbringen [Art.  61,  62, 
67] . 24 
38.  Eine Klassifikation der lebenden marinen Ressourcen nach geo-
graphischen und ökologischen Kriterien (Tabelle 2) zeigt,  daß der Kon-
ventionsentwurf nur für wenige Fischarten (Kategorie 1 und teilweise 
Kategorie.2 bei Langküstenstaaten) ausschließliche Eigentumsrechte 
etabliert.  Die  meisten  Fischbestände  (Kategorie 2  - 5)  werden zu 
grenzüberschreitenden Ressourcen,  deren effiziente Nutzung zusätz-
liche internationale Abkommen erfordert.  Das Ziel solcher Abkom-
men müßte es sein,  grenzüberschreitende Ressourcen als Einheit zu 
betrachten und ihre Nutzung entsprechend zu regelnl .  Auf der Grund-
lage der nationalen Jurisdiktion könnten solche Abkommen eher zu-
stande kommen,  wenn den betroffenen Staaten die internationale Zu-
sammenarbeit zwingend ,auferlegt werden würde.  Der Konventionsent-
wurf schreibt dies jedoch nicht vor.  Als Konsequenz des gewählten 
rigiden nationalen Ansatzes werden die Staaten lediglich dazu ange-
halten,  Versuche zur gemeinsamen Fischbewirtschaftung zu unterneh-
men [UN,  e,  Art'.  63  Abs.  1]. 
39.  Man könnte vermuten,  daß die Erwartung der einzelnen Staaten, 
die Rente einer gemeinsamen Fischbewirtschaftung unter sich auftei-
len zu können,  sie zu einer Zusammenarbeit anreizt.  Dem widerspre-
chen jedoch die jüngsten Erfahrungen.  In den meisten Fällen hat das 
Konzept der nationalen Jurisdiktion neue Konfliktlinien geschaffen.  Es 
ist deshalb zweifelhaft,  ob das neue Fischereirecht wenigstens einen 
zweitbesten Regelungsansatz bietet. 
4.  Die Kleine  Hochsee-und  Küstenfischerei  der  Bundesrepublik  Deutschland 
unter dem neuen Seerecht 
40.  Während für die Hochseefischerei,  deren traditionelle Fanggrün-
de zum überwiegenden Teil außerhalb des EG-Meeres liegen,  die Fra-
ge von Fischereiabkommen mit Drittländern die weitaus größte Be-
deutung hat,  ist für die Kleine Hochsee - und Küstenfischerei vor al-
lem entscheidend,  wie der Zugang zu den Fischbeständen im EG-Meer 
geregelt ist und welche sonstigen fischereipolitischen Maßnahmen auf 
der EG-Ebene getroffen werden.  Für die Ostseefischer - als Teil der 
Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei - ist es eine zentrale Frage, 
wie der Streit um die im Zuge der allgemeinen Ausweitung der Fische-
1  Beispiele liefern die Abkommen zur Regelung grenzüberschreitender ÖI-
und Gasvorkommen [Lagoni,  1979]. 25 
rei- und Wirtschafts zonen auch in der Ostsee beanspruchten nationa-
len Fischereizonen beigelegt wird und welche Zugangsregelungen zu 
den dortigen Fis  chgründen gefunden werden. 
a. Verlust  von  Fangmöglichkeiten 
41.  Die Fangmöglichkeiten haben sich für die Fischer in der Bundes-
republik in den letzten Jahren drastisch verschlechtert.  Das lag vor 
allem daran,  daß in der Zeit des weitgehend freien Zugangs zu  den 
Fischgründen - also vor Einführung der Fischereizonen - die Bestände 
stark überfischt wurden.  Die Ausweitung der Fischerei- und Wirt-
schaftszonen,  die auch als eine Antwort auf die negativen Folgen des 
alten Fischereirechts gesehen werden kann,  bedeutet,  daß die deut-
schen Fischer traditionelle Fanggebiete nicht mehr befischen können. 
In weiterhin noch zugänglichen Fanggründen ist der Fischfang vielfach 
durch Kontingente beschränkt.  Ein Ausweichen auf andere Fanggebiete 
ist nur in engen Grenzen möglich und führt oftmals zu Konflikten mit 
Fischern,  die diese FanggrÜllde traditionell befischt haben.  Auch auf 
den Fang anderer Fischarten kann - trotz: staatlicher Förderung - nur 
in beschränktem Umfang übergegangen werden.  Zu diesen Schwierig-
keiten kommt noch die drastische Verteuerung des Mineralöls hinzu, 
so daß sich die Fischer einem starken Anpassungszwang ausgesetzt 
sehen.  Die große Unsicherheit über die weitere Entwicklung der Zu-
gangsbedingungen und die von kurzfristigen Maßnahmengekennzeich-
nete Fischereipolitik erschweren eine effiziente Anpassung. 
42.  Die für die Kleine Hochsee- und Küstenfischerei relevanten Fang-
gebiete liegen heute allesamt innerhalb nationaler Fischereizonen.  Im 
Nordatlantik hatten bereits im Frühjahr 1977 alle Küstenstaaten 200-
Meilen-Zonen eingeführt;  im Ostseebereich haben die Anliegerstaaten 
nach 1978 ihre Fischereizonen ausgedehnt und damit ihre Ansprüche 
für eine Auf  teilung der Ostsee geltend gemacht.  Allerdings bestehen 
noch Meinungsverschiedenheiten über die Abgrenzung der nationalen 
Fischere"izonen.  In der Ostsee bestehen aufgrund sich überlappender 
Gebietsansprüche zwei Grau~onen (Schaubild 1).  Die eine liegt südöst-
lich von Bornholm  :  Hier beansprucht Dänemark die Mittellinie zwi-
schen Bornholm und der polnischen Küste,  Polen will aber nur eine 
12-Meilen-Zone um Bornholm zugestehen.  Die andere - die sogenann-
te Banane - liegt östlich von Gotland:  Dieses Gebiet wird sowohl von 
Schweden als auch von der Sowjetunion als nationale Fischereizone 
beans  prucht. 26 
Schaubild 1  - Zur Auf  teilung von Nord- und Ostsee 
Nords  ....  a  Osts  .... 
o  ~r:C~-;;:;;nd..  ~  Grauzon  ..  n 
..  ..  ___ offene  fenzen  aFftstlandsockftl .  - v  ..  r"inbart"}G 
~----~~--------------~  ~--~--~--------~----~ 
D = Bund  ..  sr  ..  publik D  ..  utschland;  DDR. D  ..  utsch  .. D  ..  mokratisch  .. R  ..  publik  (R. Rüg ..  n);  DK· Dän  ..  mark (B. Bornholm. F - Fün  ..  n. 5 - S  ....  land); 
N.  Norw  ..  g  ..  n;  NL. Nil?d ..  rland  .. ;  PL. Pol  ..  n; S. Schw  ..  d  .. n (G. Gotland. Ö •  Öland);  SF. Finnland (Ä. Älandins"ln); SU. Sowj  ..  tunion; 
VK. V  .. r  ..  inigt  ..  s Königr  ..  ich. 
Quelle:  Für Nordsee:  Siehe  Gallagher [1978,  S.  15]. - Für Ostsee: 
Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Hol-
stein [1980,  S.  91]. 
43.  Die aus der Einführung der 200-Meilen-Zone resultierenden Be-
schränkungen des Fischfangs sind zum Teil durch Abkommen der EG 
mit Drittländern gegenseitig etwas gelockert worden.  So sind für die 
deutschen Kutter- und Küstenfischer vor allem durch Abkommen mit 
Norwegen und  Schweden,  von  denen der EG in begrenztem Umfang 
Fangniöglichkeiten in deren nationalen Fischereizonen eingeräumt 
werden, die Fangmöglichkeiten verbessert worden (Anhang A).  Mit den 
Ostblockländern hingegen sind Gegenseitigkeitsabkommen bislang nicht 
zustande gekommen.  Diese Länder lehnen die EG aus politischen Grün-
den als Vertragspartner ·ab und akzeptieren insbesondere nicht die 
von der EG geforderte Geltungsbereichsklausel.  Für die deutschen 
Fischer bedeutet dies nicht nur,  daß sie - wie die Fischer der ande-
ren EG-Länder auch - von den Fanggründen der akzeptierten nationa-
len Fischereizonen der Ostblockländer ausgeschlossen sind;  sie haben 
nach Rechtsauffassung der Ostblockländer auch keinen Zugang zu den 
Grauzonen.  Den Fischern der unmittelbar am Grenzstreit beteiligten 
Länder hingegen wird der Zugang zu den Grauzonen nicht streitig ge-
macht. 27 
44.  Für die Fischwirtschaft ist im einzelnen schwer abzuschätzen,  in 
welchem Maße die Fangmöglichkeiten durch solche Fischereiabkom-
men auf Gegenseitigkeit dauerhaft verbessert werden können.  Dies 
hängt unter anderem davon ab,  in welchem Umfang den Vertragspart-
nern als Gegenleistung Fangrechte im EG-Meer eingeräumt werden 
müssen und von welcher Dauer die Verträge sind.  Bisher sind die Ab-
kommen relativ kurz befristet,  und bei Anschlußabkommen müssen 
nicht nur mit den Vertragspartnern neue Bedingungen ausgehandelt 
werden.  Vielmehr wird auch von einzelnen EG-Mitgliedstaaten ver-
sucht,  solche Verhandlungen zur Durchsetzung nationaler Interessen 
in anderen,  auch sachfremden Bereichen zu nutzen. 
45.  Die deutschen Fischer haben nicht nur Fanggründe verloren,  son-
dern die erlaubten Fangmengen sind auch noch eingeschränkt worden. 
Zum einen geschah dies im Rahmen der erwähnten Fischereiabkom-
men.  Zum anderen ergeben sich Beschränkungen aus den seit 1978 
von  der  EG  zur  Bewirtschaftung der Fischbestände  im EG-Meer 
festgelegten Quoten.  Für die Kleine Hochsee- und Küstenfischerei der 
Bundesrepublik sind dabei vor allem die Regelungen für die Nordsee, 
das  Skagerrak und  Kattegat  sowie  für  die  Ostsee  relevant.  In der 
Nordsee sind Gesamtfangmengen (TACs) für Kabeljau,  Schellfisch, 
Wittling,  Scholle,  Seezunge,  Sprotte und Seehecht,  Stöcker,  Blauen 
Wittling und Hering vorgegeben.  Im Skagerrak und Kattegat sind TACs 
für Kabeljau,  Schellfisch,  Seelachs,  Wittling,  Scholle,  Seezunge,  Ma-
krele,  Sprotte,  Seehecht,  Stintdorsch,  Sandaal und Hering festgelegt. 
In der Ostsee schließlich sind TACs für Kabeljau,  Wittling,  Scholle, 
Sprotte,  Hering und Lachs festgesetzt  [EG,  c,  KOM (80) 452  endg~, 
1980].  Diese Gesamtfangmengen für Teile des EG-Meeres wurden im 
Jahr 1978 auf die einzelnenEG-Mitgliedsländer als nationale Fang-
quoten aufgeteilt,  die allerdings\von allen Mitgliedstaaten bei einzel-
nen Fischarten überzogen wurden.  Im Jahr 1979 konnte man sich auf 
solche nationalen Quoten nicht einigen und hat als Übergangslösung 
nur Gesamtfangmengen festgesetzt.  Auch 1980 hat man sich in lang-
wierigen Verhandlungen um die Festlegung nationaler Quoten bemüht, 
ohne allerdings zu einem Ergebnis zu gelangen. 28 
b. Auswirkungen der  Fangbeschränkungen 
46.  Die gegenwärtigen Regelungen versperren der Kleinen Hochsee-
und Küstenfischerei der  Bundesrepublik vor allem  in der  Ostsee den 
Zugang zu traditionellen Fanggründen.  So  zeigen denn auch die Fang-
statistiken im Jahr  1978  und  danach  deutlich verringerte  Fanger-
gebnisse  aus  der  Ostsee  (Tabelle  3).  Allerdings  muß  berücksich-
tigt  werden,  daß  auch  in  den  Jahren davor  die  Fangergebnisse  auf-
Tabelle 3  - Fangergebnisse der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei 
in der Ostsee mit Küstengewässern 1959 -1980 
Jahr  t  1  000 DM  Jahr  t  1  000 DM 
1959-1964a  35 093  15 916  1972  26 208  17 463 
1964  36 287  18 500  1973  35  705  31  702 
1965  31 836  17 280  1974  30 989  30 085 
1966.  32 088  17016  1975  34435  24 988 
1967  41 385  17 956  1976  32 317  25 816 
1968  35 129  17499  1977  41  007  38 636 
1969  33 033  17 980  1978  26 912  25 418 
1970  37 908  20 149  1979  26 603  22  600 
1971  32 996  18 532  1980  28 379  22  205 
a Jahresdurchschnitt. 
Q u elle:  Statistisches Bundesamt [al. Tabelle 4  - Anlandungen der Kleinen Hochsee - und Küstenfischerei an der schleswig-holsteinischen 
Ostseeküste nach Fanggebieten der Ostsee und Fischarten 1973-1980 (t) 
Jahr,  Hering  Klein- Sprotte  Makrele  Dorsch  Scholle  Scharbe  Flunder  Stein- Lachs  Aal  Mu- I  Son- Konsum- Fisch- Ins-
Fang- hering  {Gold- (Plate)  (Struf- butt  und  scheln  stiges  fisch  mehl u.  gesamt 
gebieta  butt)  butt)  Meer- ins- Futter-
forelle  gesamt  fisch 
1973  W  3  304  1  371  504  1  9  486  163  118  349  4  2  151  81  644  16 178  2  941  19 119 
M  1 918  63  3  0  4  700  1  0  4  0  0  0  111  6 800  197  6  997 
Ö  2  1  794  0  0  96  42  1 934  1  1  935 
1974  W  4  370  382  884  3  6  558  164  118  304  11  1  107  76  507  13 485  4445  17930 
M  1 956  8  2  0  3  771  2  1  2  0  0  3  98  5  843  564  6 407 
Ö  0  1  520  1  0  1  0  47  42  1  611  8  1  619 
1975  W  4  692  289  557  1  7  755  295  131  458  15  2  121  67  438  14 821  4  917  19  738 
M  2  904  1  2  0  2  241  1  0  1  1  3  2  74  5  230  1  808  7038 
Ö  25  62  327  0  0  59  10  483  165  648 
1976  W  2  932  84  374  1  9450  300  114  389  11  1  99  9  714  14478  2  140  16 618 
M  2  620  1  0  2  966  3  2  6  1  0  3  54  5  656  53  5  709 
Ö  53  0  797  0  57  907  907 
~ 
1977  W  3 070  2'6  534  8240  343  89  389  9  1  76  4  791  13 572  2 255  15  827 
M  2  931  1  1  0  3  282  2  0  4  0  0  1  90  6  312  31  6  343 
Ö  2  0  2010  0  0  0  30  39  2 081  2  081 
1978  W  3 806  2  445  0  7 937  345  128  473  9  1  63  14  597  13 820  1 630  15 450 
M  2  462  3  0  1 214  3  0  1  0  0  17  3  700  44  3  744 
Ö  60  788  0  14  6  868  18  886 
1979  W  4  146  248  7 268  194  123  256  6  0  82  660  590  13 573  1 250  14 823 
M  2  009  0  1 922  4  0  3  0  24  3 962  573  4  535 
Ö  16  976  '0  0  0  12  1  1 005  407  1 412 
1980  W  6  673  187  4  840  84  101  212  9  0  66  846  494  13 512  1  322  14 834 
M  1  925  2  211  5  0  1  0  0  24  4  166  142  4  308 
Ö  2  1  740  9  4  1  755  296  2  051 
aW  ;  westliche Ostsee,  M  ;  mittlere Ostsee,  Ö  ;  östliche Ostsee. 
Q u eIl e:  Fischereiamt Kiel [lfd.  Jgg, 1  ' 
N 
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grund zunehmender Überfischung zum Teil schon beträchtlich zurück-
gegangen waren,  was schließlich auch die Einführung bestandsscho-
nender Maßnahmen ausgelöst hatte.  Im einzelnen läßt sich nur schwer 
abschätzen,  in welchem Ausmaß der Rückgang der Fangergebnisse 
auf einzelne Fangbeschränkungen zurückzuführen ist.  Trotzdem  soll 
versucht werden,  Umfang und Bedeutung dieser Maßnahmen kurz zu 
umreißen. 
47.  Traditionelle Fanggründe in der östlichen und mittleren Ostsee 
- insbesondere vor der polnischen Küste und vor der DDR - sind für 
die Ostseefischer nicht mehr zugänglich.  Die Bedeutung dieser Fang-
gründe für die deutsche Kleine Hochsee- und Küstenfischerei läßt sich 
aus Mangel an hinreichend untergliederten Fangstatistiken für die Bun-
desrepublik insgesamt nicht aufzeigen.  Lediglich für Schleswig-Hol':' 
stein liegen Fangstatistiken vor,  die nach den Fanggebieten der öst-
lichen,  mittleren und westlichen Ostsee untergliedert sind.  Die Ent-
wicklung der Anlandungen von Fängen !'lus der östlichen und mittle-
ren Ostsee an der schleswig-holsteinischen Ostseeküste zeigt in den 
Jahren nach 1977 einen deutlichen Einbruch (Tabelle 4)1.  Die im Fi-
schereiabkommen der EG mit Schweden in der schwedischen Fische-
reizone eingeräumten Quoten für das Jahr 1978 von etwa 8000 t  Kabel-
jau,  5500 t  Hering,  2500 t  Sprotte und 500 t  Lachs haben im Bereich 
der mittleren und östlichen Ostsee zwar eine Lockerung der Fangre-
striktionen gebracht;  die deutschen Fischer haben hiervon aber we-
sentlich weniger profitiert als die dänischen.  Zum einen fielen die 
der Bundesrepublik von der EG für den Fang in schwedischen Gewäs-
sern  zugewiesenen Quoten  beträchtlich niedriger aus als  die  Däne-
marks,  zum anderen hatten die dänischen Fischer während der lang-
wierigen EG-internen Verhandlungen über die Verteilung der Quoten 
die von Schweden eingeräumten Fangmengen bereits weitgehend aus-
gefischt. 
1  Dabei dürften diese Zahlen das absolute Ausmaß der Fangbeschränkun-
gen in diesen Gebieten insgesamt gesehen wohl noch zu gering auswei-
sen;  denn  die Nordseekutterbetriebe,  die sich traditionell vor allem in 
der ersten Jahreshälfte  am Ostseedorschfang im Gotlandtief und um 
Bornholm beteiligen,  landen oft nicht an der Ostseeküste,  sondern in 
Nordseehäfen an,  so daß ein Rückgang dieser Anlandungen durch die hier 
herangezogene Statistik nicht erfaßt wird. 31 
Tabelle 5  - Fangquoten der Bundesrepublik  Deutschland  in der  Nord-
und Ostsee sowie im Skagerrak und Kattegat 1978 und 1980 
(t) 
(1)  (2)  (3) 
Fanggebiet  Fischart 
Quote 1978  Quote 1980 (3)=(2)/(1) 
Skagerrak  u.  Kabeljau  200  200  1,00 
Kattegat  Schellfisch  1  000  530  0,53 
Seelachs  56 315  17 608  0,31 
Wittling  - - -
- Scholle  50  50  1,00 
Seezunge  20  40  2,00 
Makrele  375  - 0 
Sprotte  100  100  1,00 
Seehecht  - - -
SÜntdorsch  '"  - - -
Sandaal  - - -
Hering, Skagerrak  - - -
Hering, Kattegat  100  50  0,50 
Insgesamt  58 160  18 578  0,32 
Ostsee  Kabeljau (Dorsch)  18 515  21  680  1,17 
Wittling  150  50  0,33 
Scholle  309  320  1,04 
Sprotte  3  320  1  300  0,39 
Hering  19 247  11 260  0,58 
Lachs  107  56  0 
Insgesamt  41  648  34 666  0,83 
Nordsee  Kabeljau  29  539  20 875  0, 71 
Schellfisch  2  858  1  648  0,58 
Wittling  2  696  1  030  0,38 
Scholle  5  060  5  266  1,04 
Seezunge  320  240  0,75 
Sprotte  24  625  6960  0,28 
Stöcker  - - -
Seehecht  81  140  1, 73 
Blauer Wittling  - - -
Hering  - - -
Insgesamt  65  179  36  159  0,55 
Alle Regionen  164 987  89 403  0,54 
Quelle:  EG [c,  KOM (78) 282 endg.,  1978; KOM  (80) 25 endg.,  1980; 
KOM (80) 452 endg.,  1980]. Jahr 
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48.  In den Fangergebnissen der westlichen Ostsee finden außer der 
geringen Bestandsdichte auch die Fangquoten ihren· Niederschlag.  So 
waren für die deutschen Fischer in der Ostsee 1978 die Quoten für 
Dorsch,  den weitaus bedeutsamsten Fisch des deutschen Ostseefisch-
fangs,  beträchtlich niedriger angesetzt als die Fänge in den Jahren 
zuvor.  Für andere Fischarten hingegen waren die Quoten weit höher, 
als es den durchschnittlichen Fängen der Vorjahre entsprach.  Von 
diesen Quoten gingen kaum Einschränkungen der Fangtätigkeit aus; 
denn die Fänge lagen 1978 zum Teil deutlich unter den festgesetzten 
Fangquoten,  insbesondere bei Hering und Sprotte.  Die für 1980 vor-
gesehene Quote betrug für die Ostsee insgesamt etwa nur 80 vH der 
Fangquote des Jahres 1978 (Tabelle 5). 
49.  In der Nordsee sowie im Skagerrak und im Kattegat sind die Fang-
möglichkeiten vor allem durch die Quoten eingeschränkt.  Zugangsbe-
schränkungen csind in diesem Gebiet durch die Fischereiabkommen 
mit Norwegen gelockert worden.  In der Nordsee sind die Fangergeb-
nisse bereits seit Mitte der siebziger Jahre stark zurückgegangen 
(Tabelle 6) .  Dies ist vor allem darauf zurückzuführen,  daß die He-
ringsfischerei mit dem Fangverbot in der Nordsee seit 1976 zum Er-
Tabelle 6  - Fangergebnisse der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei 
in der Nordsee und im Kattegat 1959-1980 
Nordsee mit  Kattegat  Nordsee mit  Kattegat 
Küstengewässern  (einschl.  Skagerrak)  Jahr  Küstengewässern  (einschl.  Skagerrak) 
t  1000 DM  t  1  000 DM  t  1  000 DM  t  1  000 DM. 
1959-1964
a 
109  155  29 518  566  904  1972  104 023  74  543  173  278 
1964  112 565  29 807  770  1  223  1973  97 284  70  163  145  278 
1965  109 086  36 591  899  1  176  1974  107 345  73 047  204  361 
1966  130 529  49239  240  453  1975  81  584  70804  304  459 
1967  101  243  43010  242  751  1976  96361  80443  122  338 
1968  124 268  53  834  290  624  1977  69802  79 250  69  152 
1969  133  191  52  794  199  472  1978  76  637  84951  1  451  1  548 
1970  139 380  54 336  147  181  1979  50 997  64423  44  82 
1971  106 433  63  951  81  136  1980  63  540  72  248 
a Jahresdurchschnitt. 
Q u elle:  Statistisches Bundesamt [al . 33 
liegen gekommen ist.  Außerdem hat auch der Fang von Futterkrabben 
sehr stark abgenommen,  was für die Fangerlöse aber nur von gerin-
ger Bedeutung war.  Die Kleine Hochseefischerei konzentriert sich 
nach dem Heringsfangverbot fast ausschließlich auf Kabeljau;  die an-
deren Speisefischarten haben abgesehen von Seelachs kaum noch Be-
deutung.  Die Existenz der Kleinen Hochseefischerei hängt entschei-
dend von der Entwicklung der Kabeljaujahrgänge  in der Deutschen 
Bucht ab,  wobei fast nur Fische gefangen werden,  die zwischen 1  1/2 
und 2  3/4 Jahre alt sind.  Jüngere Fische sind noch zu klein,  ältere 
Fische wandern aus der Deutschen Bucht in Richtung Englischer Kanal 
ab. 
50.  Diese starke Abhängigkeit der Kleinen Hochseefischerei vom Ka-
beljau bedeutet für die Nordseekutter,  daß ihre Existenzfähigkeit mit-
telbar auch durch die Beschränkung der Fangmöglichkeiten in der Ost-
see erheblich beeinträchtigt worden ist;  denn Schwankungen in  den 
Nachwuchsjahrgängen des Kabeljau in der Deutschen Bucht,  die früher 
durch ein Ausweichen auf den Dorschfang in der mittleren und östli-
chen Ostsee ausgeglichen wurden,  können nunmehr existenzgefähr-
dend sein.  Zudem sieht die Kleine Hochseefischerei ihre Fangmög-
lichkeiten auch durch Aktivitäten der Großen Hochseefischerei einge-
schränkt,  die wegen fehlender Alternativen in Drittlandsgewässern 
zeitweilig auch traditionelle Fanggründe der Kleinen Hochseefische-
rei befischt1 •  Ein Vergleich der Fangquoten für die Jahre 1978 und 
1980 für Nordsee sowie Skagerrak und Kattegat zeigt,  daß hier die 
deutschen Fangquoten sehr viel stärker gekürzt worden sind als in 
der Ostsee.  Drastisch verringert wurden die Fangquoten für Seelachs 
und für Sprotte.  Diese Quoten waren im Jahre 1978 allerdings auch 
hier nicht ausgefischt worden.  Deutlich niedrig'er ist aber auch die 
Quote für Kabeljau ausgefallen;  angesichts der zentralen Bedeutung 
dieser Fischart für die Kleine Hochseefischerei fällt dies besonders 
ins Gewicht. 
51.  Die Küstenfischerei in der Nordsee wird vom neuen Seerecht we-
niger betroffen als die Hochseefischerei.  Bereits in der Fischerei-
strukturverordnung der EWG vom 19.1. 1967 und in der Beitrittsakte 
anläßlich der ersten EWG-Erweiterung war ein gleichberechtigter 
Zugang zu den Hoheits - und Fischereizonen der Mitgliedstaaten mit 
befristeter Reservierung von 6  Meilen und teilweise von 12 Meilen 
1  Statistisch läßt sich der Umfang dieser Fangtätigkeit nur schwer aufzei-
gen,  da ein Großteil dieser Fangaktivitäten unter den "Mischreisen" er-
faßt sein dürfte. 34 
für die Küstenfischer vorgesehen (Ziffer 113).  Allerdings streitet man 
seit Jahren um eine Anpassung dieser Regelungen an die veränderte 
internationale Seerechtslage,  vor allem im Fall des Zugangs zu bri-
tischen und irischen Küstengewässern.  Wenn die deutsche Küstenfi-
scherei unmittelbar nur  wenig  durch  die veränderte  internationale 
Rechtslage berührt wird,  so ist sie doch mittelbar betroffen. 
52.  Insgesamt gesehen läßt sich festhalten,  daß sich die Erwerbschan,... 
cen der Fischer  in der Bundesrepublik in den letzten Jahren beträcht-
lich verschlechtert haben.  Stark dezimierte Fischbestände,  Beschrän-
kungen des Zugangs zu traditionellen Fanggründen sowie stark ange-
stiegene Treibstoffkosten haben die Rentabilität des Fischfangs grund-
legend verringert.  Durch die Einführung der 200-Meilen-Zonen wer-
den zwar einerseits auch Drittlandsfischer von Fanggründen im EG-
Meer ferngehalten,  andererseits ist aber den deutschen Fischern viel-
fach der Zugang zu traditionellen Fanggründen versperrt,  und letzte-
res hat ein erheblich größeres Gewicht.  Die Kleine Hochsee- und Kü-
stenfischerei trifft vor allem der Ausschluß von den Fanggebieten in 
den Fischereizonen der Ostblockländer.  Ob und inwieweit die Zugangs-
beschränkungen gelockert werden,  hängt von den Verhandlungen ab, 
die die EG bilateral mit Drittländern führt.  Starke Interessengegen-
sätze in der Fischereipolitik innerhalb der Gemeinschaft und das Feh-
len eines effizienten Ordnungs rahmens für den Fischfang innerhalb 
des EG-Meeres erschweren das Zustandekommen von Fischereiab-
kommen mit Drittländern.  Im Bereich der Ostsee kommt noch hinzu, 
daß die Ostblockländer die EG bisher noch nicht einmal als Vertrags-
partner akzeptieren. 
53.  Ebenso unsicher wie der künftige Zugang zu Fanggebieten in Fi-
schereizonen von Drittländern erscheint der Umfang der künftigen 
Fangmöglichkeiten in Drittlandsgewässern und selbst im EG-Meer. 
Angesichts der starken Überfischung vieler Bestände werden die Ge-
samtfangmengen für eine Reihe von Jahren niedriger festgesetzt wer-
den müssen,  als es der langfristig optimalen Fangquote entspricht. 
Welche Mengen schließlich von den deutschen Fischern gefangen wer-
den können,  hängt entscheidend vom Ordnungsrahmen ab,  der für die 
Ausfischung der Gesamtfangmengen festgelegt wird.  Die EG will ab-
gesehen von tec4nischen Restriktionen der Fangmittel ein Sys~em na-
tionaler Quoten einführen.  In einem solchen System würden die Fang-
möglichkeiten Jahr für Jahr von dem Ergebnis politischer Verhand-
lungen auf EG-Ebene abhängen und wären damit für den einzelnen Fi-
scher nur schwer kalkulierbar  .  Die starke Unsicherheit über die zu-
künftigen Fangmöglichkeiten ist ein entscheidender Faktor,  der einer 
Anpassung der Fischerei an die veränderten Rahmenbedingungen ent-
gegensteht. 35 
c. Anpassungsalternativen 
54.  Als Anpassungsmöglichkeiten kommen für die Fischer vor allem 
folgende Alternativen in Betracht: 
- eine Neuausrichtung ihrer Fangtätigkeit auf andere Fischarten, 
- eine Umstrukturierung ihrer Fangkapazitäten auf kostengünstigere 
Fangmethoden, 
- ein Aufbau von küstennaher Fischaquakultur, 
- eine Aufnahme einer Beschäftigung außerhalb der Fischerei. 
55.  Einer Neuausrichtung der Fangtätigkeit der Kleinen Hochsee- und 
Küstenfischerei auf bisher nicht genutzte marine Ressourcen sind enge 
Grenzen gesetzt.  Ressourcenpotential und Verbraucherpräferenzen 
lassen wenig Raum für eine rentable Befischung bisher nicht oder nur 
wenig genutzter Fischarten.  Auch ein Ausweichen auf den Fang von 
Krabben,  für  die  bisher keine  Fangquoten festgesetzt  sind,  bietet 
kaum eine Erwerbsalternative.  Eine Umrüstung von Fischkuttern auf 
Krabbenfang in größerem Umfang könnte die Krabbenfischerei ernst-
haft gefährden.  Zudem konnten die bereits in den letzten Jahren ge-
stiegenen Anlandungen nur  zu  stark rückläufigen  Preisen auf dem 
Markt abgesetzt werden.  Solange kein durchgreifender Rationalisie-
rungserfolg in der Verarbeitung erreicht ist,  sind einer Expansion 
des Krabbenabsatzes zu rentablen Preisen enge Grenzen gesetzt. 
56.  Bei den gegenwärtigen Lohn- und Treibstoffkosten und den stark 
verringerten Bestandsdichten sind die überkommenen Fangtechniken 
nicht mehr rentabel.  So hat in den letzten Jahren in der Küstenfische -
rei der Fang mit stehendem Gerät gegenüber dem mit Schleppnetz an 
Rentabilität gewonnen.  Auch der Übergang von mittleren Kuttern zu 
Kleinkuttern, die sich im Ein- bis Zwei-Mann-Betrieb einsetzen las-
sen, ist vorteilhaft geworden. Diese Veränderungen in der Rentabili-
tätsstruktur haben bereits ihren Niederschlag in einer Veränderung 
der Flottenstruktur - vor allem an der Ostseeküste - gefunden. Hier 
sind in den letzten Jahren eine Reihe von Kleinkuttern mit einer Länge 
um 10 Meter zum Einsatz gekommen, bei denen die beiden größten Ko-
stenkomponenten im Fischfang,  Lohn- und Treibstoffkosten,  weit nied-
rigei:- liegen als bei der Schleppnetzfischerei.  Allerdings ist auch das 
Fangpotential dieser Kleinkutter wesentlich niedriger als das mittle-
rer und größerer Kutter,  und die höhere Fangleistung größerer Kut-
ter hat bisher im Durchschnitt gesehen die höheren Kosten noch über-36 
wogen.  Der durchschnittliche Unternehmens  gewinn liegt bei Betrieben 
mit größeren Kuttern immer noch höher als bei solchen mit kleineren 
Kuttern (Tabelle 7).  Dieses Ergebnis dürfte aber zur Zeit nicht unbe-
trächtlich von Stillegungsprämien abhängen,  die für Zeiten in Anspruch 
genommen werden  können,  in denen ein Auslaufen  zuwenig nutzbrin-
~end erscheint (Ziffer 66). 
Tabelle 7  - Zur Einkommenslage der Kutter- und Küstenfischerei in 
der Bundesrepublik Deutschland nach Hafenstandort und 
Bootsgröße im Wirtschaftsjahr 1979/80 (DM) 
Ostsee- Nordsee- Nordsee-
Frischfisch  Frischfisch  Krabben 
Schiffslänge in m 
unter 17 
17 und  unter 22  22 und 
unter 16  16 und 
mehr  mehr  mehr 
1.  Unternehmensertrag  159  813  254 394  278 852  552  563  155 084  196917 
Zweckertrag  140 405  216 926  259 431  500 955  151 400  193 351 
neutraler Ertrag  19 408  37468  19  421  51  600  3  684  3  566 
2.  Unternehmensaufwand  92  153  180 434  202  730  437 842  133 086  176 953 
3.  Gewinn (1. -2. )  67  660  73  960  76  122  94  721  21 998  19  964 
Nachrichtlich  : 
Eigenkapital  23 562  35 966  30 801  21  408  47 809  70  047 
Fremdkapital  27 893  65  393  90  738  277 642  39  738  104032 
Quelle:  Agrarbericht [1981, Nr.  9/141,  S.  262 f.]; eigene Berechnungen. 
57.  Angesichts derÜberfischungsprobleme und der Fangbeschränkun-
gen wird in der Aquakultur vielfach ein Weg gesehen,  die Schwierig-
keiten im Fischereisektor zu überwinden.  Aquakultur ist bisher zu-
meist beschränkt auf Gewässer,  die durch natürliche Bedingungen 
abgegrenzt sind (Binnengewässer) oder sich durch einfache Eingriffe 
begrenzen ließen,  oder auf standortfeste Kulturen (Mu,scheln und Au-
stern) in offenen Gewässern.  Dies liegt vor allem daran,  daß in die-
sen Fällen Eigentumsrechte leicht. etabliert werden können,  während 
in der Seefischerei das Problem der Ausschließbarkeit auftritt (Zif-
fern 16 und 22).  Eine Fischaquakultur würde in der Bundesrepublik 37 
zunächst wohl im wesentlichen auf Käfigfarmen in Küstengewässern 
hinauslaufen. 
58.  Die Fischaquakultur ist in der Bundesrepublik im wesentlichen 
noch auf das Forschungsstadium begrenzt.  Aquakulturforschungen 
laufen zur Zeit mit zum Teil erheblicher Unterstützung sowohl des 
Bundeslandwirtschaftsministeriums als auch des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie unter anderem am Institut für Küsten-
und Binnenfischerei der Bundesforschungsanstalt  für Fischerei in 
Hamburg,  am Institut für Meereskunde in Kiel,  an der Biologischen 
Anstal(Helgoland sowie am Institut für Hydrobiologie und Fischerei-
wissenschaft an der Universität Ramburg.  Eine Reihe von Grundla-
gen für die Aquakultur sind bisher erforscht,  praktische Erfahrungen 
mit der Fischaquakultur vor den Küsten der Bundesrepublik aber gibt 
es kaum,  und die Betriebsrisiken von küstennahen Käfigfarmen sind 
zur Zeit noch kaum kalkulierbar.  So fehlt es vor allem an züchteri-
schen Kenntnissen und Erfahrungen über Fischarten,  die für den Ein-
satz in der küstennahen Aquakultur geeignet erscheinen.  Es mangelt 
beispielsweise an Kenntnissen über die Abwehr von Fischkrankheiten 
und Umweltbeeinflussungen  : bei der Fischaquakultur in Käfigfarmen 
stellen sich im Prinzip all die Probleme,  die von der Massentierhal-
tung her bekannt sind.  Außerdem lassen sich aus Einzelversuchen 
mit der Fischaquakultur im wissenschaftlichen Bereich wenig Schlüs-
se auf die Wirtschaftlichkeit von kommerziell betriebenen Aquakul-
turen ziehen.  Deshalb erscheint zumindest auf kürzere Frist gesehen 
der mögliche Beitrag der Aquakultur zur Lösung der Fischereipro-
bleme nur gering.  Überdies muß man sehen,  daß in diesem Bereich 
andere Qualifikationen erforderlich sind als im Fischfang,  so daß 
auch von daher einem Umsteigen der Fischer beträchtliche Hinder-
nisse im Wege stehen dürften. 
59.  Beschäftigungsalternativen in einem für die Fischer vertrauten 
Umfeld  sind  eng begrenzt.  Da  Fischkutter für  den  Gütertransport 
kaum in Betracht kommen,  bleibt als alternative Einsatzmöglichkeit 
der Fischereifahrzeuge im wesentlichen die Umrüstung für Sportangel-
und Fahrgastfahrten.  In den letzten Jahren sind in Schleswig-Holstein 
eine Reihe von Kuttern für solche Zwecke umgerüstet worden.  Es läßt 
sich aber nur schwer abschätzen,  inwieweit in diesem Bereich noch 
Expansionsmöglichkeiten bestehen.  In der Regel werden Angelfahrten 
mit Fahrgastfahrten kombiniert angeboten,  und beide profitieren vor 
allem von der Möglichkeit des zollfreien Warenverkaufs an Bord. Wer-
den hier restriktivere  Regelungen  getroffen,  dann  dürften  die  Er-
werbschancen in diesem Bereich drastisch sinken. 38 
60.  Der Aufnahme einer anderen Beschäftigung steht vor allem ent-
gegen,  daß die Fischer in fischereifremden  "Tätigkeiten ihre spezifi-
schen Kenntnisse und Erfahrungen zumeist nur wenig verwerten kön-
nen und im Fischfang bisher ein Einkommen erzielen konnten,  das 
im Durchschnitt beträchtlich über dem Einkommen in vielen anderen 
Tätigkeitsbereichen lag.  So betrug der durchschnittliche Unterneh-
mensgewinn der Testbetriebe in der Kleinen Hochsee- und Küstenfi-
scherei aus dem Fischfang im Wirtschaftsjahr 1979/80 bei Nordsee-
betrieben etwa 90 000, - DM,  bei Ostseebetrieben etwa 70 000, - DM 
(Tabelle 7).  Ein Überwechseln in andere Tätigkeitsbereiche ist des-
halb für viele selbst dann wenig attraktiv,  wenn sich die Einkommens-
chaneen im Fischfang noch verschlechtern.  Man muß aber auch se-
hen,  daß die  Einkommen von  Unternehmen  zu  Unternehmen stark 
streuen und daß eine Reihe von Fischereiunternehmen bereits im Jahr 
1978 mit Verlust gearbeitet haben.  Für einzelne Fischer kann deshalb 
der Abwanderungsdruck groß sein. 
61.  Die Verdienstmöglichkeiten außerhalb des Fischereikomplexes 
sind für Fischer zumeist gering.  Es fehlt an Qualifikationsvorausset-
zungen;  dies gilt auch für die Übernahme von leitenden Funktionen in 
der Seeschiffahrt.  Das Angebot an alternativen Beschäftigungsmög-
lichkeiten an den traditionellen Wohnsitzen der Kutter- und Küstenfi-
scher ist überdies zumeist spärlich.  An den Küsten mangelt es viel-
fach an gewerblichen Arbeitsplätzen.  Beschäftigungschancen sind dort 
oftmals auf den Fremdenverkehrssektor und damit verbundene Berei-
che beschränkt. 
d. Nationale  und  gemeinschaftliche Fischereistruk-
turpolitik 
62.  In der Bundesrepublik hat man - wie in anderen Ländern auch -
schon seit Jahren versucht,  durch staatliche Hilfen die Wettbewerbs-
kraft der Fischwirtschaft zu stärken - Hilfen,  die weltweit gesehen 
den Aufbau von Überkapazitäten gefördert und Überfischungsprobleme 
verstärkt haben.  Eine Erhöhung der Produktivität der zum Teil sehr 
alten und  wenig  leistungsfähigen Fischereiflotte  sollte  die  Einkom-
menslage der Fischer verbessern und die starke Abwanderung aus der 
Fischerei bremsen.  So wurden bereits im Strukturprogramm für die 
Seefischerei des Jahres  1962 zinsgünstige Darlehen für den Neubau 
und Ankauf von Fischereifahrzeugen vorgesehen,  flankiert durch Ab-
wrackhilfen und Zuschüsse zur Stärkung der M~rktstel1ung der Erzeu-39 
ger und Erzeugergemeinschaften. Seither sind die Förderrichtlinien 
zwar vielfach geändert worden,  die Grundzüge der Fischereipolitik 
sind aber gleich geblieben.  Für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Struktur der Seefischerei können Zuschüsse,  Zins  verbilligungen und 
öffentliche Darlehen in Anspruch genommen werden.  Dies gilt für die 
Große Hochseefischerei ebenso wie für die Kleine Hochsee- und Kü-
stenfischerei.  Außerdem können für Schiffe der Seefischerei (ebenso 
wie für Handelsschiffe und Luftfahrzeuge) Sonderabschreibungen in 
Höhe von bis zu 40 vH der Anschaffungs - und Herstellungskosten im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden vier Wirt-
schaftslahren neben der linearen Abschreibung in Anspruch genom-
men werden. 
63.  Diese nationalen strukturpolitischen Aktivitäten sind eingebettet 
in Regelungen zur gemeinsamen Strukturpolitik der EG für die Fisch-
wirtschaft. Die gemeinschaftliche Strukturpolitik sieht eine Koordinie-
rung nationaler fischereipolitischer Aktivitäten und eine finanzielle 
Beteiligung an der Förderung strukturpolitischer Maßnahmen vor. 
64.  Die Veränderungen der internationalen Seerechtslage haben auf 
EG-Ebene ebenso wie auf nationaler Ebene neue Bestrebungen aus-
gelöst,  durch Hilfsmaßnahmen der Fischwirtschaft die Anpassung zu 
erleichtern.  Die  EG-Kommission hat  bereits  im Herbst  1977 eine 
Richtlinie  für  eine  Sofortaktion zur Anpassung im Fischereisek-
tor  erarbeitet.  Vorgesehen waren  Maßnahmen  zur  Neuausrichtung 
der  Fische~ei auf bisher nicht  befischte  Fanggebiete  und Fischar-
ten,  zur  zeitweiligen  oder  endgültigen Verringerung  der  Produk-
tionskapazitäten,  zur Anpassung von Verarbeitungskapazitäten,  die 
Fische zu anderen Zwecken als zur menschlichen Ernährung verar-
beiten, sowie zur Förderung des Verbrauchs wenig bekannter Fisch-
arten.  Diese Vorschläge,  die Bestandteil der Verhandlungen über die 
interne EG-Fischereiordnung waren,  konnten damals wegen der man-
gelnden Einigungsbereitschaft unter den Mitgliedstaaten über eine ge-
meinsame Fischereipolitik nicht verabschiedet werden.  Deshalb sah 
sich die Bundesregierung 1978 veranlaßt,  ein nationales Sofortpro-
gramm zur Anpassung und Umstellung der Kapazitäten in der Fisch-
wirtschaft auf der Grundlage der Kommissionsvorschläge zu beschlie-
ßen.  Auf der EG-Ebene hat man sich bisher nur auf ein gemeinsames 
Vorgehen für die Küstenfischerei und die Aquakultur in Form einer 
zeitlich befristeten Übergangs regelung geeinigt. 
65.  Das Sofortprogramm der Bundesregierung,  das auf drei Jahre be-
fristet war,  lief 1980 aus.  Es umfaßte Zuschüsse für die Neuausrich-
tung der Fischereitätigkeit auf bisher wenig genutzte Fischarten und 40 
Fanggebiete.  Prämien für die befristete Stillegung von Fischereifahr-
zeugen sowie Abwrackhilfen. Die Fördersätze wurden im einzelnen 
jährlich neu festgesetztl. 
66.  Von den Mitteln des Sofortprogramms ist der weitaus größte Teil 
der Großen Hochseefischerei zugute gekommen.  Von den etwa 60 Mill. 
DM.  die in den Jahren 1978 und 1979 im Rahmen des Sofortprogramms' 
ausgegeben wurden.  entfielen allein fast 30 Mill.  DM auf die Förde-
rung der Neuausrichtung der Fangtätigkeit der Großen Hochseefische-
rei.  Der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei sind von diesem Pro-
grammteil nur knapp 2  Mill.  DM zugeflossen.  Auch die Abwrackprä-
mien -wurden stärker von der Großen Hochseefischerei in Anspruch 
genommen;  mehr als 8  Mill.  DM sind 1978 und 1979  an die Große 
Hochseefischerei.  aber nur O.  8 Mill.  DM an die Kleine Hochsee- und 
Küstenfischerei ausgezahlt worden.  Lediglich von den Stillegungsprä-
mien hat die Kutterfischerei stärker profitiert.  Ihr sind im Rahmen 
dieses Teilprogramms in den Jahren 1978 und 1979 mehr als 7.5 Mill. 
DM zugeflossen.  während die Große Hochseefischerei hier nur gut 
1  Mill.  DM  beansprucht hat  (Tabelle 8).  Neben  diesem Sofortpro-
gramm wurde im Bundeshaushalt 1980 noch eine einmalige Anpas-
sungshilfe in Höhe von 7. 5 Mill.  DM für die Fischerei als Entlastung 
für die sprunghaft angestiegenen Energiekosten gewährt;  davon waren 
2. 5  Mill.  DM für die Kutterfischerei vorgesehen. 
1  Die Zuschüsse bei der Neuausrichtung auf andere Fischarten betrugen 
für di'e Kutterfischerei für jedes eingesetzte Fangfahrzeug je Reisetag 
1.30 DM pro PS des Kutters und 200. - DM je Tonne Fanggewicht für neue 
Fischarten.  Sie durften aber zusammen mit dem Verkaufserlös für die 
speziellen Fischarten der jeweiligen Fangreise einen Betrag von 1 300. -
DM je Tonne Anlandegewicht nicht überschreiten.  Im Rahmen der Neu-
ausrichtung auf andere Fanggebiete konnten Kutter je Tag des Aufenthalts 
in den festgesetzten Fanggebieten je nach Größe 100. - DM bis 500, - DM 
erhalten.  Stillegungsprämien wurden für Schiffe gewährt,  die nach dem 
1.  Januar 1967 und vor dem 1.  Januar 1978 erstmals in Dienst gestellt 
und für mindestens ein Viertel der durchschnittlichen Zahl der Einsatz-
tage in vorangegangenen Jahren stillgelegt worden waren.  Die Prämie 
für ein volles Kalenderjahr betrug 8 vH der nach den Grundsätzen des 
Einkommensteuerrechts aktivierten Anschaffungs - und Herstellungsko-
sten des Fahrzeugs.  Die Abwrackprämie schließlich betrug für Fahrzeu-
ge der Kutterfischerei von mindestens  7 m  Länge 1000. - DM je BRT. Da-
mit wurde den Fischern - zeitlich befriste~ - eine Abwrackprämie gebo-
ten,  die  deutlich höher  lag als  die  Abwrackhilfe des  Programms zur 
Strukturverbesserung und Konsolidierung in der Seefischerei. 41 
Tabelle 8  - Ausgaben für die Fischwirtschaft im Bundeshaushalt 1975-
1981  (1000 DM)  . 
Ha ushaltsjahr 
Zweckbestimmung 
1975  1976  1977  1978  1979  1980  1981  a 
Fischereischutzbooteb,c  15 405  16 120  14  760  11  362  19  573  22  031  26 960 
Fischereiforschungs -
schiffeb  10 211  11  603  11  993  12  859  14  725  15 925  16 172 
Trawler  b  1 524  1  536  1  372 
Trawler- bzw.  Kutterge-
bühr und -ausrüstung 
zur Erkundung neuer 
Fanggebiete  4  963  374  107  71  2  267  87  230 
Zinsve  rbilligung  4  767  4  461  4  004  3482  3 050  2  560  2  500 
Erkundung neuer Fang-
gebiete'  6  000 
Kutterdarlehen  1  763  1  850  3  801  3  339  2  657  2  339  4  000 
Neubaudarlehen  7 330  5  532  693  654 
Struktur- und Konsoli-
dierungshilfen  10070  7280  6099  3  147  2  702  9  905  4400 
Hilfsmaßnahmen Ostsee-
kutter  74 
Fi~chabsatz  4  117  3422  3  509  2  975  4  725  2  829  -d 
Sofo rtma  ßnahmen : 
Neuausrichtung Große 
Hochseefischerei  8  838  20 562  28908  20 000 
Neuausrichtung Kleine 
Hochsee- und Küsten-
fischerei  197  1  700  4927  3  500 
Abwrackprämien Große 
Hochseefischerei  8  347  4  389  -
Abwrackprämien Kleine 
Hochsee- und Küsten-
fischerei  206  590  1  785  800 
Stillegungs  pr  ämie 
Große Hochseefischerei  1 044  516  6 000 
Stillegungsprämie Kleine 
Hochsee- und Küsten-
fischerei  2  685  4  909  8  115  4  200 
Aufklärungsaktion  5  800  6  500  1  200  -
Insgesamt  60 150  52  178  46 338  55  689  99  351  105 516  88 762 
aHaushaltsansätze. - bBeschäftigungsentgelte,  Haltung,  Neu- und Umbau sowie Ausrüstung. -
cEinschließlich Trawlergebühr für Fischereischutz. - dLeertitel: Ausgaben dürfen bis zur 
Höhe der Einnahmen aus der Abgabe nach dem Fischgesetz getätigt werden. 
Quelle:  Agrarbericht [lfd.  Jgg.];  Bundeshaushaltsplan [1981]. 42 
67.  Inwieweit die einzelnen fischereipolitischen Maßnahmen auf die 
Einkommenslage der Kutter- und Küstenfischer durchgeschlagen ha-
ben,  läßt sich anhand des verfügbaren Datenmaterials direkt nicht auf-
zeigen.  Zwar werden bei den Testbetrieben der Kleinen Hochsee- und 
Küstenfischerei einzelne Subventionskategorien erhoben,  sie werden 
in den Agrarberichten aber nicht veröffentlicht.  In den Agrarberich-
ten kann nur aus der Differenz zwischen dem ausgewiesenen Unter-
nehmensertrag und dem ausgewiesenen Zweckertrag des Unterneh-
mens darauf geschlossen werden,  wie stark die Gewinnsituation der 
Fischereiunternehmen durch staatliche Zuschüsse und andere Maß-
nahmen beeinflußt wird.  Diese Differenz wird in den Einkommens-
rechnungen als neutraler Ertrag bezeichnet,  der im wesentlichen öf-
fentliche Zuschüsse und Beihilfen,  wie Gasölbeihilfen,  Zins zuschüsse 
und  Stillegungsprämien  erfaßt.  Im  Durchschnitt der  Betriebe mit 
Buchführung machte dieser neutrale Ertrag im Wirtschaftsjahr 1979/ 
80 mehr als 20 000, - DM aus,  das waren mehr als 40 vH des ausge-
wiesenen Unternehmens  gewinns .  Es wurden also weniger als 60 vH 
des Unternehmensgewinns durch Fischfang erzielt.  Schließt man die 
Krabbenfischerei aus der Betrachtung aus,  dann liegt der Anteil des 
Gewinns aus Fangtätigkeit am Unternehmens  gewinn insgesamt noch 
niedriger.  Die im Agrarbericht erfaßten Fischfangunternehmen an der 
Nordsee erzielten weniger als die Hälfte ihres Gewinns aus  Fisch-
fang.  Sie verbuchten 1979/80 im Durchschnitt einen neutralen Ertrag 
des Unternehmens von 46 000, - DM bei einem Gesamtgewinn von gut 
90 000, - DM.  An der Ostsee lag der Anteil etwas höher.  Hier betrug 
der neutrale Unternehmensertrag knapp 30 000, - DM bei einem Ge-
winn von etwas mehr als 70  000, - DM (Tabelle 7). 
68.  Das Sofortprogramm der Bundesregierung,  das bis Ende  1980 
befristet war,  sollte durch ein gemeinsames Programm auf EG-Ebene 
abgelöst werden.  Die EG-Kommission hat zwischenzeitlich ein neues 
Strukturprogramm für die Fischwirtschaft vorgelegt,  das Zuschüsse 
für die Ausrichtung der Fangtätigkeit auf neue Fanggebiete und neue 
Fischarten,  eine Unterstützung von Kooperationsabkommen mit Unter-
nehmen in Drittländern (joint ventures).  die Gewährung von Umstruk-
turierungshilfen für den Fischereisektor sowie eine Förderung und 
Koordination der Fischereiforschung vorsieht.  Da auch über diese 
Vorschläge,  die nach den Vorstellungen der EG-Kommission Anfang 
1981 hatten in Kraft treten sollen,  lange Zeit keine Einigung erzielt 
werden konnte,  sah sich die Bundesregierung veranlaßt,  die Maßnah-
men des Sofortprogramms fortzusetzen.  Sie verabschiedete ein neues 
Sofortprogramm mit einem Volumen von 30 Mill. DM.  Der Haushalts-
ausschuß des Deutschen Bundestages stockte dieses Programm auf 43 
34, 5  Mill.  DM auf;  26 Mill.  DM sollen für die Hochseefischerei und 
8, 5  Mill.  DM für die Kutterfischerei bereitgestellt werden. 
69.  Den vorgeschlagenen Maßnahmen des EG-Strukturprogramms wie 
auch den nationalen Maßnahmen ist gemeinsam,  daß sie die Gefahr 
in sich bergen,  zu Dauersubventionen zu werden.  So kann eine anhal-
tende Förderung der Neuausrichtung der Fangaktivitäten sehr leicht 
dazu führen,  daß Fischgründe und Fischarten befischt werden,  die 
sich ohne öffentliche Förderung nicht rentabel befischen lassen.  Die 
Förderung von Maßnahmen zur Umstrukturierung,  Modernisierung 
und Entwicklung der Fischwirtschaft - einzelwirtschaftlich gesehen 
durchaus sinnvolle Strategien zur Anpassung an veränderte Rahmen-
bedingungen - ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht bedenklich.  Sie 
läuft Gefahr,  das Problem der Überkapazitäten im Fischereisektor 
nicht zu beseitigen,  sondern sogar zu verschärfen; denn mit einer 
Umstrukturierung und einer Modernisierung der Fangkapazitäten geht 
in der Regel ein starker Kapazitätsausbau einher.  Der Strukturpolitik 
fällt es zumeist schwer,  gleichzeitig für einen ausreichenden Abbau 
von wenig rentablen Kapazitäten Sorge zu tragen. 
", 
70.  Das Fehlen eines übergreifenden effizienten Ordnungsrahmens 
behindert die einzelwirtschaftliche Anpassung an die veränderten Rah-
menbedingungen und läßt eine effiziente nationale Strukturpolitik nicht 
zu.  Die Zuteilung von nationalen Fangquoten,  über die eine Einigung 
auf EG-Ebene  nur auf der  Basis  des  kleinsten gemeinsamen Nen-
ners,  wenn überhaupt,  erzielt werden kann,  erschwert eine nationale 
Strategie zum Abbau von Über  kapazitäten,  da damit gleichzeitig auch 
Anrechte auf die  Zuteilung von  Quoten verloren gehen können.  Auf 
einzelwirtschaftlicher Ebene schaffen nationale Fangquoten einen An-
reiz,  die Fangkapazitäten zu steigern;  wenn nämlich nationale Fang-
quoten von den F,ischern im Wettbewerb ausgefischt werden, dann muß 
der einzelne Fischer möglichst schnell große Mengen abfischen kön-
nen, wenn er einen hohen Anteil der nationalen Quote an sich ziehen 
will. 
71.  Die Suche nach einem neuen Ordnungs rahmen für die Fischerei 
sollte nicht nur auf Fragen des Zugangs zu den Fischressourcen be-
schränkt sein.  Grundsätzlich würde ein Ordnungsrahmen,  wie er in 
der bereits beschriebenen Versteigerung von  Fanglizenzen an die 
Fischer gegeben wäre,  eine effiziente Bewirtschaftung der Fischres-
sourcen eqnöglichen (Ziffern 26 ff.).  Eine solche Lösung stünde im 
Einklang mit dem neuen Seerecht,  und sie wäre auch marktkonform. 
Über den Preis der Fanglizenzen würde gewährleistet, daß die im ein-
zelnen sehr unterschiedlich ausgeprägten Präferenzen der Fischer und Fischereiunternehmen so koordiniert werden,  daß ein optimaler 
Einsatz der Produktions  faktoren erreicht wird.  In dem Preis für Fang-
lizenzen spiegelt sich zum Teil die Leistungsfähigkeit einzelner Fi-
scher wider,  zum Teil aber auch die Bereitschaft zum Verzicht auf 
Einkommen wegen ausgeprägter Präferenzen für den ;Fischfang oder 
auch wegen fehlender alternativer Erwerbsmöglichkeiten.  Der" Vor-
teil dieser Regelung liegt nicht zuletzt darin,  daß keiner gegen seine 
Präferenzen gezwungen wird,  den Fischfang ganz oder teilweise ein-
zustellen. 
5.  Hochseefischerei  und  Fischverarbeitende  Industrie  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland 
a.  Entwicklung  der  institutionellen Rahmenbedin-
gungen 
72.  Die  neue  Konvention  sieht vor,  daß  die  Küstenstaaten im  Be-
reich der 200-Meilen-Zone das alleinige Verfügungsrecht über  die 
Fischbestände erlangen.  Im Vergleich zu den beiden vorangegangenen 
Seerechtskonferenzen stellt dies eine beträchtliche Ausweitung völ-
kerrechtlich verbürgter Eigentumsrechte an den marinen Fischbestän-
den dar.  Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Konvention dürften 
freilich gering sein;  denn die vorgesehenen Regelungen stellen nichts 
anderes dar als die nachträgliche formale Kodifizierung einer bereits 
üblichen Staatenpraxis (Ziffern 18,  32). 
73.  Schon in den fünfziger Jahren haben verschiedene südamerikani-
sche Staaten,  ermuntert durch die Truman Proklamation von  1945, 
das  Recht auf alleinige Nutzung der Fischbestände in der 200-Meilen-
Zone beansprucht.  Für die westdeutsche Hochseeflotte waren die Maß-
nahmen der Küstenstaaten im Nordatlantik,  ihrem traditionellen Fang-
gebiet,  von besonderer Bedeutung. 
74.  Island weitete seine Fischereizone 1972 auf 50 und 1975 auf 200 
Seemeilen aus.  Die Vereinigten Staaten,  Kanada sowie Norwegen führ-
ten 1977 die 200 - Meilen-Zone ein.  Die deutsche Hochseeflotte erhielt 
von diesen Ländern befristete Fangquoten eingeräumt,  die beträcht-
lich unter den Fangergebnissen lagen,  die sie während des freien Zu-
gangs erzielt hatte. 45 
75.  Auch die EG-Staaten führten 1977 die 200-Meilen-Zonen ein.  Diese 
Regelung stellt aufgrund des Diskriminierungsverb6ts in der EG prin-
zipiell eine Verbesserung der Fangmöglichkeiten für die Hochseeflotte 
der Bundesrepublik dar.  Allerdings versucht das Vereinigte König-
reich,  neben Grönland das Land mit den bedeutendsten Fanggründen 
im EG-Meer,  eine vorwiegend britischen Unternehmen vorbehaltene 
Präferenzzone zu errichten,  in der es den Fangflotten der übrigen 
Mitgliedstaaten nur bescheidene Fangrechte anbietet.  Um seinen For-
derungen mehr Nachdruck zu verleihen,  blockierte  das Vereinigte 
Königreich den Abschluß von Verhandlungen der Gemeinschaft  mit 
Drittländern über die Gewährung von Fangrechten für die Hochseeflot-
ten der Gemeinschaft (zur EG-Fischereipolitik vgl. Ziffern 102 ff. ). 
76.  Neben der Errichtung nationaler Fischereizonen hat es im Ver-
lauf der sechziger und siebziger Jahre weitere wichtige Änderungen 
der institutionellen Rahmenbedingungengegeben,  die sich auf die wirt-
schaftliche Lage der Hochseeflotte und ihrer vor- und nachgelagerten 
Bereiche ausgewirkt haben: 
- Im Rahmen internationaler Fischereiabkommen wurden für den Nord-
westatlantik (ICNAF)1 und den Nordostatlantik (NEAFC)2  Regelun-
gen über höchstzulässige Gesamtfangmengen,  technische Ausgestal-
tung des Fanggerätes,  Größe und Gewicht der Fische,  Schonzeiten 
und Schongebiete getroffen.  Die Vertragspartner haben diese Ver-
einbarungen aber nur unzureichend beachtet.  Dies mag die Küsten-
staaten in ihrer Entschlossenheit bestärkt haben,  nationale Nutzungs-
rechte an den ihren Küsten vorgelagerten Fischgründen zu beanspru-
chen. 
- Innerhalb der EG dürften die gemeinsame Marktorganisation für Fi-
schereierzeugnisse [VO 2142/70 in EG,  a,  1970,  L  236/5]  und die 
gemeinsame Strukturpolitik für die Fischwirtschaft [VO 2141/70 in 
EG,  a,  1970,  L  236/1]  für die Hochseeflotte besondere Bedeutung 
haben (vgl.  hierzu Ziffern 115-122 bzw.  123-127). 
- Die Bundesregierung hat durch Faktorsubventionen und Kapazitäts-
stillegungsprämien versucht,  der Hochseeflotte die Anpassung an die 
veränderten internationalen Wettbewerbsverhältnisse zu erleichtern. 
1  International Commission for the Northwest Atlantic Fisheries,  etabliert 
durch die gleichnamige Konvention vom 8. 2. 1949. 
2  North-East Atlantic Fisheries Commission,  etabliert durch die  North-
East Atlantic Fisheries Convention vom 21. 1. 1945. 46 
77.  Die Änderungen der institutionellen Rahmenbedingungen dürften 
zumindest der Tendenz nach dahingeh~nd gewirkt haben,  daß die Fang-
kapazitäten und Fangergebnisse der Hochseeflotte zurückgegangen 
sind.  Weniger eindeutig scheinen die institutionellen Änderungen die 
vor- und  nachgelagerten  Bereiche  der  HochseefloUe beeinflußt zu 
haben.  So muß die Bildung von nationalen Fischereizonen für den hei-
mischen Schiffbau und die heimische Fischverarbeitung nicht zwangs-
läufig von Nachteil sein.  Hingegen dürften kaum Zweifel bestehen,  daß 
die Verteuerung der Rohware durch die Fischmarktpolitik der EG da-
zu beigetragen hat,  den Absatz von Fisch und Fischerzeugnissen zu 
schmälern. 
b. Forcierter  Strukturwandel 
78.  Aus Tabelle 9  geht hervor,  daß Beschäftigung  und Produktion 
(Fangmengen  ) der HochseefloUe der Bundesrepublik seit Beginn der 
sechziger Jahre kräftig abgenommen haben;  die Umsätze (Fangerlöse) 
sind seit 1973 rückläufig.  Besonders bemerkenswert ist der ungewöhn-
lich starke Rückgang der Zahl der Beschäftigten. 
79.  Ein starker Wandel hat sich gleichzeitig beim Kapitaleinsatz voll-
zogen.  Die Zahl der Schiffe hat sich vom Beginn des Beobachtungs-
zeitraums an drastisch verringert.  Die Fangkapazität - gemessen an 
der Tonnage in Bruttoregistertonnen - wurde bis 1970 gleichfalls ein-
geschränkt,  stieg dann aber bis 1973 trotz rückläufiger Fangmengen 
wieder an und wurde danach bis 1979 kräftig abgebaut.  Die Divergenz 
in der Entwicklung von Fangmenge und Fangkapazität mag damit zu-
sammenhängen,  daß die Bundesregierung den Kapitaleinsatz in der 
HochseefloUe durch Subventionen verbilligt hat. 
80.  Die Bedeutung der Hochseefischerei der Bundesrepublik hat auch 
im internationalen Vergleich stark abgenommen.  Deren Anteil an den 
Weltfängen ging besonders in den letzten Jahren zurück.  Dies hängt 
sicherlich damit zusammen,  daß die westdeutsche Hochseefischerei 
aus ihren traditionellen Fanggebieten im Nordatlantik auf administra-
tivem Wege weitgehend verdrängt wurde (Tabellen A13,  A16). 
81.  Freilich ist die Hochseeflotte nicht erst seit der Ausweitung natio-
naler Fischereizonen einem starken Druck der Auslandskonkurrenz 
ausgesetzt. Bereits zu Beginn der sechziger Jahre hatte die Hochseefi-47 
Tabelle 9  - Faktoreinsatz und  Produktion in der Hochseefischerei 
und  Fischverarbeitenden Industrie der  Bundesrepublik 
Deutschland 1960-1979 (Index 1973 = 100) 
1960  1970  1973  1979 
Hochseefischerei
a 
Be schäftigte  172,4  111, 6  100,0  69, 8 
Fangschiffe 
Anzahl  324,2  134, 1  100,0  53,8 
Tonnage (BRT)  101, 8  88, 6  100,0  67,7 
Fangmenge  154, 1  128,4  100,0  78,3 




88, 8  98, 7  100,0  87,9 
Bruttoanlagevermügen  4:~, 7  85,4  100,0  113,4 
~  ettoproduktion  b  46, 6  79,6  100,0  105,0 
Umsatz  35,0  78,9  100,0  147,9 
aEinschließlich große Loggerfischerei. -
b  . 
In Preisen von 1970. 
Q u e 11 e:  Bundesministerium für Ernährung [a];  Krengel et al.  [lfd. Jgg.]; 
eigene  Berechnungen. 
scherei  (wie auch  die  Fischverarbeitende  Industrie) im  Vergleich 
zur Verarbeitenden Industrie insgesamt - soweit sich dies an der re-
lativen Außenhandelsposition ablesen läßt - Wettbewerbsnachteile im 
internationalen Handel (Tabelle 10).  Die relativen Einfuhren von fri-
schen Fischen und einfach konserviertem Fisch überstiegen 1962 die 
relativen Ausfuhren beträchtlich.  Danach verbesserte sich die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit bei frischem,  gekühltem und gefrore-
nem Fisch.  Nach Gründung des Gemeinsamen Marktes für Fisch ver-
schlechterte sich jedoch die Wettbewerbsposition wieder.  Auf dem 
inländischen Markt für Seefisch stieg der Anteil der Einfuhr am Ver-
brauch während der sechziger Jahre und besonders kräftig nach 1974 
(Tabelle A17).  Diese Entwicklung ging mit einem Rückgang des An-
teils der Eigenfänge am Inlandsverbrauch und einer steigenden Ex-
portquote einher. Tabelle 10 - Koeffizienten der internationalen Wettbewerbsfähigkeit (RCA-Werte)a der Hochsee-
flotte und Fischverarbeitenden Industrie der Bundesrepublik  Deutschland  nach Re-
gionen 1962-1978 
031. lOb  - Fisch frisch,  031.20
b 
- Fisch einfach  032.01  b  _ Fisch- 081.40b _ 
Jahr 
gekühlt oder gefroren  haltbar gemacht  z ube re  itungen  Fischmehlc 
Welt  EG  Dritt- Welt  EG  Dritt- Welt  EG  Dritt- Welt  EG  Dritt-
länder  länder  länder  länder 
1962  -167,5  - 7,  6  -230,9  -126,3  - 87,8  -171,4  -248, 3  - 30, 3  -278,0  -499,3  -202,2  -551,7 
1963  -143,2  20,4  -212,1  -130,9  - 95, 1  -180,2  -237,4  - 26,5  -266, 6  -463,8  -188,8  -498, 7 
1964  -143,4  25, ° -227,0  -137,9  - 87,4  -239,5  -227,7  9,8  -267,5  -459, 1  -247,4  -485, 1 
1965  -143, 3  22,9  -220, 3  -140,2  - 63,6  -265,4  -198,8  60,6  -251,0  -445,9  -259,9  -480,5 
1966  -152,8  33,5  -235,9  -123, 7  - 55,3  -238,2  -155,2  65,6  -206,8  -436,4  -222,2  -475,5 
1967  -150,4  32, 7  -238,6  -124,2  - 55,3  -245,5  -167,5  57,6  -220,5  -450,4  -128,4  -489,0 
1968  -137,8  67,2  -250, 6  -122,4  - 63,2  -207,5  -159, 1  83, 3  - 218, 6  -391,2  - 36,4  -433, 7 
1969  -109,5  - 86,5  -238,4  -167,3  -145, 1  -182,0  -146,8  72,2  -195, 6  -336,6  - 21,6  -371,1 
197O  -112,6  69,6  -262,9  -242,6  -221,6  -253,8  -141,4  53,8  -192,0  -301,3  - 16,4  -338,1 
1971  -119,0  48,3  -240,9  -211,9  -174, ° -249,2  -143,8  26,9  -200,0  -227,4  0,3  -265,9 
1972  -102,4  53,4  -207,8  -184,9  -170, 7  -178,9  -138,7  - 12,3  -192,2  -223,5  68, 6  -274, 3 
1973  -166, °  -148, 1  -179,9  -212,8  -218,3  -178, 3  - 90,6  38, 7  -185,4  -166, 7  - 59,5  -202,8 
1974  -192,2  -171,8  -205,8  -226,3  -252,9  -157,1  - 92,7  9,8  -202, 1  -143,5  -153,5  -174, 2 
1975  -170,9  -148,6  -186,8  -265, 1  -310,6  -199,9  -100,0  10,4  -217,2  -184,2  - 79,6  -226,7 
1976  -158,9  -133,4  -186,0  -252,0  -321,9  -169, 6  - 85,3  5,2  -179,4  -174,2  -121,'1  -176,0 
1977  -150, 3  - 97,4  -231,7  -248,5  -386,8  -15  3~ 6  - 94,7  - 5,2  -203,3  -199,5  -496,8  -207,9 
1978  -161,0  -101,0  -240,8  -253,5  -323,9  -170, °  -101,8  - 7,8  -210,7  -171,2  - 89,2  -199,0 
aRCA-Werte berechnet nach der Formel: RCA  =  In (x./m.)/(X/M) x  100,  wobei x.  die Exporte der Erzeugnisse i, 
1  1  1 
m
i 
die Importe der Erzeugnisse i,  X  die Exporte und M die Importe der Verarbeitenden Industrie bezeichnen. -
bSITC-Nummer. - cEinschließlich Fleischmehl. 
- --- -- --- ---- --





82.  Ein in den Grundzügen ähnliches Bild wie bei Konsumfisch zeigt 
sich auf dem Markt für Fischmehl (Tabelle A17):  Die inländischen Pro-
duzenten wurden von den ausländischen Anbietern auf dem Binnenmarkt 
stark zurückgedrängt;  nur ein Teil des Absatzrückgangs konnte von 
den Inlandsproduzenten durch vermehrte Ausfuhren kompensiert wer-
den.  Ein  Unterschied  zu  dem  Markt für  Konsumfisch  besteht  bei 
Fischmehl aber insofern,  als der Inlandsverbrauch während der sech-
ziger Jahre stark zugenommen hat.  Während der siebziger Jahre ging 
der Verbrauch von Fischmehl aber zurück,  und zwar sehr viel stär-
ker als der Verbrauch von  Konsumf~sch. 
83.  Inwieweit vor- oder nachgelagerte Bereiche von dem Schrump-
fungsprozeß einer Branche betroffen werden,  hängt ganz überwiegend 
davon ab,  ob natürliche oder künstliche .Handelshemmnisse bestehen. 
Die wichtigsten vor- und nachgelagerten Bereiche der Hochseefische-
rei  sind  der  Schiffbau  und  die  Fischverarbeitende  Industrie.  Da 
die  Auswirkungen  des  neuen  Seerechts  auf die  Werftindustrie  an 
anderer Stelle diskutiert werden (Kapitel III),  soll im folgenden nur 
die Entwicklung der Fischverarbeitenden Industrie mit der Produk-
tionsentwicklung der Hochseeflotte in Verbindung gebracht werden. 
84.  Aus Tabelle 11 geht hervor,  daß die Fischverarbeitende Industrie 
erheblich geschrumpft ist,  allerdings erheblich weniger als die Hoch-
seeflotte.  Diese Beobachtung deutet darauf hin,  daß auch die Fisch-
verarbeitende Industrie in der Bundesrepublik Standortnachteile hat. 
Die negativen RCA -Werte für "Fischzubereitungen" (Tabelle 10) stüt-
zen diese These.  Bemerkenswert erscheint allerdings,  daß dieser 
Industriebereich - im Unterschied zur Hochseefischerei - seine in-
ternationale Wettbewerbsposition insbesondere gegenüber Anbietern 
aus der EG im Verlauf der sechziger und siebziger Jahre verbessern 
konnte. 
Bei der empirischen Analyse der Determinanten des Schrumpfungs-
prozesses von Hochseeflotte und Fischverarbeitender Industrie ist 
es jedoch nicht einfach,  den Einfluß von Änderungen der institutionel-
len Rahmenbedingungen auf das Investitions- und Produktionsverhal-
ten abzuschätzen;  denn die Anpassungsprozesse können langwierig 
sein und sich überlagern.  Eine eindeutige Zurechnung wird auch da-
durch erschwert,  daß es natürliche Schwankungen der Fischbestände 
und damit der Fangergebnisse gibt. 50 
Tabelle 11  - Beschäftigung und Produktion in der Fischverarbeiten-
den Industrie der Bundesrepublik Deutschland 1960-1978 
(Index 1970 = 100) 
Nettoproduk- Beitrag zur  Beschäftigte  Anteil der Be-
Jahr 
tionsvolumen  a  industriellen  schäftigten an 
Nettoproduk- den Beschäftig-
tionb  ten der Indu-
strie insgesamt 
1960  80,36  137,20  106, 12  181,19 
1961  74,26  119,19  101, 11  162, 30 
1962  76, 62  118, 35  102,46  158,26 
1963  83,29  124,48  101,42  151,58 
1964  81,82  112,05  100,36  137,44 
1965  90,48  116, 88  101, 60  131,25 
1966  94,87 .  121,31  104,58  133, 73 
1967  87,80  115,38  96,23  126,47 
1968  89,10  106,93  95,59  114, 73 
1969  103,65  110,02  99,39  105,50 
1970  100,00  100,00  100,00  100,00 
1971  94, 71  93,24  99,06  97,53 
1972  99,06  94,02  95,41  90,56 
1973  99,83  88,72  97,63  86, 77 
1974  98,45  89, 34  93,23  84,61 
1975  90,08  87, 66  84,72  82,45 
1976  95,97  85, 64  86,36  77,07 
1977  89,55  77,97 
1978  92,52  70, 85 
aIn Preisen von 1962. - bIndex der Nettoproduktion der Fischverarbeiten-
den Industrie zu Preisen von 1962 dividiert durch Index der Nettoproduk-
tion-der Verarbeitenden Industrie zu Preisen von 1970. 
I Q u e 11 e:  Statistisches Bundesamt [d;  e];  Meier [1968];  eigene Berech-
nungen und Schätzungen. 
c. Ungünstige  Standortbedingungen 
85.  DieWachstumschancen einer Branche werden im wesentlichen 
vom Potential für Produktivitätssteigerungen,  von den Einkommens-
elastizitäten der Nachfrage und von der Substitutionskonkurrenz be-
stimmt.  Für .die Entwicklungsmöglichkeiten einer Branche an einem 51 
bestimmten Standort,  der internationaler Konkurrenz ausgesetzt ist, 
sinq deren künftige Produktivitätsfortschritte relativ zu denen ande-
rer Aktivitäten an diesem Standort sowie die Einkommenselastizitäten 
der Nachfrage ausschlaggebend. 
CL.  Angebotsfaktoren 
86.  In Ländern,  die wie die Bundesrepublik an der Spitze der Weltein-
kommenshierarchie stehen,  haben die Branchen einen Wettbewerbs-
vorsprung,  die den im Vergleich zu anderen Ländern reichlich vor-
handenen und damit relativ billigen Produktionsfaktor Humankapital 
in überdurchschnittlichem Umfang absorbieren oder die besonders 
technologieintensiv sind.  Die branchenspezifische Verwendung von 
HumaI),kapital kann mit Hilfe verschiedener Me"ßkonzepte ermittelt wer-
den.  Die Kennziffern sind empirischen Untersuchungen zufolge eng 
miteinander korreliert,  so daß sich ihre statistischen Beiträge zur 
Erklärung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit von Branchen nicht 
in statistisch signifikanter Weise unterscheiden [Wolter,  1977].  In 
dieser Studie werden je nach Datenlage folgende Indikatoren der Hu-
manka  pitalin  tensi  tät herange  zogen: 
- die Zusammensetzung der Beschäftigten nach ihrer beruflichen Qua-
lifikation im Vergleich zur Qualifikationsstruktur der Beschäftigten 
in der übrigen Industrie; 
- die Lohn- und Gehaltssumme je Beschäftigten im Vergleich zum ent-
sprechenden Industriedurchschnitt; 
- der Anteil weiblicher Beschäftigter in einer Branche im Vergleich 
zum entsprechenden Industriedurchschnitt; 
- der Anteil ausländischer Arbeitskräfte in einer Branche im Ver-
gleich zum entsprechenden Industriedurchschnitt. 
Die Technologieintensität als Indikator der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit konnte nicht unmittelbar untersucht werden,  weil für 
die Hochseefischerei und die Fischverarbeitung keine Angaben über 
die Ausgaben für Forschung und Entwicklung zur Verfügung stehenl , 
1  Dieser Mangel erscheint allerdings nicht gravierend,  weil die Grundla-
gen der fischwirtschaftlichen Nutzung der Meere,  die Bestandsentwick-
lung der Nutztiere des Meeres und die Fangtechnik weniger in Unterneh-
men als in Forschungsinstituten nationaler und internationaler Organisa -
tionen erforscht werden.  Die Forschungsergebnisse werden ganz über-
wiegend publiziert und können von den Flotten aller Nationen genutzt wer- . 52 
Tabelle 12  - Faktorabsorption und Produktivität von Hochseefischerei, 
Fischverarbeitender  Industrie und Verarbeitender  Indu-
strie der Bundesrepublik Deutschland 1960-1979 
1960  1970  1973  1979 
Hochseefischerei 
Anteil wenig qualifizierter 
Arbeüskräftea  (vH)  32, 1  40,4  51, 6  54,1 
Lohn- und Gehaltssumme 
je Beschäftigten (DM)  49  700b 
Anteil ausländischer 
Arbeüskräfte (vH)  40,Ob 
Fangmenge je Beschäftigten 
(1973 = 100)  61,1  128,7  100,0  112,2 
Fangerlöse je Beschäftigten  I 
(DM)  27 809  66  578  88920  111  416 
Fischverarbeüende lndustrie 
Anteil wenig qualifizierter 
Arbeüskräftec  (vH)  79,9 
Anteil weiblicher Beschäf-
tigter (vH)  63,2  62,7  61,8 
Lohn- und Gehaltssumme 
je Beschäftigten (DM)  4  792  11  098  14 510  21 067 
Nettoproduktionsvolumen 
in Preisen von 1962 je 
110,Od  Beschäftigten (1973 =  100)  74, °  97,8  100,0 
Nettoproduktionswert 
14  197e 
19  702
f  je Beschäftigten (DM) 
Verarbeüende Industrie 
Anteil wenig qualifizierter 
Arbeüskräftec  (vH)  52,0  37,2  38,0  41, 6 
Lohn- und Gehaltssumme 
je Beschäftigten (DM)  6  142  14  319  19 471  31  020 
Anteil weiblicher Beschäf-
tigter (vH)  28,9  28,6  28,9 
Anteil ausländischer 
Arbeüskräfte (vH)  13, 1 
Nettoproduktionsvolumen 
in Preisen von 1970 je 
Beschäftigten (1973 =  10O)  52,5  80,6  100,0  118, 7 
Umsatz je Beschäftigten 
(DM)  34  160  67  122  86  771  137 893 
Netto produktionswe rt 
19  75ge  27573f  je Beschäftigten (DM) 
aDeckspersonal ohne Vollgrade. - bMüteilung des Verbandes der deutschen Hochsee-
fischerei. - CAnteil der Arbeüer in Tarifgruppe 2  und 3  sowie der Angestellten in 
Tarifgruppe IV  und V  an den Beschäftigten insgesamt. - d1976. - e1962. - f1967. 
Quelle:  Vgl.  Tabellen 9,  11;  Statistisches Bundesamt [f];  BfA [1979];  eigene 
Berechnungen. 53 
87.  Aus Tabelle 12 geht hervor,  daß die Hochseefischerei überdurch-
schnittlich viele Arbeitskräfte mit geringer beruflicher Qualifikation 
beschäftigt.  Der geringe Bedarf der Hochseefischerei an Humankapital 
zeigt sich auch darin,  daß diese Branche überdurchschnittlich viele 
ausländische Arbeitskräfte beschäftigt.  Lediglich die Lohn- und Ge-
haltssumme je Beschäftigten scheint diesem Befund zu widersprechen. 
Allerdings ist bei der Interpretation der Lohn- und Gehaltssumme je 
Beschäftigten zu beachten,  daß das Arbeitsleid in der Hochseefische-
rei sehr hoch ist.  Die Arbeitskräfte müssen lange Trennungszeiten 
von der Familie in Kauf nehmen und häufig unter extrem ungünstigen 
Witter~gsbedingungen tätig sein.  Zu beachten ist auch,  daß die Lohn-
und Gehaltssumme je Beschäftigten zu rund 27 vH sogenannte Fangan-
teile enthält,  die gleichsam Prämien- oder Akkordlohncharakter ha-
ben.  Die Diskrepanz zwischen der Faktorabsorption der Hochseefi-
scherei und der Faktorausstattung der Bundesrepublik findet ihren 
Niederschlag in einem unterdurchschnittlichen  Produktivitätsfort-
schritt der Hochseeflotte  .  In einem hochentwickelten Land wie der 
Bundesrepublik,  in dem auch ungelernte Arbeit ein relativ knapper 
Produktionsfaktor ist,  begründet die Faktorabsorption der Hochsee-
fischerei einen Standortnachteil.  Länder,  in denen ungelernte Arbeits-
kräfte reichlich vorhanden sind,  können den Fischfang kostengünsti-
ger betreiben. 
88.  Ähnliche Faktoransprüche wie die Hochseefischerei stellt auch 
die Fischverarbeitende Industrie.  Die Qualifikationsstruktur der Be-
schäftigten,  der hohe Anteil weiblicher Beschäftigter sowie die ge-
ringe Lohn- und Gehaltssumme je Beschäftigten weisen diese Branche 
als arbeitsintensiv aus.  Auch im Fall der Fischverarbeitung sind die 
Produktivitätskennziffern mit den Faktoransprüchen der Branche kom-
patibel. 
ß.  Nachfragefaktoren 
89.  Aus einer Reihe empirischer Untersuchungen geht hervor,  daß 
in den Industrielänciern während der vergangenen fünfzig Jahre  die 
Einkommenselastizität der Nachfrage nach Fisch stark gesunken ist. 
Für das Wirtschaftsjahr 1927/28 wurden im Deutschen Reich je nach 
Fischart Einkommenselastizitäten von 0,76 bis 1,36 ermittelt [Kaiser, 
den.  Durchgreifende technologisch begründete Wettbewerbsvorteile dürf-
te es somit in der Hochseefischerei wohl für kaum ein Land geben.  Ein 
jährlicher Bericht über die fischwirtschaftlichen Forschungseinrichtun-
gen und deren Forschungsarbeit ist enthalten in Bundesministerium  -für 
Ernährung,  Landwirtschaft und Forsten [a,  1980]. 54 
1951].  Im Zeitraum 1954-1957 betrug in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Einkommenselastizität für Frischfisch 0, 59 und für verarbei-
teten Fisch 0, 78  [Göben,  1964].  Inzwischen ist in der Bundesrepublik 
die Einkommenselastizität der Nachfrage nach Fisch insgesamt auf 
0,4 abgesunken (Tabelle 13). 
Aus einer Untersuchung für das Vereinigte Königreich geht hervor, 
daß dort im Zeitraum 1959 -1963 die Einkommenselastizität für Frisch-
fisch 0, 13 und für tiefgefrorenen Fisch 0, 72  betrug [White Fish Au-
thority,  1962].  Selbst für die Welt insgesamt scheint die Einkommens-
elastizität der Nachfrage  nach Fisch recht niedrig  zu  sein.  Diese 
Schlußfolgerung kann man aus einer internationalen Querschnittsana-
lyse ziehen,  'in~der neben Industrieländern auch eine Reihe wichtiger 
Entwicklungsländer berücksichtigt wurden [Kravis et al.,  1978]. 
90.  Die Nachfragebedingungen für die Hochseefischerei und Fischver-
arbeitende Industrie sind auch insofern ungünstig,  als Fisch und Fi-
scherzeugnisse mit Fleisch und Fleischerzeugnissen in enger Substi-
tutionskonkurrenz stehen (Tabelle 13).  Der relative Anstieg des Fisch-
preises dürfte maßgeblich zum Rückgang des relativen Pro-Kopf-Ver-
brauchs beigetragen haben (Tabelle 14). 
91.  Eine enge Substitutions  be ziehung besteht auch zwischen See  - und 
Süßwasserfisch (Tabelle 13).  Der relative Anstieg des Preises für 
Seefisch dürfte dazu geführt haben,  daß der Verbrauch von Seefisch 
in Relation zum Verbrauch von Süßwasserfisch abgenommen hat (Ta-
belle 14). 
92.  Fischmehl,  das ganz überwiegend in der Tierfütterung verwendet 
wird,  steht in Substitutionskonkurrenz zu den eiweißreichen Ölkuchen, 
die pflanzlichen Ursprungs sind (Tabelle 13).  Außerdem kann  Fisch-
mehl in der Fütterung durch Milcheiweiß substituier~ werdenl •  Der 
geringere Preis  anstieg bei den pflanzlichen Eiweißträgern - eine Fol-
ge größerer Produktivitätsfortschritte - hat in der Vergangenheit da-
zu geführt,  daß Fischmehl in der Tierfütterung zunehmend verdrängt 
wurde (Tabelle 14). 
1  Zur  Substitutionskonkurrenz zwischen  Futtermitteln vgl.  auch  Plate 
[1973] . Tabelle 13  - Einkommens- und Substitutionselastizität "für Konsumfisch und Fischmehl in der 
Bundesrepublik Deutschland 1962-1980 
Produkt  Schätzgleichung
a 
Konsumfisch I ln xl  = -1,5398 + 0,4190 ln Y1 
(-1,35)  (2,25)* 
ln x2 
=  3, 4976  - 0, 2267 ln Y  2  + 0, 1789 Y  3 
(3,74)':'  (-0,50)  (0,26) 
ln x3 
=  9,1256 - 1,4086 ln Y  4 
(15, 97)~' (-11, 31)'~ 
ln x
4 




(23,17)':'  (-0,46)  (-11,  14)~' 






(17,78)':'  (-4, 57)'~  (-5, 61  )~' 
Fischmehl  x
5 
=  21,8885  - 4,3112 ln Y
6 











F-Wert  Zeitraum 
0,20  5,07':'  1962/63,1968,1973 
I  0,30  4,3':'  1962-1978 
I  0,88  128,0':'  1960/61-1978/79 
I  0,93  114,0':'  I Ül62/63-1979/80 
0,94  147,0':'  1962/63-1979/80 
0, 55  18,2':'  1964/65-1978/79 
aEs bedeuten xl  =  Pro-Kopf-Ausgaben für Fisch,  Y
1 
= Haushaltsausgaben insgesamt pro Kopf,  x
2 
=  Pro~Kopf-Verbrauch 
von Fisch in kg,  Y2 
= verfügbares Pro-Kopf-Einkommen,  Y  3  =  realer Fischpreis,  x
3 
= mengenmäßiger Verbrauch von 
Konsumfisch dividiert durch mengenmäßigen Fleischverbrauch,  Y  4  = Verbraucherpreisindex für Fisch dividiert durch Ver-
braucherpreisindex für Fleisch,  x
4 
=  mengenmäßiger Verbrauch von Seefisch dividiert durch mengenmäßigen Verbrauch 
von Süßwasserfisch,  Y  5  = Index der Erzeugerpreise für Seefisch dividiert durch Index der Erzeugerpreise für Süßwasser-
fisch (aus dem Bodensee),  x
5 
= mengenmäßiger Verbrauch von Fischmehl dividiert durch mengenmäßigen Verbrauch von 
Ölkuchen,  Y  6  =  Preisindex für Fischmehl dividiert durch Preisindex für Sojaschrot. - bQuerschnittsdaten der Haushaltsstich-
"proben für die Jahre 1962/63,  1969 und 1973. - *Signifikant bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 vH. 
Q u elle:  Tabelle 14;  Statistisches Bundesamt [f];  eigene  Berechnungen. 
U1 
U1 Tabelle  14  - Relative Verbrauchsmengen und relative Preisindizes für Seefisch und Fischmehl 
in der Bundesrepublik Deutschland 1960-1979 (vH) 
Verbrauch von  Preisindex für 
Seefisch  Fischmehl  Seefisch  Fischmehl 




Süßwasser- Magermilch- Fleisch- Ölkuchen  Fleisch- Sojaschrot 
erzeugnissen  fisch  milch 
erzeugnisse 
fisch  pulver 
1960/61  18,43  85,02 
1961/62  17,91  20,07  87,32 
1962/63  17,21  3  520,68  17,33  88,20  72,56 
1963/64  15,94  3 533,33  19,23  86, 73  73,05 
1964/65  16,54  3  222,58  17, 64  86, 60  79, 78  87,76 
1965/66  16,96  3  337,50  13, 11  88,55  67, 17  97,84 
1966/67  15,25  2  958,82  15,01  90,31  79,48  89,42 
1967/68  15,00  2  728,57/  17,89  7,80  94,46  94,81  81,07 
1968/69  14,85  2  955,55  18, 16  8,50  97,04  93, 10  80,46 
1969/70  14,09  2  095,65  14,90  7,80  98,23  87,32  95,61  96,20 
1970/71  14,43  2  269,56  12,46  8,00  103,55  100,00  100,00  100,00 
1971/72  12, 30  2  002,04  13, 61  10, 70  107,07  105, 75  88,11  83, 10 
1972/73  12,03  1 492,59  7, 11  6,20  105,61  126,54  98,07  116,20 
1973/74  13,96  1809,09  6,81  5,50  107,01  11 7, 66  106,99  151,10 
1974/75  13,21  1  693,10  7,70  8,20  110,43  114,28  96,39  89,30 
1975/76  11,74  1 407,93  6,51  7,50  108,42  100,44  92, 13  82,20 
1976/77  12,20  1 407,93  5,20  5,90  107,55  99, 10  95,95  115,20 
1977/78  11,85  1  344,44  4,26  5,20  111,40  97,25  115,44  108,60 
1978/79  11,34  1  392,30  3,49  4,70  115,00  96,21  104,54  91, 70 
1979/80  10,93  900,00  3, 17  4,80  115, 70  92, 14  99,30  87,00 
L- -- --
Q u e 11 e:  Vgl.  Tabelle A17;  Bundesministerium für Ernährung,  Landwirtschaft und Forsten [b];  eigene Berechnungen. 
U1 
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y.  Zusammenfassende Be,wertung 
93.  Die vorangegangene Analyse hat gezeigt,  daß die Hochseefische-
rei und  die  Fischverarbeitende  Industrie  keine  günstigen  Standort-
bedingungen  in  der  Bundesrepublik  vorfinden.  Beide  Wirtschafts-
bereiche haben gegenüber der ausländischen Konkurrenz Kostennach-
teile,  weil sie in überdurchschnittlichem Umfang Produktionsfaktoren 
absorbieren,  die in der Bundesrepublik relativ knapp sind.  Niedrige 
Einkommenselastizitäten der Nachfrage sowie hohe Kreuzpreiselasti-
zitäten gegenüber Substitutions  produkten sind zusätzliche Faktoren, 
die auf eine Schrumpfung hinwirken.  Sie haben im Strukturwandel der 
vergangenen Jahre ihren Niederschlag gefunden. 
94.  Der Schrumpfungsprozeß zumindest in der Hochseefischerei dürf-
te freilich über das Maß hinausgegangen sein,  das aufgrund der na-
türlichen Standortbedingungen zu erwarten gewesen wäre.  Trotz um-
fangreicher Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung und trotz Einfüh-
rung der EG-Fisc'hmarktordnung hat es in den siebziger Jahren einen 
Bruch in der Entwicklung gegeben.' Der Schrumpfungsprozeß der Hoch-
seefischerei verstärkte sich spürbar,  nachdem Island seine Fischerei-
zone auf 200 Seem.eilen ausgeweitet hatte (Tabelle 15). 
Tabelle 15  - Zum Einfluß erweiterter Fischereizonen auf die Fang-
ergebnisse der Hochseeflotte der Bundesrepublik Deutsch-
land 1960-1979 
Schätzgleichung  N  R
2 
F-Wert 
In x  = 5, 1085  - 0,1352 ln t  - 0,2285 D  20  0,67  20,84':' 
(59, 10)':'  (-3,14)*  (-2,90)* 
Es bedeuten x  = Fangmenge;  t  = Jahr;  D  = Dummyvariable mit dem 
Wert 0 für 1960-1974 und dem Wert 1 für 1975-1979. - ':'Signifikant 
bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 vH. 
Q u elle:  Tabelle 9;  eigene Berechnungen. 
95.  Die Fischverarbeitende Industrie der Bundesrepublik scheint durch 
die Ausweitung nationaler Fischereizonen weniger gelitten zu haben 
als die Hochseeflotte  .  Sie hat in den vergangenen Jahren verstärkt 
Rohware  aus  Ländern in- und  außerhalb  der EG importiert.  Der 
Wachstumsspielraum der Fischverarbeitenden  Industrie  wird  we-
niger durch  das  neue  Seerecht als  durch die  Fischmarktordnung 58 
der EG beschnitten,  die den Import von Rohwaren aus den besonders 
angebotsfähigen Drittländern behindert und verteuert. 
d. Anpassungsstrategien 
96.  Der Schrumpfungsprozeß der Hochseeflotte wäre noch stärker aus-
gefallen,  wenn es ihr nicht gelungen wäre,  die rückläufigen Fänge von 
Hering,  Kabeljau und Rotbarsch durch einen verstärkten Fang ande-
rer und neuer Fischarten zum Teil auszugleichen (Tabelle A14,  A15). 
We~ig erfolgreich waren hingegen trotz öffentlicher Förderungsmaß-
nahmen die Bemühungen,  auf Fanggebiete außerhalb der 200-Meilen-
Zone auszuweichen (Tabellen A13, A16). Kooperationsabkommen west~ 
deutscher Reeder mit ausländischen Partnern erwiesen sich bislang 
als wenig fruchtbar [vgl.  z. B.  Möcklinghoff,  1980,  S.  16 f.]. Auch 
deshalb war es unumgänglich,  Fangkapazitäten abzubauen.  Die  ver-
schiedenen Anpassungsmaßnahmen reichten aber bei weitem nicht aus, 
die vorhandene Fangkapazität mit den Fangmöglichkeiten in Einklang 
zu bringen.  Dies mag auch damit zusammenhängen,  daß die Hochsee-
flotte hoffte,  künftig verstärkt in den britischen und grönländischen 
Gewässern des EG-Meeres fischen zu können1•  Diese Hoffnungen haben 
sich bislang kaum erfüllt.  Die britische Regierung läßt wenig Bereit-
schaft erkennen,  die 200-Meilen-Zone ihres Landes den Fangflotten 
der Partnerländer entsprechend dem im EWG-Vertrag niedergeleg-
ten Prinzip der Freizügigkeit zu öffnen.  Ob die grönländische  200-
Meilen-Zone  Bestandteil des  EG-Meeres  bleibt,  ist fraglich  (An-
hang A).  Sofern sich die institutionellen Rahmenbedingungen im EG-
Meer oder in der 200 -Meilen-Zone anderer Küstenländer nicht zugun-




97.  Die Hochseefischerei selbst sieht im wesentlichen drei Wege,  die 
institutionellen Rahmenbedingungen zu ihren Gunsten zu ändern: 
1  Diese Aussicht veranlaßte die Bundesregierung,  ihre lange Zeit ableh-
nende Haltung gegenüber einer Ausdehnung nationaler Fischereizonen auf-
zugeben. 
2  Ende des Jahres 1980 bestand die Hochseeflotte aus 43 Schiffen,  von de-
nen nur noch 20 eingesetzt wurden.  Die Zahl der Beschäftigten der Hoch-
seeflotte betrug im Jahr 1980 noch rund 3 000. 59 
- Qie EG soll mit fischreichen Drittländern ähnliche Abkommen über 
gegenseitige Fangrechte abschließen,  wie sie bereits zwischen der 
Gemeinschaft und Norwegen,  Schweden sowie mit den Faröern be-
stehen.  Ob sich durch solche Abkommen die Fangmöglichkeiten für 
die Hochseeflotte kräftig ausweiten lassen,  erscheint zumindest dann 
zweifelhaft,  wenn Grönland aus der Gemeinschaft ausscheidet.  In 
diesem Fall wäre die EG kaum in der Lage,  vor allem Kanada an-
gemessene Gegenleistungen anzubieten.  Zudem ist innerhalb der EG 
mit anhaltendem Widerstand gegen solche Abkommen zu rechnen. 
Inzwischen ist mit Zustimmung des Vereinigten Königreichs ein auf 
kurze Zeit befristetes Abkommen mit Kanada zustande gekommen. 
- Die EG soll zusätzliche Mittel für den Kauf von Fangrechten in den 
Gewässern von Drittländern bereitstellen.  Bisher wurden Fangrech-
te in den Gewässern Jugoslawiens,  Guinea-Bissaus und Senegals 
geka  uft.  Inwieweit sich hierdurch die Fangmöglichkeiten der Hoch-
seeflotte verbessern lassen,  hängt entscheidend von den bereitge-
stellten öffentlichen Finanzmitteln ab. 
- Die EG soll jenen Drittländern Einfuhrpräferenzen für Fisch und 
Fischerzeugnisse gewähren,  die den Hochseeflotten der Mitglieds-
länder als Gegep.leistung Fangrechte in ihren Fischereizonen ein-
räumen.  Dieses Mittel könnte sich dann als besonders wirksam er-
weisen,  wenn die Handelspräferenzen so ausgestaltet werden,  daß 
den betroffenen Drittländern die hohe Differenz zwischen den Prei-
sen auf dem Weltmarkt und dem EG-Binnenmarkt zukommt. 
Es mag sein,  daß mit Hilfe derartiger Maßnahmen die negativen Aus-
wirkungen des neuen Seerechts auf die wirtschaftliche Lage der deut-
schen Hochseeflotte gemildert werden können.  Eine andere Frage ist 
es aber,  ob derartige Maßnahmen auch im gesamtwirtschaftlichen In-
teresse liegen. 
98.  Abkommen über gegenseitige Fangrechte können handelsumlen-
kend und handelsmindernd wirken.  Der Kauf von Fangrechten durch 
den Staat,  mit oder ohne Präferenzregelungen in anderen Bereichen, 
stellt gleichsam eine Faktorsubvention dar,  die gerechtfertigt ist, 
wenn sie  der  Realisierung  externer Effekte  (wie  z. B.  der Versor-
gungssicherheit) dientl. 
1  Zu den Wohlfahrtseffekten dieser Protektions  maßnahmen siehe: Rodemer 
[1980]  und die dort aufgeführte Literatur. 60 
99.  Eine andere Alternative wäre,  die Küstenländer durch internatio-
nale Vereinbarungen dazu zu verpflichten,  die Fangrechte in ihren 
Fischereizonen meistbietend zu versteigern (Ziffern 26 ff. ). Ob freilich 
durch ein solches Verfahren die Fangmöglichkeiten der Hochseeflotte 
der Bundesrepublik durchgreifend verbessert werden,  scheint nicht si-
cher. Diese Vermutung läßt sich aus der Beobachtung herleiten, daß 
die Hochseeflotte der Bundesrepublik bei kanadischen Ausschreibungen 
Hochseeflotte der Bundesrepublik bei kanadlschen Ausschreibungen 
von Fangrechten mit den Hochseeflotten der Staatshandelsländer nicht 
konkurrieren konnte.  Ein Wettbewerbsvorteil dieser Flotten dürfte 
darin bestehen,  daß die Staatshandelsländer im Vergleich zur Bundes-
republik Länder mit niedrigen Löhnen sind.  Außerdem können in die-
sen Ländern auch solche Fische als Konsumfisch abgesetzt werden, 
die in hochentwickelten Ländern wie der Bundesrepublik von den Kon-· 
sumenten wenig geschätzt und deshalb ganz überwiegend zu Fischmehl 
verarbeitet werden.  Darüber hinaus mögen geopolitische und sonstige 
politische Gesichtspunkte die Fischfangaktivitäten dieser Länder be-
stimmen. 
100.  Im ganzen betrachtet ist kaum zu erwarten,  daß sich der Hoch-
seeflotte der Bundesrepublik künftig zusätzliche Fangmöglichkeiten in 
nennenswertem Umfang bieten werden.  Es ist dah'er eher zu vermu-
ten, daß sich der Schrumpfungsprozeß fortsetzt.  Für die freigesetzten 
Arbeitskräfte könnte es in den kommenden Jahren noch schwieriger 
als bisher werden,  einen neuen Arbeitsplatz zu finden.  Dies gilt auch 
dann,  wenn sie regional mobil sind.  Es scheint angebracht zu prüfen, 
ob die üblichen arbeitsmarkt- und regionalpolitischen Maßnahmen des 
Staates ausreichen,  den Anpassungsprozeß in den betroffenen Regio-
nen,  die überwiegend zu den wachstums  schwachen Gebieten zählen, 
friktionslos  zu bewältigen.  Die Beschäftigungsausslchten in den Kü-
stenregionen sind ohnehin dadurch belastet,  daß die britische Regie-
rung  im  Rahmen der Gemeinschaft  auf eine  starke  Anhebung  der 
Marktordnungspreise für frischen Seefisch drängt.  Für den Fall,  daß 
sich das Vereinigte Königreich durchsetzt,  würden sich die Absatz-
chancen für Erzeugnisse der Fischverarbeitenden Industrie in der Ge-
meinschaft erheblich verschlechtern.  Eine passive Sanierung,  deren 
Härten nicht selten unterbewertet werden,  sollte als letztes in Erwä-
gung gezogen werden. 
101.  Zu einer aktiven Sanierung der betroffenen Regionen könnte die 
Bundesregierung beitragen,  indem sie auf eine Liberalisierung der 
Einfuhr von Rohware aus Drittländern hinwirkt.  Aufgrund der hohen 
Substitutionselastizitäten zwischen Fisch und Fleisch einerseits so-
wie zwischen Seefisch und Süßwasserfisch andererseits würden sich 61 
die rückläufigen Rohstoffpreise in einem Produktions- und Beschäfti-
gungsanstieg der Fischverarbeitenden Industrie,  die ihre Standorte 
ebenfalls in den Fischereihäfen hat,  niederschlagen.  Eine derartige 
Entwicklung würde auch Produktion und Beschäftigung im Distribu-
tionsbereich stimulieren.  Es ist nicht auszuschließen,  daß seerechts-
bedingte Verluste an Arbeitsplätzen in der Hochseefischerei durch 
eine solche Liberalisierung der Rohwareneinfuhr ausgeglichen wer-
den.  Der Protektionsabbau berührt freilich nicht die natürlichen Stand-
ortbedingungen der Fischverarbeitenden Industrie.  Produktion und, 
Beschäftigung könnten sich zwar liberalisierungsbedingt kurz- bis 
mittelfristig erhöhen.  Auf längere Sicht aber hängt die Entwicklung 
dieser -Branche davon ab,  ob es ihr gelingt,  mit neuen Technologien 
diese Bedingungen zu verbes·sern. 
6.  Exkurs:  EG-Fischereipolitik 
102.  Die  UN -Seerechtskonferenz berührt die deutsche Fischerei als 
Teil der EG-Fischerei,  da für die  Fischereipolitik die  Gemeinschaft 
zuständig ist.  Sie  regelt  den  Zugang zu  den Fischgründen im EG-
Meer und verhandelt über Fangrechte in den Wirtschafts  zonen dritter 
Länder.  Darüber hinaus regelt sie den Marktzugang bei Fischerei-
erzeugnissen in der EG und hat Zuständigkeiten im Bereich der Struk-
turpolitik.  Die Auswirkungen des neuen Fischereirechts auf die Bun-
desrepublik müssen deshalb vor dem Hintergrund ihrer EG-Mitglied-
schaft beurteilt werden. 
a. Entstehung  der  EG-Fischereizone 
103.  Wenn die Gemeinschaft auch schon 1970 damit begonnen hatte, 
auf dem Gebiet der Fischereipolitik tätig zu werden,  so entstanden 
die schwerwiegenden Probleme doch erst bei der allgemeinen Aus-
dehnung der Fischereigewässer im Zusammenhang mit der UN -See-
rechtskonferenz.  Zwar hatte der Zugang der EG-Länder zu den Fi-
schereigewässern der anderen Mitgliedstaaten die GemeInschaft be-
reits in den (ersten) Beitrittsverhandlungen beschäftigt,  und die Ab-
lehnung des norwegischen Beitritts durch die Bevölkerung war u. a. 
auf die Furcht der norwegischen Fischer vor einem Verlust ihrer Vor-
zugsrechte in den nationalen Gewässern zurückzuführen;  dabei ging es nur um den Fischfang in einem schmalen Küstenstreifen von sechs, 
allenfalls zwölf Seemeilen Breite.  Ganz anders wurde die Situation 
aber,  als die Seerechtskonferenz ausgedehnte Fischereizonen völker-
rechtlich akzeptabel erscheinen ließ und immer mehr Staaten ihre Fi-
schereihoheit bis zu 200 Seemeilen vor ihren Küsten in Anspruch nah-
men.  Damit wurden die bei weitem ergiebigsten Fanggründe der Welt 
einer freien Nutzung entzogen.  Für die Fischereiflotten aus den EG-
Ländern bedeutete dies,  daß wichtige Fanggründe nun fremder Hoheit 
unterstellt wurden.  Davon waren insbesondere die Fernfischer aus 
der Bundesrepublik betroffen,  die traditionell überwiegend in Meeres-
gebieten auf Fang gegangen waren,  die nun zu den Fischereizonen dri't-
ter-Länder gehörten. 
104.  In dieser Lage brachte der Europäische Rat auf seiner Tagung 
vom 12.  und 13.  Juli 1976 "seine Entschlossenheit zum Ausdruck,  die 
rechtmäßigen Interessen der Fischereiindustrie der Gemeinschaft zu 
schützen." [EG,  b,  1976,  Nr.  7/8,  Ziff.  2434].  Zu diesem Zweck 
solle möglichst bald eine Absichtserklärung der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft über die Ausdehnung der Fischereigrenzen auf 200 Mei-
len geprüft werden. 
Für eine Ausdehnung der Fischereigrenzen vor den Küsten der  Ge-
meinschaft wurden vor allem folgende Argumente vorgebracht: 
- Mit der Einführung einer EG-Fischereizone kann verhindert wer-
den,  daß Schiffe aus dritten Ländern,  denen die neuen Fischereizo-
nen anderer Länder versperrt sind,  nun zusätzlich in den Gewäs-
sern vor den Küsten der Gemeinschaft auf Fang gehen und dort zur 
weiteren Überfischung beitragen. 
- Fangflotten der Gemeinschaft,  die Fangmöglichkeiten in den Fische-
reizonen dritter Länder verloren haben,  kann in einer EG-Fische-
reizone wenigstens teilweise Ersatz geboten werden. 
- In einer EG-Fischereizone kann die Gemeinschaft Maßnahmen zum 
Schutz der Fischbestände ergreifen.  Sie kann dabei auch Fänge durch 
fremde Länder verbieten oder reglementieren. 
- Fangrechte in EG-Gewässern kommen als Tauschobjekt gegen Fang-
rechte in den Fischereizonen dritter Länder in Betracht. 
105.  Jedoch konnten nach Ansicht des Rates diese Vorteile nicht ganz 
die Nachteile ausgleichen,  welche der Verlust der Fanggründe in frem-
den Fischereizonen für die Fischwirtschaft der EG mit sich brachte. 
Deshalb hatte der Rat auch die allgemeine Ausdehnung der Fischerei-63 
gewässer bedauert und gezögert,  diese durch Erklärung einer EG-Zo-
ne gewissermaßen gutzuheißen.  Da diese Entwicklung aber offensicht-
lich nicht mehr aufgehalten werden konnte,  erschien es der Gemein-
schaft vorteilhaft,  den eigenen Fischern wenigstens eine Vorzugsstel-
lung in den EG-Gewässern zu sichern.  Besonders vorteilhaft war die 
Inanspruchnahme einer EG-Fischereizone für die Fangflotten solcher 
Mitgliedstaaten,  die bisher in fremden Gewässern Fernfang betrieben 
hatten und nach dem neuen Seerecht wegen ungünstiger geographischer 
Lage in einer nationalen Fischereizone nur wenig Ausgleich hätten 
finden köpnen.  Zu diesen möglichen Nutznießern der Einführung einer 
EG-Fisehereizone gehörte die Bundesrepublik - allerdings unter der 
Voraussetzung,  daß auch eine effektive gemeinsame Fischereipolitik 
betrieben würde. 
Die politische Grundsatzentscheidung zur Errichtung nationaler 200-
Meilen-Fischereizonen erfolgte durch die "Haager Beschlüsse" des 
Rates  vom  3.  November 1976.  Darin kam er überein  [EG,  b,  1976, 
Nr.  10,  Ziff.  1503]  " ...  ,  daß  die  Mitgliedstaaten  durch eine  ab-
gestimmte Maßnahme die Grenzen ihrer Fischereizonen vor ihren Kü-
sten an der Nordsee und am Nordatlantik vom 1.  Januar 1977 an auf 
200  Meilen ausdehnen,  wodurch eine Aktion gleicher Art für die übri-
gen unter ihre Hoheitsgewalt fallenden Fischereizonen insbesondere 
im Mittelmeer nicht präjudiziert wird ....  ,  daß von diesem Zeitpunkt 
an die Nutzung der Fischbestände in den genannten Zonen durch Fi-
schereifahrzeuge von Drittländern durch Abkommen zwischen der Ge-
meinschaft und den betreffenden Drittländern geregelt wird ...  ,  daß 
durch geeignete Abkommen der Gemeinschaft sichergestellt werden 
muß,  daß die Fischer der Gemeinschaft Rechte in den Gewässern der 
Drittländer erhalten und die bestehenden Rechte gewahrt werden" . 
Gleichzeitig ermächtigte der Rat die. Kommission,  Fischereiabkom-
men mit Drittländern auszuhandeln (externe Fischereipolitik) und faßte 
selbst eine Entschließung über bestimmte Aspekte der internen Fisch-
fangregelung [EG,  a,  1981,  C  105] . 
106.  Seither wird die Unterscheidung zwischen "interner" und "exter-
ner" Fischereipolitik gemacht.  Das interne Fischereiregime umfaßt 
di~ Bewirtschaftung der biologischen Ressourcen der EG-Fischerei-
zone,  das Marktordnungssystem und strukturpolitische Maßnahmen. 
Das externe Fischereiregime befaßt sich mit den Beziehungen zu drit-
ten Ländern auf dem Gebiet der Fischerei,  und zwar in Form von Ver-
handlungen und Abkommen über Fangrechte von EG-Fischern in frem-
den Meeresteilen und über solche von fremden Fischern im EG-Meer. 64 
Diese Zuständigkeit der Gemeinschaft,  Fischereiverhandlungen mit 
Drittländern zu führen,  könnte im neuen Seerecht durch die Aufnahme 
einer EG-Klausel eine völkerrechtliche Anerkennung findenl . 
b.  Das  interne Fischereiregime 
a.  Ressourcennutzung 
107.  Obwohl über die Notwendigkeit einer gemeinschaftlichen Rege-
lung zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischbestände im EG-
Meer zwischen den Mitgliedstaaten Einigkeit bestand,  erwies sich die 
Einführung einer gemeinsamen Fischereipolitik als außerordentlich 
schwierig.  Das ist besonders bei der Auf  teilung der Fangquoten und 
der Frage exklusiver Zonen für einzelne Mitgliedstaaten deutlich ge-
worden.  Aber auch eine Einigung über technische Maßnahmen zur Er-
haltung der Fischbestände ließ sich nur schwer erreichen. 
108.  Bereits im Jahre 1977 ist eine Verordnung verabschiedet wor-
den,  die den Fang und die Anlandung von Heringen  für industrielle 
Zwecke (Fischmehl und -öl) verbietet [VO 2115/77 in EG, a,  1977, 
L  247,  S.  2].  Die Verhandlungen über technische Maßnahmen zum 
Schutz von Fischbeständen dauerten dagegen bis zum September 1980. 
Hierzu hatte die Kommission zwischen dem 13.  Oktober 1977 und dem 
17.  Juli 1980 dem Rat neun Vorschläge unterbreitet2 ,  ehe die entspre-
chende Verordnung erlassen werden konnte [VO 2527/80 in  EG,  a, 
1980,  L  258,  S.  1],  die nun als ein wichtiger "Schritt auf dem Wege 
zu einer endgültigen Regelung" angesehen wird [EG,  e,  Ziff.  390]. 
109.  Die Verordnung 'gilt in 11 sämtlichen Meeresgewässern,  die der 
Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten unterstehen", 
und zwar einschließlich der Gewässer um die französischen Departe-
ments St.  Pierre und Miquelon,  Guyana,  Martinique und Guadeloupe, 
sowie Reunion,  aber ausschließlich der Ostsee und der Belte sowie 
des Mittelmeeres [VO 2527/80,  Art.  1,  in EG,  a,  1980,  L  258].  Sie 
1  Dies wäre auch den Interessen der Gemeinschaft in den Fischereiver-
handlungen mit den RGW -Staaten dienlich .. 
2  Die Vorschläge stammen vom 13.  Oktober 1977,  30.  November  1977, 
16.  Januar 1978,  13.  November 1978,  19.  Februar 1979,  23.  März 1979, 
4.  April 1979,  27.  November 1979,  17.  Juli 1980. 65 
verbietet oder beschränkt die Benutzung bestimmter Netze und Fang-
geräte,  schreibt für einzelne Fischarten Mindestmaschenweiten der 
Netze vor,  stellt Regeln über die höchstzulässigen Beifänge auf,  ver-
bietet,  daß untermaßige Fische "an Bord gehalten oder verschiff~,  an-
gelandet,  befördert,  verkauft oder in Besitz gehalten,  feilgehalten 
oder zum Verkauf angeboten werden" [ibid.,  Art.  11]  und enthält Fi-
schereiverbote für bestimmte Arten in bestimmten Gebieten und Zeit-
räumenl .  Nationale Maßnahmen,  die über diese gemeinschaftlichen 
Bestimmungen hinausgehen,  sind zulässig,  wenn es sich um rein ört-
liche Bestände handelt,  die nur für die Fischer des betreffenden Mit-
glied  staats von Interesse sind,  und sofern diese Maßnahmen nicht im 
Widerspruch zu den Gemeinschaftsvorschriften stehen [ibid., Art. 18]. 
Auch über den örtlichen Rahmen hinaus können die einzelnen EG-Län-
der Erhaltungsmaßnahmen treffen,  wenn bestimmte Fischarten und 
FanggrÜllde ernstlich bedroht sind,  Verzögerungen schwer wiedergut-
zumachende Folgen mit sich bringen würden und die Maßnahmen ohne 
Diskriminierung angewandt werden [ibid.,  Art.  19] 2. 
110.  Ein zuverlässiger Weg zur Erhaltung der Fischbestände im EG-
meer  besteht  darin,  die  Fänge von  überfischten Arten  einzuschrän-
ken.  Die Absicht,  solche Einschränkungen durchzuführen,  wurde auch 
als einer der Hauptgründe für die Ausdehnung der Fischereigewässer 
genannt - von der Gemeinschaft wie von den Ländern,  die ihr bei der 
Einführung von Fischereizonen vorangingen. 
Die Begrenzung der Fangmengen wird zwar von allen EG-Ländern als 
notwendig anerkannt;  ein besopderes Problem entstand aber dadurch, 
daß sich die Gemeinschaft entschieden hat,  die Gesamtfangmengen 
auf die einzelnen Mitgliedstaaten aufzuteilen3 •  Die Kommission hat 
hierzu Jahr für Jahr Vorschläge gemacht,  so am 23.  Oktober 1980 
den geänderten Vorschlag für eine Verordnung des Rates" zur Ver-
teilung der für die Gemeinschaft verfügbaren Gesamtfangmöglichkei-
1  Zur 'Effizienz derartiger technischer Restriktionen vgl.  Ziffern 26 ff. 
2  Zur Weitergeltung bzw.  Neueinführung nationaler Maßnahmen und ihrer 
Überprüfung durch die Kommission vgl.  auch den Vorschlag der Kom-
mission vom 23.  Januar 1981 [EG,  a,  1981,  C  29,  S,  3]. 
3  Diese Notwendigkeit entfällt natürlich,  wenn der Fang gänzlich verboten 
wird.  In einem solchen Fall ließ sich dann auch im Rat Einigkeit erzie-
len.  So  wurden  "die  zulässigen  Fangquoten  für  die  unmittelbare  Be-
fischung des Nordseeher;ingsbestands ... für alle Mitgliedstaaten für die 
Zeit bis zum 31.  Oktober 1977 auf Null festgesetzt"  [VO 2114/77 in EG, 
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ten von Fischbeständen oder Fischbestandsgruppen in der Fischerei-
zone der Gemeinschaft für 1980" [EG,  c,  KOM (80) 651 endg.,  1980]. 
111.  Dieser Vorschlag geht von den "Kriterien der Ratserklärung vom 
30.  Mai 1980"1 aus und kommt zu den in Tabelle 16 wiedergegebenen 
Werten.  Aus der Tabelle ist auch ersichtlich,  wie die Kommission die 
Verluste an Fangmöglichkeiten in Drittlandsgewässern - insbesondere 
der deutschen und britischen Fischer - berücksichtigt. 
Tabelle 16 - Auf  teilung der Fangmöglichkeitena  auf die EG-Mitglied-
staaten 1980 (t Kabeljau-Äquivalent) 
-
Fangmöglichkeiten 1980 
auf Basis  mit "Haager  (2) berichtigt  nachrichtlich: 
Land  .der Fänge  Berichtigung"b  um die Hälfte  11 Drittländer-
1973-1978  von (4)  Ausgleichs-
Übertragungen  IIC 
(1 )  (2 )  (3)  (4) 
Belgien  24 946  23 608  21  295  - 4  626 
Bundesrepublik 
Deutschland  125  705  115 568  126 998  + 22  861 
Dänemark  348 590  346 586  324517  - 44 137 
Frankreich  144 902  131  397  119  195  - 24 406 
Irland  15  730  30 526  30 526  0 
Niederlande  90  870  89  222  85  874  - 6  695 
Vereinigtes 
Königreich  275 233  289 069  317 570  + 57 003 
EG insgesamt  1  025 976  1  025 976  1  025 976 
aFür Kabeljau,  Schellfisch,  Seelachs,  Wittling,  Scholle und Rotbarsch. - bzugunsten 
Irlands und des Vereinigten Königreichs. - c Ausgleich der relativen Verluste in Drittland-
Gewässern wegen Ausdehnung der Fischereizonen,  hier arithmetisch berechnet. 
Quelle:  EG [c,  KOM (80) 651 endg.,  1980]. 
1  D. h.  unter besonderer Berücksichtigung Irlands und des Vereinigten Kö-
nigreichs.  Vgl.  EG [c,  KOM (80) 338 endg.,  1980,  Anhang III]. 67 
. Die  errechneten Fangmöglichkeiten werden  auf die  verschiedenen 
Fischarten,  auf die einzelnen Fanggebiete und auf die Fangflotten der 
Mitgliedstaaten aufgeteilt.  Dabei wird von den traditionellen Fanger-
gebnissen ausgegangen,  die um die (bestehenden  oder verlorenen) 
Fangmöglichkeiten in den Fischereizonen dritter Länder bereinigt 
sind.  Außerdem werden die Interessen der Gebiete,  deren Bevölke-
rung in:  besonderem Maße vom Fischfang und den damit verbundenen 
Industrien abhängig ist, berücksichtigt. So ergaben sich beispielsweise 
für die Kabeljau- und die Schollenfischerei in der Nord- und Ostsee 
die in Tabelle 17 dargestellten Quoten für die einzelnen Mitgliedstaa-
ten. 
Tabelle 1 7  - Fangquoten der EG-Mitgliedstaaten für  Kabeljau  und 
















21  680 
58  020 





3  830 
4  150 
insgesamt  no  rw~.gisc~  insgesamt  .norwegische 
G ewasser  Gewässerb 
7 860  1 030  5  710  740 
21  600  2  820  4  630  600 
43 330  5  660  22 220  2  890 
6  400  840  330  50 
21  870  2  860  51  960  6  770 
~ 
82  640  10  790  30  330  3  950 
183  700  24 000  115 180  15 000 
aNur EG-Zone. - bHöchstmengen,  die in den Meeresgewässern unter der 
Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit von Norwegen gefischt werden dürfen. 
Q u e 11 e:  EG [c,  KOM (80) 651 endg.,  198.0]. 68 
112.  Bisher haben sich die EG-Länder freilich niemals über die Auf-
teilung der Quoten einigen können,  und in keinem Jahr wurden die Vor-
schläge der Kommission offiziell angenommen.  Das lag daran,  daß 
das Vereinigte Königreich einen größeren Anteil beanspruchte,  weil 
etwa 60 vH der Fischbestände auf den britischen Teil des EG-Meeres 
entfallen.  Diese Argumentation wurde von der Gemeinschaft nicht ak-
zeptiert.  Durch die Wahl der Aufteilungskriterien wird zwar der Lage 
der britischen Fischwirtschaft durchaus Rechnung getragen
l
,  aber 
nicht in dem Ausmaß,  das der britischen Regierung vorschwebt.  Das 
Vereinigte Königreich hat sich bis heute mit den Vorschlägen der Kom-
mission nicht einverstanden erklärt.  Die übrigen EG-Länder haben 
sich dennoch 1978 im Rat verpflichtet,  die Fangquoten nach den Vor-
schlägen der Kommission im wesentlichen anzuwenden2  • 
113.  Neben höheren Fangquoten hat die britische Regierung eine be-
sondere Präferenzzone für die eigenen Fischer gefordert.  Sie begrün-
det dies auch mit der besonderen Lage der Küstenbevölkerung,  die 
zum großen Teil direkt oder indirekt vom Fischfang lebt.  Tatsächlich 
sieht die Beitrittsakte in Art.  100-103 [EG,  a,  1972,  L  73]  einen be-
sonderen Schutz der handwerklichen Küstenfischerei vor.  Diese Rege-
lung ist allerdings bis Ende 1982 begrenzt.  Die Bestimmungen ermög-
lichen es aber,  eine Präferenzstellung für Küstenfischer auf Dauer 
einzuführen).  Die Kommission hat eine entsprechende Dauerregelung 
auch vorgeschlagen [EG,  c,  KOM (76) 500 endg.,  1976,  Abschn.  "In-
terne Regelung" 1  . 
Nach diesem Vorschlag würden die Vorrechte  der  Küstenfischerei 
nicht nur zeitlich verlängert,  sondern auch auf alle EG-Küsten ausge-
dehnt.  Dieses Sonderrecht würde dann einheitlich in einem Küsten-
streifen von zwölf Seemeilen Breite gelten.  Die britische Regierung 
gibt sich mit diesem Vorschlag bisher nicht zufrieden,  sondern for-
dert eine breitere Präferenzzone und außerdem die Aufgabe histori-
scher Fangrechte anderer Mitgliedstaaten in den Gewässern vor den 
britischen Küsten.  Die letzte Forderung wiederum ist besonders für 
Frankreich schwer zu akzeptieren;  bretonische Fischer gehen tradi-
tionell vor den englischen Küsten auf Fang. 
1  Vgl.  dazu Tabelle 16 sowie Booß [1979,  S.  45]. 
2  Sog.  Berliner Kompromiß.  Vgl.  Booß [1979,  S.  48 ff.]  und Bundesmini-
ster Ertl [1978,  S.  273]. 
3  In Art.  103 [EG,  a,  1972,  L  73]  ist von den "Bestimmungen" die Rede, 
"die den Ausnahmeregelungen,  die bis zum 31.  Dezember 1982 in Kraft 
sind,  folgen könnten" . 69 
114.  Sonderrechte für die Küstenfischer in einer 12 -Meilen-Zone sind 
möglicherweise der Preis dafür,  daß überhaupt eine gemeinsame Fi-
schereipolitik zustande kommt.  Selbst mit dieser Einschränkung bringt 
das EG-Meer für die deutschen Fischer noch Vorteile im Vergleich 
zur Alternative der nationalen Fischereizonen.  Im EG-Meer konnten 
sie - wie das Fangergebnis von 1-978 beispielhaft zeigt - verlorene 
Fänge in Drittland-Gewässern zu einem erheblichen Teil ausgleichen 
(Tabelle 18). 
Tabelle 18  - Fänge der Seefischerei der Bundesrepublik Deutschland 
1973-1976 und 1978 
Jährliche Fänge (t)  Abnahme (-)  oder 
Fanggebiet 
Zunahme (+ ) 
Durch-
schnitt  1978  t  vH 
1973 -19 76 
200-sm-Zone vor 
Drittländern  274 544  66 329  -208215  - 75,8 
"EG-Meer"  161  120  290 177  +  129 057  +  80,1 
"Freies Meer"  23 558  24 957  +  1  399  +  5,9 
Insgesamt  459 222  381  463  - 77 759  - 16,9 
Q u e 11 e:  Bundesministerium für Ernährung,  Landwirtschaft und Forsten 
[al . 
ß.  Die gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 
115.  Die Marktordnung für Fischereierzeugnissei soll gemäß ihrer 
Begründung dazu dienen,  den Absatz dieser Erzeugnisse zu fördern 
1  Am 20.  Oktober 1970 erließ der Rat die Verordnung (EWG) Nr.  2142/70 
über die gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeugnisse [EG, 
a,  1970,  L  236,  S.  5].  Da die grundlegenden Bestimmungen mehrfach 
geändert worden waren,  ist mit der Verordnung (EWG) Nr.  100/76 [EG, 
a, .1976,  L  20,  S.  1]  eine neue Fassung erlassen worden,  die im Dezem-
ber 1981 durch die Fassung der Verordnung (EWG) Nr.  3796/81 [EG,  a, 
1981,  L  379,  S.  1]  ersetzt wurde,  die im folgenden als VO 3796/81 zi-
tiert wird. 70 
und die Stabilität des Marktes zu gewährleisten.  Dabei sollen die Er-
zeuger ein angemessenes Einkommen erzielen.  In der Begründung 
nicht genannt ist eine weitere Anwendungsmöglichkeit der Marktord-
nung,  die mit der neuen Entwicklung des internationalen Seerechts be-
sondere Bedeutung erlangt hat: Der Zugang zum Fischmarkt der Ge-
meinschaft kommt als Gegenleistung für den Zugang zu fremden Fisch-
gründen in Betracht.  Hierdurch kann Ländern,  denen die Gemeinschaft 
keine Konzessionen im EG-Meer anbieten kann oder die solche Kon-
zessionen nicht benötigen,  ein Ausgleich dafür geboten werden,  daß 
sie EG-Fischer in ihrer Fischereizone auf Fang gehen lassen. 
116. -Wie in anderen Agrarmarktordnungen wurden im Rahmen der 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse Preis- und Handelsrege-
lungen festgelegt und gemeinsame Wettbewerbsregeln eingeführt.  Sie 
gelten für Fische,  Krebstiere und Weichtiere in den verschiedensten 
Formen der Verarbeitung  (vgl.  Nr.  03.01,  03.02,  03.03,  05.15, 
16.04,  16.05,  23.01 des Gemeinsamen Zolltarifs [VO 3796/81,  Art. 1, 
in EG,  a,  1981,  L  379] ). 
117.  Als Grundlage der Preis  regelung dienen Orientierungspreise für 
die einzelnen Fischereierzeugnisse. Sie werden vom Rat vor Beginn 
des Fischwirtschaftsjahres festgesetzt,  und zwar auf der Basis der 
Durchschnittsnotierungen der vergangenen drei Fischwirtschaftsjahre. 
Sie sollen zur Stabilisierung der Marktpreise beitragen,  ohne in der 
Gemeinschaft zu Überschüssen zu führen [ibid.,  Art.  10,  Abs.  1]. 
Von den Orientierungspreisen werden Rücknahmepreise und Referenz-
preise abgeleitet.  Die Rücknahmepreise dienen der Marktregulierung 
im Inneren der Gemeinschaft,  während die Referenzpreise ein Instru-
ment der Außenhandelspolitik sind. 
118.  Die Binnenmarktregulierung erfolgt zusammen mit den anerkann-
ten Erzeugerorganisationen,  die gegründet wurden,  um Maßnahmen 
zu treffen,  "die geeignet sind,  die rationelle Ausübung der Fischerei 
und die Verbesserung der Verkaufsbedingungen für ihre Erzeugnisse 
zu gewährleisten" [ibid.,  Art.  5 Abs.  1].  Diese Organisationen set-
zen den Rücknahmepreis fest,  d. h.  den Mindestpreis,  zu dem sie die 
von ihren Mitgliedern angelieferten Erzeugnisse verkaufen [ibid. ] 1. 
Sie nehmen die zum Rücknahmepreis nicht verkäuflichen Fischerei-
1  Die Rücknahmepreise für das Jahr 1982 wurden durch die VO 3726/81 
[EG,  a,  1981,  L  373,  S.  16]  festgesetzt.  Sie betragen im Schnitt etwa 
85  vH des Orientierungspreises (vgl.  Anhang III zur VO 3726/81 [ibid., 
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produkte "aus dem Handel" und  zahlen ihren Mitgliedern eine entspre-
chende Entschädigungl .  Zur Finanzierung dient ein aus Mitgliedsbei-
trägen gespeister Interventionsfonds [ibid.,  Art.  9  Abs.  3].  Die EG-
Länder gewähren den Erzeugerorganisationen aber einen finanziellen 
Ausgleich,  soweit 
- die nicht verkauften Fischereiprodukte den festgesetzten Normen 
entsprechen, 
- die von der Erzeugerorganisati0n angewandten Rücknahmepreise 
den offiziellen Rücknahmepreisen entsprechen, 
- die a-us  dem Handel genommenen Erz~ugnisse für andere Zwecke 
als zur menschlichen Ernährung bestimmt sind [ibid.,  Art. 13 Abs. 1 
und 21. 
Die Hälfte der Kosten übernimmt der E.uropäische Ausgleichs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft [ibid.,  Art.  26]. 
119.  Für Sardinen und  Sardellen bestehen besondere  Regelungen 
[ibid.,  Art.  14  Abs.  3-7],  die für deutsche Fischer aber keine Be-
deutung haben.  Eine Sonderregelung gibt es auch für Thunfisch,  für 
den kein Rücknahmepreis,  sondern ein "gemeinschaftlicher Produk-
tionspreis" festgesetzt wird  [ibid.,  Art.  17  Abs.  4]. Das ist der Ga-
rantiepreis für die- Fischer. Allerdings wird. er nicht durch Mengen-
interventionen aufrechterhalten.  Vielmehr erhalten die Fischer ge-
gebenenfalls Ausgleichsentschädigungen in Höhe der (positiven) Dif-
ferenz zwischen dem "Produktionspreis"  und  dem  Weltmarktpreis 
[ibid.,  Art.  17Abs.  1]. 
120.  Ein weiteres Kennzeichen der Binnenmarktregelung für Fische-
reierzeugnisse ist die Festlegung von Vermarktungsnormen (über Gü-
te,  Größen- und Gewichtsklassen,  Verpackung) und deren Kontrolle 
[ibid.,  Titel I] l.  Hervorzuheben ist ferner,  daß  der freie Waren-
verkehr innerhalb der Gemeinschaft für Fische,  Krebstiere und Scha-
lentiere in besonderer Weise gesichert wird.  Alle Fischereifahrzeu-
ge,  die die Flagge eines Mitgliedstaates führen,  haben nämlich "un_ 
ter gleichen Bedingungen Zugang zu den Häfen und Einrichtungen der 
ersten Vermarktungsstufe sowie zu allen damit zusammenhängenden 
technischen Einrichtungen und Ausstattungen" [ibid.,  Art.  27 Abs. 2]. 
1  Zu den Einzelheiten vgl. VO 3796/81,  Art.  9,  in EG [a,  1981,  L  379]. 
2  Die Normen wurden zunächst durch die VO 103/76 [EG, -a, 1976,  L  20, 
S.  29]  festgelegt und danach verschiedentlich geändert. 72 
121.  Die Außenhandels  regelung für Fischereierzeugnisse ähnelt der 
für (andere) landwirtschaftliche Produkte.  Für die Einfuhren werden 
alljährlich Referenzpreise festgesetzt [ibid.,  Art.  21 Abs.  1] 1.  Sie 
liegen so hoch wie die Preise,  welche die Fischer  im Rahmen der 
Marktstabilisierungsmaß~ahmen mindestens erzielen sollen,  und ent-
sprechen deshalb in der Regel den Rücknahmepreisen (vgl.  die Be-
gründung zu VO 3730/81 in EG [a,  1981,  L  373]).  Liegt der Einfuhr-
Tabelle 19  - Ausgaben im  Rahmen der EG-Fischereimarktordnung 
1971-1979 (1  000  REa ) 
Ja-hr 
Interventionen  Erstattungen  Andere Ausgaben 
(bes. Rücknahmen ) 
1971  137  36 
1972  776  494 
1973  615  574 
1974  512  657 
2  978b  l!J 75  ~3  515  2  778 
l!J 7ö  Ö  388  3  755  325b 
]!) 77  4  ö07  3  2~  7 
21  730~  1978  7  385  8  040 
UJ7!)  8  504  8  508  27092 
aAb 1978 in ECU. - bBeihilfen für die private Lagerhaltung. _ cFi_ 
nanzielle Beteiligung an Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen in 
den Meeresgewässern Dänemarks und Irlands,  16 000 ECU;  Erzeu-
gergemeinschaften auf dem Fischereisektor,  300 ECU;  Rücker-
stattungen gemäß Konvention über die Fischerei im Adriatischen 
Meer,  430 ECU;  Gemeinsame Maßnahmen zur Verbesserung der 
Struktur der Hochseefischerei,  5000 ECU. - dFinanzielle Beteili-
gung an Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen in den Meeresge-
wässern Dänemarks und Irlands,  21  751  ECU;  Erzeugergemein-
schaften auf dem Fischereisektor,  204 ECU;  Rückerstattungen ge-
mäß Konvention über die Fischerei im Adriatischen Meer,  560 
ECU;  Zahlung eines bestimmten Ausgleichs für den Lachsfang in 
der Ostsee,  334 ECU;  Zahlung eines bestimmten Ausgleichs und 
von Abgaben für den Fischfang in Meeresgewässern bestimmter 
afrikanischer Staaten,  4  243 ECU. 
Quelle:  EG[f,  1973ff.]. 
1  Für das Jahr 1982 wurden die Referenzpreise durch die VO 3730/81 [EG, 
a,  1981,  L  373,  S.  30]  festgesetzt. 73 
preis unter dem Referenzpreis,  dann kann entweder eine Ausgleichs-
abgabe erhoben oder die Einfuhr ausgesetzt bzw.  beschränkt werden. 
Ausgleichsabgaben kommen beispielsweise für Heringe in Betracht; 
sie entsprechen dem Unterschied zwischen dem Referenz- und dem 
Einfuhrpreis [Va 3796/81,  Art.  21 Abs.  4(c),  in EG,  a, 1981,  L  379]. 
Für die übrigen Fischarten sind Einfuhrbeschränkungen vorgesehen 
[ibid.,  Art.  21  Abs.  4(b)].  Ausgleichsabgaben und Einfuhrbeschrän-
kungen werden aber nicht angewandt,  wenn sich die Exportländer ver-
pflichten,  die Einhaltung des Referenzpreises zu garantieren libido , 
Art.  21 Abs.  5]. 
122.  B"Eüm  Export von Fischereierzeugnissen können Ausfuhrerstat-
tungen gewährt werden.  Sie sollen dazu dienen,  "eine wirtschaftlich 
wichtige Ausfuhr" zu Weltmarktpreisen zu ermöglichen und entspre-
chen deshalb dem Unterschied zwischen diesen (niedrigeren) Preisen 
und den Preisen in der Gemeinschaft [ibid.,  Art.  25 Abs.  1].  Die 
Erstattungen können je nach Bestimmungsland variiert werden libido , 
Art.  25 Abs.  2].  Insgesamt sind die Ausgaben für die Fischereimarkt-
ordnung,  verglichen mit denen für andere Marktordnungen,  relativ 
gering (Tabelle 19). 
y.  Die gemeinsame Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 
123.  Weil Fißche,  Krebstiere und Schalentiere im Gegensatz zu Vieh, 
Grund und Boden nicht in Privateigentum stehen,  ist für die Fisch-
wirtschaft die Frage des Zugangs zu den Fischgründen von besonde-
rer Bedeutung;  wegen der ständig verbesserten Fangmethoden hat es 
sich mehr und mehr als. notwendig erwiesen, Maßnahmen zum Schutz 
'der Fischbestände zu ergreifen.  Parallel zu den Marktregulierungs-
maßnahmen hat die Gemeinschaft deshalb im Jahre 1970 begonnen, 
eine Strukturpolitik in die Wege zu leitenl . 
124. Die Verordnung über die Strukturpolitik soll die ausgewogene Ent-
wicklung der Fischwirtschaft und die rationelle Nutzung der biologi-
schen Schätze des Meeres fördern, und zwar einerseits durch gemein-
same Regelungen und Aktionen,  andererseits durch eine Koordinierung 
der Strukturpolitik der Mitgliedstaaten [Va 101/76,  Art.  1,  in EG,  a, 
1  Verordnung (EWG) Nr.  2141/70 [EG,  a,  1970,  L  236,  S.  1].  Nach dem 
Beitritt von Dänemark,  Irland und des Vereinigten Königreichs und im 
Zuge der Entwicklung des internationalen Seerechts wurde eine Neufas-
sung der Verordnung erforderlich.  Sie erfolgte mit der jetzt gültigen Ver-
ordnung (EWG) Nr.  101/76 [EG,  a,  1976,  L  20,  S.  19],  im folgenden zi-
tiert als va 101/76. 74 
1976,  L  20].  Besonderer Wert wird darauf gelegt,  daß die Regelun-
gen der einzelnen Mitgliedstaaten für die Ausübung der Fischerei in 
den "ihrer Oberhoheit oder ihrer Gerichtsbarkeit unterliegenden Mee-
resgewässern" keine Diskriminierung der Fischer aus anderen EG-
Ländern mit sich bringen.  Die Formel [ibid.,  Art.  2 Abs.  1]  deckt die 
Küstengewässer der Mitgliedstaaten ab, aber auch eine Fischereizone, 
soweit sie in Übereinstimmung mit dem internationalen Seerecht bean-
sprucht wird.  In dieser Meereszone ist der Grundsatz der Gleichbe-
handlung vor allem im Hinblick auf den Zugang zu den Fanggründen 
anzuwenden.  Jedenfalls heißt es in Artikel 2  der Verordnung: "Die 
Mitgliedstaaten gewähren insbesondere allen die Flagge eines Mit-
gliedstaats führenden und im Bereich der Gemeinschaft registrierten 
Fischereifahrzeugen gleichen Zugang zu den Fanggründen und zur Fi-
scherei in den in Absatz 1 genannten Gewässern [d. h.  in den ihrer 
Oberhoheit oder ihrer Gerichtsbarkeit unterliegenden Meeresgewäs-
sern]". 
125.  Dieser Grundsatz wurde aber dadurch modifiziert,  daß bei der 
Anwendung der Verordnung "den Abweichungen,  die in den Artikeln 
100 bis 103 der Beitrittsakte vorgesehen sind,  Rechnung zu tragen" 
ist [Präambel zu VO 101/76,  in EG,  a,  1976,  L  20].  Dort hat man 
versucht,  anläßlich der Beitrittsverhandlungen die Fischereiinteres-
sen des  Vereinigten  Königreichs,  Dänemarks  und  Irlands  (und ur-
sprünglich auch Norwegens) zu berücksichtigen.  Aus dieser Absicht 
ist eine zunächst bis Ende 1982 befristete Bevorzugung der Küstenfi-
scherei hervorgegangen
l
.  Artikel 100 der Beitrittsakte ermächtigt 
"die Mitgliedsstaaten",  abweichend von Artikel 2 der Strukturverord-
nung2 ,  in einer 6-Meilen-Zone3  die Ausübung des Fischfangs nur sol-
chen Schiffen zu gestatten,  die herkömmlicherweise von den Häfen der 
betreffenden Küste aus in diesen Gewässern Fischfang treiben.  In ein-
zelnen Küstengebieten wurde die Zone,  in der die einheimische Fi-
scherei begünstigt ist,  von 6 auf 12 Seemeilen erweitert [Beitrittsakte, 
Art.  101,  in EG,  a,  1972,  L  73].  Hauptsächlich handelt es sich da-
bei um Küstengebiete der drei neuen Mitgliedstaaten,  nämlich um die 
1  Die Mitgliedstaaten können "davon absehen",  ihre Küstenfischer zu be-
günstigen [Beitrittsakte,  Art.  100 Abs.  4,  in EG,  a,  1972,  L  73] . 
2  Dort ist von Art.  2 der im Jahre 1972 geltenden VO 2141/70 die Rede. 
Diese Bestimmung entspricht aber der des gleichen Artikels der jetzt 
geltenden VO 101/76. 
3  "  •••  innerhalb einer Zone von sechs Seemeilen,  die von den Basislinien 
des an der Küste gelegenen Mitgliedstaats aus berechnet wird  "[Bei-
trittsakte,  Art.  100 Abs.  1,  in EG,  a,  1972,  L  73] . 75 
grönländischen Küsten,  die dänische Nordseeküste von Thybor(m bis 
Blaavands Huk,  die irische Nord- und Westküste,  die irische Ostkü-
ste (für den Fang von Krebstieren und Weichtieren),  die Küsten der 
Shetland- und Orkneyinseln,  die Nord- und Ostküste Schottlands so-
wie die Nordostküste und die Südwestküste Englands.  Dazu kommen 
in Frankreich die bretonische Küste und die Küste des Departements 
Manche (Halbinsel Cotentin). 
126.  Da die Ausnahmeregelungen zugunsten der Küstenfischer'ei bis 
Ende 198-2  befristet sind,  ist vor diesem Zeitpunkt eine Überprüfung 
v0rges~hen. Die Kommission ist beauftragt,  einen Bericht über die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Küstengebiete sowie über 
den Fischbestand vorzulegen [ibid.,  Art.  103].  Außer'dem hat sie dem 
Rat Vorschläge zu unterbreiten,  wie die Fischbestände geschützt und 
die biologischen Schätze des Meeres erhalten werden können [ibid., 
Art.  1021. 
127.  Die Erhaltung der Fischbestände ist eine Aufgabe,  die der Ge-
meinschaft durch die Strukturverordnung übertragen wurde.  Artikel 4 
sieht insbesondere vor,  daß Fischbestände,  die "allzu intensiv aus-
gebeutet" werden,  durch Fangbeschränkungen geschützt werden kön-
nen.  Solche Beschränkungen können den Fang einzelner Arten,  be-
stimmte Fanggebiete oder Fangzeiten,  die Fangmethoden und die Fang-
geräte umfassen.  Auf dieser Basis hat die Gemeinschaft bereits ei-
nige Maßnahmen ergriffen.  Weitere Maßnahmen sind von der Kom-
mission vorgeschlagen worden und Gegenstand langer und meist er-
gebnisloser Verhandlungen des Rates gewesen.  Dabei ging es neben 
der Erhaltung der Fischbestände um den Zugang zu bestimmten Mee-
reszonen und die Auf  teilung der Fänge. 
c. Das  externe Fischereiregime 
128.  Gegenstand des externen Fischereiregimes der EG sind die Be-
ziehungen der Gemeinschaft zu dritten Staaten und zu internationalen 
Organisationen.  Verhandlungen und Abkommen betreffen den Schutz 
und die Nutzung von biologischen Meeresressourcen,  insbesondere 
Aushandlung,  Erwerb und Gewährung von Fangrechten in den Fische-
reizonen der Partnerstaaten und im EG-Meer.  Für die Bundesrepu-
blik sind diese "externen"  Beziehungen besonders wichtig,  weil die 
deutsche Fernfischerei vor Einrichtung der 200 -Meilen-Zonen über-
wiegend in Gewässern gefischt hat,  die jetzt zur Fischereizone drit-
ter Länder gehören (Tabelle 18).  Thr liegt deshalb daran,  in diesen 
Meeresteilen Fangrechte zu erhalten bzw.  zu behalten. 76 
Auch die "Kehrseite"  - die Gewährung von Fangrechten in der EG-Fi-
schereizone an dritte Länder - berührt die Interessen der Bundesre-
publik.  Da Konzessionen an Drittländer von den gesamten F-angmög-
lichkeiten im EG-Meer abzuziehen sind,  vermindern sie die Quoten, 
die den deutschen Fischern zur Verfügung stehen. 
Eine starke Verhandlungsposition der Gemeinschaft und eine gute Ver-
handlungsführung durch deren Organe kämen also der Bundesrepublik 
zugute.  Die andauernde Uneinigkeit innerhalb der Gemeinschaft über 
die Fischereipolitik schadet der Bundesrepublik.  Das gilt umso mehr, 
als die Bundesregierung wegen der Zuständigkeit der Gemeinschaft 
keine eigenen Fischereiverhandlungen führen darf;  allerdings könnte 
sie ohnehin - zumindest bei wechselseitigen Fangkonzessionen - keine 
attraktiven Angebote machen. 
129.  Die Zuständigkeit der Gemeinschaft für die Aushandlung und den 
Abschluß von Verträgen mit dritten Ländern über Fischereifragen ist 
nicht mehr umstritten.  Sie hat sich allerdings erst entwickelt.  Zwar 
hatte der Europäische Gerichtshof bereits 1971 im AETR-Urteil [EG, 
d,  1971,  Rechtssache 22/70,  S.  263] die Regel aufgestellt,  daß die 
Gemeinschaft auf den Gebieten,  für die sie im Inneren die Zuständig-
keit besitzt,  auch "extern" zuständig ist,  d. h.,  daß auf diesen Gebie-
ten nur noch die Gemeinschaft internationale Verträge abschließen 
darf.  Bis zum Jahre 1976 war aber zweifelhaft,  wie weit die Zustän-
digkeit der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Fischerei reichte.  Erst 
mit den Haager Beschlüssen vom 3.  November 1976 wurde Klarheit 
geschaffen.  Dort wurde nicht nur der Grundsatz aufgestellt,  daß die 
Erhaltung der Fischbestände durch gemeinschaftliche Maßnahmen zu 
sichern sei.  Der Rat kam im Hinblick auf die Außenbeziehungen auch 
ausdrücklich überein,  daß sowohl die Fangmöglichkeiten fremder Fi-
scher in der EG-Zone als auch die Sicherung von Fangrechten in frem-
den Fischereizonen für die EG-Fischer durch Verträge zwischen der 
Gemeinschaft und den betreffenden Ländern geregelt werden sollten. 
Die Kommission wurde beauftragt,  "bereits jetzt" mit den in Betracht 
kommenden Drittländern Verhandlungen aufzunehmen. 
Verbliebene Zweifel an der Zuständigkeit  der  Gemeinschaft wurden 
durch das Urteil des Europäischen Gerichtshofs im Fall Kramer1 aus-
geräumt.  Darin bestätigte der Gerichtshof,  daß die Befugnis der Ge-
meinschaft,  völkerrechtliche Verpflichtungen einzugehen,  nicht nur 
1  Verbundene Rechtssachen 3,4 und 6/76 [EG,  d,  1976,  S.  1279]. 77 
aus einer ausdrücklichen Verleihung durch den EWG-Vertrag folgt, 
sondern auch aus anderen Bestimmungen der Beitrittsakte und den 
in ihrem Rahmen ergangenen Rechtsakten (Leitsatz 1 der Entschei-
dung).  Ausdrücklich stellt der Gerichtshof außerdem fest,  daß sich 
die sachliche Regelungsbefugnis der Gemeinschaft - in dem Maße,  in 
dem den Staaten eine entsprechende Befugnis kraft Völkerrechts zu-
steht - auch auf die Fischerei auf Hoher See erstreckt  (Leitsatz  2 
der Entscheidung).  . 
In dem Urteil in der Rechtssache "Seefischerei"l  erklärte  der  Ge-
richtshof,  daß jede Ausdehnung der den Mitgliedstaaten unterstehen-
den Meeresgebiete ohne weiteres eine gleiche Ausdehnung des Gel-
tungsbereichs des Gemeinschaftsrechts zur Folge habe (Leitsatz 2 der 
Entscheidung).  Die Gemeinschaft sei zuständig.  Maßnahmen zur Er-
haltung der biologischen Meeresschätze zu treffen.  auch in Form von 
vertraglichen Abmachungen mit Drittstaaten und im Rahmen interna-
tionaler Organisationen (Leitsatz 3 der Entscheidung). 
130.  Die Gemeinschaft - d. h.  die Kommission - hat alsbald nach der 
Erklärung über die 200-Meilen-Zone begonnen.  VerhandlUngen mit 
dritten Ländern aufzunehmen.  In allen Fällen ging es um Fangrechte. 
allerdings bei unterschiedlicher Interessenlage : 
- Mit einer Reihe von Ländern war über gegenseitige Fangrechte zu 
verhandeln.  Das war dann der Fall.  wenn die Gemeinschaft an Fang-
rechten in den Gewässern von Drittländern und diese an Fangrech-
ten im EG-Meer interessiert waren.  Hierzu gehören Schweden,  die 
Färöer. Norwegen und Spanien. 
- Andere Länder hatten bisher in den EG-Gewässern gefischt.  konn-
ten aber keine entsprechenden Gegenleistungen anbieten.  oder es 
wurde keine Einigung darüber erzielt.  Hierzu gehören Bulgarien, 
Kuba,  Japan,  Rumänien.  Finnland.  Portugal.  Polen und die DDR. 
- Gegenüber einer dritten Gruppe von Ländern hatte die EG Interesse 
an Fangrechten.  während umgekehrt kein entsprechendes Interesse 
bestand.  Hierzu gehören Senegal und Guinea-Bissau. 
Im einzelnen sind die bilateralen Abkommen bzw.  der Verhandlungs-
stand im Anhang B beschrieben. 
1  Rechtssache 61/77 Kommission. /.  Irland  [EG.  d.  1978.  S.  417]. 78 
131.  Das erste multilaterale Abkommen über Fischereifragen,  das 
die Gemeinschaft als solche abgeschlossen hat,  ist das "Übereinkom-
men über die künftige multilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Fischerei im Nordwestatlantik"  [EG,  a,  1978,  L  -378,  S.  2],  mit 
dem die Organisation für die Fischerei im Nordwestatlantik  (North-
west Atlantic Fisheries Organization = NAFO) errichtet wurde.  Die-
ses Übereinkommen findet zwar auf die Gewässer des ganzen nord-
westlichen Atlantischen Ozeans Anwendung [ibid.,  Art.  lAbs. 1],  sei-
ne "Regelungsbereiche" sind aber nur die Me,eresgebiete jenseits der 
Fischereizone der Partnerstaaten [ibid.,  Art.  lAbs.  2].  Wissen-
schaftliche Untersuchungen,  statistische Arbeiten und Konsultationen 
zwischen den Vertragspartnern finden im ganzen "Übereinkommens-
bereich" statt,  Maßnahmen der NAFO zur Bewirtschaftung und Erhal-
tung der Fischereiressourcen betreffen aber nur d,en "Regelungsbe-
reich" .  Für solche Maßnahmen ist die Fischereikommission zustän-
dig [ibid.,  Art.  XI ff. ],  die eines der Organe der NAFO istl • 
Da die Gemeinschaft Mitglied der NAFO-Fischereikommission ist, be-
teiligt sie sich auch an der Nutzung der biologischen Meeresschätze 
außerhalb der 200-Meilen-Zonen der Küstenstaaten.  Ihr werden dem-
gemäß (als EWG) von der NAFO-Kommission Quoten für den Fisch-
fang im "Regelungsbereich" zugeteilt,  so am 12.  September 1980 eine 
Quote von 1  540 t  Kabeljau,  1  200 t  Rotbarsch,  700 t  Rauhe Scharbe 
und 400 t  Kliesche2 •  Auf die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft wurden 
diese Fangquoten von der EG-Kommission so aufgeteilt,  daß die Bun-
desrepublik 570 t  Kabeljau und 1  000 t  Rotbarsch fischen darf [EG, c, 
KOM (80)  720 endg.,  1980,  Anhang I]  . 
132.  Ein ähnliches Abkommen,  das "Übereinkommen über die künfti-
ge multilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet d'er Fischerei im 
Nordostatlantik" [EG,  a,  1981,  L  227,  S.  22]  genehmigte der Rat im 
Namen der EWG am 13.  Juli 1981.  Mit diesem Abkommen wird zwar 
keine "Organisation" errichtet,  aber eine Kommission eingesetzt, die 
für die Erhaltung und optimale Nutzung der Fischereiressourcen im 
Übereinkommensbereich sorgen soll [ibid.,  Art.  4].  Sie kann unter 
anderem Empfehlungen für die Fischerei in den Teilen des Nordost-
1  Zur Organisation der NAFO vgl.  Art.  II des Übereinkommens.  Die EWG 
ist Mit~lied des All~emeinen Rates,  des Wissenschaftlichen Rates und 
der Fischereikommis  sion. 
2  Schreiben des Exekutivsekretärs der NAFO,  wiedergegeben im Anhang 
zu EG [c,  KOM (80) 720  endg.,  1980]. 79 
atlantiks abgeben,  in denen die Partnerstaaten  keine  Fischereige-
richtsbarkeit ausüben [ibid.,  Art.  5]. 
133.  Die Gemeinschaft hat ferner Gelegenheit,  der "Konvention über 
die Erhaltung der lebenden Schätze der antarktischen Meeresgebiete
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beizutreten.  Das kann für die deutsche Fernfischerei von Bedeutung 
sein,  denn "im Sinne der Konvention schließt der Ausdruck Erhaltung 
auch die  rationelle  Nutzung  mit  eIn"  [EG,  a,  1980,  C  317,  Art.  II 
Abs.  2].  Auch dieses Abkommen sieht eine KommiSSion vor ("Kom-
mission für die Erhaltung der lebenden Schätze der antarktischen Mee-
resgebiete" [ibid.,  Art.  VII Abs.  1], in der die Gemeinschaft Mit-
glied werden kann
l
•  Zu den Aufgaben der Kommission gehört "die Be-
zeichnung der Menge jeder Fischart, die im Geltungsbereich der Kon-
vention befischt werden darf", die Bezeichnung geschützter Arten,  die 
Bestimmung der Fang- und Schonzeiten,  die Regelung der Fangmetho-
den und -geräte usw. 3,  jedoch nicht die Zuteilung von Fangquoten. 
Interessant ist die Formel,  die gefunden wurde,  um der EWG den Bei-
tritt zu ermöglichen.  "Diese Konvention liegt für die Organisationen 
für die regionale wirtschaftliche Integration zum Beitritt auf,  deren· 
souveräne Gründerstaaten einen oder mehrere der Kommission ange-
hörende Staaten umfassen und denen ihre Mitgliedstaaten die Zustän-
digkeit für die von der Konvention abgedeckten Fragen völlig oder teil-
weise übertragen haben"  [ibid.,  Art.  XXIX Abs.  2]. 
134.  An den Arbeiten der Ostsee-Fischereikommission nimmt die Ge-
meinschaft einstweilen nur als Beobachter teil [EG,  e,  Ziff.  36]. Die-
se Einschränkung ist nach der Rechtsauffassung der EG-Kommission 
nicht gerechtfertigt,  weil die Gemeinschaft anstelle der einzelnen Mit-
gliedstaaten für die externe Fischereipolitik zuständig ist. In einem 
von der EG-Kommission entworfenen Schreiben haben deshalb die Re-
gierungen der Ostseeanlieger Dänemark und Bundesrepublik erklärt, 
daß sie ihre Zuständigkeiten auf den von der Konvention geregelten 
Gebieten auf die Gemeinschaft übertragen hätten und nunmehr die EWG 
an ihre Stelle treten müßte [EG,  c,  Anlage zu KOM (77) 582,  1977]  -
bisher allerdings ohne Erfolg. 
1  Der Konventionstext in deutscher Übersetzung findet sich in EG [a,  1980, 
C317,S.4]. 
2  "Jede Vertragspartei,  die an der Sitzung teilgenommen hat,  in der diese 
Konvention angenommen wurde,  ist Mitglied der Kommission"  [EG,  a, 
1980,  C  317,  Art.  VII Abs.  2]. 
3  Die Aufgaben der Kommission sind in Art.  IX  der  Konvention  [EG,  a, 
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135.  Für die Bundesrepublik ist ~ie Tatsache,  daß die EWG für die 
Fischereipolitik zuständig geworden ist,  solange von Vorteil,  als die 
Gemeinschaft ihre Prinzipien (insbesondere das der Nichtdiskrimi-
nierung) durchsetzt.  Die Zugehörigkeit zum "Langküstenstaat" EWG 
ist nach der Einführung von weitreichenden nationalen Fischereizonen 
ein Ausweg aus der Situation des "geographisch benachteiligten Staa-
tes".  Für einen Kurzküstenstaat ist" diese Zugehörigkeit um so wich-
tiger,  als auf der Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen die Grup-
pe der geographisch benachteiligten Staaten in bezug auf die Fische-
rei fast nichts hat erreichen können.  Ihre Zugangs rechte zu den Fisch-
gründen der Langküstenstaaten beschränken sich auf das,  was diese 
Staaten nach eigenem Ermessen meinen,  nicht selbst nutzen zu kön-
nenl .  Wie der Streit innerhalb der EG um die Fangquoten zeigt, könn-
te die Bundesrepublik nicht mit derartigen Restmengen in den Fische-
reizonen der anderen EG-Länder rechnen,  wenn nationale Fischerei-
zonen anstelle des EG-Meeres treten würden.  Die anderen Nordsee-
Anrainer - Norwegen,  Färöer,  Island - bieten ebenfalls keinen Über-
schuß ("surplus") an,  sondern nur gegenseitige Fangrechte,  wie sie 
die Bundesrepublik in der Deutschen Bucht nicht zur Verfügung stel-
len kann,  wohl aber die Gemeinschaft im EG-Meer. 
136.  Wenn anläßlich des "Versagens"  der EWG direkte Verhandlun-
gen der Bundesrepublik mit dritten Ländern (so im Frühjahr 1981 mit 
Kanada und früher mit Polen wegen der Ostsee-Fischerei) gefordert 
werden,  so ist zu  bedenken,  daß  die  Bundes re  publik durch den Ab-
s.chluß internationaler Verträge über Fischereifragen gegen das Ge-
meinschaftsrecht verstoßen würde,  weil sie dafür nicht mehr zustän-
dig ist. Selbst wenn die Bundesregierung dies angesichts des Standes 
der EG-Fischereipolitik in Kauf nähme,  würde sie wahrscheinlich da-
durch,  daß sie sich über das Gemeinschaftsrecht hinwegsetzt,  per 
Saldo verlieren.  Denn selbst ein günstiger Ausgang eigener Verhand-
lungen mit Kanada oder Polen könnte ihr den bisherigen Anteil am 
EG-Meer schwerlich ersetzen.  Im Interesse der Bundesrepublik auf 
dem Gebiet der Fischerei läge es vielmehr,  die Gemeinschaft zu stär-
ken,  deren internationale Aktivitäten zu unterstützen und die Anwen-
dung des Prinzips der Nichtdiskriminierung zu fordern. 
137.  Ergänzend zu den EG-Fischereiabkommen sind bilaterale Koope-
rationsabkommen möglich.  Ein solches Abkommen hat die Bundesre-
gierung mit der Regierung der Argentinischen Republik abgeschlossen, 
1  Das ist - trotz Art.  69  und 70  - die Situation entsprechend Art. 62  Abs. 2 
des Konventionstextes [UN,  e]. 81 
und zwar das "Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Fischerei" [BGBL,  1979,  II S.  441].  Das Abkommen führte zu-
nächst ein "Forschungsjahr" ein,  in dem zwei deutsche Forschungs-
schiffe südlich des 40.  Breitengrades wissenschaftliche Untersuchun-
gen durchführten (Ziff.  I  1).  Während des Forschungsjahres wurden 
auch zwei deutsche Fang- und Verarbeitungsschiffe tätig,  die berech-
tigt waren,  die Flagge der Argentinischen Republik zu führen (Ziff.  I 
2) und ihre Erzeugnisse in die Bundesrepublik zu exportieren (Ziff.  I 
10).  Nach einer einjährigen Probephase (nach Ablauf des Forschungs-
jahres ) kam eine endgültige Niederlassung von Fischereigesellschaf-
ten nac!l argentinischem Recht in Betracht (Abschn.  II),  denen die ar-
gentinische Regierung u. a.  eine Fangquote von 75  000 t  Seehecht und 
25 000 t  anderer Arten einräumte (Ziff.  II 2). 83 
III.  Seeverkehrswirtschaft 
138.  Die Seeverkehrswirtschaft der Bundesrepublik Deutschland kann 
in verschiedener Weise von den Seerechts  änderungen betroffen wer-
den.  Es können sowohl die Freiz.ügigkeit der Seeschiffahrt als auch 
der Marktzugang für einzelne Zweige der Schiffahrt beschränkt wer-
den,  da die neugeschaffenen Regelungen für die Nutzung der marinen 
Ressourcen auf die Tätigkeit derjenigen Bereiche der Seeschiffahrt 
ausstr~hlen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Exploration 
oder Ausbeutung solcher Ressourcen stehen.  Ebenso können die Markt-
chancen der Werftindustrie von den Seerechtsänderungen beeinflußt 
werden.  Im folgenden wird zunächst die Seeschiffahrt und anschlie-
ßend die Werftindustrie behandelt. 
1.  Entwicklungstendenzen der Seeschiffahrt  der Bundesrepublik Deutschland 
139.  Sieht man von der militärischen Schiffahrt ab,  so lassen sich 
drei Typen der Seeschiffahrt unterscheiden: 
- die Transportschiffahrt (Trockenfrachter,  Tanker,  Fahrgastschiffe 
sowie zahlreichen Transportaufgaben dienende Spezialschiffe wi'e 
Container-,  ROll-onf Roll-off-,  Gastank-,  Chemikalientank-,  Auto-
transportschiffe ); 
- die Versorgungsschiffahrt,  die mit verschiedenen Fahrzeugtypen 
(eigentliche Versorger,  Röhrentrans porter,  Ankerziehschlepper  , 
Seeschlepper und Seepontons,  Taucherbasisschiffe  ) dazu dient,  die 
Seebohrstellen und sonstige der Gewinnung von Bodenschätzen die-
nende  Installationen  mit  den  benötigten Materialien  zu versehen 
und bei einem Positionswechsel zu unterstützenl ; 
- die Forschungsschiffahrt,  die teilweise der ma,ritimen Grund~agen-
1  Dazu kann sich als neuer Zweig - vor allem nach Aufnahme eines Meeres-
bergbaus - eine  11 Entsorgungsschiffahrt" entwickeln, das heißt der Betrieb 
von Schiffen,  mit denen die gewonnenen (festen oder flüssigen) Rohstoffe 
von den seewärtigen Gewinnungsstätten abtransportiert werden (Beispiel: 
Öltransport von Förderplattformen auf See mit Tankern). 84 
forschung dient,  teilweise angewandte industrielle Forschung ist, 
teilweise aber auch militärischen Interessen dient. 
Alle hier aufgeführten Arten der Seeschiffahrt werden gegenwärtig 
- freilich in stark unterschiedlicher Intensität - von Reedereien der 
Bundesrepublik Deutschland betrieben (vgl.  auch Anhang C).  Die For-
schungsschiffahrt,  deren kommerzieller Zweig in der Bundesrepublik 
gegenwärtig nur wenige Schiffe umfaßt,  bleibt in der Untersuchung je-
doch außer Betracht. 
140.  Die in den Tabellen 20 und 21 enthaltenen Daten lassen erkennen, 
daWdie Seeschiffahrt der Bundes republik Deutschland in den siebziger 
Jahren von den nachstehenden Hauptmerkmalen geprägt war: 
Tabelle 20  Die  Handelsflotte  a  der  Bundesrepublik Deutschland  -
1975-1980 
1975  1976  1977  1978  1979  1980 
An- .  1 000  An- 1 000  An- 1000  An- 1 000  An- 1000  An- 1 000 
zahl  BRT  zahl  BRT  zahl  BRT  zahl  BRT  zahl  BRT  zahl  BRT 
Schiffe für 
Personenbeförderung  130  98  131  90  130  90  134  91  143  101  146  94 
Trockenfrachtschiffe  1  265  5  364  1  275  5  391  1  361  5672  1  324  5  326  1 263  5  082  1 211  4  747 
darunter: 
Stückgutfrachtschiffe  1  066  2  258  1  072  2  283  1 083  2  259  1 053  2  082  997  1  711  959  1  548 
Containerschiffeb  29  640  33  638  37  786  53  1  033  79  1  399  90  1  445 
Ro-Ro-Schiffe  29  65  32  85  41  152  43  165  40  181  37  181 
Kühlschiffe  41  247  36  222  34  211  17  109  4  35  4  37 
Massengutschiffe  c  74  1  977  77  2  010  77  2  060  68  1  809  56  1  631  48  1  419 
Massengutmehrzweck-
schiffe  d  147  123  123  42  42  42 
Spezialtransportschiffe  69  55  69  58  62  53  45  42 
Tankschiffe  158  3  227  156  3  543  152  3 551  141  3  075  134  2  683  138  2  767 
darunter: 
Gastanker  10  25  10  25  12  36  13  40  11  34  33 
Chemikalientanker  28  45  24  36  23  34  28  40  36  108 
Handelsschiffe insgesamt  1  553  8  689  1  562  9024  1  643  9  313  1  599  8493  1  540  7 866  1 495  7608 
Deutsche Handelsschiffe 
unter fremder Flaggee  86  322  43  264  56  310  83  814  137  1 432  161  1  454 
Handelsschiffe deutscher 
Reedereien unter 
2  605h  fremder Flaggef  193  1  600g  227  2476g  367 
aSchiffe ab 100  ~RT, Jahresendstand. - bEinschließlich Leichterträger und Vielzweck-Frachtschiffe. - cOhne Massengutmehr-
zweckschiffe. - Vorwiegend Bohrinselversorgungsschiffe  . - eNach §  7 des  Flaggenrechtsgesetzes (FIRG);  auf "bare -boat"-
Basis ins Ausland vercharterte deutsche Schiffe,  Hächstdauer 2 Jahre. - fAuf "bare-boat"-Basis ins Ausland vercharterte 
Schiffe sowie dauernd unter fremden Flaggen fahrende Schiffe deutscher Reedereien oder von ihnen abhängiger ausländischer 
Tochtergesellschaften. - gStand 1.  Januar,des folgenden Jahres. - hStand 30.  Juni. 
Q u elle:  Bundesministerium für Verkehr [cl;  Verband Deutscher Ree-
der [lfd.  Veröffentlichungen];  Hansa [1981] . 85 
Tabelle 21  - Kennziffern der  Seeschiffahrt  der  Bundesrepublik 
Deutschland 1965,  1970,  1975-1979 (Mill.  DM) 
1965  1970  1975  1976  1977  1978  1979  1980 
Brutto-Anlageinvestitionen 
a 
720  2  120  1  620  2  120  2  630  2  320  1  660  1  660 
davon:  Bauten  10  20  20  20  20  20  25  25 
Fahrzeuge  700  2080  1  580  2080  2  590  2  280  1  610  1  610 
a  10  20  20  20  20  20  25  25  Ausrüstungen  b 
Brutto-Anlageinvestitionen
a
,  952  2  120  1  311  1  644  1  973  1  704  1  172  1 096 
Brutto-Anlagevermögenb, c  13 399  17490  22  620  23 041  23  761  24471  24  729  24  623 
Netto-Anla§evermögenb, c  7  241  10394  13 825  13  769  14017  14249  14036  13 511 
Einnahmen  3  530  5  010  6870  6590  6990  6430  7240  8280 
Erwerbstätigee  44000  48000  32  000  33000  33000  32000  30 000  28000 
aOhne Grunderwerb. - bZu Preisen von 1970. _ c Jahresmittelwert,  ohne Grundbesitz. - dEinschließlich 
Beförderungs- und Umsatzsteuer bzw.  Mehrwertsteuer. - eJahresmittelwert,  Schiffspersonal (Anzahl). 
Q u eIl e:  Bundesministerium für Verkehr [c]. 
- Die unter deutscher Flagge fahrende Gesamttonnage erhöhte sich 
zunächst spürbar,  schrumpfte aber seit dem Jahre 1978 wieder in-
folge der Ausflaggung weiterer Schiffe,  nachdem schon 1972 eine 
starke Ausflaggung stattgefunden hatte. 
- Gleichzeitig  erhöhte sich die  Tonnage deutscher  Schiffe,  die auf-
grund der flaggenrechtlichen Bestimmungen der Bundesrepublik zeit-
weilig unter ausländischer Flagge eingesetzt werden können,  so daß 
die Gesamttonnage der unter deutscher und fremder Flagge betrie-
benen Schiffe annähernd konstant blieb. 
- Darüber hinaus hat aber die Tonnage der ständig  unter  fremden 
Flaggen betriebenen Seeschiffe,  die meistens entsprechend den Re-
gisterbestimmungen der Flaggenstaaten im Eigentum dort ansässi-
ger Tochterunternehmen deutscher Reedereien stehen,  im Verlauf 
der siebziger Jahre beträchtlich zugenommen,  so daß die Gesamt-
toimage der deutschen Reedereien nicht unerheblich angestiegen ist. 
- Die unter deutscher Flagge betriebene Tonnage zeigte im Analyse-
zeitraum eine deutliche Spezialisierungstendenz;  eine Vielzahl neu-
er Schiffstypen wurde gebaut,  um neue Transport- und Umschlag-




1  Der Anstieg von Zahl und Tonnage der Container- ~nd Roll-on/Roll-off-
Schiffe,  der Gas- und, Chemikalientanker sowie der Versorgungsschiffe 
(hier allerdings in den letzten Jahren durch Ausflaggung gebremst) läßt 
dies erkennen. 86 
- Gleichzeitig hat die durchschnittliche Schiffsgröße erheblich zuge-
nommen.  Die Handelsflotte der Bundesrepublik besteht gegenwärtig 
zu erheblichen Teilen aus Großtankern bis zu 400 000 t  dw  (dead 
weight),  großen Bulkcarriers bis zu 145  000 t 'dw und großen Con-
tainerschiffen (bis zu 3000 TEU1  Ladefähigkeit).  Schiffe dieser Art 
zeichnen sich unter anderem durch große Tiefgänge aus. 
- Spezialisierung und Schiffsgrößensteigerung haben den Kapitalein-
satz in der Seeschiffahrt~der Bundesrepublik insgesamt und je Ar-
beitsplatz in den letzten Jahren real stark zunehmen lassen. 
In ZukunJt wird sich die Tendenz zur Erschließung neuer Seeverkehrs-
märkte und zur damit einhergehenden Spezialisierung von Schiffen und 
Besatzungen sowie landseitigen Reedereitätigkeiten weiter fortsetzen 
müssen.  Dabei werden voraussichtlich auch bisher noch unbekannte 
neue Schiffahrtszweige entstehen.  Im Zuge dieser Entwicklung dürfte 
die Sach- und Humankapitalintensität,  deren Zunahme bereits in den 
letzten Jahren ein wesentliches Merkmal der Seeschiffahrt der Bun-
desrepublik war,  kräftig steigen [Böhme,  1978,  S.  159 ff.] . 
141.  Bei der Beurteilung, in welchem Umfang die neue Seerechtskon-
vention sich auf die Seeschiffahrt der Bundesrepublik auswirken kann, 
muß berücksichtigt werden,  daß die Reedereien,  die ihren Sitz in der 
Bundesrepublik haben,  nicht allein Schiffe unter deutscher Flagge, 
sonde~n auch eigene Fahrzeuge unter den Flaggen fremder Staaten 
betreiben.  Soweit es sich dabei um Iloffene Registerll  handelt,  werden 
solche Schiffe meistens unmittelbar vom deutschen Reedereistandort 
disponiert,  so daß nicht allein von den im engeren Sinne Ildeutschenll 
Schiffen ausgegangen werden darf. 
2.  Seerechtskonvention und Transportschiffahrt 
a.  Referenzschema:  Effiziente Nutzung  der  Meeres-
fläche 
142.  Die Regelungen,  die die neue Konvention hinsichtlich der See-
schiffahrt enthält,  betreffen vorwiegend verkehrstechnische Fragen. 
Sie sind insofern nicht unmittelbar ökonomisch orientiert.  Gleichwohl 
haben sie verkehrswirtschaftliche Auswirkungen,  da sie einerseits 
1  TEU = twenty-foot equivalent unit (20-Fuß-Container). 87 
die Höhe der Seetransportkosten berühren,  andererseits den Zugang 
zu den Märkten der Seeschiffahrt beeinflussen können.  Jedoch  sind 
Marktzugangsregeln,  wie sie beispielsweise im "UN Code of Conduct 
for Liner Conferences" enthalten sind,  nicht unmittelbar Gegenstand 
der Seerechtskonvention.  Diese hat daher auch keine instrumentale 
Bedeutung im Zusammenhang mit solchen Zielen wie etwa dem Be-
streben der Entwicklungsländer,  ihren Anteil an der Welttonnage und 
am seewärtigen Gütertransport zu steigern.  " 
143.  Anders als im Falle der Fischerei oder der Gewinnung von Mee-
resbodenschätzen wird im Falle der Schiffahrt das Meer "nach Ge-
brauch'! grundsätzlich unverändert zurückgelassen.  Der Gebrauch an 
sich hat im allgemeinen auch keine Auswirkungen auf die ökonomischen 
Interessen Dritter (externe Effekte).  Das Meer als Verkehrsfläche 
kann von mehreren Schiffen gleichzeitig befahren werden,  ohne daß 
diese sich dabei gegenseitig behindern.  Überdies ist die verfügbare 
Meeresfläche in der Regel im Vergleich zur Nutzungsfrequenz,  d. h. 
zur Zahl der sie befahrenden Schiffe,  nicht knapp.  Regelungen,  die 
das Meer als Verkehrsfläche künstlich verknappen,  wären ineffizient. 
144.  Für  den  Grundsatz,  daß  ein freier,  kostenloser Zugang zum 
Meer für die Seeschiffahrt die ökonomisch zweckmäßige Form der 
Nutzung darstellt,  gibt es nur drei ökonomisch begründete Einschrän-
kungen: 
- Allgemeinverbindliche Verkehrsregeln -müssen vereinbart und ein-
gehalten werden (z. B.  Lichter- und Signalführung,  Regeln zur Ver-
meidung von Kollisionen). 
- In besonderen Fällen" kann die Leistungsfähigkeit (Durchlaßkapazi-
tät) einzelner Meeresteile (Meerengen,  Küstengewässer mit beson-
derer Gestalt oder besonderen Tiefenverhältnissen) im Verhältnis 
zur Verkehrsdichte begrenzt,  die Verkehrsfläche also knapp sein. 
Der Zugang zu derartigen Meeresteilen ist dann zu regeln. 
- Die Schiffahrt kann zu einer Verschmutzung des Meerwassers füh-
ren und damit die Produktions- oder Konsuminteressen Dritter be-
einträchtigen.  Regeln zur Schadenshaftung sind erforderlich. 
Tatsächlich hat  sich  das  Seerecht  bisher auf eine  Regelung  dieser 
Komplexe beschränkt,  wobei Umweltschutzbestimmungen erst sehr 
viel später als Verkehrsregeln (Navigationsregeln) Gegenstand inter-88 
nationaler Vereinbarungen wurdenl • 
145.  Eine Seerechtskonvention,  die sich an ökonomischen Zweckmä-
ßigkeitsüberlegungen orientiert,  muß den Grundsatz der Verkehrsfrei-
heit auch dort möglichst weitgehend durchsetzen,  wo es wegen der 
erwähnten Einschränkungen besonderer Regelungen bedarf.  Im Hin-
blick auf solche Regelungen sollte sich eine S~erechtskonvention im 
übrigen darauf beschränken,  Rahmenbedingungen festzulegen und die 
Details der jeweiligen Regelungen - je nach den wechselnden Erfor-
dernissen - technischen Abkommen zu überlassen.  Zu solchen Rah-
menbedingungen zählt beispielsweise,  Kompetenzen klar abzugrenzen 
und zuzuweisen sowie weltweit möglichst einheitliche Verfahrensvor-
schriften zu erlassen.  Abgaben sollten nur dann vorgesehen werden, 
wenn der jeweilige Küstenstaat spezielle Leistungen für einzelne Schif-
fe erbringt.  Bei gerechtfertigten Abgaben darf ebensowenig wie bei 
anderen Vorschriften zwischen Schiffen unter verschiedenen Flaggen 
diskriminiert werden.  Soweit es einzelstaatliche Kompetenzen gibt, 
sollte ein Höchstmaß an Rechtseinheitlichkeit und Rechtssicherheit 
angestrebt werden. 
146.  Neben den genannten unmittelbar verkehrsorientierten Gründ~n 
für eine Regelung der Seeschiffahrt ergeben sich abgeleitete Begrün-
dungen.  Denn Regelungen anderer Bereiche der Meeresnutzung können 
auf die Seeschiffahrt ausstrahlen,  indem sie etwa die Verkehrsfrei-
heit beeinträchtigen.  In solchen Fällen kann es notwendig sein, Schutz-
vorschriften zu schaffen,  um ökonomisch begründete Freiheitsräume 
der Seeschiffahrt zu erhalten.  Ein klassischer Fall ist die traditio-
nelle Festlegung eines unter ökonomischen Aspekten nicht generell 
zu rechtfertigenden Küstenmeeres  (ursprünglich  3 sm Breite,  heu-
te meistens 12 sm Breite),  das der alleinigen Hoheit des jeweiligen 
Küstenstaates unterstellt ist,  wobei jedoch den Schiffen fremder Staa-
ten Durchfahrtsrechte unter bestimmten Bedingungen zugesichert sind. 
b.  Die  gegenwärtige  Praxis 
147.  Im Unterschied zur bisherigen Regelung der Fischerei entspricht 
die gegenwärtige völkerrechtlich-institutionelle Grundlage der  See-
schiffahrt durchaus dem im Sinne ökonomischer Effizienz wünschens-
1  Das erste internationale Umweltschutzabkommen (Übereinkommen zur 
Verhinderung von Ölverschmutzungen auf See von 1954) ist noch keine 
dreißig Jahre alt. 89 
werten System.  Das traditionelle,  im großen und ganzen liberale See-
recht greift nämlich nur sehr begrenzt in die Verkehrsfreiheit ein und 
enthält auch Verbote,  willkürlich Abgaben zu erheben und Schiffe zu 
diskriminieren.  Für den Vergleich der neuen Seerechtskonvention mit 
einer 'ökonomisch vernünftigen Regelung kann der überkommene Rah-
men weitgehend als konkretes Referenzsystem herangezogen werden. 
Dieser  Rahmen ist in seinen seeverkehrswirtschaftlich  relevanten 
Aspekten vom Grundsatz der Verkehrsfreiheit geprägL Er ist in einer 
historisch-rechtlichen Perspektive zu sehen und enthält verschiedene 
Komponenten: 
- Völkerrechtliche Regeln,  die vorwiegend in den Seerechtskonven-
tionen von 1958 niedergelegt sindl ; 
- eine Anzahl spezieller internationaler Konventionen zu besonderen 
Problemen der Seeschiffahrt wie etwa dem Umweltschutz; 
- Völkergewohnheitsrecht; 
- eine Staatenpraxis,  deren Gewicht in jüngerer Zeit zugenommen hat, 
wobei aber noch fraglich ist,  inwieweit daraus bereits neues Völ-
kergewohnheitsrecht entstanden ist. 
148.  Eine besondere Staatenpraxis hat sich vor allem seit dem Beginn 
der siebziger Jahre parallel zur Dr.itten Seerechtskonferenz entfaltet. 
Sie hat zu einer Erosion der 1958 kodifizierten Ordnung geführt und 
steht teilweise im Widerspruch zu früheren Prinzipien.  Zahlreiche 
Staaten haben auf Kosten der Hohen See einseitig ihre Küstenmeere 
über die traditionelle (1958 allerdings nicht festgeschriebene)  Drei-
Meilen-Zone hinaus ausgedehntZ  oder Fischerei- bzw.  Wirtschafts-
zonen reklamiert,  in denen das ausschließliche Verfügungsrecht des 
Küstenstaates über Fischbestände bzw.  über-die marinen Ressourcen 
beansprucht wird (Tabelle 1).  Teilweise wurde damit die bereits in 
der Schelfkonvention von 1958 angelegte Linie fortgeführt.  Die Aus-
weitung der Küstenmeere hat auch "Meerengenprobleme" aufgeworfen. 
Die fortschreitende Erosion der alten Ordnung durchbricht die Rechts-
einheitlichkeit und -sicherheit,  die zuvor weitgehend bestand. 
1  Von den vier im Jahre  1958  geschlossenen Abkommen sind im vorlie-
genden Zusammenhang die "Konvention über das Küstenmeer und die An-
schlußzone" und die "Konvention über die Hohe See
ll von Bedeutung;  vgl. 
UN [a,  b]. 
Z  Während die meisten Staaten gegenwärtig ein Küstenmeer von 12  sm Brei-
te beanspruchen,  haben vor allem südamerikanische Staaten wie Brasi-
lien und Argentinien sowie einige afrikanische  Länder die  Grenze  auf 
200 sm festgelegt. 90 
149.  Die empirische Beobachtung zeigt allerdings,  daß diese Erosion 
zwar den Rechtsrahmen für Fischerei und Festlandsockelnutzung er-
heblich verändert,  bisher aber keine wesentlichen Effekte auf die See-
schiffahrt gehabt hat.  Seeverkehrswirtschaftlich relevante Eingriffe 
in die überkommene Praxis waren nicht feststellbar.  Die 1958 kodi-
fizierten traditionellen Verkehrsrechte der Schiffe fremder Flaggen 
in Küstenmeeren einzelner Staaten und die Verkehrsfreiheit der Ho-
hen See werden bislang auch von denjenigen Staaten respektiert,  die 
einseitig Ansprüche auf bestimmte Meeresteile erhoben haben und so-
mit zu einer von den 1958er Konventionen abweichenden Staatenpraxis 
beitrugen.  Ungeachtet ihrer großen rechtlichen Tragweite wird die 
gegenwärtige Staatenpraxis  ,  soweit sie seeverkehrswirtschaftlich re-
levant ist,  de facto im großen und ganzen nach wie vor durch die 1958 
niedergelegten Grundsätze und Regeln bestimmt. 
150.  Wesentliche Grundsätze der überkommenen Regelung des See-
verkehrs,  bei der außerhalb der Eigengewässer lediglich die (souve-
ränitätsfreie ) Hohe See und das Küstenmeer rechtlich unterschieden 
wurden,  lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
- Auf der Hohen See unterliegt die Schiffahrt grundsätzlich keinen Be-
schränkungen;  Verkehrsfreiheit ist eine der ausdrücklich genannten 
"Freiheiten der Meere".  (In den Wirtschaftszonen,  die infolge der 
Staatenpraxis in großer Zahl etabliert wurden,  ist es bisher eben-
falls bei dieser Freiheit geblieben. ) 
- Die Souveränität der Küstenstaaten über ihr Küstenmeer wird da-
durch eingeschränkt,  daß der internationalen Schiffahrt Passage-
rechte in diesen Gewässern eingeräumt sind.  Mit diesem Recht der 
"friedlich/en Durchfahrt"  (innocent passage) ist ein Verbot der Dis-
, kriminierung fremder Schiffe durch den Küstenstaat verbunden. 
- Es ist den Küstenstaaten nicht gestattet,  für die Inanspruchnahme 
des Rechts der friedlichen Durchfahrt Abgaben von den passieren-
den Schiffen zu erheben.  Die Küstenstaaten haben grundsätzlich nicht 
das Recht,  fremde Schiffe daraufhin zu überprüfen,  ob sie interna-
tionale Konventionen - z. B.  über die Schiffssicherheit - einhalten. 
Ausnahmen gibt es im Bereich des Umweltschutzes. 
151.  Das Rechtsinstitut der friedlichen Durchfahrt gewährt fremden 
Schiffen zwar nicht einen uneingeschränkten Anspruch auf Durchfahrt, 
sondern letztlich entscheidet der Küstenstaat,  ob eine Passage die 
Vorbedingungen für einen "friedlichen"  Charakter erfüllt oder nicht. 91 
Es wurde aber bisher von den meisten Staaten liberal' gehandhabtl. 
Darüber hinaus ist die Verkehrsfreiheit auf gewohnheits rechtlicher 
Basis (ergänzt durch das Seehafenstatut - "Maritime Ports Conven-
tion"  1923) [RGBl.,  1928]  auch auf die Anlaufrechte für nationale See-
häfen ausgedehnt.  Dabei geht die Regelung der Seeschiffahrt sogar 
über den günstigsten Standard des Handelsrechts - die Meistbegünsti-
gung - erheblich hinaus,  weil Ausländern derzeit meistens noch der 
Inländerstatus eingeräumt wird.  Auf der Souveränität eines Küsten-
staates über seine Küstengewässer und insbesondere seine Seehäfen 
beruht allerdings das historisch gewachsene,  allgemein akzeptierte, 
jedoch nicht festgeschriebene Recht,  den Verkehr zwischen Häfen ei-
nes  Staates  ausschließlich  Schiffen  unter nationaler  Flagge  vorzu-
behalten.  Dieser "Kabotage -Vorbehalt" regelt also den Zugang zu be-
stimmten Verkehrsmärkten.  Im Gegensatz zu den meisten gegenwär-
tigen See rechts  bestimmungen,  die eher technischer Natur sind,  han-
delt es sich hier um eine ökonomisch motivierte Regelung.  Da die 
Seehäfen Teil der Eigengewässer sind,  konnten sich im übrigen auch 




c.·Die  neuen  Regelungen 
152.  Die neue Seerechtskonvention greift einerseits auf traditionelle 
Elemente des Seerechts zurück;  sie nimmt andererseits die inzwi-
schen  geübt~ Staatenpraxis  - insbesondere  hinsichtlich  der  Mee-
reszonen - auf und sanktioniert damit die einzelstaatliche Praxis,  die 
1  Eine restriktive Praxis haben allerdings stets die Staatshandelsländer 
verfolgt;  deren Schiffen gegenüber führten auch westliche Länder,  vor 
allem die Vereinigten Staaten,  z. B.  Meldefristen für das Anlaufen ihrer 
Häfen ein. 
2  Nationale Schiffe werden vielfach bei der Zuweisung von Liegeplätzen 
oder der Höhe der Hafengebühren begünstigt.  Solche Diskriminierungen 
stehen im Widerspruch zu den früheren Gepflogenheiten,  sind aber völ-
kerrechtlich zulässig.  Sie führen zwar grundsätzlich nur zur Ungleich-
behandlung von Inländern und der Gesamtheit der Ausländer;  verschie-
dentlich werden aber Ausländer auch untereinander ungleich behandelt, 
so wenn die Laderechte "dritter" Flaggen (gegenüber den Flaggen der 
jeweiligen Handelspartner) eingeschränkt werden oder dritte Flaggen so-
gar vollständig vom Verkehr ausgeschlossen werden.  Solche wirtschafts.:. 
politisch motivierten,  protektionistischen Regelungen betreffen jedoch 
nicht eigentlich Sachverhalte,  die Gegenstand des traditionellen Seerechts 
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zugleich allgemeine Geltung erlangt.  Einwirkungen auf die Seeschiff-
fahrt als "Transportschiffahrt" hängen erstens davon ab,  wie die den 
Küstenstaaten mit der vertraglichen Anerkennung der neuen Meeres-
zonen zugestandenen Rechte ausgestaltet sind,  und ob die Verkehrs-
rechte unter den neuen Bedingungen gesichert werden.  Für die Schiff-
fahrt ist zweitens die Aufnahme von Regeln zum Zwecke des Umwelt-
schutzes auf See in das modifizierte Seerecht von Belang;  der Um-
weltschutz war bisher nicht Bestandteil der internationalen Konven-
tionen über den Rechtsstatus der Meere,  sondern wurde nur in Ein-
zelabkommen im Rahmen der International Maritime Organization 
(IMO) behandelt.  Drittens erhalten Hafen- bzw.  Küstenstaaten mehr 
Kompetenzen,  um die Einhaltung seerechtlicher Vorschriften zu kon-
trollieren (Prinzip der "porti coastal state control").  Diese Kontrolle 
war bisher weitgehend dem jeweiligen Flaggenstaat eines Seeschiffes 
vorbehalten;  nunmehr könnten sich der Vielzahl von Küstenstaaten 
Möglichkeiten eröffnen,  die Schiffahrt zu beeinflussen. 
a..  Typologie neuer Meereszonen 
153.  Die Seerechtskonvention sieht folgende Typologie von Meeres-
zonen vor,  die an die Stelle der früheren Zweiteilung aller Gewässer 
außerhalb der küstenstaatlichen Eigengewässer tritt: 
- das Küstenmeer oder die Hoheitsgewässer der Küstenstaaten (ein-
schließlich der "Anschlußzone" ), 
- die daran anschließende Wirtschafts  zone der Küstenstaaten, 
- die Hohe See. 
Ferner sind Meerengen und Archipele Gegenstand schiffahrtsrelevan-
ter Regelungen.  Außerdem gilt eine besondere Regelung für den Mee-
resboden auf dem Kontinentalschelf  . 
154.  Die gegenüber dem traditionellen Seerecht geänderte Zonenein-
teilung verkleinert den Bereich der Hohen See gegenüber dem ehema-
ligen Umfang erheblich.  Die aus der Hohen See ausgesonderten See-
gebiete und die traditionellen Küstenmeere werden zusammen auf et-
wa ein Drittel der Meeresoberfläche geschätzt.  Die Küstenmeere wer-
den künftig bis zu  12 sm breit sein können,  wobei die Breite im we-
sentlichen nach den gleichen Grundsätzen gemessen werden soll wie 
bisher.  Die Wirtschafts zone umfaßt das anschließende Seegebiet bis 
zu einer Linie,  die im Abstand von 200 sm von der Basislinie des Kü-93 
stenmeeres verläuft [UN,  e,  Art.  57J.  Für die Begrenzung des Kon-
tinentalschelfs gelten spezifische,  den jeweiligen geologischen Bedin-
gungen entsprechende Bestimmungen;  seine äußere' Grenze wird vor-
aussichtlich maximal entweder 350 sm von der Basislinie des Küsten-
meeres entfernt oder bei einer Linie 100 sm seewärts der 2500-m-
Tiefenlinie liegen [ibid.,  Art.  76]. 
In diesen Zonen werden den Küstenstaaten unterschiedliche Rechte 
eingeräumt.  Außerhalb der nationalen Hoheitsgewässer erstreckt sich 
die Souveränität des Küstenstaates nicht auf das Territorium der Zo-
nen,  sondern nur auf einzelne Objekte oder Sachverhalte (funktionale 
Souveränität).  Ihre Bedeutung für die Seeschiffahrt wird unten erläu-
tert. 
155.  Die Ausweitung der Küstenmeere auf maximal 12 sm ist zwar 
fakultativ;  sie wird aber zweifellos durchweg vollzogen werden (1958 
und 1960 war eine Erweiterung auf lediglich 6 sm vorgesehen).  Daher 
werden die neuen Seerechtsbestimmungen weitgehend den bisher un-
einheitlichen Zustand ablösen,  der durch das Nebeneinander von Kü-
stenmeeren unterschiedlicher Breite gekennzeichnet ist. 
156.  Die vergrößerte Breite der Küstenmeere  wirft vor allem  ein 
Meerengen-Problem auf.  Da schon viele Staaten Küstengewässer von 
12 sm eingeführt haben,  würde die Konvention allerdings nicht in al-
len Fällen "neue" Meerengen schaffen,  sondern vielfach nur die Staa-
tenpraxis sanktionieren.  Gewässer,  die nicht breiter als 24 sm sind, 
werden zum alleinigen Hoheitsgebiet der Anlieger.  Verglichen  mit 
der traditionellen Drei-Meilen-Zone,  gibt es  125 weitere derartig 
künstliche Meerengen.  Wo eine Durchfahrt zu schmal ist,  um jedem 
Anlieger die volle Breite seines Küstenmeeres zu sichern,  bestimmt 
sie sich (ebenso wie die Breite der Wirtschaftszonen in analogen Fäl-
len) nach der Mittellinie. 
157.  Eine neue Regelung wird durch die Konvention für die Archipel-
staaten eingeführt;  danach kann der Archipelstaat ein Seegebiet bean-
spruchen,  das durch die Verbindungslinien der äußersten Punkte der 
äußersten Inseln des Archipels begrenzt wird [ibid.,  Art.  47].  Vor-
aussetzung ist,  daß 
- diese Verbindungslinien grundsätzlich nicht länger als 100 sm sind 
und 
- die  von  den  Begrenzungslinien umschlossene  Wasserfläche  das 
Neunfache der Landfläche des Archipelstaates nicht überschreitet. 94 
Die eingeschlossene Wasserfläche,  die früher außerhalb der für jede 
einzelne Insel des Archipels geltenden Hoheitsgewässer zur Hohen 
See rechnete,  fällt als Archipelgewässer unter die Souveränität des 
Archipelstaates.  Die Breite von Küstenmeer und Wirtschaftszone des 
Archipelstaates bestimmt sich nach den allgemeinen Vorschriften und 
wird von den Verbindungslinien zwischen den genannten Punkten aus 
seewärts gemessen. 
ß.  Die geographische Lage ,der Meereszonen 
158.  Für die Seeschiffahrt is~ wesentlich,  daß aufgrund dieser Bestim-
mungen beträchtliche Teile der von Souveränitätsansprüchen der Kü-
stenstaaten freien Hohen See unter die Rechtshoheit einzelner Staaten 
fallen.  Die folgende Analyse der geographischen Verhältnisse zeigt, 
daß von den territorialen Veränderungen auf See,  die durch die neue 
Konvention festgeschrieben werden sollen,  zahlreiche seeverkehrs-
wirtschaftlich wichtige Gebiete betroffen sein werden.  Seeschiffe le-
gen danach ihre Reisen auf den üblichen Seewegen zu einem wesent-
lich größeren Teil als bisher in fremden Hoheitsgewässern oder frem-
den Wirtschaftszonen zurück.  Die größte Bedeutung haben allerdings 
weder die Küstenmeere,  die angesichts ihrer Breite von 12 sm rela-
tiv leicht zu umfahren sind,  noch die ebenfalls,  wenn auch nicht so 
leicht vermeidbaren Wirtschaftszonen bis zur 200-sm-Grenze,  son-
dern die zahlreichen Meerengen,  durch die viele wichtige Seeverkehrs-
wege führen,  die früher zur Hohen See gehörten. 
159.  Ausgeweitete Küstenmeere und Wirtschaftszonen sind für die See-
schiffahrt vor allem dort wichtig,  wo 
- entweder der gesamte Verkehrsr8;um von relativ engen Seegebieten 
gebildet wird oder 
- weitgespannte Seeverkehrswege um "Ecken" der Kontinente führen, 
die gewöhnlich von den Schiffen in relativ dichtem Abstand gerundet 
werden,  um Reisedistanzen und -zeiten möglichst zu begrenzen. 
Beispiele für solche Verkehrsbedingungen sind etwa hinsichtlich der 
engräumigen Seegebiete neben den Randmeeren (Nordsee,  Ostsee,  Ka-
nal!Biskaya,  Mittelmeer) der karibische Raum sowie die Seegebiete 
Südostasiens .  Der Europaverkehr wird künftig ausschließlich in kü-
stenstaatlichen Wirtschafts zonen,  vielfach sogar in Küstenmeeren 
stattfinden.  Kontinente rundende Verkehrs  ströme gibt es am Kap der 
Guten Hoffnung (etwa im Verkehr zwischen dem Arabischen Golf und 95 
westlichen Bestimmungsgebieten,  soweit nicht der Suez-Kanal benutzt 
wird},  ferner beim Verkehr zwischen Pazifik und Atlantik um Kap 
Hoorn,  aber auch z. B.  auf den (für die Bundesrepublik allerdings zum 
Teil weniger wichtigen) Wegen von der Ostküste Südamerikas zur Ka-
ribik (bzw.  nach Nordamerika) um Nordost-Brasilien (Kap Sao Roque) 
oder von Europa um Westafrika oder Kap Finisterre. 
160.  Wichtige Meerengen,  die in Küstenmeere oder Wirtschaftszonen 
fallen,  sind 
- die Ostseezugänge (Belte und Sund), 
- die Straße von Dover (geringste Breite 18 sm), 
- die Straße von Gibraltar (geringste Breite 8  sm), 
- die Straße von Aden (Bab el Mandeb;  geringste Breite 14 sm), 
- verschiedene Zufahrten zur Karibischen See, 
- die Straße von Hormuz (geringste Breite 48 sm), 
- die Straße von Malakka (geringste Breite 40 sm), 
- die Enge von SizilienjTunis (geringste Breite 75  sm) sowie 
- die Straße von Mo~ambique(geringste Breite 200 sm). 
Dabei ist zu beachten,  daß in man~hen Fällen vor allem große Schiffe 
aufgrund ihres Tiefgangs Fahrwasser benutzen müssen,  die durch 
Küstenmeere führen,  obwohl die Breite der Enge 24 sm überschrei-
tet.  Die von der Seerechtskonvention erfaßten Meerengen betreffen 
faktisch sämtliche wichtigen Verkehrs  ströme im seewärtigen Welt-
verkehr; unter den Bedingungen einer Drei-Meilen-Zone unterlagen 
nur einige dieser Ströme ähnlichen geographischen Beschränkungenl • 
161.  Weitere Einschränkungen der für die Schiffahrt freien Hohen See 
ergeben sich durch die Archipelgewässer  ,  zum Beispiel in Indonesien, 
den Philippinen,  den pazifischen Archipelstaaten wie den Fidji-Inseln 
(wenn auch dort wegen der geringen Landflächen dieser Staaten eher 
begrenzt) oder verschiedenen Inselgruppen im Indischen Ozean (Male-
1  Passagen durch Sund,  Bosporus,  Magellan-Straße,  St. Lorenz-Regiori. 
Für die Ostseezugänge - Belte und Sund - wurde schon früher ein beson-
deres Rechtsregime geschaffen.  Bereits im Jahre 1857 hatte sich Däne-
mark bereit erklärt, Schiffen aller Nationen die freie Durchfahrt durch 
seine Gewässer in die Ostsee bzw.  von dort zu gestatten. 96 
diven,  Lakkaäiven,  Andamanen,  Nikobaren).  Dabei sind auch Ver-
kehrswege betroffen,  die als Alternative zu wichtigen M~erengen in 
Betracht kommen,  und die zum Teil wegen der zu geringen Wasser-
tiefen mancher dieser Meerengen von Großschiffen auch bereits re-
gelmäßig befahren werden (zum Beispiel Lombok-Straße statt Malak-
ka-Straße).  In einigen Fällen könnten die Vorschriften der Konvention 
allerdings  dazu  führen,  daß  die  bisher von  Archipelstaaten bean-
spruchten Wasserflächen reduziert werden. 
y.  Die Relevanz von Meereszonen für Schiffahrt und Außenhandel 
162.  Die Tabelle 22 bietet einen Überblick über die allgemeinen Wir-
kungen,  die sich ergeben,  wenn die Hoheitsgewässer generell erwei-
tert und die Wirtschaftszonen durchgängig eingeführt werden.  Für 
wichtige Routen und repräsentative Schiffstypen vor allem der Linien-
schiffahrt der Bundesrepublik ist daraus ersichtlich,  wie lange sich 
ein Schiff jeweils in den einzelnen Meereszonen aufhalten wird. 
163.  Quantitative Angaben,  mit denen die Relevanz der einzelnen See-
gebiete und Meerengen sowie der Archipelpassagen für den gesamten 
Schiffsverkehr der deutschen Reedereien bzw.  für die von ihnen be-
förderten Ladungsmengen oder ihre Frachteinnahmen im einzelnen 
gewichtet werden kann,  sind in der erforderlichen geographischen 
Aufgliederung nicht vorhanden.  Insbesondere sind die nicht im Ver-
kehr von und nach Seehäfen der Bundesrepublik beförderten Ladungs-
mengen nicht zu ermitteln.  Doch läßt der für das Jahr 1979 in Anhang 
C  erwähnte hohe Anteil der Europa-Fahrt von 70 vH der gesamten von 
deutschen Schiffen in den deutschen Seehäfen umgeschlagenen Ladungs-
mengen die Bedeutung erkennen,  die dieses künftig nahezu vollkom-
men von Küstenmeeren und Wirtschaftszonen überdeckte Seegebiet 
insbesondere für die deutsche Küstenschiffahrt hat.  Der größte Teil 
der Europafahrt entfällt auf den Verkehr zwischen den nordkontinen-
talen und nordeuropäischen Ländern unter Einschluß der Ostseean-
rainer und des Vereinigten Königreichs. 
164.  Der Verkehr von und nach Europa (Überseeverkehr) mit Schiffen 
unter deutscher Flagge läßt sich ebenfalls nur teilweise erfassen, weil 
die in nichtdeutschen Häfen umgeschlagenen Ladu~gsmengen  und ihre 
regionale Verteilung niclit bekannt sind.  Von dem auf deutsche See-
häfen entfallenden Teil - 1979 insgesamt 7,2 Mill.  t  - lassen sich ei-
nigen wichtigen Seegebieten bzw.  Meerengen etwa die in Tabelle 23 
angegebenen Mengen zuordnen.  Die Straße von Dover nimmt die wich-97 
Tab'elle 22  - Zur Bedeutung der neuen Meereszonen für die Seeschiff-




NCF  OCF  WCF  KSF  KWF  KOF  VLCC 
Rundreisedauer in Tagen  28  75  60  75  75  90  100 
Stunden  672  1800  1440  1800  1800  2160  2400 
Hafenliegezeit 
gesamtb 
198  679  732  768  1130  1389  144 
in fremden Häfen  b  162  631  660  672  1034  1293  144 
Reisezeit 
gesam{  474  1121  708  1023  670  771  2256 
(100)  (100)  (100)  (100)  (100)  (100)  (100) 
darunter in fremden Gewäs-
sern 
3-sm-Territorialgewässer  c 
84  174  24  85  67  61  6 
(18)  (16)  (3)  (8)  (10)  (8)  (0) 
12-sm-Territorialgewässer  c 
130  244  86  133  185  111  56 
(27)  (22 )  (12)  (13 )  (28)  (14)  (2) 
200-sm-Wirtschaftszone  c  317  959  331  524  617  711  2006 
(67)  (86)  (47)  (51 )  (92)  (92)  (89) 
Anteil fremder Hafenliegezeit 
und Reisezeit in 12-sm-Zone 
an Rundreisedauerd  43  49  52  45  68  65  8 
Anteil fremder Hafenliegezeit 
und Reisezeit in 200-sm-Zone 
an Rundreisedauerd  71  88  69  66  92  93  90 
Anteil Reisezeit auf Hoher See 
und in deutschen Gewässerne 
an Rundreisedauerd  29  12  31  34  8  7  10 
aNCF = Nordatlantik Containerfahrt;  OCF  = Ostasien Containerfahrt;  WCF  = Westindische Inseln 
Containerfahrt;  KSF  =  Konventionelle Südamerika-Westküsten-Fahrt;  KWF  = Konventionelle West-
afrika -Fahrt;  KOF =  Konventionelle Ostafrika-Fahrt;  VLCC = "very large crude carrier" =' sehr 
großer Rohöltanker (ca.  200 000  - 300 000 tdw.);  Persischer Golf-Fahrt. - bIn Stunden. - cDie 
erste  Zahl\gib~ die Stundenzahl an,  die zweite in Klammern den Anteil in vH an der gesamten 
Reisezeit. _odv'H. - eIn deutschen Territorialgewässern,  in deutscher Wirtschaftszone und in deut-
schen Häfen. 
Q u elle:  Stöcker [1979] . 
tigste Stellung unter den Meerengen ein.  Berücksichtigt man neben 
dem Überseeverkehr auch die von und nach west- und südeuropäischen 
Häfen beförderte,  in deutschen Häfen umgeschlagene Ladung,  so wur-98 
Tabelle 23  - Überseeverkehr unter deutscher Flagge durch ausgewähl-
te Meeresstraßen 1979 
Gesamtverkehr  darunter 
Linienverkehr  Meeresstraße 
Mill. t  vHa  Mill. t  vHa 
Stra  ße von Dove  r  7,217  100  3,259  100 
Straße von Gibraltar  1,986  28  1, 163  36 
Suez-Kanal  0,939  13  0,776  24 
Straße von Hormuz  1,570  22  0, 112  3 
Straße von Malakka  0,407  6  0,334  10 
Karibische Passagen  1,043  15  0,718  22 
Kap der Guten Hoffnung  1,500  21  0, 110  3 
a Anteil am deutschen Überseehandel,  der die jeweils genannte 
Meeresstraße passierte. 
Q u e 11 e:  Statistisches Bundesamt [c];  Bundesministerium für Verkehr, 
Abteilung Seeverkehr (unveröffentlichte Angaben). 
den insgesamt etwa 8, 5  Mill.  t  auf deutschen Schiffen transportiert, 
das heißt 34 vH der von diesen insgesamt gefahrenen und in deutschen 
Häfen umgeschlage,nen Menge. 
165.  Die südostasiatischen Archipelgewässer werden von der deut-
schen Seeschiffahrt vorwiegend im Seeverkehr mit den betreffenden 
Archipelstaaten selbst benutzt,  soweit es sich um regelmäßige Dien-
ste handelt.  Das dürfte auch für die Archipele im südlichen Pazifi-
schen  Ozean  gelten,  der  von  Liniendiensten berührt wird,  die im 
"cross trade"  (vgl.  Anhang C) zwischen AustralienjNeuseeland einer-
seits und der West- und Ostküste Nordamerikas andererseits verkeh-
ren und Häfen Ozeaniens bedienen.  Die transportierten Ladungsmen-
gen sind nicht bekannt. 
" 
166.  Die Relevanz eier Seerechtskonvention für den Außenhandel der 
Bundesrepublik läßt sich anhand der folgenden grob ermittelten Men-
gen- bzw.  Wertangaben umreißen.  Vom Überseehandel in Höhe von 
fast 196 Mill.  t  bzw.  175 Mrd.  DM entfielen (jeweils in beiden Rich-99 
tungen zusammen) im Jahre 1979 aufl : 
- Straße von D~yer: 196 MilL  t  (100 vH) bzw.  175 Mrd.  DM  (100 vH) 
- Straße von Gibraltar: 60 Mill.  t  (31 vH) bzw.  80 Mrd.  DM  (46 vH) 
- Suez-Kanal: 26 Mill.  t  (13 vH) bzw.  56 Mrd.  DM (32 vH) 
- ~traße von Hormuz: 45 Mill.  t  (23 vH) bzw.  21 Mrd.  DM (12 vH) 
- Straße von Malakka: 9  Mill.  t  (5 vH)  ?Zw~  32 Mrd.  DM, (18 vH) 
- Karibische Passagen: 8 Mill.  t  (4 vH) bzw.  12  Mrd.  DM (7 vH) 
- Kap der Guten Hoffnung: 49  Mill.  t  (24 vH) bzw.  12 Mrd.  DM  (7 vH) 
Die Wertziffern machen deutlich,  daß die Bedeutung der verschiede-
nen Engen durch die Mengenangaben allein nur unzureichend wieder-
gegeben werden kann.  Dies trifft namentlich auf die Straße von Malak-
ka zu,  durch die im deutschen Außenhandel vorwiegend Industrieer-
zeugnisse,  das heißt leichte,  aber hochwertige Ladung,  befördert wer-
den. 
167.  Untersucht man die Bedeutung,  die Seegebiete und Meerengen 
für die Rohstoffimporte  - das heißt den mengen  mäßig umfangreichsten 
Teil des Außenhandels der Bundesrepublik - haben,  so zeigt sich, daß 
am stärksten der Öltransport (1979:  107 Mill.  t) betroffen ist.  Bei-
spielsweise müssen Rohölladungen vom Arabischen Golf (im gleichen 
Jahr etwa 41  Mill.  t) entweder die Straßen von Hormuz,  Aden,  Gibral-
tar und Dover oder die Straßen von Hormuz und von Dover sowie das 
Kap  der  Guten  Hoffnung  passieren und  Westafrika  umrunden  (ein-
schließlich der Durchfahrt durch die Gewässer der Kanarischen In-
seln). 
Demgegenüber wird der Eisenerztransport (1979:  52  Mill.  t) nur re-
lativ wenig tangiert,  wenngleich Lieferungen aus Australien mögli-
cherweise den Weg durch die Meerengen des Roten Meeres und des 
Mittelmeeres und  - wie sämtliche Einfuhren außer Lieferungen von 
Erz aus Skandinavien und eventuell aus Kanada - die Straße von Dover 
nehmen müssen.  Das gleiche trifft für Kohle (soweit nicht aus Polen 
geliefert),  Phosphat,  Bauxit und andere mineralische Rohstoffe  zu 
(1979:  9,4; .2,6 und 4,1 Mill.  t). 
1  Q u eIl e:  Eigene Be  rechnungen (zum Teil Schätzungen) nach:  Sta  tisti-
sches Bundesamt [g] . 100 
168.  Auf einigen wichtigen Seeverkehrswegen müssen mehrere Meer-
engen oder nationalisierte Seegebiete nacheinander passiert werden, 
wie die Tankfahrt verdeutlicht.  Das gilt insbesondere für die Linien-
fahrt (in der hauptsächlich Industrieerzeugnisse befördert werden), 
die in den meisten Fahrtgebieten durch das neue Seerecht betroffen 
wird.  Die komplizierten und unterschiedlichen Bedingungen der ein-
zelnen  Fahrtgebiete erlauben  keine verallgemeinernden Aussagen, 
doch kann angenommen werden,  daß 
- der gesamte Verkehr von den Häfen der Bundesrepublik bzw.  den 
Nordkontinenthäfen in das Mittelmeer,  das Rote Meer,  den Indischen 
Ozean und nach dem Fernen Osten sowie Südostasien und zum Teil 
auch nach Australien/Ozeanien (und umgekehrt) die Straßen von Do-
ver und Gibraltar passiert und nach Passieren des Suez-Kanals teil-
weise noch andere Straßen zu durchfahren hat; 
- der Verkehr mit den Häfen des Golfs von Mexiko,  der Karibischen 
See und der Westküste Nord-,  Mittel- und Südamerikas eine der Ein-
fahrten in die Karibische Seel  passieren muß. 
d.  Vergleich der  Meereszonenregelung mit  dem  Re-
ferenzschema 
169.  Ob die Konvention trotz der Einführung neuer Regeln die bishe-
rige Verkehrsfreiheit der Seeschiffahrt beibehält und sichert,  zeigt 
ein Vergleich mit der Referenzregelung.  Die Bestimmungen des Kon-
ventionstextes müssen vor allem auf Beschränkungen der Souveräni-
tätsrechte der Küstenstaaten hin überprüft werden.  Diese Beschrän-
kungen sind wesentliche Grundlage der liberalen Regelung des Seever-
kehrs.  Dazu zählen vor allem 
- die Verkehrsrechte für Drittländer in Meereszonen unter nationaler 
Jurisdiktion, 
- Vorschriften darüber,  in welchen Fällen Schiffahrtsabgaben erhoben 
werden dürfen, 
- die Abwehr diskriminierender Eingriffe der Küstenstaaten, 
- die genaue Abgrenzung der Rechte,  die den Küstenstaaten aus dem 
Umweltschutz eingeräumt werden. 
1  Auf dem Wege zum Panama-Kanal ist dies gewöhnlich die Mona-Passage. 101 
a..  Verkehrs rechte für Seeschiffe fremder Länder 
170.  Der Konventionstext enthält eine Reihe von Vorschriften  zum 
Schutz der Verkehrsfreiheit der internationalen Schiffahrt,  die die 
küstenstaatlichen Rechte in den verschiedenen Meereszonen auf ein 
ähnliches Maß begrenzen,  wie es bisher im Rahmen der friedlichen 
Durchfahrt bestanden hat.  Das Recht der friedlichen Durchfahrt durch 
die erweiterten Küstenmeere wurde im Grundsatz in die neue Konven-
tion übernommen rUN,  e,  Art.  17].  Wegen der besonderen Bedeutung, 
die Meerengen und.Archipele für die Seeschiffahrt haben können, sieht 
der Konventionstext für die Durchfahrt durch solche Gewäs~er zwei 
neue Rechtsinstitute vor: 
- das Recht der Transitpassage (transit passage) in Meerengen [ibid. 
Art.  38]  und 
- das Recht der Seewegpassage (sea lanes passage) in Archipelgewäs-
sern [ibid.,  Art.  53J. 
Diese Institute sind aus dem Recht der friedlichen Durchfahrt abge-
leitet,  gehen aber - wie noch erläutert werden wird - darüber hinaus. 
In den Gewässern der Ausschließlichen Wirtschafts  zonen soll für die 
Schiffahrt der Rechtsstatus der Hohen See gelten rUN,  e,  Art.  58]. 
Dort bleibt somit,  wie auf der Hohen See selbst.  die Verkehrsfreiheit 
erhalten;  sie wird auch in der neuen Konvention rUN,  e,  Art.  87] aus-
drücklich als eine der Freiheiten der Hohen See für die Seeschiffahrt 
aufgeführt (freedom of navigation),  wenn auch gegenüber der derzeit 
geltenden Formulierung dadurch qualifiziert,  daß sie nur friedlichen 
Zwecken vorbehalten ist. 
171.  Aus dem Vergleich der im Konventionstext vorgesehenen Rechts-
institute mit dem Referenzschema lassen sich für die einzelnen Mee-
reszonen die folgenden Schlüsse ziehen: 
(a) Küstenmeere  :  Da das Recht der friedlichen Durchfahrt weiterhin 
gilt,  wirkt sich die generelle Erweiterung dieser Gewässer auf 12 sm 
vorwiegend darin aus,  daß sich die Schiffe länger in einem Bereich 
aufhalten,  ip.  dem sie nicht völlig frei sind (das heißt lediglich  den 
Rechtsvorschriften des Flaggenstaates unterstellt),  sondern zum Bei-
spiel den vom Küstenstaat erlassenen Regelungen der Verkehrswege, 
des Umweltsc):lUtzes usw.  folgen und seine zoll-,  fiskal-,  gesundheits-
und einwanderungsrechtlichen Gesetze und anderen Rechtsvorschrif-
ten beachten müssen.  Die Neufassung hat aber die Begriffsbestimmung 
der friedlichen Durchfahrt durch eine Aufzählung verschiedener Tat-102 
bestände ergänzt,  die als  "prejudicial to  the peace,  good order or 
security"  anzusehen sind und somit das Recht zur friedlichen Durch-
fahrt ausschließen [UN,  e,  Art.  19].  Die Rechtssicherheit wird da-
mit erhöht.  Die Regelungskompetenz der Küstenstaaten wird in der 
Konvention ebenfalls schärfer abgegrenzt [ibid.,  Art.  21].  Dazu ge-
hört unter anderem die Festlegung von bestimmten Seeverkehrswe-
gen - insbesondere für Spezialschiffe - durch ihr Küstenmeer  [ibid., 
Art.  22].  Der Küstenstaat hat auch (wie bisher) das Recht,  die Durch-
fahrt fremder Schiffe ohne Diskriminierung zeitweilig in begrenzten 
Teilen seines Küstenmeeres zu suspendieren.  Andererseits sind künf-
tig nationale Vorschriften über Entwurf,  Bau,. Ausrüstung. und Beman-
nung solcher Schiffe nicht zulässig. 
(b) Meerengen:  Für die Meerengen wurde das Recht der Transitpas  -
sage eingeführt,  das Schiffen fremder Staaten die freie Durchfahrt 
sichern soll [UN,  e,  Art.  38].  Es gilt für solche Schiffe,  die  eine 
Meerenge durchfahren wollen,  um von einem Teil der Hohen See bzw. 
einer Wirtschafts  zone in einen anderen Teil der Hohen See oder eine 
andere Wirtschaftszone zu gelangen.  Es gilt nicht,  wenn das Küsten-
meer eines anderen Staates angelaufen werden soll.  In diesem Fall 
soll wie bisher das Recht der friedlichen Durchfahrt angewendet wer-
den. 
Schiffe können das Recht der Transitpassage ausschließlich zum Zweck 
eines "continuous and expeditious transit" durch die Meerenge bean-
spruchen,  wobei  sie  allerdings  Häfen  eines  an  die  Meerenge  an-
grenzenden Staates anlaufen  können.  Die  Schiffe müssen wie bei der 
friedlichen Durchfahrt alles unterlassen,  was gegen die Souveränität, 
die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit des 
Küstenstaates gerichtet ist.  Sie haben sich an die Navigationsregeln 
der Meerengenanrainerstaaten (zum Beispiel bestimmte Wege,  Ver-
kehrstrennungsgebiete  ) sowie an international anwendbare Rechtsvor  -
schriften zur Verkehrssicherheit und zum Umweltschutz zu halten. 
Das Recht der Transitpassage darf von den Küstenstaaten,  die an die 
Meerenge grenzen,  nicht zeitweilig aufgehoben werden.  Die Durch-
fahrt der Schiffe darf nicht behindert werden.  Die Rechte der Küsten-
staaten beschränken sich auf Verkehrsregelung,  Fischereiverbot und 
Verbot der Vonbordgabe beziehungsweise Anbordnahme von Sachen 
und Personen [UN,  e,  Art. '42].  Umweltschutzvorschriften dürfen nur 
zur Verwirklichung anwendbarer internationaler Regeln erlassen wer-
den. 103 
Von der Transitpassage-Regelung sind solche Meerengen ausgenom-
men,  die aus einer Festlandküste und einer Insel des gleichen Staates 
gebildet werden,  so daß sie relativengräumig seewärts umfahren wer-
den können.  In diesen Meerengen gilt nur das übliche Recht der fried-
lichen Durchfahrt [UN,  e,  Art.  45]. 
(c) Archipelgewässer:  Für die Benutzung der Archipelgewässer soll 
das  Recht  der  Seewegpassage  (sea lanes passage) gelten,  das  den 
Schiffen fremder Länder die unbehinderte Durchfahrt durch die abzu-
grenzenden Archipele ermöglichen und damit die Verkehrsfreiheit im 
Verkehr zwischen Teilen der Hohen See sichern soll [ibid.,  Art. 53] . 
Der Archipelstaat kann bestimmte Verkehrswege (sea lanes) durch 
seine Gewässer festlegen,  auf denen Schiffe fremder Staaten die freie 
Durchfahrt von einem Teil der Hohen See oder einer Wirtschaftszone 
in einen anderen Teil der Hohen See oder in eine andere Wirtschafts-
zone beanspruchen können.  Zweck einer solchen Durchfahrt darf allein 
ein"  continuous, expeditious and unobstructed transit" sein. Die vom 
Küstenstaat festzulegenden Seewege sollen alle norm~len Verkehrs-
wege  umfassen und  durch  die  Archipelgewässer  sowie  das  angren-
zende Küstenmeer führen.  Sofern der Küstenstaat solche besonderen 
Verkehrswege nicht bestimmt,  können die Schiffe das Recht der See-
wegpassage auf den üblichen Routen durch die Archipelgewässer in 
Anspruch nehmen.  Das Recht auf Durchfahrt unter dem Seewegpas-
sage-Regime darf durch den Archipelstaat nicht aufgehoben werden. 
(d) In der Wi:rtschaftszone gilt eine eingeschränkte Souveränität des 
Küstenstaates,  die sich nur auf die Nutzung der marinen Ressourcen 
bezieht. [UN,  e,  Art.  56].  Die Verkehrsrechte der S~eschiffahrt blei-
ben bestehen.  Für diese gelten expressis verbis weiter die Freihei-
ten  der  Hohen  See  [ibid.,  Art.  58].  Schiffe  fremder  Länder können 
daher die gleiche Verkehrsfreiheit beanspru<i!hen wie auf der Hohen 
See selbst;  dabei müssen sie allerdings die Rechte des Küstenstaates 
beachten und sich den Gesetzen und' Regeln entsprechend verhalten, 
die von diesem in Übereinstimmung mit der Konvention erlassen wer-
den.  Inwieweit sich aus den funktionalen Souveränitäts  rechten des Kü-
stenstaates indirekte,  generelle oder auf Teile der' Seeschiffahrt be-
grenzte Eingriffsrechte herleiten lassen könnten,  wird unten geprüft. 
Auch für die Gebiete des Kontinentalschelfs gilt nach der neuen Kon-
vention die Hohe-See-Regelung.  Dort sollen die Wassersäule und die 
Wasseroberfläche wie bisher keinerlei küstenstaatlichen Rechtsan-
sprüchen unterliegen;  die Schiffahrt bleibt unbeeinträchtigt. 104 
(e) Für die verbleibende Hohe. See gelten unverändert die nur durch 
die Beachtung der Rechte bzw.  Interessen anderer Staaten begrenzte 
Verkehrsfreiheit und ein Eingriffsverbot für Küstenstaaten,  sofern 
nicht zum Beispiel aus dem Umweltschutz besondere Kompetenzen 
abgeleitet sind (Ziffern 1 77 ff. ). 
ß.  Recht zur Erhebung von Abgaben 
172.  Die llKonvention über das Küstenmeer
11  von 1958 sah vor,  daß 
Abgaben von Schiffen fremder Länder allein für das Befahren der Kü-
stenmeere nicht gefordert werden dürfen.  Der Küstenstaat hat ledig-
lich das Recht,  Abgaben zu erheben,  wenn sie ein spezielles Entgelt 
für Leistungen gegenüber dem passierenden Schiff darstellen.  Diese 
Vorschriften sind Bestandteil des Rechtes der friedlichen Durchfahrt. 
Die neue Konvention enthält sie ebenfalls.  Für das Küstenmeer (Zwölf-
Meilen-Zone) gilt daher in dieser Hinsicht das gleiche wie bisher [UN, 
e,  Art.  26]. 
173.  Für die neuen Meereszonen und die dafür geltenden Verkehrs-
ordnungen sind ausdrückliche Regelungen nicht getroffen.  Die Staaten 
haben in diesen Gewässern ebenso wie in ihrem Küstenmeer jedoch 
die Pflicht,  vor Hindernissen zu warnen bzw.  die navigatorische Si-
cherheit zu gewährleisten,  und das Recht,  zu diesem Zweck Verkehrs-
regelungen (wie Verkehrstrennungsgebiete  ) vorzuschreiben,  die be-
sondere Aufwendungen etwa für Betonnung,  Befeuerung usw.  verur-
sachen können. 
y.  Diskriminierungsregeln 
174.  Die "Konvention über das Küstenmeer" von 1958 sah im Zusam-
menhang mit dem Recht der friedlichen Durchfahrt ein ausdrückliches 
Verbot der Diskriminierung fremder Schiffe vor.  Dabei ist festgelegt, 
daß sich eine zeitweilige Aufhebung dieses Rechts (für bestimmte Tei-
le der Küstengewässer) nicht gegen einzelne fremde Staaten bzw.  ihre 
Schiffe richten darf [UN,  a,  Art.  16 Abs.  3].  Außerdem wird es aus-
drücklich als nicht zulässig erklärt,  solche Schiffe im Zusammenhang 
mit der Erhebung von Abgaben bei der Durchfahrt unterschiedlich zu 
behandeln [ibid.,  Art.  18 Abs.  2J. 
1 75.  Die neue Konvention enthält - ihrem weiter gespannten Rahmen 
entsprechend - hinsichtlich der Verkehrsrechte der Schiffe dritter 105 
Länder an verschiedenen Stellen Nichtdiskriminierungsbestimmungen. 
Sie stehen jeweils im Zusammenhang mit der Regelung der einzelnen 
Passagerechte.  Danach soll es den Küstenstaaten auch künftig nicht 
gestattet sein,  Schiffe verschiedener fremder Staaten bei der Ausübung 
der Passagerechte in Küstenmeeren,  Meerengen und  Archipelen un-
terschiedlich zu behandeln.  Im einzelnen wird dazu bestimmt: 
- Das Recht der friedlichen Durchfahrt: Verbot der Diskriminierung 
bei der Durchfahrt,  bei zeitweiliger Suspendierung der Passagerech-
te und  bei  der Erhebung  von Abgaben  als  Entgelt  für  bestimmte 
Dienstleistungen an das Schiff.  Diese Regelung entspricht derjeni-
gen, die 1958 für die friedliche Durchfahrt durch das Küstenmeer 
festgelegt wurde,  doch wurde 11 discriminationl  I ausdrücklich durch 
Ilin form or factneq~~änzt rUN,  e,  Art.  24 Abs.  1(b)]. 
- Das Recht der Transitpassage (Meerengen-Regelung): Verbot der 
Diskriminierung Ilin form or factll  bei der Navigation durch eine 
Meerenge und Anwendung der Bestimmungen über die  friedliche 
Durchfahrt einschließlich der Diskriminierungsverbote,  wo die Tran-
sitpassagen-Regelung in Meerengen nicht gilt [ibid. ,  Art. 42 Abs. 2]. 
- Das Recht der Seewegpassage (Archipel-Regelung): Verbot der Dis-
kriminierung Ilin form or factll  bei zeitweiliger Suspendierung der 
Regelung für die friedliche Durchfahrt außerhalb der Archipel-See-
wege sowie Anwendung der Vorschriften über die  Pflichten der An-
liegerstaaten in Meerengen einschließlich der darin enthaltenen Dis-
kriminierungsverbote [ibid.,  Art.  52 Abs.  2]. 
Für die  Verkehrsrechte  in der Ausschließlichen  Wirtschaftszone 
kommt ein Diskriminierungsverbot nicht in Betracht,  da in dieser Zo-
ne für die Seeschiffahrt die Hohe-See-Regelung gilt. 
O.  Regelungen für Spezialschiffe 
176.  Während früherer Stadien der Seerechtskonferenz waren schwer-
wiegende Bedenken geäußert worden,  daß Eingriffsrechte der Küsten-
staaten begründet werden könnten,  die insbesondere den Verkehr von 
Spezialschiffen mit gefährlichen Ladungen oder Antriebsanlagen (Nu-
klearantrieb) betreffen.  Es wurde namentlich· eine Behinderung sol-
cher Schiffe  - die für die Handelsflotten vor allem der industrialisier-
ten Länder,  darunter auch der Bundesrepublik,  zunehmende Bedeu-
tung haben - bei der Durchfahrt durch Meerengen befürchtet.  In der 106 
Konvention sind Spezialschiffe bei der Aufzählung solcher Tatbestän-
de,  die eine Passage "unfriedlich" machen,  nicht  erwähnt.  Diese 
Schiffstypen sind Gegenstand besonderer Bestimmungen nur im Zu-
sammenhang mit der Regelung der friedlichen Durcry.fahrt,  nach der 
sie einerseits sich an vorbezeichnete besondere Seewege zu halten 
haben,  andererseits einschlägige Dokumente mitführen und die beson-
deren Vorsichtsmaßnahmen beachten müssen,  die für solche Schiffe 
in internationalen Vereinbarungen festgelegt  sind  [UN,  e,  Art.  22 
Abs.  2,  Art.  23].  Es sind zwar Befürchtungen aufgekommen,  daß ein 
Küstenstaat etwa solche Schiffe als Gefahr für seine 11 good orderll  an-
sehen könnte (das heißt sie als nicht Ilfriedlichll  erklären könnte,  wäh-
rend-Voraussetzung für die Anwendufl:g von Art.  22  und 23 gerade der 
friedliche Charakter - Art.  19 Abs.  1  - ist);  doch dürfte ein gewis-
ser Schutz darin liegen,  daß generell fremde Schiffe nicht Regelun-
gen unterworfen werden dürfen,  die Ilhave the practical effect of deny-
ing or impairing the right of innocent passageIl  [ibid.,  Art.  24 Abs. 
1 (a)].  Bei 'der Transitpassage und der Archipel-Seewegpassage dürf-
ten Eingriffe durch die dafür allgemein geltenden Bestimmungen aus-
geschlossen sein,  zumal auch Pflichten für solche Schiffe  (wie in Art. 
22 und 23) dort nicht genannt sind. 
e.  Umwelt$chutzvorschriften  und  Seeschiffahrt 
177.  Die in der Seerechtskonvention enthaltenen Vorschriften über den 
Schutz der marinen Umwelt - neben einer allgemeinen Behandlung in 
Art.  21 Abs.  1,  2  ist dies  Teil XII  des  Textes  [UN,  e]  - stellen den 
zweiten Schwerpunkt positiver Regelungen dar,  die sich auf die See-
schiffahrt auswirken.  Sie knüpfen daran an,  daß die Beschaffenheit 
der durch den Schiffsverkehr an sich nicht verbrauchbaren Ressource 
IISeewasserl1 durch Verschmutzung verändert werden kann,  so daß 
ökonomische Lasten für unbeteiligte Dritte entstehen können.  In Art. 
194 Abs.  3 wird die Verschmutzung durch Schiffe als einer der Sach-
verhalte aufgeführt,  auf die sich umweltschützende Maßnahmen der 
Staaten beziehen sollen.  Der  Konventionstext enthält  insofern  eine 
Neuerung, als allgemeine Verpflichtungen zur Bekämpfung der Umwelt-
schädigung und daran anknüpfende Kompetenzen für die Staaten als 
Teil der Bestimmungen über die Meeresnutzung im weitesten Sinn fest-
gelegt werden;  bislang gab es nur die besonderen Vereinbarungen über 
Schiffs sicherheit und Bekämpfung der Ölverschmutzung. 
178.  Ein wesentliches Element der Umweltschutzbestimmungen des 
Konventionstextes sind die Rechte,  die den Küstenstaaten eingeräumt 107 
werden,  um Vorschriften gegenüber der Schiffahrt durchsetzen zu 
können.  Sie stehen künftig neben den bisher weit überwiegenden Rech-
ten der Flaggenstaaten.  Bedenklich wäre es,  wenn künftig viele na-
tionalstaatlich bestimmte,  unterschiedliche Rechtsvorschriften für 
die Seeschiffahrt nebeneinander gelten würden.  Ein solcher Zustand 
könnte die Verkehrsfreiheit wesentlich beeinträchtigen. 
1 79.  Die wirtschaftlichen Auswirkungen,  die voraussichtlich von den 
vorgesehenen Umweltschutzbestimmungen auf die Seeschiffahrt aus-
gehen werden,  hängen vor allem davon ab, 
- welche Rechtsetzungsbefugnisse festgelegt sind und wem sie zuste-
hen, 
- wie die Durchsetzung von Rechtsvorschriften geregelt ist und 
- welche Sicherungen gegen den Mißbrauch solcher Vorschriften (un-
ter anderem die diskriminierende Anwendung auf Schiffe  einze~ner 
Flaggen) vorgesehen sind. 
Traditionell haben die Flaggenstaaten die alleinige Jurisdiktion über 
die unter ihrer Flagge verkehrend~n Schiffe;  sie sind in der Festle-
gung von Rechtsnormen,  die die Grundlage für die Flaggenführung bil-
den.  nicht eingeschränkt.  Soweit sie Vertragspartei internationaler 
Übereinkommen sind, müssen sie sich aber mindestens an die darin 
kodifizierten Bestimmungen halten. Im vorliegenden Zusammenhang 
sind jene Rechte von Bedeutung, die nach dem Konventionstext anderen 
Staaten als den Flaggenstaaten zugeordnet werden.  Die Konvention 
unterscheidet Haf~nstaaten und Küstenstaaten;  den letzteren kommt 
das Hauptgewicht zu.  Die Bestimmungen über den Umweltschutz sind 
in drei Abschnitte aufgegliedert,  die den genannten Schwerpunkten ent-
sprechen. 
a.  Rechtsetzungsbefugnisse 
180.  Alle Staaten werden aufgefordert~  zur Bekämpfung der Umwelt-
verschmutzung durch Schiffe alle notwendigen Schritte zu unterneh-
men,  die mit der Konvention vereinbar sind und dazu dienen sollen, 
Seeunfälle zu verhindern und bei eingetretenen Notfällen einzugreifen, 
die Sicherheit des Schiffsverkehrs zu gewährleisten,  die Überbord-
gabe von Abfällen aus dem Schiffsbetrieb zu vermeiden und den Ent-
wurf,  den Bau,  die Ausrüstung,  den Betrieb und die Bemannung von 
Schiffen zu regulieren rUN,  e,  Art.  194 Abs.  3].  Zu diesem Zweck 108 
sollen alle Staaten gemäß Art.  211 Abs.  1  [UN,  e]  des Entwurfs in-
ternationale Regeln und Standards festlegen,  die der Verhütung,  Ver-
ringerung und Kontrolle der Verschrnutzung der marinen Umwelt durch 
Schiffe dienen,  und - wo immer angemessen - Verkehrswege (routing 
systems) vorschreiben.  Dies soll durch die zuständige internationale 
Organisation (die IMO) oder eine diplomatische ad-hoc-Konferenz ge-
schehen. 
181.  Die Flaggenstaaten sollen demgemäß für diejenigen Schiffe,  die 
ihre Flagge führen oder zu führen beabsichtigen,  Umweltschutzvor-
schriften einführen.  Diese Vorschriften sollen mindestens den durch 
die IMO bzw.  eine ad-hoc-Konferenz festgelegten,  allgemein akzep-
tierten internationalen Regeln und Standards entsprechen. 
182.  Die Küstenstaaten können nach den Vorschriften der Konvention 
hinsichtlich des Umweltschutzes Recht setzen,  indem sie 
- in ihren Küstenmeeren eigene (nationale) Gesetze und Bestimmun-
gen erlassen,  deren Zweck es ist,  die Verschrnutzung durch Schiffe 
zu verhindern,  zu verringern und zu kontrollieren [ibid.,  Art.  211 
Abs.  4].  Solche nationalen Vorschriften gelten auch für Schiffe,  die 
sich auf einer friedlichen Durchfahrt durch das Küstenmeer befin-
den.  Die friedliche Durchfahrt darf nicht behindert werden;  ferner 
dürfen gemäß Art.  21 insbesondere Entwurf,  Bau,  Ausrüstung und 
Bemannung der Schiffe nicht nationalen Soriderregeln unterworfen 
werden; 
- in ihren Wirtschafts zonen Gesetze und Bestimmungen erlassen,  die 
mit den allgemein akzeptierten,  international vereinbarten Regeln 
und Standards übereinstimmen; 
- für besonders umweltgefährdete Teile ihrer Wirtschaftszonen Vor-
schriften erlassen,  die über die allgemein vereinbarten Regeln und 
Standards hinausgehen,  wenn dies erforderlich ist;  dabei sind sie 
jedoch stets an die Zustimmung der IMO (nach Grund und Art der 
Sicherung) gebunden [UN,  e,  Art.  211 Abs.  6]. 
Die Befugnisse der Küstenstaaten in den nationalisierten Gewässern 
außerhalb des Küstenmeeres sind somit durch ein Bindungsgebot ge-
kennzeichnet,  das der Rechtseinheitlichkeit dienen soll. 109 
ß.  Durc};lsetzung der Vorschriften 
183.  Die Flaggenstaaten werden nach der Konvention allgemein an die 
international vereinbarten Umweltschutzbeschlüsse gebunden [UN, e, 
Art. 211]. Ihnen werden verschärfte Kontrollpflichten auferlegt, die da-
zu dienen sollen, solche Beschlüsse wirksamer als bisher durchzuset-
zen.  Von einer Beeinträchtigung der Seeschiffahrt eines Flaggenstaa-
tes kann dabei insoweit nicht gesprochen werden,  als die Flaggenfüh-
rung eines Schiffes entweder nur für die Staatsangehörigen des glei-
chen Staates oder für Ausländer gilt,  die freiwillig die Flaggenführung 
beantragen,  so daß eine Diskriminierung oder sonst beschränkende 
Handlung nicht in Betracht kommt (wenngleich nationale Bestimmun-
gen,  die über allgemein gültige Standards hinausgehen,  die Wettbe-
werbsfähigkeit der Schiffe eines solchen Landes beeinträchtigen kön-
nen).  Um die Umweltschutzbestimmungen wirkungsvoller durchzuset-
zen,  werden die Rechte der Hafen- und Küstenstaaten in der Konven-
tion wesentlich erweitert: 
(a) Dem Hafenstaat wird das Recht eingeräumt,  an einem freiwillig 
in einem seiner Häfen oder an einem seiner Offshore-Terminals be-
findlichen Schiff Untersuchungen vorzunehmen und rechtliche Maßnah-
men einzuleiten (institute proceedings).  wenn dieses Schiff außerhalb 
der Eigengewässer,  des Küstenmeeres oder der Wirtschaftszone die-
ses Staates etwas über Bord gegeben hat und dies gegen anwendbare 
internationale Regeln und Standards verstößt [ibid.,  Art.  218].  Ein 
Hafenstaat hat somit das Recht,  selbständig oder auf Verlangen an-
derer Staaten (einschließlich des Flaggenstaates,  zu dem das Schiff 
gehört) bei Verstößen tätig zu werden,  die auf Hoher See,  unter be-
stimmten Voraussetzungen auch in den Gewässern unter nationaler 
Jurisdiktion anderer Staaten - also außerhalb seiner eigenen Hoheits-
gewässer - begangen wurden.  Der handelnde Hafenstaat wird hierbei 
als Organ tätig,  das bestehende internationale Vereinbarungen aus-
führt.  Solche Möglichkeiten sind erst 1969 mit dem Brüsseler Ölver-
schmutzungsabkommen geschaffen worden;  die Vorschriften des Ab-
kommens waren jedoch inhaltlich enger gefaßt1 . 
(b) Die Eingriffs- und Kontrollrechte der Küstenstaaten gegenüber 
Schiffen unter fremden Flaggen beziehen sich jeweils auf die Meeres-
zone,  in der sich eine Umweltverschmutzung ereignete,  und auf den 
1  Vgl.  die deutsche Fassung dieses "Internationalen Übereinkommens vom 
29.  November  1969  über  Maßnahmen auf Roher  See  bei Ölverschmut-
zungs -Unfällen  11  [BGBL  1975 II,  S.  137],  auch als  11 Interventionsabkom-
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Aufenthaltsort des Schiffes,  dem sie zur Last gelegt wird rUN, e, Art. 
220]: 
(i) Befindet sich ein Schiff freiwillig in einem Hafen oder an einem 
Offshore-Terminal des  Küstenstaates,  so  kann dieser  rechtliche 
Schritte einleiten,  wenn die nationalen Gesetze und Vorschriften,  die 
in Übereinstimmung mit der Seerechtskonvention oder gemäß anwend-
barer internationaler Regeln und Standards erlassen wurden,  von dem 
Schiff in irgendeiner Weise im Küstenmeer oder der Wirtschaftszone 
verletzt wurden [ibid.,  Abs.  1]. 
(ii) Befindet sich ein Schiff auf der Reise durch das Küstenmeer,  so 
kann der Küstenstaat das Schiff inspizier~n (physical inspection) und 
rechtliche Schritte einschließlich des Festhaltens (detention) einlei-
ten,  wenn es "klare Gründe" für die Annahme gibt,  daß das Schiff wäh-
rend seiner Passage durch diese Gewässer die nationalen Gesetze und 
Vorschriften verletzt hat [ibid.,  Abs.  2]. 
(iii) Befindet sich ein Schiff auf der Reise durch das Küstenmeer oder 
die Wirtschaftszone,  so kann der Küstenstaat verschiedene Schritte 
unternehmen,  wenn Umweltschutzvorschriften innerhalb der Wirt-
schafts  zone  verletzt  wurden.  In  diesem Fall kann der Küstenstaat 
[ibid.,  Abs.  3,  5,  6] 
- Auskünfte vom Schiff verlangen,  wenn es klare Gründe für die An-
nahme gibt,  daß eine Verletzung vorliegt; 
- bei Verweigerung von Auskünften oder bei Erteilung solcher Aus-
künfte, 'die in offensichtlichem Widerspruch zu den Tatsachen ste-
hen,  das Schiff inspizieren,  wenn es klare Gründe für die Annahme 
einer substantiellen,  umweltgefährdenden Einleitung (discharge ) 
gibt; 
rechtliche Schritte einschließlich des Festhaltens des Schiffes ein-
leiten,  wenn es einen klaren objektiven Beweis (clear objective evi-
dence) für einen Verstoß gibt und eine Verschmutzung stattfand,  die 
dem  Küstenstaat einen größeren Schaden  zufügte oder  zuzufügen 
droht. 
y.  Einschränkungen der küstenstaatlichen Rechte 
184.  Um zu verhindern,  daß die Schiffahrt durch Mißbrauch der den 
Küsten- bzw.  Hafenstaaten zugestandenen Eingriffsrechte beeinträch-
tigt oder diskriminiert wird,  sind verschiedene rechtliche Sicherun-111 
gen vorgesehen.  Sie sind teilweise aus den Rechten abgeleitet,  die 
fremde Schiffe im Zusammenhang mit der friedlichen Durchfahrt ha-
ben,  teilweise als spezielle Ergänzungen zu den Umweltschutzrechten 
in einem besonderen Abschnitt der Konvention enthalten.  Diese Ein-
schränkungen sehen im einzelnen vor: 
(a) Der Handlungsspielraum der Küstenstaaten beim Erlaß nationaler 
Umweltschutzvorschriften wird generell dadurch begrenzt,  daß außer-
halb des Küstenmeeres stets nur solche Vorschriften erlassen wer-
den dürfen,  die den anwendbaren internationalen Regeln und Standards 
entsprechen. 
(b) Im Küstenmeer angewendete nationale Umweltschutzvorschriften 
müssen mindestens in Übereinstimmung mit der Konvention stehen. 
Insbesondere  hat  der Küstenstaat die  Rechte von  Schiffen fremder 
Flaggen aus der Friedliche-Durchfahrt-Regelung zu beachten.  Danach 
dürfen zum Beispiel seine Kontrollmaßnahmen die Durchfahrt nicht 
verzögern oder verhindern.  Der Küstenstaat haftet für Schäden,  die 
dem Schiff sonst entstehen könnten.  Die nationalen Umweltschutzvor-
schriften dürfen sich gemäß Art.21 Abs. 2  [UN,  e] nicht auf Entwurf, 
Bau, Ausrüstung oder Bemannung der Schiffe beziehen,  also keine na-
tionalen Sondervorschriften für Schiffe fremder Flaggen schaffen. Ein 
Schiff verliert aber seinerseits das Recht auf friedliche Durchfahrt, 
wenn eine Verschrnutzung der Umwelt absichtlich herbeigeführt oder 
schwerer Schaden angerichtet wirdl • 
(c) Die besonderen Vorschriften der "Section 7,  Safeguards" der Kon-
vention bestimmen [ibid.,  Art.  226],  daß 
(i) Schiffe durch Kontrollen nicht länger als erforderlich aufgehalten 
werden dürfen; 
(ii) sich Untersuchungen (physical inspection) nur auf solche Zertifi-
kate,  Berichte (records ) oder Dokumente beziehen dürfen,  die  das 
Schiff aufgrund internationaler Regeln und Standards mit sich führen 
muß,  ferner möglicherweise auf ähnliche an Bord befindliche Doku-
mente; 
(iii) nach einer solchen Prüfung der Dokumente das Schiff selbst nur 
dann untersucht werden darf,  wenn klare Gründe für die Annahme vor-
liegen,  daß der Zustand von Schiff oder Ausrüstung wesentlich von 
1  UN  [e,  Art.  19  Abs.  2(h)]: "any act of wilful and serious pollution,  con-
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dem in den Zertif:j.katen bescheinigten abweicht,  oder wenn der Inhalt 
der Dokumente zur Aufklärung der vermuteten Verletzung nicht  aus-
reicht oder das Schiff keine gültigen Dokumente hat; 
(iv) das Schiff bei Feststellung einer Verletzung anwendbarer inter-
nationaler Vorschriften über den marinen Umweltschutz unverzüglich 
freizugeben ist,  sobald finanzielle Sicherheit gestellt worden ist; 
(v) die Freigabe dann (unbeschadet etwaiger internationaler Seefähig-
keitsregeln und -standards) verweigert oder auf die Reise zur nächst-
gelegenen Reparaturwerft beschränkt werden kann,  wenn das Schiff 
eine unverhältnismäßige Gefahr für die Umwelt darstellt,  wobei aber 
der Flaggenstaat unverzüglich zu benachrichtigen ist; 
(vi) die Staaten zusammenarbeiten sollen,  um unnötige Inspektionen 
von Schiffen auf See zu vermeiden. 
(d) Art.  227 [UN,  e] enthält das Verbot,  fremde Schiffe durch Umwelt-
schutzmaßnahmen "in fact or in form"  zu diskriminieren;  dies  ent-
spricht den Regelungen für die Verkehrsrechte in Hoheitsgewässern. 
Wenngleich die Rechte der Hafen- oder Küstenstaaten in Bezug auf 
den Umweltschutz sachlich und vor allem geographisch ausgeweitet 
werden,  dürften Mißbräuche durch diese Einschränkungen verhindert 
werden.  Im Streitfall bietet di.e internationale Seegerichtsbarkeit,  die 
in der neuen Konvention erstmals vorgesehen ist,  eine weitere Siche-
rung. 
f.  Zum  S t r e i t wer t:  K 0 n V e nt ion  ver s u s  "ko n V e n t ion s -
loserlt Zustand 
185.  Die Grundlinien der neuen Regelungen der Transportschiffahrt 
nach dem Konventionstext lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
(a) Die neue Seerechtskonvention sanktioniert und verallgemeinert die 
Änderungen des traditionellen Seerechts,  die durch die Staatenpraxis 
in Gang gesetzt wurden. Sie sichert andererseits auch Rechtseinheit-
lichkeit und das Fortbestehen wichtiger Verkehrsrechte und anderer 
Elemente einer liberalen Ordnung. 
(b) Der Aufenthalt eines Schiffes in Gebieten,  in denen fremden Staa-
ten Rechte eingeräumt werden,  verlängert sich infolge der Auswei-
tung der nationalen Einflußzonen auf Kosten der Hohen See gegenüber 8fbUothek deI Instftull 
far Weltwirtschaft KleI 
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dem früheren Zustand.  Auf zahlreichen Verkehrsrouten legt ein Schiff 
einen erheblich größeren Teil seiner gesamten Reisedistanz oder -zeit 
in Gewässern unter nationaler Jurisdiktion zurück. 
(c) Dieser Folge der allgemeinen Anerkennung ausgeweiteter Küsten-
meere und der neuen Meereszonen mit küstenstaatlichen Kompeten-
zen stehen eine Reihe rechtlicher Sicherungen gegenüber,  die im gro-
ßen und ganzen die möglichen restriktiven Wirkungen vergrößerter 
küstenstaatlicher Rechte abfangen und für die Seeschiffahrt den gegen-
wärtigen de facto noch immer liberalen Zustand aufrechterhalten. 
(d) Die -Grundsätze der Verkehrs  freiheit der Hohen See (freedom of 
navigation) werden auch künftig bestehen.  Bei der Passage von Meer-
engen oder Archipelgewässern sind Befahrungs- und Durchfahrtsver-
bote oder sonstige Behinderungen nicht zulässig.  Die Wassersäule 
über dem Kontinentalschelf hat Hohe-See-Status.  Auch für die Wirt·· 
schafts  zonen wird ausdrücklich die Verkehrsfreiheit der Hohen See 
beibehalten,  wenngleich sie durch einzelne Rechte der Küstenstaaten 
eingeschränkt wird.  Im Küstenmeer gilt im Prinzip die gleiche Rege-
lung - das Recht auf friedliche Durchfahrt - wie bisher,  jedoch in ei-
ner rechtlich präziseren Form.  Nicht von der Konvention berührt wird 
der Status der Seehäfen.  Für sie gilt ein uneingeschränktes  Gestal-
tungsrecht des Küstenstaates,  da es sich um Eigengewässer handelt. 
Es bleibt abzuwarten,  ob die bisher durchweg bestehende Freiheit des 
Anlaufens künftig häufiger durchbrochen wird;  dagegen könnte spre-
chen,  daß ein Küstenstaat sich durch die Sperrung von Häfen vielfach 
selbst schädigen dürfte. 
(e) Die Rechtsetzungs - und Kontrollkompetenzen,  die sich aus Um-
weltschutzerfordernissen für die Küstenstaaten ergeben,  werden eben-
falls durch die Konvention selbst begrenzt.  Insbesondere werden na-
tionale Vorschriften an internationale Vereinbarungen gebunden.  Auch 
die küstenstaatliche >Gestaltungsfreiheit innerhalb des Küstenmeeres 
wird insoweit beschränkt,  als die friedliche Durchfahrt nicht behin-
dert werden darf und nationale Vorschriften sich nicht auf Entwurf, 
Bau,  Ausrüstung und Bemann-qng der Schiffe beziehen dürfen.  Die Zer-
splitterung des bislang relativ einheitlichen Seerechts in eine Vielzahl 
nationaler Vorschriften,  denen ein Seeschiff schon auf einer einzigen 
Reise ausgesetzt sein könnte,  dürfte damit verhindert werden.  Son-
stige Vorschriften bedürfen stets des Einvernehmens mit einer kom-
petenten internationalen Organisation wie z. B.  der IMO.  Das Prinzip 
der Kontrolle durch Hafen- bzw.  Küstenstaaten wird zwar wesentlich 
bedeutsamer,  doch scheinen die vorgesehenen prozeduralen Vorschrif-· ..  '.  ~  ~ 
: .....  :: 
.~  .. 
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ten (u. a.  die Schadenersatzpflicht) ausreichende Sicherungen gegen 
mißbräuchliche Einschränkungen derVerkehrsfreiheit zu enthalten. 
(f) Für die Durchfahrt durch Gewässer,  die nationaler Hoheit unter-
stellt sind,  dürfen auch künftig Abgaben nicht erhoben werden.  Wie 
bislang sind Abgaben nur dann zulässig,  wenn ein Küstenstaat einem 
seine Gewässer passierenden Schiff besondere Leistungen erbringt. 
(g) Die Freiheit von Diskriminierungen wird für die Seeschiffe einzel-
ner Staaten durch Diskriminierungsverbote gesichert,  die im Prinzip 
der Regelung der friedlichen Durchfahrt im bestehenden Recht glei-
chen.- Diese Verbote beziehen sich auf de iure und de facto mögliche 
Maßnahmen. 
Der neuen  Seerechtskonvention kann  somit  eine  Sicherungsfunktion 
zugeschrieben  werden,  indem die  Verkehrsrechte  der  Schiffe frem-
der  Flaggen in Küstenmeeren,  Wirtschafts  zonen,  Meerengen  und 
Archipelen gewährleistet und Behinderungen abgewehrt werden,  die 
sich aus den Vorschriften über den Umweltschutz und aus der Rege-
lung anderer Bereiche der Meeresnutzung für die Schiffahrt ergeben 
könnten.  Diese Sicherungsfunktion wird dadurch gestärkt,  daß zusätz-
lich zu den in der Konvention für Schiffahrt und Küstenstaaten nieder-
gelegten Rechten und Pflichten ein besonderes Streitregelungsverfah-
ren vorgesehen ist;  strittige Fälle sollen durch den geplanten Seege-
richtshof entschieden werden. 
186.  Gleichwohl verbleiben eine Reihe von Schwachstellen.  So bleiben 
die Konventionsbestimmungen im Wortlaut vielfach mehr als unum-
gänglich notwendig auslegungsbedürftig,  aber auch auslegungsfähig. 
In den Fällen,  in denen die bisher geltenden Regeln grundsätzlich über-
nommen werden,  die Formulierungen aber vom Wortlaut der früheren 
Konventionen abweichen,  scheint sich nicht selten eine Lockerung zu-
gunsten der Küstenstaaten ergeben zu haben;  dagegen sind die For-
mulierungen,  die sich auf die Rechte der passierenden Schiffe bezie-
hen,  eher enger gefaßt.  Der Begriff "friedliche Durchfahrt" ist zwar 
dadurch genauer als 1958 definiert,  daß erstmals schädliche Sachver-
halte  enumeriert  sind;  die  generalklauselartige  Bestimmung,  daß 
auch "any other activity not having a  direct bearing on passage" den 
friedlichen Charakter einer Passage aufhebt,  beläßt aber weiterhin 
einen Ermessensspielraum [UN,  e,  Art.  19 Abs.  2 (1)] 1.  Insbesondere 
1  Die Berufung der Küstenstaaten auf diese Bestimmung unterliegt aber 
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scheint trotz der verschiedenen Schutzvorschriften ungewiß,  ob  Spe-
zialschiffe (Öltanker,  Gas- und Chemikalientanker sowie andere Schif-
fe,  die gefährliche oder schädliche Ladung befördern,  ferner nuklear-
getriebene Schiffe oder solche mit nuklearer Ladung) von Eingriffen 
der Küstenstaaten frei bleiben oder ob sie zum Beispiel unter Sicher-
heitsgesichtspunkten Sonderregelungen unterworfen werden könnenl . 
Etwaige Eingriffe könnten Flotten mit einem hohen Anteil von Spezial-
schiffen besonders stark betreffen.  So wurde darauf hingewiesen,  daß 
nahezu jedes Linienschiff im Ausfuhrverkehr der Bundesrepublik ge-
fährliche Ladungen in kleineren Mengen befördere,  und eine Beschrän-
kung restriktiver Rechte auf Schiffe mit gefährlicher Ladung "in bulk" 
befürwortet.  Schließlich ist fraglich,  ob die Verkehrssicherheit der 
Hohen See in der Wirtschaftszone dauerhaft gesichert ist oder ob die 
Wirtschafts zone auch hinsichtlich der Benutzung ihrer Gewässer durch 
Seeschiffe den Rechtsstatus einer 11 Zone sui generis" bekommt.  In 
letzterem Fall könnten sich durch SChleichende Jurisdiktionsauswei-
tung neue völkergewohnheitsrechtliche Normen bilden,  die in die Ver-
kehrsfreiheit eingreifen.  Einer solchen Entwicklung könnte die Kon-
vention im Vergleich zu einern konventionslosen Zustand sogar Vor-
schub leisten.  Wenn die gegenwärtigen nationalen Ansprüche auf das 
Meer in der Konvention vereinheitlicht und sanktioniert werden,  könn-
ten einzelne·  Staaten schon bald zu Eingriffen in die Verkehrsfreiheit 
ermutigt werden,  die sie bei dem derzeitigen Rechtszustand möglicher-
weise nicht wagen würden. 
187.  Halten sich die Küstenstaaten strikt-an Geist und Buchstaben der 
Konvention,  so stellt sie im Falle der Transportschiffahrt per Saldo 
einen Schritt in die richtige Richtung dar.  Der wirtschaftliche Wert 
der Sicherungsfunktion,  die von der Konvention erfüllt würde,  läßt 
sich quantifizieren,  indem die Konvention einem potentiellen Zustand 
ohne neue Konvention gegenübergestellt wird.  Wie sich die Staaten-
praxis in einern solchen Fall entwickeln würde,  läßt sich kaum ab-
schätzen.  Doch kann ein hypothetischer maximaler Nutzwert der Kon-
vention ermittelt werden,  indem der Konventionsfall  mit dem  "un_ 
günstigsten" Alternativfall verglichen wird.  Für diesen Fall wird im 
folgenden unterstellt,  daß die Küstenstaaten unilateral Souveränitäts-
rechte über Meeresteile beanspruchen und dabei die bisher gültigen 
1  Würden solche  Regel~ngen getroffen,  so müßten sie über die in der Kon-
vention (Art.  22) vorgesehene Beschränkung der friedlichen Durchfahrt 
auf vom Küstenstaat bestimmte Verkehrswege hinausgehen.  Weitergehen-
de Rechte waren - unter anderem hinsichtlich der Meerengenpassage -
in frühen Stadien der Konferenz von verschiedenen Staaten gefordert wor-
den. 116 
rechtlichen Sicherungen für die Freiheit des Seeverkehrs nicht (mehr) 
beachten.  Unter dieser Voraussetzung entstehen wirtschaftliche Be-
lastungen,  die durch die Konvention verhindert würden.  Die Vermei-
dung solcher Lasten kann als Nutzen der Konvention interpretiert wer-
den.  Andererseits bezeichnen diese Lasten auch das Ausmaß der Ri-
siken,  die sich daraus ergeben könnten,  daß die Konvention - im Ge-
gensatz zur Intention und zu den Erwartungen,  die vielfach an sie ge-
knüpft werden - dem Expansionsdrang einzelner Küstenstaaten Auf-
trieb gibt (Ziffer 186). 
188.  Belastungen von Schiffahrt und Außenhandel können sich daraus 
ergeben,  daß eine Passage bzw.  ein Gewässer ganz oder für bestimm-
te Schiffe gesperrt wird (oder auch für Schiffe,  die nach bestimmten 
Ländern fahren bzw.  von dort kommen) oder daß für die Durchfahrt 
Abgaben erhoben werden,  die nicht ein Entgelt für bestimmte Leistun-
gen des Küstenstaates sind,  sondern fiskalischen Charakter haben. 
Dabei hat eine solche Abgabe für die Passage ihre größtmögliche Hö-
he,  wenn sie prohibitiv wirkt,  also einem Durchfahrtsverbot gleich-
kommt.  Als maximale Belastung können deshalb die Kosten angesehen 
werden,  die entstehen,  wenn ein Schiff die Gewässer eines solchen 
Staates umfahren muß bzw.  sie umfährt,  um den Eingriffen zu entge-
heni.  Will der Küstenstaat den Schiffsverkehr nicht vollständig sper-
ren,  sondern lediglich Einnahmen erzielen,  so muß der Durchfahrt-
zoll allerdings unter dieser Höhe bleiben.  Die höchstmögliche Bela-
stung durch Sperre oder Abgaben kann mit Hilfe des Verkehrswertes 
ermittelt werden,  wie er ähnlich bei der Festsetzung von Benutzungs-
gebühren in Seekanälen berücksichtigt wird. 
189.  Umfangreiche Berechnungen zu möglichen Belastungen des deut-
schen Seeverkehrs,  die im Anhang D ausgeführt sind,  lassen folgende 
Schlüsse zu: 
(a) Der Wert der Verkehrsrechte in den Küstenmeeren oder in den 
Wirtschafts zonen ist im allgemeinen als geringfügig anzusehen.  Die 
Umwegkosten sind nur in einzelnen Fällen von nennenswerter Be.deu-
tung,  etwa wenn die Gewässer der Kanarischen Inseln,  der Azoren 
oder der Kapverdischen Inseln,  das Kap  der  Guten  Hoffnung,  Kap 
Hoorn oder die Straße von Mo~ambique umfahren werden müssen. 
I  Im folgenden wird von dem durchaus möglichen Fall" abgesehen,  daß Schif- "-
fe,  die sich schon innerhalb fremder Gewässer befinden,  dort festgehal-
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(b) Belastungen,  die im Zusammenhang mit Meerengen oder Archi-
pelen stehen,  könnten sich erheblich stärker auswirken.  Dies gilt ins-
besondere bei der Fahrt von und nach Häfen an der Westküste Nord-, 
Zentral- und Südamerikas (karibische Passagen).  Der Wert von Durch-
fahrtsrechten durch das Mittelmeer und/ oder das Rote Meer ist im 
Verkehr mit Häfen im Mittleren Osten erheblich,  verringert sich aber 
mit zunehmender Entfernung der Abgangs - oder Zielhäfen in der öst-
lichen Hemisphäre vom Ausgang des Roten Meeres und ist in der Au-
stralfahrt am geringsten. 
(c) Der gemeinsame Verkehrswert mehrerer Meerengen,  die auf ei-
ner Reise nacheinander durchfahren werden,  wird in einigen Fällen 
dadurch begrenzt,  daß mehrere Engen zugleich umfahren werden kön-
nen (z. B.  Südafrika statt Gibraltar,  Malta,  Suez-Kanal,  Rotes Meer). 
Im Verkehr zwischen Europa und Ländern am Indischen Ozean bzw. 
in SÜdost-/Ostasien und Australien ist außerdem zu berücksichtigen, 
daß  die  Suez-Kanal-Gebühren bei der  Fahrt um das Kap der Guten 
Hoffnung entfallen. 
(d) Die Verkehrswerte sind jeweils von der Schiffsgröße und den son-
stigen Parametern des Schiffes abhängig,  dabei aber in je einer be-
stimmten Gruppe den Mehrentfernungenproportional.  Sie fallen - be-
zogen auf die Tragfähigkeit - im allgemeinen für einen bestimmten 
Typ mit steigender Schiffsgröße,  steigen aber mit steigender Schiffs-
geschwindigkeit oder mit zunehmendem Spezialisierungsgrad (siehe 
C9ntainerschiffe).  Der Brennstoffverbrauch bzw.  die Brennstoffko-
ste!ll haben einen erheblichen und tendenziell zunehmenden Einfluß. 
Die absolute Höhe der Verkehrswerte wird namentlich bei Großschif-
fen oder anderen kapitalintensiven Schiffstypen (Gastanker usw. ) in 
starkem Maße auch von Anschaffungskosten,  Lebensdauer und Zins-
sätzen bestimmt,  die in die Kapita~ostenrechnung eingehen.  Die im 
Anhang D  ermittelten Werte enthalten Annahmen hierüber,  die den 
gegenwärtig herrschenden Bedingungen recht nahe kommen dürften. 
(e) Eine direkte Beziehung zwischen dem schiffsbezogenen Wert von 
Durchfahrtsrechten und einem auf die Einheit der Ladungsmenge be-
zogenen Wert läßt sich nur dann herstellen,  wenn es sich um homo-
gene,  ganze Schiffsladurigen handelt.  Insbesondere in der Linienfahrt 
mit ihrer Ladungsvielfalt und differenzierten Tarifstruktur ist dies 
kaum der Fall.  Bei der Ermittlung der relativen Verkehrswerte für 
verschiedene Ladungen ist außerdem der meistens hohe Staukoeffizient 
von Stückgut zu berücksiChtigen,  der einen Vergleich auf Basis der 
Gewichtstonnen verfäls·cht.  Andererseits ist der Ladungswert hier 118 
meistens bedeutend höher als in der Massengutfahrt,  so daß absolut 
höhere Verkehrswerte erheblich geringer erscheinen können,  wenn 
sie an dem Wert der Ladung gemessen werden. 
(f) Jene Meerengen,  in denen bei. Sperrungen oder prohibitiven Abga-
ben besonders lange Umwege und hohe Mehrkosten entstehen würden, 
sind im Falle der Bundesrepublik gemessen an den möglicherweise 
betroffenen Ladungsmengen von relativ geringer Bedeutung.  Die größ-
te Bedeutung haben - abgesehen von dem Spezialfall der Straße von 
Dover, die als EG-Gewässer vermutlich im Hinblick auf mögliche Ver-
kehrsbehinderungen außer acht bleiben kann - der Seeweg vom Persi-
schen· Golf (via Mittelmeer  ) nach Westeuropa sowie der Seeweg nach 
dem  Fernen Osten  (ebenfalls  durch das  Mittelmeer  und  das  Rote 
Meer), der vorwiegend von Linienschiffen befahren wird, die meistens 
Industriegüter befördern. Die Straße von Malakka wird von etwa einem 
Fünftel des wertmäßigen  Außenhandels der Bundesrepublik mit Über-
see passiert,  die· Zugänge zum Mittelmeer und Roten Meer von ver-
mutlich etwa einem Viertel bis zu einem Drittel des Industriegüter-
handels sowie einem nicht näher feststellbaren,  jedoch eher geringen 
Teil des Rohstoffverkehrs. 
(g) Die mengenmäßig sehr umfangreichen "trockenen" Rohstoffeinfuh-
ren der Bundesrepublik aus überseeischen Ländern - 1979 mit insge-
samt etwa 72  Mill.  t  rund zwei Fünftel aller Einfuhren aus Übersee -
würden von Sperrungen in Meerengen nur relativ wenig betroffen,  da 
sie derzeit zum weitaus größten Teil solche Engen nicht passieren 
müssen.  Dies gilt u. a.  für Eisenerz,  Kohle,  Düngemittelrohstoffe, 
NE-Metallerze.  Dagegen könnten solche Sperrungen für einen Teil. 
der Öleinfuhren aus Übersee (1979:  insgesamt ca.  92  Mill.  t) zu grö-
ßeren Umwegen und Belastungen führen. 
190.  Die Frage,  welche tatsächliche Bedeutung die Konstellationen 
haben werden,  die in dieser Studie als Ausgangspunkt der Verkehrs-
wertberechnungen gewählt wurden,  läßt sich allerdings nicht zuver-
lässig beantworten.  Sie beruhen jeweils auf hypothetischen Beschrän-
kungen der Verkehrsfreiheit in einem angenommenen konventionslo-
sen  Zustand,  für  deren  Eintritt es nach der bisherigen Seerechts-
praxis noch keine Anhaltspunkte gibt.  Die Berechnungen der Verkehrs-
werte lassen aber den Schluß zu,  daß die zusätzlichen Belastungen 
des Seeverkehrs (oder des Außenhandels) der Bundesrepublik begrenzt 
blieben,  wenn in einem konventionslosen Zustand die Durchfahrtsrech-
te durch die Küstenmeere von 12 sm Breite suspendiert würden;  im 
Verkehr durch einzelne Meerengen könnte~ dann zwar beträchtliche 119 
Belastungen entstehen.  Doch würde davon vorwiegend der Transport 
von  Ipdustriegütern  betroffen,  die  einen  hohen  Durchschnittswert 
(DMft) haben, so daß Transportkosten vergleichsweise wenig ins Ge-
wicht fallen.  Mit nennenswerten Belastungen wäre allerdings zu rech-
nen, wenn in allen Ausschließlichen Wirtschafts  zonen Durchfahrtszölle 
erhoben würden.  Diese Ergebnisse gelten mutatis mutandis auch für 
den Fall,  daß immanente Risiken der Konvention nach ihrem Inkraft-
treten tatsächlich spürbar werden sollten,  weil es zu extensiver Aus-
legung der Konvention oder zu einer erneuten schleichenden Jurisdik-
tionsausweiiung zu Lasten der Verkehrsfreiheit kommt. 
3.  Seerechtskonvention und Versorgungsschiffahrt 
191.  Unter Versorgungsschiffahrt werden hier jene Schiffahrtsaktivi-
täten verstanden,  die als Hilfeleistung für Unternehmen angesehen 
werden können,  die sich mit der Ausbeutung mineralischer Meeres-
ressourcen beschäftigen.  Vorerst beschränkt sich diese Assistenz 
im wesentlichen auf die Zufuhr von Materialien und ähnlichem zu den 
Bohrstellen oder Förderinstallationen auf See.  Künftig kann auch die 
Entsorgung solcher Einrichtungen (namentlich im Meeresbergbau), 
das heißt der Abtransport der gewonnenen Rohstoffe und  - soweit not-
wendig - der AbnÜle der Fördertätigkeit zum Festland,  als Zweig der 
Offshore-Schiffahrt an Bedeutung gewinnen.  Dieser Zweig beschränkt 
sich gegenwärtig im wesentlichen noch auf den Transport von Rohöl, 
das mit speziell für die Ladungsübernahme auf See ausgerüsteten Tan-
kern abgefahren wird.  Charakteristikum der Versorgungsschiffahrt 
ist also ihre enge Verbindung zu der Offshore -Industrie,  die den Ab-
satzmarkt der von ihr angebotenen Dienstleistungen darstellt.  Die 
Versorgungsschiffahrt kann in einem besonderen Maß mitbetroffen 
sein,  wenn diese Offshore-Industrie einer staatlichen Regulierung un-
terworfen wird. 
192.  Ausmaß und Bedeutung der Offs  ho re -Tätigkeit der deutschen Ree-
dereien werden durch Angaben über die Größe der verwendeten Schif-
fe und über die Gesamtflotte - gemessen in BRT oder t  dw - unzurei-
chend gekennzeichnet.  Solche Daten sind nur beschränkt aussagefähig, 
weil es sich bei Versorgern um relativ kleine Fahrzeuge etwa bis zu 
mittlerer Küstenschiffsgröße (etwa 1  600 BRT) handelt.  Die Kapital-
kosten solcher Schiffe sind jedoch im Vergleich zu gleich großen rei-
nen Frachtschiffen außerordentlich hoch,  da die hochspezialisierten 120 
Versorger über  besondere  Einrichtungen  (beispielsweise für  den 
'Transport von Schwerspat,  Zement oder Röhren) verfügen,  besonde-
re  Hebevorrichtungen  oder  starke  Maschinenanlagen  mit  hoher 
Schleppkraft besitzen oder auch als Basis für Taucher mit Tiefsee-
taucheinrichtungen dienen,  Die Anforderungen an die Qualität der Be-
satzungen sind ebenfalls überdurchschnittlich hoch.  Die deutschen 
Reedereien,  die einschlägige Aktivitäten ausführen,  verfügen über 
Schiffe fast sämtlicher im Offshore-Geschäft verwendeten Arten';  sie 
besitzen jedoch keine Bohrinseln,  -schiffe oder ähnliche Anlagen (die 
unmittelbar der Ausbeutung von Bodenschätzen dienen) und sind vor-
erst auch nicht an der Entsorgung beteiligt. 
Wichtige Einsatzgebiete der deutschen Versorgungsschiffahrt1  waren 
in den vergangenen Jahren die Nordsee,  das Mittelmeer  ,  das Rote 
Meer und der Arabische Golf,  die Gewässer Südostasiens und des Fer-
nen Ostens,  der Golf von Guinea (Nigeria,  Kamerun,  Gabun),  die bra-
silianischen Küstengewässer,  in begrenztem Umfang die Atlantikküste 
Nordamerikas  .  Die meisten Schiffe dürften dabei in der Nordsee und 
in Westafrika eingesetzt worden sein  ..  Eine größere Zahl von Ver~or­
gern wurde speziell für den Einsatz in der Nordsee,  insbesondere im 
Hinblick auf die dort herrschenden Schwerwetterbedingungen,  gebaut. 
Die Ei,nsatzgebiete liegen weitgehend in fremden Seegebieten (ein-
schließlich des Festlandsockels);  teilweise gehören sie zur  Hohen 
See.  Deutsche 'Re~dereien,  die Versorgungsschiffe betreiben,  sind 
schon wegen der geringen deutschen Meeresgewässer überwiegend 
auf den Export ihrer Dienstleistungen angewiesen. 
a.  Re fe re nz s ehe m a 
193.  Das ökonomische Referenzsystem,  an dem der Konventionstext 
im Hinblick auf die Versorgungsschiffahrt gemessen werden muß,  ent-
spricht grundsätzlich dem für die Transportschiffahrt erläuterten Sy-
stem,  geht aber zum Teil darüber hinaus.  Die Versorgungsschiffahrt 
macht vom Meer keinen anderen Gebrauch als die  Transportschiff-
fahrt.  Auch  sie  wird  daher  unter  ökonomischen Aspekten  optimal 
1  Der im Versorgungsgeschäft erzielte Gesamtumsatz deutscher Reeder 
läßt sich auf etwa 400 bis 500  Mill.  DM schätzen.  Allein die Versorger-
flotte  der VTG  Vereinigte  Tanklager- und  Transportmittel-GmbH er-
brachte 1980 einen Umsatz von etwa 200  Mill DM [Weser-Kurier, 1981] . 121 
durch einen freien und kostenlosen  Zugang geregelt,  der  lediglich 
durch Bestimmungen zur Verkehrssicherheit und zum Umweltschutz 
ergänzt werden muß.  Da die Offshore-Industrie den Absatzmarkt für 
die Dienstleistungen der Versorgungsschiffahrt darstellt,  kann diese 
von Regulierungen des Offshore-Bereichs in einem besonderen Maß 
mitbetroffen sein.  Neben die auch für die Transportschiffahrt rele-
vanten Kriterien "Verkehrsfreiheit" und "Umweltschutz"  tritt daher 
im Falle der Versorgungsschiffahrt das Kriterium "offene Märkte": 
Eine Seerechtskonvention,  die diesem Referenzsystem gerecht wird, 
muß, Schutzbestimmungen enthalten,  die Beschränkungen des Zugangs 
zu den Märkten der Versorgungsschiffahrt ähnlich abwehren,  wie die 
Passagerechte es hinsichtlich derjenigen Gewässer tun,  in denen kü-
stenstaatliche Kompetenzen bestehen. 
b.  Die  gegenwärtige  Praxis 
194.  Völkerrechtliche Basis meeresbergbaulicher Kompetenzen,  die 
von Küstenstaaten wahrgenommen werden,  sind gegenwärtig die Fest-
landsockelkonvention (Schelfkonvention) sowie' die Konvention über die 
Küstenmeere von 1958 [UN,  c,  a].  Diese decken die Seegebiete bis 
zur (uneinheitlichen) Drei- bzw.  Zwölf-Meilen-Grenze und den Fest-
landsockel (Kontinentalschelf) abI.  Während der Küstenstaat in sei-
nem Küstenmeer uneingeschränkte Souveränität auch im Hinblick auf 
die Ausbeutung von Bodenschätzen besitzt,  hat er nach der Schelfkon-
vention auf und unter dem Meeresboden des Festlandsockels eine funk-
tionale Souveränität,  die auf die Erforschung und Ausbeutung der na-
türlichen Ressourcen begrenzt ist.  Wird der Küstenstaat nicht selber 
aktiv,  so bedarf jede Tätigkeit auf dem Festlandsockel und jeder An-
spruch darauf seiner Zustimmung2 •  Diese Rechtslage hat sich auch 
durch die jüngere Staatenpraxis, einseitig Ausschließliche Wirtschafts-
zonen zu deklarieren,  nicht verändert,  soweit Offshore-A~divitäten 
als Grundlage der Versorgungsschiffahrt in Betracht kommen.  Denn 
1  Der Kontinentalschelf wird nach der Festlandsockelkonvention [UN,  c, 
Art.  1]  grundsätzlich durch die 200-m-Tiefenlinie begrenzt.  Er kann 
aber auch darüber hinausreichen,  wenn die Bodenschätze technisch zu-
gänglich sind.  Die geographischen Schelfgrenzen sind daher nicht eindeu-
tig,  sondern von den technischen Möglichkeiten der AUSbeutung abhängig. 
Somit unterliegt die nationale Zuständigkeit gegenwärtig einer tenden-
ziellen räumlichen Ausweitung. 
2  Fremde Staaten haben allerdings das Recht,  dort Pipelines und Seekabel 
zu verlegen, an deren Bau Versorgungs  schiffe beteiligt sein können. 122 
soweit der Meeresboden einer Wirtschaftszone technisch erschließ-
bar ist,  kann der Küstenstaat auch bisher schon auf Basis der Fest-
landsockelkonvention von 1958 tätig werden.  Vorschriften,  die sich 
auf die Versorgungsschiffahrt beziehen,  enthält diese Konvention nicht, 
wohl aber ein Verbot,  die Verkehrsfreiheit der Schiffahrt zu behin-
dern.  Bestimmungen über eine Nichtdiskriminierung der Angehörigen 
fremder Staaten sind ebenfalls nicht vorgesehen.  Auch das Verfah-
ren,  nach dem Unternehmen zur Tätigkeit auf dem Festlandsockel zu-
gelassen werden sollen,  ist nicht näher geregelt;  de facto werden an 
die entsprechenden Unternehmen Lizenzen vergeben.  Der Küstenstaat 
hat die alleinige Jurisdiktion über alle Installationen,  die auf seinem 
Festlandsockel errichtet werden. 
195.  Es ist dem Küstenstaat gegenwärtig nicht verboten,  allerdings 
auch nicht ausdrücklich gestattet,  Versorgungs  schiffen fremder Staa-
ten den Zugang zu den Märkten für Transporte von bzw.  nach Offshore-
Installationen in den ihrer Souveränität unterstehenden bzw.  von ihnen 
beanspruchten Gewässern zu versagen.  Tatsächlich hat es bisher be-
reits Flaggenvorbehalte und ähnliche protektionistische Maßnahmen 
(vorwiegend auf de -facto -Basis) gegeben.  Insofern weicht hier - an-
ders als bei der Regelung der Transportschiffahrt bzw.  generell der 
Verkehrs  rechte" - die Staatenpraxis bereits heute von der ökonomisch 
wünschenswerten Lösung ab. 
196.  Die Ausbeutung von Ressourcen außerhalb der Küstenmeere und 
des Festlandsockels,  das heißt im Gebiet der Hohen See,  ist im ge-
genwärtigen Seerecht nicht durch internationale Vereinbarungen ge-
regelt.  Sie ist daher jedermann gestattet.  Eine Beschränkung des Zu-
gangs zu den Meeresbodenschätzen besteht allerdings aufgrund natio-
naler Tiefseebergbaugesetze für die Angehörigen einzelner Staaten 
wie der Bundesrepublik Deutschland oder der Vereinigten Staaten,  die 
Exploration und Bergbau von einer Erlaubnis abhängig gemacht haben. 
Die Tätigkeit der Versorgungsschiffahrt ist somit auf der Hohen See, 
abgesehen von allgemeinen Umweltschutzbestimmungen,  weder hin-
sichtlich der Verkehrsrechte noch hinsichtlich des Marktzugangs be-
einträchtigt oder beschränkt.  Das Tiefseebergbaugesetz der Vereinig-
ten Staaten enthält freilich die Vorschrift,  daß alle Förder- und Ver-
arbeitungsschiffe sowie mindestens ein Transportschiff je Förderun-
ternehmen und Abbaustätte die Flagge der Vereinigten Staaten führen 
(und daher auch in den Vereinigten Staaten erbaut sein) müssen
l
•  Fak-
tisch ist die Freiheit des Marktzugangs für die Versorgungsschiffahrt 
1  Vgl.  Deep Seabed Hard Mineral Resources Act,  Section 102,  c,  2  und 3 
in [PL 96-283] . 123 
aber bisher noch wenig von Belang,  weil die technischen Möglichkei-
ten für einen Tiefseebergbau noch begrenzt sind. 
c. Die  neuen  Regelungen 
197.  Für die Versorgungsschiffahrt sieht die neue Konvention in den 
einzelnen Meereszonen die gleichen Verkehrsrechte vor wie für die 
Transportschiffahrt;  sie soll auch den gleichen Umweltschutzbestim-
mungen und damit verbundenen küstenstaatlichen Kompetenzen unter-
liegen wie die übrigen Zweige der Seeschiffahrt.  Insoweit besteht im 
Hinblick auf das Verhältnis von Seerechtskonvention und Versorgungs-
schiffahrt kein Unterschied zu den Ergebnissen,  die im vorangegan-
genen Abschnitt abgeleitet wurden.  Es bleibt jedoch zu prüfen,  ob die 
Seerechtskonvention Bestimmungen für die Versorgungsschiffahrt ent-
hält,  die über die Verkehrs rechte und  den Umweltschutz hinausgrei-
fen.  Ausgangspunkt für eine solche Prüfung ist der erwähnte enge Zu-
sammenhang zwischen Versorgungsschiffahrt und Offshore-Industrie; 
diese Industrie ist in einem weitaus stärkeren Maß durch die Konven-
tion reguliert als die Schiffahrt.  Es stellt sich daher die Frage,  ob 
beziehungsweise inwieweit die Vorschriften über die Ausbeutung von 
Meeresbodenschätzen zugleich die Tätigkeit der Versorgungsschiff-
fahrt berühren,  insbesondere den Zugang zu den Märkten,  auf denen 
sie ihre Leistungen anbietet und absetzt.  Dabei könnten sowohl die 
Größe dieser Märkte,  also der Umfang der Nachfrage nach Leistun-
gen der Versorgungsschiffahrt überhaupt,  als auch das Wettbewerbs-
verhältnis zwischen verschiedenen Anbietern solcher Leistungen,  also 
beispielsweise zwischen in- und ausländischen Reedereien,  durch see-
rechtliche Vorschriften beeinflußt werden. 
Die Regelung der Ausbeutung mariner Ressourcen 
198.  Grundlage der Vorschriften,  die sich mit der Ausbeutung der 
Meeresbodenschätze befassen,  ist die Schaffung einer umfassenden 
Rechtsordnung für den gesamten Meeresboden.  Während für die See-
schiffahrt die Hohe See auch künftig ein von Souveränitätsansprüchen 
freier Raum bleibt,  wird der Meeresboden unterhalb der Hohen See 
rechtlich erfaßt. 
199.  Die Analyse der Bestimmungen,  die in der Seerechtskonvention 
in bezug auf die Ausbeutung  mariner  Ressourcen  vorgesehen sind, 
knüpft zweckmäßig an die Verteilung von Kompetenzen an.  Diese un-124 
terscheidet sich wiederum nach den verschiedenen Meereszonen: 
- In den Küstenmeeren und Wirtschaftszonen sowie auf dem Kontinen-
talschelf bestehen Souveränitätsrechte der Küstenstaaten. 
- Auf und unter dem Meeresboden jenseits der Grenzen nationaler Zu-
ständigkeit,  in der sogenannten 11 area  ",  ist die internationale Mee-
resbodenbehörde zuständig,  die jede Art von Ausbeutung der Boden-
schätze zu lizenzieren hat.  Diese Behörde verfügt mit dem Enter-
prise über ein eigenes Tiefseeberg1:;>auunternehmen. 
Der lVleeresbergbau ist somit durch ein System ausschließlicher Kom-
petenzen geregelt,  das ähnliche Freiräume wie die Verkehrsfreiheit 
der Hohen See nicht kennt.  Der Konventionstext enthält ausführliche 
Bestimmungen darüber,  wie die Küstenstaaten und die Meeresboden-
behörde ihre Kompetenzen wahrnehmen sollen.  Dabei gibt es nur we-
nige für die Versorgungsschiffahrt unmittelbar relevante Vorschrif-
ten;  es muß jedoch auch geprüft werden,  inwieweit sie indirekt von 
Bestimmungen für den Meeresbergbau betroffen wird. 
200.  Die Regelungen der Konvention,  die den Küstenstaaten im erwei-
terten Küstenmeer,  der Wirtschafts zone und auf dem Festlandsockel 
Rechte zuweisen,  enthalten keine Vorschriften,  die sich unmittelbar 
auf die Versorgungsschiffahrt beziehen.  Die Küstenstaaten genießen 
vollkommene Souveränität über diese Gebiete,  soweit es sich um die 
Erforschung und Gewinnung der Bodenschätze handelt.  Andere Staa-
ten sind davon auch dann ausgeschlossen,  wenn der Küstenstaat seine 
Rechte nicht wahrnimmt.  Der Küstenstaat hat auch das alleinige Recht, 
den Bau,  Betrieb und Gebrauch künstlicher Inseln und aller anderen 
Installationen und Bauwerke,  die in seinen Gewässern für ,die Erfor-
schung und Gewinnung von Bodenschätzen errichtet wurden,  zu auto-
risieren und zu regeln.  Nähere Verfahrensvorschriften darüber,  wie 
der Staat die Ausbeutung rechtlich regeln soll,  enthält der Konven-
tionstext nicht.  Dies ist jeweils nationalen Gesetzen vorbehalten.  Ein-
zelne Staaten könnten ihre Rechte deshalb dahingehend auslegen,  daß 
auch die Ver- und Entsorgungsschiffahrt nach und von künstlichen In-
seln,  Installationen und Bauwerken in ihre Regelungskompetenz fälltl. 
Die Versorgungsschiffahrt anderer Länder würde dann zwar nicht not-
wendig vom Markt ausgeschlossen wie beim Kabotage -Vorbehalt, doch 
könnten bestimmte Bedingungen vorgeschrieben werden,  die den Wett-
bewerb behindern. 
1  Vgl.  die Regelung im US-amerikanischen Tiefseebergbau-Gesetz von 
1980 [PL 96-283] . 125 
201.  Die Meeresbodenbehörde hat das Recht,  einerseits Lizenzen an 
einzelne Staaten oder Bergbauunternehmen zu erteilen,  andererseits 
das Enterprise unmittelbar tätig werden zu lassen (Parallelsystem) 
[UN,  e,  Art.  153].  Somit könnten sich auch hier direkte wie mittel-
bare Auswirkungen auf die Versorgungsschiffahrt ergeben. 
(a) Lizenzierungsverfahren: Regelungen,  die unmittelbar den Markt-
zugang oder andere Aspekte der Versorgungsschiffahrt betreffen,  sind 
nicht vorgesehen.  Die Meeresbodenbehörde soll Verträge mit den zu 
lizenzierenden Bergbauunternehmen nach einem detailliert vorge-
schrie~enen Verfahren abschließen;  den Unternehmen sind auf der 
Grundlage eines Arbeitsplanes exklusive Rechte für den Abbau jeweils 
spezifizierter Bodenschätze zu geben [ibid.,  Annex III Art.  4].  Inwie-
weit sich daraus indirekte Effekte auf die Tätigkeit der Versorgungs-
schiffahrt ergeben können,  läßt sich ebenfalls nicht absehen. 
(b) Enterprise: Die ausführlichen Bestimmungen über Aufbau und Tä-
tigkeit des behördeneigenen Bergbauunternehmens sehen vor,  daß die-
ses grundsätzlich sämtliche mit dem Tiefseebergbau verbundenen Auf-
gaben selbst wahrnehmen soll [ibid., Annex IV Art.  1].  Als Teil die-
ses Aufgabengebietes wird unter anderem der Transport der in der 
"area" gewonnenen Bodenschätze genannt (die Entsorgungsschiffahrt). 
Unmittelbare Hinweise auf die Versorgungsschiffahrt sind nicht vor-
handen;  sie mu0 aber ebenso als Teil der Bergbauaktivität angesehen 
werden wie im Fall der Lizenzvergabe.  Die Auswirkungen der Kon-
vention auf die Tätigkeit der Versorger hängen von der Geschäftspo-
litik des Enterprise ab;  da dessen Organe (Governing Board und· der 
ihm verantwortliche Director-General) von der  Versammlung der 
Meeresbodenbehörde gewählt werden,  dürfte die Behörde größeren 
Einfluß auf das Enterprise haben als auf die Lizenznehmer. 
(c) Diskriminierungsprobleme  : Für die möglichen Auswirkungen der-
jenigen Vorschriften der Konvention,  die sich unmittelbar nur auf den 
Bergbau  selbst beziehen und  dabei  die  Versorgungs - oder  Entsor-
gungsschiffahrt  . zwar implizit einschließen (als Teil beispielsweise 
der lizenzierten Tätigkeit oder der Tätigkeit des Enterprise),  aber 
nicht ausdrücklich nennen,  ist die künftige Politik der Lizenznehmer 
oder des Enterprise ausschlaggebend.  Hier kommt es wesentlich dar-
auf an,  ob der Marktzugang von Versorgungsreedereien dadurch in 
einer wettbewerbsverfälschenden Weise beeinflußt werden kann,  daß 
bestimmte Unternehmen oder Flaggen bevorzugt oder benachteiligt 
werden.  Die Seerechtskonvention enthält zahlreiche Bestimmungen, 
nach denen fremde Schiffe bei der Ausübung von Passagerechten nicht 126 
diskriminiert werden dürfen.  Solche Bestimmungen sind teilweise auch 
hinsichtlich der Ausbeutung von Ressourcen vorgesehen. 
Die Küstenstaaten unterliegen zwar keinen Beschränkungen ihrer Sou-
veränität durch die Seerechtskonvention,  die sich aus einem Verbot 
der Diskriminierung etwa von Lizenznehmern ergeben könnten.  Die 
Meeresbodenbehörde ist jedoch gehalten,  bei der Ausübung ihrer Funk-
tionen - das heißt der Lizenzvergabe - eine Diskriminierung der Li-
zenznehmer zu vermeiden [UN,  e,  Art.  1q2].  Dies schließt vermut-
lich die Auswahl von Zulieferunternehmen - also auch der Anbieter 
von Leistungen der Ver- oder Entsorgungsschiffahrt - ein,  so daß der-
artige Lizenzbewerber nicht indirekt etwa durch Auflagen oder Abga-
ben vom Marktzugang ausgeschlossen oder in ihrer Tätigkeit behin-
dert werden dürfen.  Die Behörde soll aber Entwicklungsländer beson-
ders berücksichtigen dürfen. 
Die Politik des Enterprise ist ausführlicher geregelt.  Unter anderem 
wird bestimmt,  daß 
- es die für seine Tätigkeit benötigten Güter und Leistungen nach Wett-
bewerbsgesichtspunkten von den Anbietern beziehen soll,  wobei nach 
einer Ausschreibung aufgrund der besten Kombination von Qualität, 
Preis und Lieferzeit zu entscheiden ist; 
- eine Diskriminierung aufgrund politischer oder anderer Erwägun-
gen;  die für eine sorgfältige und effiziente Ausführung der Tätigkei-
ten nicht relevant sind,  unterbleiben soll; 
- den Entwicklungsländern bei der Entscheidung über vorgelegte An-
gebote nach Maßgabe der vom Rat der Meeresbodenbehörde zu er-
lassenden besonderen Richtlinien Präferenzen gewährt werden sollen 
[UN,  e,  Annex IV Art.  12 Abs.  3a u.  3b]. 
Darüber hinaus kann der Governing Board Regeln beschließen,  nach 
denen unter bestimmten Voraussetzungen vom Gebot der Ausschrei-
bung für Beschaffungen im besten Interesse des Enterprise abgewichen 
werden kann [ibid.,  Abs.  3c]. 
d.  Be wer tun  g  'd e r  K on v e nt ion 
202.  Ein Vergleich der gegenwärtigen rechtlichen Grundlagen des Mee-
resbergbaus mit den Bestimmungen des Konventionstextes führt zu 
den folgenden Ergebnissen: 127 
- Die Bestimmungen der Seerechtskonventiön weichen inhaltlich (das 
heißt in bezug auf Art und Umfang der küstenstaatlichen Rechte) in-
nerhalb der Meeres~onen unter nationaler Jurisdiktion nicht oder 
nur unwesentlich vom gegenwärtigen Völkerrecht und der Staaten-
praxis ab.  Die Kompetenzen,  die sich aus den Vorschriften über die 
Wirtschaftszone für den Küstenstaat ergeben,  sind zwar umfangrei-
cher,  betreffen aber vorwiegend die Fischerei und sind daher im 
vorliegenden Zusammenhang nicht relevant. 
- Die geographischen Bereiche,  in denen die einzelnen Bestimmungen 
der Seerechtskonvention anzuwenden sind,  verändern sich allerdings. 
Maß~ebend dafür sind die Erweiterung der Küstenmeere.  die allge-
meine Einführung der Wirtschaftszone und die neue Aqgrenzung des 
Festlandsockels. 
- Eine gravierende Veränderung ergibt sich durch die neue Seerechts-
konvention im Bereich der Hohen See dadurch.  daß der bisher von 
Souveränitäts  - und Eigentumsrechten freie Meeresboden außerhalb 
der Grenzen nationaler Zuständigkeit als 11 areall unter die alleinige 
Rechtshoheit der Meeresbodenbehörde gestellt wird. 
203.  Für die Meereszonen unter nationaler Jurisdiktion ist eine we-
sentliche Änderung der derzeitigen Lage nicht zu erwarten.  Insbeson-
dere wird das rechtliche Verhältnis zwischen dem Festland eines Kü-
stenstaates und den Offshore-Einrichtungen in seinen Küstengewäs-
sern.  der Wirtschafts  zone oder dem Festlandsockel gegenüber der 
gegenwärtig maßgebenden Rechtslage nicht verändert.  Die neue Kon-
vention stellt unter anderem klar,  daß die Offshore-Installationen zwar 
der alleinigen Rechtshoheit des Küstenstaates unterworfen sind,  daß 
sie aber weiterhin nicht den Status von Inseln haben [UN,  e,  Art.  60 
Abs.  8 u.  Art.  121 Abs.  1]. 
Nicht ga,nz ausgeschlossen werden kann.  daß es als Folge der  See-
rechtskonvention zu Kabotage -Vorbehalten der Ktistenstaaten inner-
halb der ihrer nationalen Souveränität unterstellten Gewässer jeweils 
zugunsten der eigenen Flagge kommt.  Jedenfalls enthält die Konven-
tion keine Bestimmung,  die ein solches Vorgehen verbietet;  dagegen 
hebt sie ausdrücklich das Recht der Küstenstaaten hervor.  Betrieb 
und Gebrauch z. B.  künstlicher Inseln zu regeln.  Im Hinblick auf die 
erwähnte faktische und rechtliche Lage,  nach der solche Eingriffe auch 
bislang schon zu beobachten und nicht verboten waren,  bedeutet dies 
allerdings keine Verschlechterung,  freilich auch nicht die an sich wün-
schenswerte Annäherung an die ökonomisch beste Lösung.  die durch 
ein klares Verbot von Kabotage-Vorbehalten in bezug auf Versorgungs-
schiffe erzielt worden wäre. 128 
204.  Die der Meeresbodenbehörde zugewiesenen Rechte verändern die 
bisherige Rechtslage.  Sie eröffnen grundsätzlich Eingriffsmöglichkei...; 
ten und engen den Spielraum für eine Tätigkeit der Meeresbergbau-
unternehmen und der Versorgungsschiffahrt ein: 
- Die Größe des Marktes,  auf dem Leistungen der Versorgungsschiff-
fahrt angeboten werden können,  wird dadurch beschränkt werden, 
daß die Ressourcen in der 11 area" teilweise'  von dem Enterprise aus-
gebeutet werden sollen;  es soll grundsätzlich sämtliche dafür er-
forderlicheri Aktivitäten selbst ausführen.  Dies ist auf längere Sicht 
auch zu erwarten. 
- Die Konvention bestimmt nichts darüber,  wie die Versorgungsschiff-
fahrt bei der Erteilung von Lizenzen an Bewerber um Bergbaurechte 
in der Tiefsee zu behandeln ist.  Es wird von der Politik der Mee-
resbodenbehörde abhängen,  welche Größe der für solche Bewerber 
verbleibende Marktbereich haben wird.  Das Streben,  terrestrische 
Rohstoffproduzenten zu schützen,  kann zu -sehr restriktiven Lizenz-
bedingungen führen.  Dadurch würden auch die Chancen für einen Ein-
satz von Versorgungsschiffen weiter begrenzt werden. 
- Das behördeneigene Enterprise soll,  um etwa notwendige Güter oder 
Dienstleistungen zu beschaffen,  Auss~hreibungen veranstalten und 
den Zuschlag nach wirtschaftlichen Kriterien und ohne Diskriminie-
rung erteilen.  Dem steht jedoch die generelle Präferenz zugunsten 
von Angeboten aus Entwicklungsländern gegenüber,  die von der Mee-
resbodenbehörde bei ihrer Vergabepolitik zu beachten ist. Ein dis-
kriminierendes Verhalten ist auch deshalb mit der Konvention ver-
einbar - und muß erwartet werden -,  weil die vorgesehenen Aus-
schreibungsregeln von der Behörde selbst oder dem Enterprise un-
ter bestimmten Bedingungen außer Kraft gesetzt werden können. 
Auf längere Sicht ist damit zu rechnen,  daß die Meeresbodenbehörde 
die Möglichkeiten voll ausschöpfen wird,  die ihr durch die Konvention 
geboten sind.  Starke Bestrebungen dürften insbesondere dahin gehen, 
das Enterprise zu einem vollintegrierten Bergbau-,  Transport- und 
Vermarktungsunternehmen zu entwickeln (vorausgesetzt,  daß die Mee-
resbodenbehörde den Meeresbergbau überhaupt aufnehmen wird,  was 
umstritten ist).  Derartige Versuche,  durch die freie Anbieter von Lei-
stungen (auch der Versorgungsschiffahrt) verdrängt werden könnten, 
wo das Enterprise tätig wird,  werden allerdings zunächst auf Grenzen 
stoßen,  die durch Kapital-,  vor allem aber Technologiemangel gezo-
gen werden.  Es ist gegenwärtig nicht prognostizierbar  ,  in welchem 
Umfang und Tempo diese Lücke durch einen Technologietransfer von 
privaten Unternehmen an das Enterprise ausgefüllt werden könnte. 129 
205.  Die Möglichkeiten für einen Tiefseebergbau durch einzelne Staa-
ten oder private Unternehmen könnten langfristig durch die 1IReview 
Conference
1l  beschränkt werden.  die in Art.  155 der Konvention [UN. 
e]  vorgesehen istl .  Demnach könnte das Parallelsystem im Tiefsee-
bergbau nach 20 Jahren durch eine qualifizierte Mehrheit der Staaten 
abgeschafft und durch das ursprünglich bereits von zahlreichen Staa-
ten angestrebte Einheitssystem.  das nur dem Enterprise der Meeres-
bodenbehörde den Zugang zum Tiefseebergbau gestattet.  ersetzt wer-
den.  Es ist zwar nicht abzusehen.  ob es tatsächlich zu einer derarti-
gen Änderung der Konvention kommen wird und wie sich gegebenen-
falls eine alleinige Zuständigkeit des Enterprise auf die Marktchancen 
der Versorgungsschiffahrt der Bundesrepublik auswirken würde;  doch 
bringt schon die Möglichkeit einer Revision ein zusätzliches Unsicher-
heitsmoment für die private beziehungsweise einzelstaatliche Explora-
tions- und Bergbautätigkeit mit sich.  das den Umfang dieser Aktivi-
täten beeinträchtigen und in der Folge den Markt der Versorgungs-
schiffahrt beschränken dürfte. 
206.  Da die Seerechtskonvention die Bergbaurechte unterschiedlich 
regelt.  dürfte die geographische Auf  teilung des Meeresbodens in Be-
reiche nationaler und internationaler Jurisdiktion künftig für die Märk-
te der Versorgungsschiffahrt besonderes Gewicht erlangen.  In der 
11area1l  können zwar die detaillierten Bestimmungen der Seerechtskon-
vention den Marktzugang für Bergbauunternehmen erschweren;  es ist 
aber noch nicht absehbar.  wann ein Tiefseebergbau in nennenswertem 
Umfang aufgenommen und wann sich dementsprechend ein Markt für 
die Versorgungsschiffahrt ausbilden wird. 
Ausschlaggebend bleibt daher vorerst.  wie die Küstenstaaten die Kom-
petenzen nutzen werden.  die ihnen in den technisch leichter zugäng-
lichen Gebieten der Wirtschaftszonen und des darüber hinausgehenden 
Festlandsockels zufallen.  Da es sich um eine große Zahl solcher Staa-
ten mit unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Zielen handelt.  wurde 
verschiedentlich die Hoffnung geäußert.  daß der Marktzugang in bila-
1  Die Review Conference soll 15  Jahre nach Beginn des kommerziellen Tief-
seebergbaus zusammentreten und die Erfahrungen mit dem in der Kon-
vention vorgesehenen System unter anderem daraufhin prüfen,  ob die Er-
forschung und  Ausbeutung der "area"  der gesamten Menschheit genützt 
hat.  Wird innerhalb von fünf Jahren kein Übereinkommen erzielt,  so kann 
diese Konferenz mit einer Zweidrittelmehrheit Änderungen des Systems 
beschließen,  die nach Ratifizierung,  Beitritt oder Annahme durch eine 
Zweidrittelmehrheit für alle Vertragsstaaten in Kraft treten. 130 
teralen Verhandlungen mit Küstenstaaten möglicherweise freier ge-
staltet werden könnte als der Zugang zur Ilareal!.  Nach den bisheri-
gen Erfahrungen muß aber damit gerechnet werden,  daß auch der Zu-
gang zu Meereszonen unter nationaler Jurisdiktion für fremde Versor-
ger  je  nach  Interessenlage  der  Küstenstaaten  behindert  oder be-
schränkt werden wird,  ohne daß dies eine Folge der Seerechtskonven-
tion beziehungsweise eine entscheidende Veränderung gegenüber der 
bisherigen Praxis wäre.  . 
207.  Insgesamt gesehen ergibt die Analyse des Konventionstextes, daß 
im Bereich der Versorgungsschiffahrt die vorgesehenen Regelungen 
nicht ausreichen,  um eine ökonomisch befriedigende Lösung zu bie-
tenl .  Vor allem fehlt es an Schutzbestimmungen,  die ein Übergrei-
fen von Regelungen für die Offshore-Industrie auf die Versorgungs-
schiffahrt verhindern und auch in der I! areal! den offenen Marktzugang 
für Versorgungsschiffe sichern.  Im Hinblick auf die Verkehrs rechte 
und  den  Umweltschutz  besteht  kein  Unterschied zur  Regelung der 
Transportschiffahrt,  so daß für diesen Komplex die gleichen Ergeb-
nisse gelten,  die im vorangegangenen Abschnitt abgeleitet wurden. 
208.  Aufgrund des ·zu erwartenden Wachstums des Meeresbergbaus 
dürfte künftig die Nachfrage nach Ver- und  Entsorgungsleistungen 
kräftig expandieren.  Marktzugangsbeschränkungen können die Ver-
sorgungsschiffahrt der Bundesrepublik Deutschland,  die ihre Leistun-
gen überw,iegend auf internationalen Märkten anbietet,  besonders tref-
fen.  Eine Diskriminierung einzelner Staaten wie der Bundesrepublik 
durch die Meeresbodenbehörde ist zwar wenig wahrscheinlich;  sollte 
es etwa politisch motiviert zu Maßnahmen dieser Art kommen,  so 
würden sie.eindeutig gegen die Konvention verstoßen.  Doch schon eine 
generelle Behinderung der Versorgungsschiffahrt würde sich nachtei-
lig auswirken.  Entwicklungschancen für eine Branche werden beein-
trächtigt,  die angesichts ihrer Sachkapitalintensität und der Qualifika-
tionsanforderungen an die Beschäftigten unter den verschiedenen Zwei-
1  Es ist nicht möglich,  die nur schwer vorhersehbaren Auswirkungen der 
Seerechtskonvention auf die Versorgungsschiffahrt zu quantifizieren.  Die 
für die. Seeschiffahrt berechneten hypothetisch möglichen Belastungen 
beispielsweise bei der Passage durch bestimmte nationalisierte Meeres-
zonen (Anhang D) haben für die Versorgungsschiffahrt geringe Bedeutung, 
da diese nicht regelmäßig solche Gewässer (zum Beispiel Meerengen) 
durchfährt,  sondern sich vorwiegend in bestimmten Zonen wie etwa den 
Küstengewässern oder der Wirtschafts zone eines Staates aufhält,  wobei 
ihre Tätigkeit unmittelbar beeinflußt werden kann. 131 
gen  der  Schiffahrt  zu  jenen  zählt,  bei  denen  die  Bundesrepublik 
Deutschland am ehesten komparative Vorteile zu haben scheint. 
4.  Seerechtskonvention und Werftindustrie 
209.  Zur Seewirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ist auch die 
Werftindustrie zu rechnen.  Der Konventionstext enthält allerdings kei-
ne Regeln,  die sich unmittelbar mit den Werften beschäftigen.  Diese 
können somit nur indirekt dadurch betroffen werden,  daß die Wirt-
schafts  zweige,  die das Meer unmittelbar nutzen,  von der Konvention 
reguliert werden.  Neben den Bereichen der Seeschiffahrt,  die in die-
sem Kapitel eingehend analysiert wurden,  sind dies die Forschungs-
schiffahrt und die Seefischerei,  die ebenfalls zu den Auftraggebern 
der W,erftindustrie gehören.  Ferner werden Geräte für die Offshore -
Industrie wie Bohrinseln,  Plattformen für die Produktion von Rohstof-
fen wie Erdöl und Erdgas,  Plattformen für die Unterbringung von Be-
schäftigten und andere Erzeugnisse des Stahlwasserbaus hergestellt; 
die Werftindustrie ist also nicht mehr nur Schiffbauindustrie. 
210.  Mögliche Einflüsse,  die von der Seerechtskonvention mittelbar 
auf die Werftindustrie der Bundesrepublik ausgehen können,  werden 
in de,r folgenden Analyse dahingehend überprüft, 
- wie sie die Nachfrage nach Schiffen beziehungsweise anderen Werft-
produkten verändern und 
- wie s'ie sich auf die Marktposition der Werften der Bundesrepublik 
auswirken. 
Allerdings würde es den Rahmen dieser Studie sprengen zu analysie-
ren,  wie die Wettbewerbs  stellung der Werften der Bundesrepublik 
im Verhältnis zu ausländischen Schiffbaubetrieben ohne mögliche Ein-
wirkungen der S~erechtskonvention sein würde.  Bei der Analyse ist 
zu beachten,  ob die Auftraggeber der Werftindustrie,  die von der See-
rechtskonvention unmittelbar betroffen werden,  Reedereien der Bun-
desrepublik oder solche des Auslands sind.  Gewöhnlich bestehen näm-
lich zwischen Reedereien als Auftraggebern und Werften,  die beide 
im gleichen Land ansässig sind,  besonders enge Beziehungen (Füh-
lungsvorteile  ). 132 
a. Der  Einfluß  auf  die  Nachfrage  nach  Schiffsneubau-
ten 
211.  Unter dem Blickwinkel der Wirkungen der Seerechtskonvention 
ist es zweckmäßig,  zwischen der Nachfrage nach Schiffen und anderen 
Werftprodukten insgesamt sowie denjenigen Aufträgen zu unterschei-
den,  die der freien Akquisition zugänglich sind.  Für die Werften der 
Bundesrepublik kommt es im vorliegenden Zusammenhang auf dieje-
nigen Aufträge für Schiffe oder Stahlwasserbauten an,  bei deren Ver-
gabe an eine Werft nach wirtschaftlichen Kriterien - Preis,  Liefer-
termin,  Qualität der Bauausführung - und nicht nach politischen oder 
sonstigen BestimmungsgrÜllden entschieden wird. 
a..  Die Gesamtnachfrage 
212.' Die  Gesa~tnachfrage nach Schiffen wird sich den Ergebnissen 
der vorangegangenen Analysen für die Transport- und die Versor-
gungsschiffahrt zufolge zumindest auf kurze bis mittlere Sicht kaum 
wesentlich als Folge der Seerechtskonvention verändern.  Eine Zunah:-
me des Tonnagebedarfs und damit der Nachfrage nach Schiffsneubau-
ten ist nur denkbar,  wenn konventionswidrig einzelne Gewässer,  ins-
besondere Meerengen mit einem hohen Verkehrswert (Anhang D),  von 
den Anliegerstaaten gesperrt werden.  In einem solchen Fall wären 
für  den Transport einer bestimmten Ladungsmenge,  die bisher durch 
die gesperrten Gewässer befördert wurde,  künftig mehr Schiffe er-
forderlich,  weil diese e'ine längere (Umweg-) Route benutzen mi,ißten. 
Aus den Untersuchungsergebnissen geht aber hervor,  daß solche Wir-
kungen wenig wahrscheinlich sind.  Anliegerstaaten,  die Abgaben er-
heben,  werden damit vermutlich Einnahmen erzielen wollen.  Daher 
dürften solche Abgaben nicht prohibitiv sein,  sondern allenfalls einen 
Teil der Schiffe zum Umfahren der Meerenge veranlassen.  Da es sich 
dabei um diejenigen Schiffe handeln wird,  für die der Umweg relativ 
wenig ins Gewicht fällt,  ist ein erhöhter Tonnagebedarf,  der die Nach-
frage nach Schiffen bei den Werften steigern könnte,  auch für den Fall 
einer Konventionsverletzung kaum vorauszusehen. 
213.  Die Bestimmungen der Seerechtskonvention über den Umwelt-
schutz werden die Lage der Werftindustrie unmittelbar kaum berüh-
ren,  da für einen verstärkten Schutz vorwiegend  solche Auflagen ge-
macht werden müssen,  die die Konstruktion der Schiffe betreffen.  Wie 
bereits eingehend erläutert,  sind Auflagen und Vorschriften dieser 
Art jedoch Angelegenheit der IMO und in entsprechenden internationa-133 
len Abkommen festzulegen.  Indirekte Wirkungen könnten allerdings 
davon ausgehen,  daß die Kontrolle solcher Maßnahmen durch die Kon-
vention tendenziell verschärft werden wird;  dies könnte die Reeder 
zum Ersatz überalterter Schiffe veranlassen. 
214.  Zu einem Schrumpfen des im Weltseeverkehr benötigten Schiffs-
raums wird es voraussichtlich ebenfalls nicht kommen.  Das Ladungs-
volumen dürfte selbst dann kaum abnehmen,  wenn der  Seeverkehr 
durch Abgaben oder andere Eingriffe mit Kostencharakter behindert 
und belastet würde,  da die Elastizität der Nachfrage nach Seetrans-
portleistungen in bezug auf die Frachtraten durchweg gering ist. 
215.  Einschränkungen der  künftigen  Nachfrage nach  Schiffen  und 
Schiffsbauwerken müßten sich daraus ergeben,  daß der Meeresberg-
bau in Zukunft einer detaillierten Regulierung unterworfen wird.  Hier 
ist vor allem von Bedeutung,  daß nicht allein der räumliche Geltungs-
bereich der nationalen Kompetenzen der Küstenstaaten ausgedehnt 
wird,  sondern daß darüber hinaus der Tiefseeboden der Kompetenz 
der Meeresbodenbehörde unterstellt werden soll.  Die einzelnen Kü-
stenstaaten werden vermutlich an einer Exploration und Ausbeutung 
ihrer eigenen Gewäss,er beziehungsweise des Meeresbodens darunter 
mindesten~ in der gleichen Weise wie bisher interessiert sein.  Da-
gegen wird es weitgehend von den politischen Zielen der Meeresboden-
behörde abhängen,  ob die Ausbeutung mariner Ressourcen am Boden 
der Tiefsee behindert wird. 
Will die Behörde vorwiegend die terrestrischen Rohstoffproduzenten 
schützen,  so wird  si~ die Aufnahme des Meeresbergbaus möglichst 
verzögern und sein Expansionstempo verlangsamen.  Dadurch würde 
der Bedarf an Leistungen der Versorgungsschiffahrt - einschließlich 
der Bohr- und Bergbauschiffe und anderer Installationen - spürbar 
gegenüber dem Umfang gemindert,  der ohne solche Beschränkungen 
zu erwarten wäre.  In welchem Ausmaß die Regulierung des Meeres-
bergbaus auf die Weltschiffbauindustrie ausstrahlen könnte,  läßt sich 
jedoch nicht quantitativ abschätzenl . 
1  Mitte 1980 umfaßte die Welt-Versorgerflotte 1 438 Fahrzeuge mit 1, 127 
Mill.  BRT (Mitte 1979:  1  313 mit 1, 104 Mill.  BRT).  Ferner waren An-
fang 1981 etwa 480 Bohrinseln vorhanden;  der Auftragsbestand belief 
sich auf 180 (1. 1. 1980:  80) Einheiten.  Vgl.  Lloyd  I  s  Register of Shipping 
[c,  1979 u.  1980;  b]  und Institut für Seeverkehrswirtschaft [1981] . 134 
216.  Aus dem Konventionstext lassen sich keine Anhaltspunkte dafür 
ableiten,  daß deutsche oder von deutschen Reedereien betriebene See-
schiffe bevorzugt oder benachteiligt werden.  Insofern treffen die bis-
her gemachten Aussagen auch für die Nachfrage nach Schiffsneubauten 
zu,  die von den verschiedenen Betriebszweigen der Seeschiffahrt der 
Bundesrepublik ausgeht.  Denn die Seeschiffahrt der Bundesrepublik 
könnte nur bei einer besonderen Behandlung zusätzlichen Einflüssen 
der Konvention ausgesetzt sein,  die sich auch auf die Aufträge an deut-
sche (oder andere) Werften auswirken könnten.  Eine Diskriminierung 
ist zwar nicht ausgeschlossen,  aber kaum als neuer Effekt der Kon-
venti_on zu betrachten,  da sie auch bislang möglich ist und verschie-
dentlich  vorkommt,  ohne  dabei  auf die  deutsche  Seeschiffahrt be-
schränkt zu sein.  Deutlich restriktive Wirkungen wird die Seerechts-
konvention allerdings auf die deutsche Seefischerei haben,  da die ihr 
zugänglichen Seegebiete stark verkleinert werden (Kapitel II). 
ß.  Di~ frei akquirierbare Nachfrage 
217.  Derjenige Teil der Nachfrage nach Schiffen beziehungsweise an-
deren Erzeugnissen der Werften,  der sich bei der Vergabe von Auf-
trägen an ökonomischen Kriterien ausrichtet und nicht ganz oder teil-
weise von politischen Erwägungen bestimmt wird,  weist im wesent-
lichen die gleichen Entwicklungstendenzen auf wie die Gesamtnach-
frage.  Das Ausmaß,  in dem sich die Seerechtskonvention auswirken 
kann,  dürfte auch in diesem Bereich begrenzt bleiben. 
218.  Immerhin sind einige Vorbehalte notwendig:  selektive Eingriffe 
von Küstenstaaten,  durch die einzelne Länder diskriminiert werden, 
sind zwar wenig wahrscheinlich;  die neue Konvention sieht aber grund-
sätzlich eine allgemeine Präferenz zugunsten der Entwicklungsländer 
vor  allem hinsichtlich des  Meeresbergbaus  vor.  Diese  kann sich 
durchaus auf die Nachfrage nach Schiffen und insbesondere auf die 
Verteilung von Bauaufträgen an die Werften in den verschiedenen Län-
dern auswirken. 
So könnte beispielsweise das Enterprise,  das alle mit dem Meeres-
bergbau verbundenen·Aktivitäten - dazu gehört,  wie  erwähnt,  der 
Transport der gewonnenen Mineralien - in eigener Regie ausführen 
soll,  infolge dieser allgemeinen Präferenz Aufträge zum Bau von Ver-
sorgungsschiffen vorzugsweise an Werften in Entwicklungsländern ver-
geben,  soweit diese technisch zur Produktion in der Lage sind.  Wird 
nach politischen Gesichtspunkten entschieden,  so können entsprechend 135 
weniger  Aufträge im Wettbewerb von den  Werften frei akquiriert 
werden. 
Auch das  - hier nicht vorhersehbare - künftige Verhalten der Küsten-
staaten und der Meeresbodenbehörde kann sich tendenziell auf die Ver-
teilung der Schiffbauaufträge auf einzelne Länder auswirken.  Einzelne 
Küstenstaaten oder die Meeresbodenbehörde könnten den Unterneh-
men,  denen sie Lizenzen für den Meeresbergbau erteilen,  auferle-
gen,  in bestimmten Ländern gebaute Schiffe unter bestimmten Flag-
gen zu beschäftigen.  So wurden in den Vereinigten Staaten für  den 
Meeresbergbau Vorbehalte zugunsten .der nationalen Flagge sowie hei-
mischer Bauwerften eingeführtl ;  andererseits könnte die Meeresbo-
denbehörde in diesem Zusammenhang wiederum Flaggen und Werften 
aus Entwicklungsländern begünstigen.  Es ist kaum anzunehmen,  daß 
die Bundesrepublik zu den von Präferenzen profitierenden Ländern 
zählen wird;  vielmehr würden die deutschen Werften unter den er-
wähnten Umständen wohl stets benachteiligt  .. 
219.  Besondere Effekte können von der Seerechtskonvention in einem 
Bereich ausgehen,  der in der bisherigen Analyse nicht erfaßt wurde, 
da er nicht zu den kommerziell betriebenen Schiffahrtszweigen ge-
hört.  Es handelt sich hier um hoheitliche Aufgaben,  die mit Spezial..; 
fahrzeugen wahrgenommen werden,  um die Hoheitsgewässer zu schüt-
zen,  Rechtssicherheit herzustellen und zu bewahren oder Kontroll-
rechte gegenüber der Seeschiffahrt oder anderen Aktivitäten auf See 
auszuüben2 • 
Die Ausweitung der Küstenmeere und die allgemeine Einführung der 
Wirtschafts  zone werden voraussichtlich viele Länder veranlassen, 
Spezialfahrzeuge (beispielsweise schnelle Patrouillenboote  ) in Bau 
zu geben.  Die meisten Staaten verfügen bisher nur über Fahrzeuge, 
die solche Aufgaben lediglich in unmittelbarer Küstennähe versehen 
können,  jedoch nicht ausreichend seetüchtig sind,  um auch an  den 
Grenzen der Wirtschafts  zone eingesetzt zu werden.  Darüber hinaus 
1  Die US-Schiffahrtsgesetze - "Jones Act"  - enthalten bereits seit langem 
einen Kabotage-Vorbehalt im Verkehr zwischen Häfen der Vereinigten 
Staaten.  Dort dürfen nur in den Vereinigten Staaten gebaute und regi-
strierte Schiffe eingesetzt werden. 
2  Dies betrifft beispielsweise die in Art.  21  der neuen Konvention [UN, e], 
aber auch schon in Art.  24 der Konvention über das Küstenmeer [UN, a] 
von 1958 erwähnten zoll-,  fiskal-,  einwand.erungs- und gesundheitsrecht-
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könnten die Staaten ihre maritime Präsenz allgemein verstärken wol-
len,  so daß auch der Bau von Kriegsschiffen zunehmen würde. 
220.  Während die Werften der Bundesrepublik durch die vorgesehenen 
Präferenzen oder durch mögliche protektionistische Praktiken von 
Küstenstaaten oder der Meeresbodenbehörde diskriminiert werden 
können (wenn auch vermutlich erst auf längere Sicht),  werden sie von 
der induzierten Nachfrageausweitung nach Schiffen mit polizeilichen 
oder militärischen Aufgaben voraussichtlich profitieren.  Dies wird 
durch eine beträchtliche Zahl von Neubauaufträgen belegt,  die bereits 
in den letzten Jahren von überseeischen Ländern erteilt wurden und 
die sowohl Patrouillen- und Zollfahrzeuge als auch größere Kriegs-
schiffe (bis zur Fregattengröße) umfassen. Allerdings dürfte es sich 
dabei ·zunächst um einen Auftragsstoß handeln,  während der laufende 
Neubaubedarf in späteren Jahren erheblich geringer sein wird.  Au-
ßerdem konzentriert sich der Bau solcher Spezialschiffe,  die einen 
hohen Stand technischer Fertigkeiten erfordern.  auf relativ wenige 
Werften in der Bundesrepublik.  Schließlich ist dieser Bereich des 
Schiffbaus auch politisch außerordentlich sensibel. 
b. Auswirkungen  auf  dieWettbewerbslage  der  Werf:" 
ten der  Bundesrepublik Deutschland 
221.  Die vorangegangene Analyse läßt erwarten,  daß auf relativ kurze 
Sicht weder die Schiffbaunachfrage aller Unternehmen,  die Transport-
und sonstige Schiffahrtsleistungen anbieten oder die im Meeresberg-
bau oder anderen Offshore:"'Industrien tätig sind,  noch die der deut-
schen Reedere~en bzw.  Unternehmen tlefgreifend be.einflußt wird.  In-
soweit wird sich auch die Wettbewerbs  situation der deutschen Werften 
kaum als Folge der Seerechtskonvention grundlegend ändern.  Präfe-
renzen,  die einzelne Küstenstaaten oder die Meeresbodenbehörde mit 
dem Enterprise vor allem zugunsten von Werften in den Entwicklungs-
ländern durchsetzen,  können allerdings für die deutschen ebenso wie 
für die Werften anderer Nicht-Entwicklungsländer nachteilig sein. 
Doch dürften solche Nachteile gemessen an der bisherigen Produk-
tionsleistung sowie an der Neubaukapazität der Werften in der Bun-
desrepublik Deutschland eher als geringfügig ~nzusehen sein. 
222.  Auf längere Sicht können sich einige nachteilige Einflüsse erge-
ben,  wenn die angesprochenen Effekte der Regulierung des Meeres-
bergbaus auf die deutschen Reedereien tatsächlich eintreten. Ange-
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die Meeresbergbau- und Explorationsunternehmen der Bundesrepublik 
in besonderem Maße auf den Absatz ihrer Leistungen an andere Län-
der beziehungsweise den Erwerb von Abbaulizenzen angewiesen sein. 
Dies trifft auch auf die Versorgungsschiffahrt zu.  Mit einer schrump-
fenden Nachfrage nach entsprechenden Schiffen müßte der deutsche 
Schiffbau rechnen,  wenn sich als Folge des angestrebten Technologie-
transfers,  einer schleichenden Ausweitung der küstenstaatlichen Rech-
te mit durchgreifenden Flaggenvorbehalten oder anderer,  nicht not-
wendigerweise auf die Entwicklungsländer beschränkter protektioni-
stischer Regelungen die Aussichten für diese Zweige der Schiffahrt 
in der Bundesrepublik Deutschland deutlich verschlechtern sollten. 
Schon die Unsicherheit darüber,  ob nicht aus politischen Gründen die 
künftigen Einsatzmöglichkeiten von Versorgungsschiffen beeinträch-
tigt werden könnten,  läßt es als möglich erscheinen,  daß die Investi-
tionsbereitschaft der deutschen Reedereien abnimmt,  die solche Fahr-
zeuge betreiben. 
223.  Der Bau von Fischereifahrzeugen für deutsche Rechnung wird 
mit hoher Wahrscheinlichkeit durch die Seerechtsänderungen ungün-
stig beeinflußt werden.  Die ungewissen Aussichten in der Seefischerei 
hatten schon in den letzten Jahren die Aufträge für Trawlerneubauten 
stark zurückgehen lassen. 
224.  Da die deutschen Aufträge für Versorgungsschiffe wie für Fische-
reifahrzeuge bisher weit überwiegend an heimische Werften gingen, 
würde die Schiffbauindustrie von einer derartigen Investitionszurück-
haltung unmittelbar getroffen werden.  Dies könnte sich vor allem län-
gerfristig ungünstig auf die internationale Wettbewerbsposition aus-
wirken,  weil Fühlungsvorteile zwischen Auftraggebern und Werften 
verloren gingen.  Die Wettbewerbsfähigkeit der Werften im Spezial-
schiffbau wird durch solche Fühlungsvorteile erheblich beeinflußt,  da 
Erfahrungen der Auftraggeber unmittelbar in Konstruktion und Bau 
umgesetzt und auch für die Akquisition von Exportaufträgen genutzt 
werden können. 
225.  Der Verlust von Fühlungsvorteilen dürfte sich auf die Wettbe-
werbsstellung der Werften besonders nachteilig auswirken,  weil vor 
allem der Bau bestimmter hochspezialisierter Schiffe betroffen wür-
de;  dieser gehört zu einem Produktionszweig der Werften,  der in 
Konstruktion und Fertigung ein überdurchschnittlich hohes Maß an 
technischem Wissen erfordert und daher für die künftige Wettbewerbs-
position der Werften der Bundesrepublik besondere Bedeutung  hat. 
Eine Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit würde vermutlich auch die 138 
Zulieferindustrie in Mitleidenschaft ziehen,  die ebenfalls auf die ho-
hen Anforderungen beim Bau von Spezialschiffen ausgerichtet ist. 
226.  Im besonderen Fall der Fischerei sind ungünstige Effekte der 
Seerechtsänderung gegenwärtig deutlich zu erkennen.  Die Seerechts-
konvention dürfte allerdings lediglich einen schon heute sichtbaren 
Trend verstärken;  die Seefischerei der Bundesrepublik war schon seit 
längerem einem Schrumpfungsprozeß ausgesetzt,  so daß ihre Bedeu-
tung für die heimische Werftindustrie bereits sehr stark zurückgegan-
gen ist. 
227.  Die Wettbewerbsposition der Werften in der Bundesrepublik beim 
Bau anderer Fahrzeuge dürfte durch die SeerechtskonvenHün nur auf 
längere  Frist und  auch  dann eher begrenzt  beeinträchtigt  werden. 
Dieses Urteil stützt sich darauf,  daß 
- die Seerechtskonvention die Grundlagen für die Tätigkeit der See-
schiffahrt im Gegensatz zur Fischerei nur in verhältnismäßig ge-
ringem Umfang beeinträchtigt,  wobei dies vor allem für die Trans-
portschiffahrt,  aber auch für die verschiedenen Zweige der Spezial-
schiffahrt gilt; 
- Zahl und Wert der möglicherweise von restriktiven Einflüssen be-
troffenen Aufträge für Spezialfahrzeuge wie Versorgungsschiffe ge-
messen am gesamten Produktionsvolumen der Werften relativ ge-
ring sind (wenn auch der Wertanteil erheblich höher als der Tonna-
geanteil ist). 
Im Offshore-Bereich dürfte zwar die Nachfrage vor allem nach Gerä-
ten wie Bohrinseln,  Bohrschiffen und Förderschiffen für den Meeres-
bergbau infolge der Tiefseebodenregelung tendenziell ungünstig beein-
flußt werden;  da diese Geräte aber bisher im Neubausortiment der 
meisten deutschen Werften nur verhältnismäßig geringe Bedeutung ge-
habt haben und zu einer kontinuierlichen Auslastung der Kapazitäten 
nur begrenzt beitrugen (wenn auch einige Werften stark im Komponen-
tenbau engagiert sind),  ist' kaum damit zu rechnen,  daß die Lage der 
Werften spürbar beeinträchtigt wird.  Ein Schrumpfen des Marktes 
für den Bau solcher Schiffe und Geräte könnte allerdings die künftigen 
Aussichten für eine erfolgreiche Ausweitung der Produktionspalette 
außerhalb des ohnehin unter starkem Wettbewerbsdruck stehenden 
traditionellen Seeschiffbaus beeinträchtige'n. 139 
c.  Schlußfolgerungen 
228.  Die Analyse der Auswirkungen,  die von der Seerechtskonvention 
auf die Schiffbauindustrie der Bundesrepublik ausgehen können,  läßt 
sich wie folgt zusammenfassen: 
(a) Die Seeschiffahrt dürfte von den Änderungen,  die die Seerechts-
konvention gegebenenfalls auslöst,  nicht so stark betroffen werden, 
daß dadurch das Auftragsvolumen der  Schiffbauindustrie ,merklich 
schrumpfen wird.  Bei bestimmten Spezialschiffen könnten zumindest 
zeitweilig sogar positive Nachfrageimpulse von der Seerechtsänderung 
ausgehen.  Andererseits wird der Fischereifahrzeugbau in besondere 
Mitleidenschaft gezogen,  weil die  Seefischerei ihre traditionellen 
Fanggründe infolge einseitiger Erklärung großer besonders fischrei-
cher See  gebiete zu nationalen  Fischereizonen weitgehend verloren 
hat.  Mit dieser Ausnahme dürften die Einflüsse der Seerechtsände-
rungen auf die Werften überwiegend auch erst auf mittlere bis längere 
Sicht spürbar werden. 
(b) Die möglicherweise von Seerechtsänderungen betroffenen Zweige 
der deutschen Seeschiffahrt gehörten bisher zu den regelmäßigen Auf-
traggebern der heimischen Schiffbauindustrie.  Seit  der  Mitte  der 
60er  Jahre  wurden  auf Werften  der  Bundesrepublik  zahlreiche Ver-
sorgungsschiffe,  Ankerzieher und große Schlepper sowie Seepontons 
und einige Forschungsschiffe gebaut.  Der Anteil solche Fahrzeuge 
und Geräte am Produktionsvolumen und auch am Produktionswert der 
Werften war aber verhältnismäßig begrenzt.  Für einzelne Werften 
würde sich eine Beeinträchtigung der Tätigkeit der Reedereien,  die 
solche Fahrzeuge auf dem deutschen und internationalen Markt für 
Leistungen der Versorgungs-,  Schlepp- und sonstigen Spezialschiff-
fahrt den Explorations-,  Bohr- und Bergbauunternehmen anbieten,  al-
lerdings ungünstig auswirken können.  Der Bau dieser Spezialschiffe 
wird nämlich bislang nur von einigen Unternehmen betrieben,  die je-
doch zum Teil über viele Jahre hinweg weitgehend darauf spezialisiert 
waren und sind.  Die erfolgreiche Akquisition von Exportaufträgen wür-
de in diesem Fall vermutlich erschwert,  weil die bisher wirksamen 
Fühlungsvorteile zwischen auftraggebender deutscher Reederei und 
deutscher Bauwerft ganz oder teilweise entfielen. 
(c) Als nachteilig ist die Tatsache zu werten,  daß mögliche ungünstige 
Effekte der Seerechtskonvention gerade solche Bereiche der Schiffahrt 
erfassen,  die als zukunftsgerichtet und know-how-orientiert angese-
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Reedereien oder Unternehmen des Meeresbergbaus würde daher auch 
zukunftsweisende und für eine Diversifikation geeignete Produktions-
bereiche wie den Spezialschiffbau und den Bau von Offshore-Geräten 
treffen. 
229.  Diese  Prognose der weiteren  Entwicklung und der  möglichen 
Beziehungen zwischen Seerechtskonvention,  Seeschiffahrt und Werft-
industrie berücksichtigt nur die Effekte,  die  - durch die Seerechts-
änderung ausgelöst - von Veränderungen der Nachfrage nach Schiffs-
neubauten auf die Werftindustrie ausgehen könnten.  Dagegen werden 
diejenigen Faktoren,  von denen die Produktionskosten der Werften 
der. Bundesrepublik (insbesondere ihre Lohnkosten) und damit ihre 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber ausländischen Schiffbaubetrieben be-
stimmt werden,  von der Seerechtskonvention nicht berührt.  Die Werf-
ten sind seit mehreren Jahren Anpassungserfordernissen ausgesetzt, 
die die Produktdiversifizierung auch in Bereiche außerhalb des eigent-
lichen Schiffbaus nahelegen.  Eine solche Anpassung könnte durch eine 
Beeinträchtigung des Spezialschiffbaus und des Stahlwasserbaus für 
Offshore -Aktivitäten und Meereshergbau erschwert werden.  Obwohl 
kurzfristig gravierende Einwirkungen der Seerechtskonvention auf die 
Werften der Bundesrepublik nicht erwartet werden,  kann die Konven-
tion somit den Spielraum für die notwendige Anpassung an die sich 
wandelnden Produktionsbedingungen langfristig einengen. 141 
IV.  Festlandsockel 
230.  Im Zuge des weltwirtschaftlichen Wachstums wurden die küsten-
staatlichen Eigentumsrechte an Ressourcen  se~t; Ende  des  Zweiten 
Weltkrieges auf die unterirdische Fortsetzung der kontinentalen Land-
masse,  die als Festlandsockel bezeichnet wird,  ausgeweitet.  Begon-
nen hat dieser Prozeß mit der Truman-Proklamation von 1945,  in der 
die Vereinigten Staaten sich über das bis dahin geltende Prinzip der 
Freiheit der Meere hinwegsetzten und im Alleingang Anspruch auf das 
Eigentum an den Rohstoffvorkommen im Festlandsockel jenseits der 
3-Meilen-Zone erhoben.  Dem einseitigen Schritt der Vereinigten Staa-
ten sind in den Jahren danach zahlreiche andere Staaten gefolgt.  Die-
se Entwicklung hat sich allmählich auch im Völkerrecht niedergeschla-
gen.  Auf den Seerechtskonferenzen gab es zwar Bestrebungen,  der 
nationalen Eigentumsbildung am F.estlandsockel Einhalt zu gebieten; 
letztlich liefen diese Konferenzen jedoch darauf hinaus,  die Ansprü-
che der Küstenstaaten völkerrechtlich anzuerkennen. 
231.  Der  Konventionstext  der Dritten  UN -Seerechtskonferenz trägt 
der Staatenpraxis Rechnung,  die sich seit dem Inkrafttreten der der-
zeit noch gültigen Genfer Konvention über den Festlandsockel heraus-
gebildet hat [UN,  c].  Darüber hinaus sieht die Konvention die Bildung 
nationalen Eigentums in großräumigen Meeresgebieten vor,  die bis-
lang nicht von Küstenstaaten kraft eigenen Rechts beansprucht werden. 
Der wesentliche Unterschied zwischen dem vorliegenden Konventions-
text und der 1964 in Kraft getretenen Zweiten Genfer Konvention be-
steht darin,  daß die Rechte der Küstenstaaten am Meeresboden see-
wärts beträchtlich ausgeweitet wurden.  Ihrem Inhalt nach s·ind die Nut-
zungsrechte im wesentlichen unverändert geblieben.  Aber auch in der 
geographischen Ausweitung der Nutzungsrechte kann eine rechtlich-
institutionelle Neuerung gesehen werden. 
1.  Referenzschema  : Ausschließliche  Eigentumsrechte 
232.  Institutionelle Innovationen sind häufig die Voraussetzung dafür, 
daß sich neue Produktionsverfahren und neue Produkte durchsetzen 
können.  Die Wirtschaftsgeschichte liefert eine Fülle von Beispielen 
dafür,  daß es zu produktivitätssteigernden Nutzungsformen gekommen 142 
ist,  nachdem Privaten Eigentumsrechte an bisher frei zugänglichen 
Gütern eingeräumt worden warenl .  Eigentumsrechte ermöglichen es, 
daß Ressourcen wirtschaftlich verwertet werden oder bereits genutz-
te Ressourcen effizienter bewirtschaftet werden2  • 
233.  Die Eigentumsbildung ist allerdings in der Regel mit Kosten ver-
bunden.  Diese Kosten können zumindest zeitweise verhindern,  daß 
Eigentum an freien Gütern gebildet wird.  In den Vereinigten Staaten 
unterblieb die Bildung von Privateigentum an Boden lange Zeit des-
halb,  weil das zur Verfügung stehende Verfahren zur Grenzmarkie-
rung,  das vorwiegend in der Anhäufung von Gestein bestand,  außer-
ordentlic-h teuer war3  . 
234.  Bei der Ausweitung nationaler Jurisdiktion über Meeresgebiete 
dürften kleine Länder,  wie etwa Island,  höhere Kosten der Eigentums-
bildung haben als Länder, deren Flotten die Meere beherrschen.  Wäh-
rend die Vereinigten Staaten 1945 bei der einseitigen Besitznahme von 
Festlandsockelgebieten außerhalb ihres Küstenmeeres auf keinen ernst-
haften Widerstand des Auslands stießen,  versuchte  das  Vereinigte 
Königreich,  die Ausweitung der isländischen Fischereizone mit Hilfe 
seiner Kriegsflotte zu verhindern  4.  In dieser Auseinandersetzung ging 
1 Dazu zählt beispielsweise die Substitution von Weidewirtschaft durch Ak-
kerbau im Vereinigten Königreich,  die voranschritt,  als Boden von Ge-
meineigentum in Privateigentum überging.  In Spanien hingegen verhin-
derte lange Zeit das fiskalisch begründete Verbot des Königs,  (Privat-) 
Eigentum an Boden zu bilden,  eine derartige Wandlung.  Die Schafhaltung 
konnte sich somit sehr viel länger als in anderen Ländern gegenüber dem 
produktiveren Ackerbau behaupten. 
2  Die These,  daß die Allokation der Ressourcen von der Struktur der gel-
tenden Eigentumsrechte abhängt,  ist nicht unumstritten.  Coase zeigt auf, 
daß die optimale Allokation der Ressourcen unter bestimmten Annahmen 
von dem System dieser Rechte unabhängig ist.  Sofern keine Transaktions-
kosten bestehen,  ein umfassendes Vertragsschließungsrecht besteht und 
die Nachfragestruktur nicht von der Struktur der Eigentumsrechte  ab-
hängt,  stellt sich unter ökonomisch rational handelnden Menschen die 
optimale Allokation stets von selbst ein [Coase,  1960]. 
3  Erst nachdem Stacheldraht als kostengünstiges Mittel zur Gebietsabgren-
zung zur Verfügung stand,  schritt die Eigentumsbildung an Boden und die 
durch sie bedingte Änderung der landwirtschaftlichen Nutzungsformen 
schnell voran [North,  Thomas,  1973]. 
4  Siehe hierzu Eckert [1978,  S.  131]  und die dort angeführte Literatur. 143 
es dem Vereinigten Königreich vermutlich nicht prinzipiell um  die 
Frei!leit der Meere;  in den Verhandlungen über das interne Fische-
reiregime  der  EG setzte es  nämlich alles  daran,  den  Zugang der 
Fischfangflotten der Partnerländer in Teilen des EG-Meeres im In-
teresse der br~tischen Fischfangflotte einzuschränken.  Weil die Ver-
einigten Staaten und die Sowjetunion gleichermaßen ein starkes Inter-
esse an der Ausweitung nationaler Jurisdiktion über den Festlandsok-
kel haben,  dürften die Kosten der Eigentumsbildung in beiden Fällen 
gering sein. 
235.  Die Schaffung nationaler oder internationaler Jurisdiktion über 
den Fe.stlandsockel mag in bestimmten Regionen eine Voraussetzung 
dafür sein,  daß die Rohstoffnutzung im Festlandsockel weniger pro-
duktive Nutzungsformen wie Schiffahrt,  Fischerei,  Touristik oder die 
Verwendung des Meeres als Mülldeponie zurückdrängen kannl .  Häu-
fig  lohnen  Prospektions- und  Explorationsaktivitäten als  Voraus-
setzung einer an sich rentablen Rohstoffproduktion erst,  wenn über 
Eigentumsrechte die Ausschließbarkeit gewährleistet ist.  Diese schafft 
Anreize zur Innovation - und zur Prospektion und Exploration im Fal-
le von Rohs"toffvorkommen -,  weil sie sicherstellt,  daß der Innovator 
die Pionierrente abschöpfen kann.  Daher werden die wirtschaftlich 
nutzbaren Vorräte durch Eigentumsbildung ausgeweitet.  Eine effizi-
enzsteigernde Wirkung der Eigentumsbildung kann auch darin g~se­
hen werden,  daß erst unter diesen Bedingungen gesamtwirtschaftlich 
optimale Betriebsgrößen entstehen [Eckert,  1978,  S.  99  ff. ] . 
Bei den Rohstoffvorkommen im Meeresboden handelt es sich zumeist 
um erschöpfbare Ressourcen.  Rückt bei solchen Ressourcen der Zeit-
punkt des Versiegens in den ökonomischen Planungszeitraum,  so kann 
die intertemporale Allokation verbessert werden,  wenn die betreffen-
de Ressource nicht mehr als freies Gut behandelt wird.  Im Unter-
schied zum freien Zugang,  bei dem der Preis für die Ressourcen (bei 
Wettbewerb) allein durch die Grenzkosten der Förderung bestimmt 
wird,  berücksichtigen Alleineigentümer bei (im Planungs zeitraum) 
bevorstehender Erschöpfung der Ressourcen neben den Grenzkosten 
der Förderung die Opportunitätskosten des Vorratsabbausl .  Bei frei-
1  Bei freiem Zugang dürfte es einem p.rivaten Rohstoffproduzenten allein 
kaum möglich sein,  zum Beispiel traditionelle Schiffahrtswege zu blok-
kieren. 
2  Opportunitätskosten werden von den Eigentümern deshalb berücksichtigt, 
weil sie erwarten,  daß die Produktion in der Gegenwart die in der Zu-
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em Zugang zu einer Erdöl- und Erdgaslagerstätte, die von mehreren 
Nutzern ausgebeutet wird, ist die Förderrate zu hoch. Für den Eigen-
tümer einer Lagerstätte stellt der Abbau der Ressourcen nichts an-
deres dar als eine nutzungsbedingte Wertminderung eines Kapitalgu-
tes [Schneider,  1980].  Der Gesamtgewinn wird maximiert,  wenn die 
abdiskontierten Gewinne für die  let~te Einheit jeder Periode gleich 
sind.  Die Opportunitätskosten erreichen ihr Maximum.,  wenn der Preis 
für Substitutionsgüter erreicht wird oder der Vorrat erschöpft istl • 
Entspricht der private Diskontierungssatz der sozialen Zeitpräferenz, 
so ist die durch den Preisanstieg bewirkte Umschichtung des Ver-
brauchs  der  Ressourcen von  der  Gegenwart  in die  Zukunft  auch 
unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten optimal.  Unter dieser 
Voraussetzung werden Eigentümer erschöpfbarer Ressourcen,  wenn 
sie sich als Gewirinmaximierer verhalten,  den gesamtwirtschaftlich 
optimalen Förderpfad einschlagen  2  • 
236.  Die Bildung von Eigentumsrechten hat also zwei einander entge-
gengesetzte Effekte auf die Förderung von Rohstoffen im Festlandsok-
kel: Zum einen werden Vorkommen,  die sonst unberührt geblieben wä-
ren, erst durch die Eigentumsbildung einer' wirtschaftlichen Nutzung 
zugeführt; zum anderen kann die Berücksichtigung von Opportunitätsko-
sten des Vorratsabbaus dazu führen,  daß die Produktion erschöpfbarer 
Ressourcen eingeschränkt wird.  Welcher Effekt überwiegt,  läßt sich 
allein aus theoretischen Überlegungen nicht ableiten.  Für die Wohl-
fahrt der ganzen Welt ist es allerdings unerheblich,  ob sich per Saldo 
die gegenwärtige Förderung erhöht oder nicht;  sowohl eine Produk-
1  Zu den Modifikationen,  die sich ergeben,  wenn zusätzlich eine Differen-
tialrente der Lage auftritt,  vgl.  Schneider und Schulz [1976,  S.  124 fL] . 
2  Im konkreten Fall dürfte es stets sehr schwierig sein zu beurteilen,  ob 
der Preis für eine Ressource neben den Grenzkosten der Förderung (und 
einer möglichen Monopolrente ) auch Opportunitätskosten des Vorratsab-
baus enthält.  Der niedrige und real fallende  Ölpreis in den sechziger 
Jahren könnte dadurch zustande gekommen sein,  daß die Förderfirmen 
- im Hinblick auf die schwebende Enteignungsgefahr - keine Opportuni-
tätskosten des Vorratsabbaus berücksichtigten.  Im kräftigen Anstieg des 
realen Ölpreises in den siebziger Jahren mag sich auch widerspiegeln, 
daß - nach der Enteignung der Förderfirmen durch die Ölländer - die 
neuen Eigentümer diese Kosten in ihr Preiskalkül einbezogen haben und 
dadurch dazu beitragen,  die intertemporale Allokation der Erdälreser-
ven der Welt zu verbessern. 145 
tionsverlagerung in die Zukunft als auch die Erschließung sonst nicht 
genutzter Vorräte würde für sich genommen die weltwirtschaftliche 
Allokation verbessern.  Für einzelne Länder oder Ländergruppen mag 
sich freilich bezüglich der Wohlfahrtseffekte ein differenzierteres 
Bild ergeben. 
237.  Um Schürfrechte an den Ressourcen des Festlandsockels zu schaf-
fen,  könnten in ähnlicher Weise wie im deutschen Bergbaurecht an 
jedermann Abbaulizenzen erteilt werden,  sofern die Schürfrechte Drit-
ter nicht  verletzt  werden  [Sweeney  et  al. ,  1974;  Prewo,  198'Ob, 
S.  188 f. ]. Durch ein solches Verfahren wird die optimale Allokation 
der Ressourcen dann gewährleistet,  wenn zwischen den Förderfirmen 
Wettbewerb besteht.  Dies gilt unabhängig davon,  ob die Schürfrechte 
durch internationale Behörden oder durch eine nationale Institution 
registriert werden.  Durch eine Versteigerung der Konzession können 
Differentialrenten der Lage abgeschöpft werden.  Um eine Diskrimi-
nierung bei der Vergabe von Explorations - und Schürfrechten zu ver-
meiden,  könnten die Lizenzen - ohne Ausschluß von Bietern - meist-
bietend versteigert werdenl .  Eine nationale Regelung unterscheidet 
sich von der internationalen lediglich hinsichtlich der Verteilungsim-
plikationen.  Über Kompensationsregeln könnten die Erträge so ausge-
glichen werden,  daß aus theoretischer Sicht keine Wertung zugunsten 
der einen oder anderen Regelung vorgenommen werden kann. 
2.  Bewertung der Konvention 
a.  Die  Auf teilung des  Festlandsockels 
238.  In der Genfer Konvention über den Festlandsockel von 1958 war 
der Festlandsockel definiert als der Meeresgrund und der Meeresun-
tergrund jener unter Wasser liegenden Gebiete,  die dem Küstenmeer 
unmittelbar vorgelagert sind.  Seewärts erstreckte sich die Grenze 
(mindestens) bis zu einer Wassertiefe von 200 m  oder (höchstens) über 
1  Damit ist freilich noch nicht zwangsläufig gewährleistet,  daß die kosten-
günstigsten Abbaubetriebe die Schürfrechte erlangen.  Denn falls die Wett-
bewerbsverhältnisse zwischen den Förderfirmen durch nationale protek-
tionistische Maßnahmen verzerrt sind,  stellt sich auch beim Versteige-
rungsverfahren nicht die optimale Allokation der Ressourcen ein. 146 
diese Grenze hinaus,  soweit die Tiefe des darüberliegenden Wassers 
die Gewinnung der natürlichen Ressourcen des Festlandsockels ge-
stattete rUN',  c, Art.  1).  Eine geographisch festliegende äußere Grenz-
linie im Bereich des Festlandsockels gab es demnach nicht.  Diese 
Bestimmungen,  die weitgehend noch den Forderungen in der Truman-
Proklamation aus dem Jahre 1945 entsprachen,  eröffneten den Küsten-
staaten die Möglichkeit,  die Grenze staatlicher Jurisdiktion seewärts 
je nach dem Stand der wirtschaftlichen Ausbeutbarkeit über die 200-
Meter-Tiefenlinie hinauszuschieben.  An die Verhandlungen der Drit-
ten UN -Seerechtskonferenz war vielfach die Erwartung geknüpft wor-
den,  daß die Konferenz der schleichenden Jurisdiktionsausweitung ein 
Ende bereiten und präzise, äußere Grenzlinien für die Nutzung von Roh-
stoffvorkommen im Festlandsockel festlegen würde. 
239.  Der Konventionsentwurf rUN,  e,  Art.  76]  sieht vor,  daß den Kü-
stenstaaten eine Mindestgrenze von 200 Seemeilen und für den Fall 
eines darüber hinausgehenden Festlandsockels eine Höchstgrenze von 
350 Seemeilen oder eine Linie 100 Seemeilen seewärts der 2500-Me-
ter-Tiefenlinie als äußerste Grenze für die Zone nationaler Jurisdik-
tion über den Meeresboden zur Auswahl gestellt wirdl .  Im Falle un-
terseeischer Berge und anderer Erhebungen des, Meeresbodens gel-
ten,  soweit es sich um natürliche Bestandteile des Kontinentalrande,s 
handelt,  Sonderregelungen,  die den Geltungsbereich nationaler Juris-
diktion seewärts über die 350-Seemeilen-Grenze beträchtlich hinaus-
schieben können rUN,  e,  Art.  76 Abs.  6].  Diese Regelung würde dar-
auf hinauslaufen,  daß künftig in erheblichem Maße auch Tiefseegebie-
te in den Geltungsbereich nationaler Jurisdiktion gelangen.  Im Kon-
ventionsentwurf hat die juristische Definition des Festlandsockels nur 
noch eine entfernte Ähnlichkeit mit der geologischen; in der 1964 in 
Kraft getretenen Konvention lehnte sich die juristische noch recht eng 
an  die  geologische  Definition  an  [vgl.  hierzu auch  Kehden,  1979, 
S.  198].  Staaten,  die Rohstoffvorkommen in der Zone nationaler Ju-
risdiktion jenseits der 200 Seemeilen ausbeuten,  sollen fünf Jahre 
nach Beginn der Produktion eine geringfügige Abgabe an eine inter-
nationale Meeresbodenbehörde abführen,  deren Gründung der Konven-
1  Die Küstenstaaten haben ausschließliche Nutzungsrechte an den Boden-
schätzen.  Diese schließen das Recht ein,  künstliche Anlagen zu errich-
ten und zu betreiben.  In der Erforschung des Festlandsockels genießen 
die Küstenstaaten Vorrechte.  Forschungstätigkeiten unterliegen einem 
küstensta~tlichen Genehmigungs  - und Kontrollverfahren.  Forschung;~­
genehmigungen können für Gebiete verweig~rt werden,  .für die der Kü-
stenstaat eigene Explorationspläne bekanntgegeben hat rUN, e,  Art. 77  ff.]. 147 
tionsentwurf für die Kontrolle der Tiefseebodennutzung vorsieht (Ka-
pitel V).  Abzuführen ist im fünften Jahr ein Prozent der Gewinne. Die-
ser Prozentsatz steigt jedes Jahr um einen weiteren Prozentpunkt bis 
auf maximal sieben Prozent im zwölften Jahr nach der Produktions-
aufnahme rUN,  e,  Art.  82]. 
240.  Auch die Dritte Seerechtskonferenz hat keine verbindlichen See-
karten vorgelegt,  in denen die gegenwärtigen nationalen Besitzver-
hältnisse und deren vorgesehene Veränderungen dargestellt sind
l
.  Der 
Grund hierfür dürfte sein,  daß im Konventionstext wie schon zuvor 
in der Genfer Konvention von 1958 die Bestimmungen über die  see-
wärtigen Grenzlinien des Festlandsockels nicht genügend präzise sind, 
um ein für allemal verbindliche Grenzen festzulegen. 
241.  Wegen der Ungewißheit über die diesbezügliche Rechtslage sind 
nur recht grobe Angaben über die vorgesehene Zuordnung von Gebieten 
zu einzelnen Staaten möglich.  Die gesamte Meeresbodenfläche von 
der Küstenlinie bis zur äußeren Grenze der 200-Seemeilen-Zone,  die 
nach  dem  Konventionstext  in jedem Fall,  das  heißt unabhängig vom 
Vorhandensein eines Festlandsockels im geologischen Sinne,  küsten-
staatlicher Kontrolle unterliegen soll,  wird auf 129 Mill.  km2 (= 35, 8 
vH der gesamten Meeresbodenfläche) geschätzt rUN,  k;  Jenisch 1981, 
S.  19 ff.].  Die Meeresbodenfläche außerhalb der äußeren Grenze der 
200-Seemeilen-Zone bis zum äußersten Rand des (geologischen) Fest-
landsockels beträgt schätzungsweise etwa 17 Mill.  km2  [ibid.].  Wie-
viel davon nationaler Jurisdiktion unterliegen würde,  kann nur auf-
grund exakter geologischer Kenntnisse beurteilt werden.  Die Auftei-
lung des Meeresbodens,  die sich nach einer 200-Seemeilen-Regelung 
für ausgewählte Länder ergeben würde,  enthält Tabelle 24.  Danach 
würden auf die zehn Länder mit den größten Anteilen am Meeresbo-
den (Festlandsockel im geologischen Sinne und Tiefseemeeresboden) 
rund 54 vH der Meeresfläche entfallen,  die nationaler  Jurisdiktion 
unterliegen sollen.  Die (absolut) größten Zugewinne an Meeresboden 
- im Vergleich zum Fortbestand der 200-Meter-Tiefenlinie nach der 
Zweiten Genfer Konvention - verzeichneten die Vereinigten Staaten 
sowie Frankreich und das Vereinigte Königreich. 
242.  Wieviel des Zugewinns bei den einzelnen Ländern aus Festland-
sockel- und wieviel aus Tiefseebodengebieten besteht,  kann gegenw~r-
1  Allerdings gibt es Versuche, die Gebietsänderungen darzustellen. Vgl. die 
indische Karte des Naval Hydrografie Office of India und den Kartensatz 
des Deutschen Hydrographischen Instituts in Hamburg  . 148 
Tabelle 24 - Verteilung der Festlandsockelfläche (1000 km
2
) 
Fläche des Festlandsockels  Nachrichtlich: 
Land 
bei einer Begrenzung auf  Zugewinn 
Fläche des 
200 m  Wasser- 200 sm Distanz 
(2)  - (1) 
Festlandsa 
tiefe  zur Küste 
(1 )  (2)  (3)  (4) 
Australien  2  270  7  014  4  744  7  687 
Brasilien  770  3  173  2  403  8  512 
Bundesrepublik Deutschland  41  249 
Chile  30  2  290  2  260  757 
-
Deutsche Demokratische 
Republik  15  108 
Frankreich 
europäisches Frankreich  341  547 
mit allen Besitzungen  11  000 
Indien  450  2  016  1  566  3  268 
Indonesien  2  780  5  409  2  629  1  492 
Japan  480  3  866  3  386  370 
Kanada  2  910  4  704  1  794  9  976 
Madagaskar  1  294  587 
Mexiko  440  2  853  2  413  1  973 
Neuseeland  2  040  4  837  2  797  269 
Norwegen  2  026  324 
Philippinen  180  1  892  1  712  300 
Portugal  1  775  92 
Sowjetunion  1  250  4  495  3  245  22 402 
Vereinigte Staaten 
ohne Hawaii und PazifikinseIn  1  870  7  825  5  955  9363 
mit Hawaii und Pazifikinseln  15  000 
Vereinigtes Königreich 
mit Belize und Falkland  500  2  337  1  837  244 
mit allen Besitzu~gen  10 000 
Summe 
b  16 311  93 862  68 520 
.., 
a Zum Vergleich: Landfläche der Erde 135  781  Mill.  km
2
;  Meeresboden innerhalb der 200-Seemeilen-
zone insgesamt 129 000 Mill.  km 
2
. - b Jeweils Summe der ausgewiesenen Daten. 
Q u elle:  Jenisch [1981,  S.  20];  Eckert [1978,  S.  45 f. t  Wolff [1979, 
S.  54];  eigene Berechnungen. 149 
tig nicht exakt gesagt werdenl •  Ökonomisch betrachtet sind beim der-
zeitigen Stand der Technik Festlandsockelgebiete von höherem Wert 
als Tiefse.ebodenflächen;  denn in flachen Gewässern können Rohstoffe 
in der Regel billiger gewonnen werden als in tiefen.  Überdies enthal-
ten Kontinentalsockel insgesamt mehr Rohstoffe (fossile Brennstoffe 
und mineralische Rohstoffe) je Volumeneinheit als Tiefseegebiete  : Be-
züglich der Verteilung mineralischer Rohstoffe in der Erdkruste kann 
geologischen Erkenntnissen zufolge von einer Normalverteilung aus-
gegangen werden;  die Konzentration fossiler Brennstoffe und vermut-
lich auch die der Salze weicht hiervon jedoch zugunsten des Festland-
sockels ab [Wolff,  1979,  S.  17].  Da der Metallgehalt kontinentaler 
Erdkrusten bekannt ist,  kann bis zu einer Tiefe von 2500 m  der Ge-
halt des Festlandsockels an wichtigen Metallen berechnet werden.  Die 
Ergebnisse solcher Berechnungen sind in Tabelle 25 den geologisch 
Tabelle 25  - Rohstoffvorkommen im Festlandsockel 
Nach dem Erd- (2) in vH der  Nach dem Erd- (5) in vH der 
Rohstoff 
krustenkonzept  bekannten 
Rohstoff 
krustenkonzept  bekannten 
geschätzte  terrestrischeg  geschätzte  terrestrischtn 
Vorrätea  Weltvorräte  Vorrätea  Weltvorräte 
(1 )  (2 )  (3)  (4)  (5)  (6) 
Brom  0,0072  Zinn  0,032  7,4 
Chromit  2,09  3,0  Titan  121,41 
Kupfer  1, 19  3,9  Zirkon  2,66 
Kobalt  0,47  216,0  Gold  0,00033  6, 0 
Mangan  24,66  30, 8  Platin  0,00087  66,0 
Nickel  1,69  25,4 
Nachrichtlich: Abbaufähige Lagerstätten an Erdöl und ErdgasC  im Festlandsockel: 
2272  .  109  Barrel (=  22 vH der bekannten terrestrischen Weltvorräte);  darunter 
bis 200  m  Wassertiefe: 1544  .  109  Barrel,  bis 200 Seemeilen von der Küstenlinie: 
1988 .  109  Barrel. 
aGehalt der kontinentalen Erdkr~ste an Rohstoffen nach Lee und Yao in g/t multipliziert 
mit dem Inhalt des Schelfs bis 2500 m  Tiefe multipliziert mit 1013;  Stand 1979. -
bStand 1973. - cÖI und Öläquivalent von Gas (6000 Kubikfuß =  1 Barrel Öl);  Stand 1973. 
Q u e 11 e:  UN [g];  Wolff [1979];  eigene Berechnungen und Schätzungen. 
1 ver Atlantik weist die größten Festlandsockelgebiete auf;  die mittlere 
Breite von der Küste bis zum Kontinentalanstieg beträgt hier 375  km,  im 
Falle des Indischen Ozeans 273 km und im Falle des Pazifiks 191  km. 150 
bekannten Weltvorräten der einzelnen Metalle gegenübergestellt.  Bei 
den herrschenden Preisen dürfte jedoch auf absehbare Zeit nur der 
Abbau eines Teils der Mineralvorkommen im Meeresuntergrund ren-
Tabelle 26 - Verteilung von Produktion und bekannten abbaufähigen 
Reserven von Erdöl und Erdgas nach ausgewählten Län-
derna  1978 
Produktion  Bekannte abbaufähige Reserven 
Land  Erdgas  Erdöl  Erdgas  Erdöl 




Australien  1,8  0,4  9,4  0,7  4, 6  0,5  5,5  0,2 
Brasilien  0,3  0,1  1,2  0,3  0,4  0,06  2,0  0,2 
Bundesrepublik 
Deutschland  1,2  0,2  0, 3  0,04 
Chile  0,1  0,4  0,02  0,06  0,05 
Deutsche Demokratische 
Republik  0,5  ° 
0, 1  ° 
Frankreich  0,4  0, 1  0,3  0,01 
Indien  0,04  0,2  0,7  0,3  0,2  0,1  4,2  0,4 
Indonesien  0,9  13,8  2,7  1, °  1,6 
Japan  0,2  0,2  0,05  0,01  0, 3  0,02  0,06  ° 
Kanada  4,1  2, 1  2,6  0,8 
Madagaskar 
Malaysia  1,1  0,1  5,2  0,3  19,5  1,2  3,8  0, 1 
Mexiko  1,5  2, 1  2,4  4,6 
Neuseeland  0,1  3,6  0,2 
Norwegen  6,1  0,8  8,6  0,6  9,6  0,6  15,3  0,6 
Philippinen  0,01 
Portugal 
Sowjetunion  21,6  7,1  19, °  31,3  10,9 
Tunesien  0,1  0,04  1,2  0,2  0,2  2,2  0,2 
Vereinigte Staaten  63,6  39,7  20,2  14,2  23,8  7,9  10,3  4,2 
Vereinigtes Königreich  18,0  2,2  26,7  1,7  24, 3  1,5  52,9  2, 1 
aIn vH der Weltproduktion bzw.  '  b  c  -reserven. - Im Festlandsockel. - Auf dem Land und im Meer. 
Q u elle:  Bundesanstalt für Geowissenschaften und  Rohstoffe [1980];  eige-
ne Berechnungen. 151 
tabel sein;  immerhin wird gegenwärtig an hundert Stellen in der Welt 
untermeerischer Bergbau, überwiegend Steinkohlenbergbau, aber auch 
Abbau von Metallvorkommen,  betrieben [Wolff,  1979,  S.  59  ff. ] 1. 
243.  Für Erdöl und Erdgas liegen Informationen über die abbauwür-
digen Vorkommen im Festlandsockel vor (Tabelle 26).  Die bekannten 
abbauwürdigen Vorräte an  Erdöl  und Erdgas im Festlandsockel ma-
chen etwa 69 vH bzw.  41 vH der terrestrischen Vorkommen aus.  Die 
größten Anteile an den abbauwürdigen Reserven im Festlandsockel 
haben die Vereinigten Staaten,  das Vereinigte Königreich sowie Nor-
wegen.  Die Anteile der Erdöl- und Erdgasförderung im Festlandsockel 
an deI' Weltförderung haben sich in den siebziger Jahren kräftig er-
höht (Tabelle 27).  Dies deutet auf eine gestiegene Wettbew~rbsfähig­
keit der Förderung im Festlandsockel hin. 
Tabelle 27 - Förderung von Erdöl und Erdgas im Festlandsockela 
1969-1975 
Produkt  1969  1970  1971  1972  1973  1974  1975 
Rohöl und 
Kondensate  14,9  16,4  17,4  17,8  18,6  17,2  16,9 
Naturgas  13,8  15, 1  15, 7  13, 5  17, 1  20,3 
aIn vH der Weltförderung. 
Quelle:  Eckert [1978,  S.  98]. 
244.  Tritt der Text für das neue Seerecht,  in dem sich nicht zuletzt 
di)e  Festlandsockelinteressen der Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union niederschlagen,  in Kraft,  so werden erneut diejenigen Staaten 
weitgehend übergangen,  die eine internationale Kontrolle der Nutzung 
des Festlandsockels der Bildung nationaler Eigentumsrechte vorzie-
hen.  Widerstand gegen den neuen Vertrag kommt auch aus der Bun-
des republik Deutschland,  die wenig Eigentumsrechte am Festlandsok-
kel hinzugewinnen würde und deshalb häufig zu den "Verlierern" der 
Dritten Seerechtskonferenz gezählt wird [vgl. Jenisch, 1981, S.  19 ff.]. 
Im Vergleich zu Ländern,  die einen großen Anteil am Festlandsockel 
beanspruchen,  mag die Bundesrepublik - auch unter rein ökonomi-
1  Die jährliche Fördermenge im Meeresbergbau betrug Ende der siebziger 
Jahre etwa 42,4 Mill.  t. 152 
sehen Gesichtspunkten - relativ ungünstig dastehen.  Wie im folgenden 
gezeigt wird,  muß dies apriori aber nicht bedeuten,  daß ein freier 
Zugang zum Festlandsockel für die Bundesrepublik gesamtwirtschaft-
lich vorteilhafter wäre als das in der neuen Konvention vorgesehene 
System nationaler Jurisdiktion. 
b. Nationale versus  internationale  Kontrolle 
245.  Nach dem Konventionstext  werden  der gesamte  Meeresboden 
- Festlandsockel und Tiefseeboden - und seine Ressourcen einer in-
stitutionellen Kontrolle unterworfen.  Einen freien,  unkontrollierten 
Zugang zu den Schätzen des Meeresbodens wird es nach den Vorstel-
lungen der Seerechtskonferenz nicht geben.  Die Alternative zu einer 
erweiterten nationalen Kontrolle über den Festlandsockel bestünde 
unter dem neuen Seerecht deshalb nicht in einem System des freien 
Zugangs,  sondern in einem System der internationalen Kontrolle.  In 
der Diskussion über das Für und Wider nationaler oder internationa-
ler Kontrolle des erweiterten Festlandsockels stehen Verteilungsas-
pekte im Vordergrund.  Allokationseffekte unterschiedlicher institu-
tioneller Regelungen spielen demgegenüber nur eine untergeordnete 
Rolle.  Dies spiegelt sich in der neuen Konvention wider,  die Regeln 
für die Verteilung der Gewinne aus dem Meeresbergbau im erweiter-
ten Festlandsockel enthält,  nicht aber Regeln für eine effiziente Ab-
baupolitik. 
246.  Ob die Kontrolle über die Ressourcen im Festlandsockel von ei-
ner nationalen oder einer internationalen Behörde ausgeübt wird, kann 
unter den in der' Realität herrschenden Bedingungen die Effizienz der 
Ausbeutung beeinflussen.  Um die Vor- und Nachteile erörtern zu kön-
nen,  sind Informationen über die zu erwartenden Verhaltensweisen 
notwendig.  Der Konventionstext enthält allerdings keinerlei Regeln 
für die Abbaupolitik im vorgesehenen System nationaler Jurisdiktion 
über den  Festlandsockel,  und es gibt auch  keinen Entwurf für eine 
mögliche Nutzung von Festlandsockelressourcen durch eine interna-
tionale Behörde. Daher können die Allokationswirkungen einer nationa-
len oder einer internationalen Kontrolle nur unter verschiedenen An-
nahmen über die Verhaltensweise der Eigentümer diskutiert werden. 
247.  Ein System nationaler Jurisdiktion schneidet günstig ab,  wenn 
man die Förderpraxis wichtiger Staaten mit der im Konventionstext 
enthaltenen Konzeption einer internationalen Behörde für den Tiefsee-
bergbau vergleicht.  Die Vereinigten Staaten,  die über den größten An-153 
teil am Festlandsockel verfügen, wenden ein vergleichsweise effizien-
tes Verfahren bei der Vergabe der Schürfrechte an. Der Festlandsok-
kel ist in Nutzungsareale aufgeteilt, die meistbietend versteigert wer-
den. Gleichwohl wird auch in diesem Fall die optimale Allokation ge-
stört, wenn aus.Jiskalischen Gründen die Produktions  mengen mit einer 
Abgabe belastet werdenl •  Diese Abgaben haben zur Folge, daß weniger 
Rohstoffe gefördert werden, als es gesamtwirtschaftlich vorteilhaft 
wäre. Die Abgabe, die die Grenzkosten der Förderung erhöht, kann au-
ßerdem dazu führen, daß die Vorkommen weniger intensiv ausgebeutet 
werden. Die Regelungen Norwegens und des Vereinigten Königreichs, 
also von Ländern, die für die Bundesrepublik als Lieferanten von Öl und 
Gas eine immer wichtigere Rolle spielen, scheinen vor allem aus zwei 
Gründen weniger effizient zu sein als die der Vereinigten Staaten
2
.  Zum 
einen werden die Schürfrechte nicht meistbietend versteigert,  son-
dern administrativ vergeben.  Zum anderen werden heimische Firmen 
bei der Lizenzvergabe bevorzugt behandelt,  so daß sich die Chancen 
von Unternehmen aus der Bundesrepublik,  selbst Lizenzen zu bekom-
men oder von Lizenznehmern im Wege von "joint ventures" an der 
Förderung in der Nordsee beteiligt zu werden,  in der Vergangenheit 
als äußerst gering erwiesen haben.  Bei der Vergabe der Lizenzen, 
die in jüngerer Zeit nur noch an staatliche Gesellschaften des jeweils 
eigenen Landes erfolgt,  müssen sich die Lizenznehmer verpflichten, 
heimische Waren und Dienstleistungen für die Errichtung und den Be-
trieb von Fördereinrichtungen zu verwenden,  es sei denn,  die heimi-
schen Anbieter hätten ausgeprägte internationale Wettbewerbsnach-
teile.  Die Exportchancen und Kooperationsmöglichkeiten der westdeut-
schen meerestechnischen Industrie in der britischen und norwegischen 
Nordsee sind unter derart protektionistischen Klauseln stark einge-
schränkt.  In den nordamerikanischen Festlandsockelgebieten dürften 
die Förderunternehmen der Bundesrepublik auf geringere künstliche 
Handels- und Investitionshemmnisse stoßen.  Insgesamt läßt sich sa-
gen,  daß in den betrachteten Ländern aus außerökonomischen Grün-
den mehr oder weniger große Abweichungen von der optimalen Allo-
kation der Ressourcen in Kauf genommen werden. 
1  Im übrigen wird das amerikanische System auch aus anderen Gründen 
kritisiert.  Beispielsweise treten "common-pool"-Probleme auf,  weil 
sich gelegentlich die Nutzungsfelder nicht mit den Lagerstätten decken. 
Zu einer ausführlichen Kritik am amerikanischen System vgl.  Eckert 
[ 19 78,  S.  10 1 ff. ] . 
2  Eine Darstellung der Staatenpraxis dieser Länder findet sich in  Swan 
[1979,  S.  45 ff.]. 154 
248.  Diese Verzerrungen erscheinen jedoch klein im Vergleich zu ei-
nem System internationaler Kontrolle nach dem Muster der für den 
Tiefseebergbau vorgesehenen Behörde (vgl. Kapitel V). Nach dem Kon-
ventionstext  soll diese  Behörde  durch ein eigenes  supranationales 
Unternehmen  (Enterprise) selbst Tiefseebergbau betreiben.  Der pri-
vate  Tiefseebergbau soll durch  eine  Vielzahl von  Maßnahmen in sei-
ner  Entfaltung  gehemmt werden.  Dazu  gehören insbesondere  starre 
Zugangs regelungen und ein obligatorischer Technologietransfer an 
das Enterprise.  Verschiedene Ma'ßnahmen sollen gewährleisten,  daß 
dieses Unternehmen einen bestimmten Anteil am Tiefseebergbau er-
reicht.  So soll es Subventionen erhalten.  Die privaten Unternehmen 
hätten'hingegen Abgaben an die Behörde in Form von Förderzinsen 
und Gewinnsteuern zu entrichten.  Die Regulierung des Zugangs hat 
auch die Aufgabe,  die Eigentümer terrestrischer Vorkommen vor Er-
tragseinbußen zu schützen. 
249.  Angesichts einer solchen Konstruktion,  die geradezu darauf ab-
zielt,  einen effizienten Tiefseebergbau zu verhindern,  mag es ver-
ständlich erscheinen,  daß es selbst in einem rohstoffarmen Land wie 
der Bundesrepublik Stimmen gibt,  die die nationale Jurisdiktion einer 
internationalen Kontrolle von Festlandsockelgebieten vorziehen.  Denn 
es könnte durchaus sein,  daß eine internationale Kontrolle des Fest-
landsockels ähnlich aussehen würde wie die im Konventionstext kon-
zipierte Behörde für den Tiefseebergbau1• 
250.  Ein Vorteil einer internationalen Kontrolle wäre allerdings darin 
zu sehen,  daß Konflikte aufgrund divergierender Interpretationen des 
- seewärts wenig präzise geregelten - Grenzverlaufs des Festland-
sockelgebietes weitgehend vermieden werden könntenz •  Gegen  das 
1  Auf die Errichtung einer Behörde für den Tiefseebergbau haben die Ent-
wicklungsländer großen Wert gelegt.  Als Motiv für diese Haltung wird 
häufig ihr Bestreben angeführt,  auf diesem Weg ein Stück der von ihnen 
geforderten "Neuen Weltwirtschaftsordnung" durchzusetzen.  Vermutlich 
würden die Entwicklungsländer,  diE~ in fast allen Gremien der Vereinten 
Nationen über eine Stimmenmehrheit verfügen,  für den Bergbau im Fest-
landsockel ähnliche Spielregeln vorziehen,  wie sie für den Tiefseeberg-
bau geplant sind. 
2  Sowohl im vorgesehenen Regime als auch in einem Regime internationa-
ler Kontrolle,  das bis an die Küstenmeere heranreichen würde,  kann es 
zu "common-pool" -Problemen bei grenzüberschreitenden Lagerstätten 
kommen.  Allerdings sind derartige Probleme im Falle der Nutzung des 
Festlandsockels leichter in den Griff zu bekommen als im Falle der Fi-155 
vorgesehene System nationaler Jurisdiktion,  in dem die Staaten in 
ihrer Abbaupolitik an keine international vereinbarten Regeln gebun-
den sind,  bestehen im übrigen weitere gewichtige Vorbehalte.  Folgen-
de Kritikpunkte verdienen besondere Beachtung: 
- Die Gefahr des Protektionismus und insbesondere der Kartellbil-
dung ist groß. 
- Die schleichende Ausweitung der Jurisdiktion kann nicht unterbun-
den werden. 
- Maßnahmen zur internationalen Redistribution von Erträgen sind 
schwer durchzusetzen. 
a..  Die Gefahr der Protektion 
251.  Im Falle nationaler Jurisdiktion ist aufgrund historischer Erfah-
rungen die Vermutung nicht unbegründet,  daß bei der Vergabe von För-
derlizenzen auch künftig heimische Firmen bevorzugt werden.  Ebenso 
scheint bei nationalen Behörden die Gefahr größer,  daß heimischen 
Weiterverarbeitern günstigere Lieferbedingungen eingeräumt werden. 
Im Falle einer i~ternationalen Behörde mag die Wahrscheinlichkeit, 
daß Förderbetriebe 1;>estimmter Länder bei der Vergabe von Förder-
lizenzen bevorzugt werden,  geringer sein.  Sofern aber die interna-
tionale Behörde selbst Bergbau betreibt und die privaten Förderbe-
triebe ähnlich diskriminiert wie im Tiefseebergbau,  wird das Alloka-
tionsziel vermutlich stärker verletzt als durch Protektionsmaßnah-
men nationaler Behörden. 
252.  Gegen die Errichtung nationaler Behörden wird häufig  vorge-
bracht,  daß die Förderländer versuchen würden,  ein Kartell zu bil-
den.  Im Falle einer internationalen Behörde,  bei der auch die Ver-
braucherländer mitsprächen,  wäre es hingegen unwahrscheinlich,  daß 
institutionelle Monopolrenten entstehen.  Diese Argumentation scheint 
allerdings nicht zwingend,  wenn man sich auch hier die Konzeption für 
den Tiefseebergbau vor Augen hält.  Dort sind Regelungen vorgesehen, 
die verhindern sollen,  daß der Tiefseebergbau die wirtschaftliche La-
ge terrestrischer Produzenten verschlechtert. 
scherei.  Erdöl- und Erdgasfelder sind stationär und vergleichsweise 
leicht lokalisierbar.  Im Regelfall werden Eigentumsansprüche nur von 
zwei Parteien geltend gemacht.  So gibt es auch in der Praxis für diesen 
Fall Lösungsmodelle,  die sich bewährt haben [Lagoni, 1979].  Bei nicht 
eindeutig festgelegten Grenzverläufen werden solche Lö~ungen selbstver-
ständlich erschwert. 156 
ß.  Schleichende Ausweitung der Jurisdiktion 
253.  Das Prinzip der Freiheit der Meere ist in der Zeit nac:rh  1945 
mehr und mehr im Wege einseitiger Ansprüche der Küstenstaaten so-
wohl in geographischer Hinsicht als auch im Hinblick auf Nutzungs-
formen der M,eeresgebiete ausgehöhlt worden. Da es meist gelang, das 
internationale Recht der Staatenpraxis anzupassen,  wird von Befür-
wortern des alten Rechtszustandes befürchtet,  daß sich auch nach dem 
Abschluß der Dritten Seerechtskonferenz die schleichende "Jurisdik-
tionsausweitung fortsetzt und vor allem die freie Schiffahrt und die 
Meereßforschung beeinträchtigt werden könnten.  Die Wahrscheinlich-
keit,  daß die Küstenstaaten auch in Zukunft neue Eigentumsansprüche 
erheben werden,  ist tatsächlich groß.  Es wird befürchtet,  daß dies 
bei den Festlandsockelgebieten schon aufgrund der unpräzisen Grenz-
markierungen im Konventionstext eintreten wird.  Eine solche  Ent-
wicklung wäre unter Allokationsgesichtspunkten jedoch eher von Vor-
teil,  sofern  die  Kosten der Eigentumsbildung gering bleiben.  Denn 
die Ressourcen in diesen Gebieten würden - wie die vorangegangene 
Diskussion gezeigt hat - unter nationaler Kontrolle effizienter ausge-
nutzt werden als unter internationaler Kontrolle nach dem Muster der 
Meeresbodenbehörde .  Die Schaffung umfassender Eigentumsrechte an 
den Festlandsockelgebieten wäre eine wichtige Voraussetzung dafür, 
daß sich die jeweils überlegenere Nutzungsform durchsetzen kann. Ver-
mutlich setzen sich im System nationaler Jurisdiktion institutionelle 
Innovationen rascher durch als in einem System internationaler Kon-
trolle der Meeresbodenressourcen,  weil es keines zeitaufwendigen 
internationalen Abstimmungsprozesses bedarf. 
y.  Verteilungsgesichtspunkte 
254.  Unter Verteilungsaspekten wird einer internationalen Behörde 
häufig der Vorzug gegeben,  weil es eher möglich sei,  durch redistri-
butive Maßnahmen die Verbraucherländer an den Erträgen der Allo-
kationsverbesserung zu beteiligen oder aber wenigstens Wohlfahrts-
verluste für sie zu vermeiden.  Dieses Argument scheint relevant, weil 
zahlreiche Entwicklungsländer über keine oder nur geringe eigene 
Rohstoffvorkommen verfügen. 
255.  In der Tat ist es unwahrscheinlich,  daß in einem System natio-
naler Behörden die Einnahmen aus Versteigerungen (oder Gebühren) 
in gleicher Weise verteilt werden wie im Falle einer internationalen 
Behörde.  Lizenzeinnahmen nationaler Behörden fließen erfahrungsge-157 
mäß ganz oder überwiegend in den heimischen Staatshaushalt.  Im Fal-
le einer internationalen Behörde würde vermutlich der überwiegende 
Teil der Lizenzeinnahmen wirtschaftlich zurückgebliebenen Ländern 
zugute kommen.  Zur Rechtfertigung nationaler Jurisdiktion wird da-
gegen oft vorgebracht,  nationale Behörden könnten die Lizenzeinnah-
men nach den gleichen Kriterien wie eine internationale Behörde ver-
teilen.  Instrumental betrachtet,  ist ein solches Argument sicherlich 
richtig.  Es scheint aber wirklichkeitsfremd,  wenn man die Motive 
der Ausweitung nationaler Jurisdiktion in Betracht zieht:  Denn mit 
der Entscheidung über das Eigentum am Festlandsockel ist auch eine 
Vorentscheidung über die regionale Verteilung der Erträge aus dem 
Abbau-von Rohstoffvorkommen gefallen. 
256.  Länder,  die bei der Verteilung des Festlandsockels mehr oder 
weniger leer ausgehen,  befürchten daher,  daß sie durch die im Kon-
ventionsentwurf vorgesehene Regelung der Eigentumsrechte am Fest-
landsockel wirtschaftlich geschädigt oder benachteiligt werden.  Inwie-
weit diese Befürchtungen gerechtfertigt sind,  soll im folgenden näher 
untersucht werden.  Bei dieser Analyse werden drei idealtypische Län-
derg~uppen unterschieden: 
- Länder mit terrestrischen Rohstoffvorkommen, 
- Länder mit maritimen Rohstoffvorkommen, 
- Verbraucherländer (ohne Rohstoffvorkommen). 
Aus Gründen der Vereinfachung werden die Eigentümer der Vorkom-
men und die Produzenten der Rohstoffe als identisch betrachtet. 
257.  In Ländern mit terrestrischen Rohstoffvorkommen steigt das Re-
aleinkommen der Verbraucher,  wenn die Preise für Rohstoffe infolge 
einer vermehrten Rohstoffproduktion durch Meeresbergbau sinken. 
Dieser Einkommenszuwachs fällt in bisherigen Nettoexportländern 
aber kleiner aus als die Gewinnminderung der heimischen Rohstoff-
produzenten. Übertreffen die produktions  steigernden die produktions-
dämpfenden Effekte der Eigentumsbildung am Festlandsockel (Ziffer 
235 f.),  so geht das Gesamteinkommen terrestrischer (nettoexportie-
render) Rohstoffländer nicht nur im Vergleich zur übrigen Welt,  son-
dern absolut zurück.  Wirkt sich die Eigentumsbildung insgesamt pro-
duktionsdämpfend aus,  so ergibt sich für terrestrische Förderländer 
das umgekehrte Bild.  Der dann zu erwartende Preisanstieg in den Ex-
portländern führt dazu,  daß der Gewinn der Produzenten größer ist 
als der Realeinkommensverlust der Konsumenten. 158 
258.  Im Unterschied zu Ländern mit terrestrischen Vorkommen stei-
gen in Ländern mit maritimen Rohstoffvorkommen auch die Produ-
zenteneinkommen,  wenn aufgrund der Eigentumsbildung die Förde-
rung von Rohstoffen ausgeweitet wird.  Führt die Eigentumsbildung zu 
einem Rückgang der Produktion und zu einem Anstieg der Preise,  so 
erhöht sich in den Ländern mit maritimen Rohstoffvorkommen das 
Produzenteneinkommen  stärker,  als  das  Konsumenteneinkommen 
sinkt.  Insgesamt betrachtet wird sich,das Einkommen der Länder mit 
maritimen Rohstoffen in jedem Fall erhöhen.  Die  Langküstenstaaten 
wären absolut und relativ Gewinner,  w~nn die Konvention für den Fest-
landsockel in Kraft träte. 
259.  In Verbraucherländern steigt das Gesamteinkommen,  wenn auf-
grund einer zusätzlichen Förderung die Preise für Rohstoffe zurück-
gehen.  Das EinkOlnmen der Verbraucherländer sinkt,  wenn es bei im 
Planungszeitraum erschÖpfbaren Ressourcen zu einem Preisanstieg 
kommt;  eine verbesserte intertemporale Allokation brächte für die 
Verbraucherländer (bei einer utilitaristischen Nutzenfunktion) einen 
Einkommensverlustl.  Übertreffen die produktionssteigernden die pro-
duktlonsdämpfenden Effekte,  so erhöht sich das Einkommen der Ver-
braucherländer absolut.  Im Vergleich zur übrigen Welt geht aber das 
Einkommen der Verbraucherländer zurück.  Von daher mag es ver-
ständlich erscheinen,  daß zahlreiche Verbraucherländer die interna-
tionale Kontrolle der Meeresressourcen einer nationalen Jurisdiktion 
vorziehen oder auf der Seerechtskonferenz eine stärkere Beteiligung 
an den Gewinnen der Festlandsockelstaaten durchzusetzen versuchten. 
260.  Die Länder mit nur kurzen Meeresküsten oder ohne jeden Zu-
gang zum Meer bezeichnen die Ressourcen des Meeresbodens,  und 
nicht nur die des Tiefseebodens,  als gemeinsames Erbe der Mensch-
heit.  Das Prinzip des gemeinsamen Erbes,  das noch zu Beginn der 
Dritten UN -Seerechtskonferenz auch von wichtigen Langküstenstaaten2 
akzeptiert wurde,  hat jedoch im Verlauf der Konferenz mehr und mehr 
an Boden verloren.  Dies zeigt sich nicht zuletzt auch daran,  daß im 
Konventionstext nur eine geringe internationale Redistribution vorge-
sehen ist. 
1  Zu den Implikationen anderer Nutzenfunktionen vgl.  Solow [1974]  und 
Real [1980] . 
2  Auch der damalige Präsident der Vereinigten Staaten,  L. B. Johnson, reih-
te sich 1966 in die Reihe der Befürworter einer internationalen Kontrolle 
ein: "We must insure,  that the deep sea and the ocean bottom are,  and 
remain,  the legacy of all human beings" [Luard,  1974,  S.  84]. 159 
Ob die von der Seerechts  konferenz getroffenen Regelungen der Eigen-
tumsrechte und der redistributiven Maßnahmen künftig zu Lasten der 
Langküstenstaaten revidiert werden können,  scheint zweifelhaft.  Eine 
andere Frage ist,  ob Länder,  die durch die neue Regelung geschädigt 
oder benachteiligt werden,  durch ihre Unterschrift diesen Teil der 
Konvention auch noch gutheißen sollen. 
261.  Unter diesem Gesichtspunkt sollten sich Verbraucherländer reif-
lich überlegen,  ob sie über Zeichnung und Ratifikation der Konvention 
die nationale Kontrolle über den Festlandsockel bestätigen oder ob 
sie (weiterhin) für eine Regelung eintreten wollen,  die eine gleichmä-
ßigere-Verteilung der Gewinne ermöglicht.  Dies gilt insbesondere für 
die wirtschaftlich weit zurückgebliebenen Länder Innerafrikas,  deren 
Einkommensabstand zu  den ohnehin an der  Spitze der Einkommens-
pyramide stehenden Langküstenstaaten (Vereinigte Staaten,  Kanada, 
Vereinigtes Königreich,  Frankreich,  N~rwegen) sonst noch größer 
würde.  Für ein rohstoffarmes,  aber sonst reiches Land wie die Bun-
desrepublik Deutschland mag die Frage der Redistribution anders be-
urteilt werden.  Es dürfte aber auch in ihrem Interesse liegen,  wenn 
dUI\ch eine stärkere Redistribution zugunsten der wirtschaftlich zu-
rückgebliebenen Länder der Nord-Süd-Konflikt entschärft wird. 
3.  Exkurs:  EG-Recht  und Festlandsockel 
262.  Ebenso wie bei anderen Neuerungen im internationalen Seerecht 
ergeben sich für die Bundesrepublik auch beim Recht der Nutzung des 
Festlandsockels Besoriderheiten aus ihrer Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft.  Die Ausdehnung der Kompetenzen 
der Küstenstaaten auf den Meeresboden des Festlandsockels hat zwar 
bisher nicht so großes Aufsehen erregt wie die Errichtung von Fische-
reizonen,  berührt aber ebenfalls die Rechte der Gemeinschaft. 
263.  Es geht nicht - wie im Bereich der Fischerei - um die Durch-
führung einer gemeinsamen Politik,  sondern um die Frage,  inwieweit 
das Gemeinschaftsrecht bei der Ausbeutung der Rohstoffe des Fest-
landsockels beachtet werden muß.  Gilt beispielsweise das Prinzip 
des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs auch im Bereich des 
Festlandsockels?  Diese Frage ist etwa für deutsche Firmen,  die sich 160 
an der Erschließung des britischen Anteils am Nordseeboden beteili-
gen wollen,  von großer Bedeutung.  Wenn der Festlandsockel aller Mit-
gliedstaaten für die Aktivitäten deutscher Unternehmen entsprechend 
den wirtschaftlichen Freiheiten des EWG-Vertrages und  ohn~ Diskri-
minierung offen ist,  kann eine möglichst weite Ausdehnung für die Bun-
des republik von Nutzen sein,  obwohl der deutsche Anteil selbst klein 
und nicht ausdehnungsfähig ist. 
264.  Das Gemeinschaftsrecht gilt für die Nutzung des Festlandsockels 
sowohl dann,  wenn die EG als solche dort Zuständigkeiten erworben 
hat,  als auch dann,  wenn die Kompetenzen zwar den einzelne~ Mit-
gliedstaaten zustehen,  aber nur nach Maßgabe des Gemeinschaftsrechts 
ausgeübt werden dürfen. 
Nach den Regeln des modernen Völkerrechts stehen die 11 souveränen 
Rechte" zur Erforschung und Nutzung des Festlandsockels zwar den 
Uferstaaten (coastal states) zu,  wozu weder ein Akt der Besitzergrei-
fung  (Okkupation) noch ei~e besondere Erklärung erforderlich ist [UN, 
c,  Art.  2  Abs.  1 und 3].  Damit ist aber eine Zuständigkeit der  Ge-
meinschaft  für  die  Nutzung  des  Festlandsockels noch nicht ausge-
schlossen.  Das Völkerrecht berücksichtigt in seinen Grundregeln das 
Bestehen der Gemeinschaft häufig nicht ausdrücklich.  Auch die For-
mulierungen des Konventionstextes erwähnen die Gemeinschaft nicht. 
Das hat den Rat aber nicht daran gehindert,  die Zuständigkeit der EG 
für die Fischereipolitik geltend zu machen. 
265.  Allerdings haben die EG-Länder,  soweit sie Küstenstaaten sind, 
ausdrücklich erklärt,  sie nähmen die Rechte am Festlandsockel in 
Anspruchl .  In der Bundesrepublik wurde außerdem am 14. Juli 1964 
ein Gesetz zur vorläufigen Regelung dieser Rechte erlassen [BGBL 
1964 I, S.  497], das ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt ausspricht: Die 
Aufsuchung von Bodenschätzen des deutschen Festlandsockels, die Ge-
winnung solcher Bodenschätze und die Forschungstätigkeit mit Bezug 
auf den Festlandsockel sind verboten,  11 soweit sie nicht ... vorläufig 
erlaubt werden" [ibid.,  §  1].  Zur Erteilung der  Erlaubnis ist  "in 
bergtechnischer und bergwirtschaftlicher Hinsicht" das Oberbergamt 
in Clausthal-Zellerfeld zuständig,  sonst das Deutsche Hydrographi-
sche Institut in Hamburg [ibid. J  §  2] . 
1  Vgl.  für die Bundesrepublik die Proklamation  vom  20.  Januar  1964 
[BGBL  1964 II,  S.  104]. 161 
266.  Ähnliche Regelungen gibt es in anderen EG-Ländern.  Sie zeigen, 
daß die Rechte an dem Festlandsockel zunächst einmal national in An-
spruch genommen werden.  Eine gemeinsame Erklärung der EG,  wie 
sie 1976 bei der Errichtung der Fischereizone erfolgte, wurde auch 
später nicht abgegeben.  Anfang der sechziger Jahre,  aber auch spä-
ter,  bestand dazu keine Veranlassung,  weil es - anders als bei der 
Fischereipolitik - für die mit der Nutzung des Festlandsockels ver-
bundenen Tätigkeiten keine Zuständigkeiten der Gemeinschaft  gab. 
Eine solche Zuständigkeit wurde auch in den folgenden Jahren nicht 
begründet.  Die nach 1970 eingeführten Kompetenzen für die Fische-
~eipolitik sind hier nicht betroffen,  denn die Nutzungdes Festland-
sockels erfaßt nicht die Nutzung der darüber liegenden Wassersäule 
einschließlich der Fischerei.  Sie soll die Fischerei sogar ausdrück-
lich nicht "ungerechtfertigt behindern"  rUN,  c, Art.  5 Abs.  1]. 
267.  Die Ausbeutung der Bodenschätze ist somit im Zuständigkeits-
bereich der Mitgliedstaaten geblieben.  Daran ändert sich auch nichts, 
wenn berücksichtigt wird,  daß bei der Gewinnung von Erdöl,  Erdgas 
oder Mineralien aus dem Meeresuntergrund die Umwelt gefährdet wer-
den kann und die EG einige Kompetenzen auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes erlangt hat.  Soweit solche Kompetenzen überhaupt zum Zuge 
kommen,  können sie  sich allenfalls in Auflagen und Vorschriften für 
das Aufsuchen und Ausbeuten von Lagerstätten äußern,  nicht aber in 
einer Zuständigkeit für die Bergbaupolitik.  Zu prüfen bleibt also,  ob 
Vorschriften des Gemeinschaftsrechts auf die wirtschaftliche Nutzung 
des Festlandsockels anwendbar sind. 
a.  Die  Anwendbarkeit  des  Gemeinschaftsrechts  auf 
den  Festlandsockel 
268.  Das Gemeinschaftsrecht ist dann auf den Festlandsockel anwend-
bar,  wenn sein territorialer Anwendungsbereich auch dieses "Gebiet" 
erfaßt und die Nutzung des Festlandsockels unter die wirtschaftlichen 
Tätigkeiten fällt,  die vom Gemeinschaftsrecht beherrscht werden. 
Vernachlässigt man die Verträge über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft,  die beide für die Nutzung des Festlandsockels kei-
ne Bedeutung haben,  dann ist für die territoriale Geltung des Gemein-
schaftsrechts zunächst Art.  227 EWG-Vertrag heranzuziehen.  Dieser 
Artikel spricht nicht vom IIHoheitsgebiet" der Mitgliedstaaten wie der 162 
entsprechende Art.  198 für die Euratom.  Wohl aber geschieht das an 
anderen Stellen des EWG-Vertrages,  so in Art.  52,  nach dem "die 
Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats" aufge-
hoben werden. 
2 69.  E~ fragt sich also,  ob der Festlandsockel als "Hoheitsgebiet" der 
Mitgliedstaaten gelten kann.  Uneingeschränkte Hoheit üben die Ufer-
staaten dort nicht aus.  Nach der Konvention über den Festlandsockel 
[UN,  c,  Art.  2]  und auch nach dem Koriventionsentwurf [UN,  e, Art. 
77]  sind sie nur berechtigt,  die Naturschätze des Meeresbodens und 
-untergrundes zu erforschen und auszubeuten,  wobei die Rechte an-
derer Staaten zu beachten sind,  die aus der Zeit der Meeresfreiheit 
noch fortbestehen [UN,  c,  Art.  3 und 4] . 
Abgesehen von der Tatsache,  daß die Hoheitsrechte auf dem Festland-
sockel funktional beschränkt sind,  wird das Wort' "Gebiet" wohl auch 
in einer unüblichen Weise gebraucht,  wenn man es auf einen Teil des 
Meeresgrundes anwendet.  Derartige  Schwierigkeiten hindern aber 
z. B.  im Falle des Küstenmeeres nicht daran,  diesen Meeresteil zum 
Hoheitsgebiet der Uferstaaten zu rechnen [Dahm,  1958,  S.  641].  Da-
bei ist nicht einmal"  Land" wie beim Meeresboden betroffen,  sondern 
lediglich die Wassersäule.  Eingeschränkt ist die staatliche Souveräni-
tät im Küstenmeer ebenfalls,  auf jeden Fall zugunsten der internatio-
nalen Schiffahrt. 
Die Begrenztheit der Rechte a.m Festlandsockel ist deshalb kein Hin-
dernis,  den Begriff "Hoheitsgebiet" auch dort anzuwenden - allerdings 
in einem durch die natürlichen und rechtlichen Bedingungen einge-
schränkten Sinne.  Das bedeutet: In Bezug auf die Rechte,  die den Kü-
stenstaaten am Festlandsockel zustehen,  ist dieser Teil des Meeres-
bodens als Hoheitsgebiet anzusehenl • 
270.  In welchem Umfang der Uferstaat Rechte aufgrund der Konven-
tion über den Festlandsockel ausüben will,  bestimmt ,er selbst. Nur 
soweit  die  Mitgliedstaaten  derartige  Rechte  in Anspruch nehmen, 
kommt eine Anwendung des Gemeinschaftsrechts in Betracht;  sie ist 
in diesem Umfang aber auch geboten. 
1  Natürlich sagt der Begriff "Hoheitsgebiet" dann nichts über den Umfang 
der Rechte des Uferstaates aus - und soll es auch nicht -,  sondern kenn-
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271.  Zum gleichen Ergebnis führt eine Betrachtung der wirtschaftli-
chen Zielsetzung des EWG-Vertrages.  Danach soll eine immer enge-
re Verflechtung der Volkswirtschaften und eine schrittweise Annähe-
rung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten herbeigeführt werden. 
Zu diesem Zweck ist es wichtig,  daß die wirtschaftlichen Tätigkeiten 
der EG-Länder möglichst vollständig erfaßt werden,  denn jede Aus-
nahme würde das Ziel der Integration beeinträchtigen.  Demgemäß ist 
von der umfassenden Gültigkeit des Gemeinschaftsrechts auszugehen, 
und Ausnahmen könnten nur dann anerkannt werden,  wenn sie sich 
zwingend begründen lassen. 
Dafür; daß der Festlandsockel generell aus dem Geltungsbereich des 
Gemeinschaftsrechts ausgenommen sein sollte,  gibt es keine stich-
haltige Begründung,  weil sich die Nutzung der dort gelegenen Res-
sourcen im Hinblick auf die Ziele des EWG-Vertrages nicht grund-
sätzlich von anderen Wirtschaftstätigkeiten unterscheidet.  Allerdings 
ist es möglich und sogar wahrscheinlich,  daß ein Teil der Bestimmun-
gen des Gemeinschaftsrechts der Eigenart von Tätigkeiten im Schelf-
gebiet nicht angemessen ist.  Dann können solche Einzelregelungen 
eben nicht angewandt werden.  Davon abgesehen,  sind die Mitgliedstaa-
ten verpflichtet,  das Gemeinschaftsrecht auch bei der Ausübung ihrer 
Funktionen auf dem Festlandsockel zu beachtenl . 
272. ,In Anbetracht eines von der irischen Regierung in der Rechts-
sache 61/77 ("Seefischerei")2 vorgebrachten Arguments ist noch zu 
prüfen,  ob das Gebiet des Festlandsockels überhaupt in den Anwen-
dungsbereich des Gemeinschaftsrechts fallen kann,  weil es erst nach 
Abschluß des EWG-Vertrages unter die Hoheitsgewalt der Uferstaaten 
gekommen ist.  Hinsichtlich der Fischereigewässer meinte die irische 
Regierung nämlich dem Sinne nach,  Rechtsakte der Gemeinschaft fän-
den nur auf den Teil des Hoheitsgebietes der Mitgliedstaaten Anwen-
dung,  der im Zeitpunkt des Erlasses ihrer Hoheitsgewalt unterstanden 
1  Vgl.  Thiesing  [1974];  Troberg  [1974];  Ipsen  [1972,  S.  95 f.;  1979, 
S.  185;  1981,  S.  314];  Constantinesco [1977,  S.  170 f.];  Arnold [1978, 
bes.  S.  276ff.];  Hardy[1975,  S.  344];  Jenisch [1979,  S.  244;  1980, 
S.  32];  Krämer [1978;  1979];  Lautenschlager [1980,  S.  11];  Platzöder 
[1978,  S.  155];  Vignes [1973,  S.  87];  Wenger [1971] . - Maull  [1980] 
scheint von der Einbeziehung des Festlandsockels in die Gemeinschaft 
auszugehen.  Rüster [1977]  und Rojahn [1979]  behandeln die EG-Fragen 
nicht. 
2  Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften vom 16.  Fe-
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habe.  Entsprechend könnte es fraglich sein,  ob die Regeln des EWG-
Vertrages für die Partnerstaaten vom 25.  März 1957 etwa nur so weit 
gelten,  wie deren Hoheitsgebiet damals reichte - und das heißt: ohne 
Festlandsockel. 
Eine solche Auffassung dürfte jedoch den Grundsätzen des Völkerrechts 
bei Gebietsveränderungen widersprechen.  Zwar ist das Prinzip der 
beweglichen Vertragsgrenzen [Dahm,  1961,  Bd.  3,  S.  109]  ursprüng-
lich auf Veränderungen des Landgebietes gemünzt.  Die Erweiterung 
des Hoheitsgebietes um den Festlandsockel ist aber im Hinblick auf 
den Sinn der Bestimmung der Ausweitung des Landgebietes gleichzu-
setzen: Internationale Verträge sollen für das Hoheitsgebiet der Ver-
tragspartner im jeweiligen Umfang gelten - es sei denn,  sie sind aus-
drücklich gebietsbezogen. 
Außerdem käme der "irische Einwand" nur für die  ursprünglichen 
Partner des Vertrages von Rom in Betracht.  Als im Jahre 1972 Däne-
mark,  Irland und das Vereinigte Königreich der Gemeinschaft beitra-
ten,  war die Fe'stlandsockel-Konvention schon in Kraft getreten.  Die 
der Hoheitsgewalt dieser drei Länder unterstehenden Teile des Fest-
landsockels waren demgemäß aUGh  mit erfaßt. 
Das "irische" Argument kann damit aber auch für die Teile des Fest-
landsockels nicht zutreffen,  die der Hoheitsgewalt der ursprünglichen 
EG-Länder unterstehen.  Da der EWG-Vertrag durch den Beitritt ver-
ändert wurde,  sind implizit auch die Änderungen vorgenommen wor-
den,  die der neuen Rechtslage im Hinblick auf den Geltungsbereich 
Rechnung tragen.  Gerade in dieser Hinsicht wurde der Vertrag - näm-
lich Art.  227 - wegen der Einführung der drei neuen Mitgliedstaaten 
sogar ausdrücklich geändert. 
273.  Der Europäische Gerichtshof weist den Einwand der irischen Re-
gierung "hinsichtlich des geographischen Anwendungsbereichs" zu-
rück [EG,  d,  1978,  S.  446,  448].  Das Urteil ist aber auch in Bezug 
auf den funktionalen Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts von 
Bedeutung.  So kann die Feststellung,  daß "wie jede andere wirtschaft-
liche Tätigkeit auch die Fischereitätigkeit unter den EWG-Vertrag" 
[ibid.,  S.  444]  fällt,  sinngemäß auf die Nutzung des Festlandsockels 
übertragen werden.  Es ist damit klargestellt,  daß dem Gemeinschafts-
recht auch solche wirtschaftlichen Tätigkeiten unterworfen sind,  die 
nicht nur in geographischer,  sondern auch in sachlicher Hinsicht neu 
sind.  Der Gerichtshof behandelt außerdem den Fall,  daß die EG für 
eine Materie zwar zuständig ist,  aber diese Zuständigkeit noch nicht 165 
in Anspruch genommen  hat.  Werden  die  Mitgliedstaaten  anstelle 
der Gemeinschaft tätig,  dann müssen sie ihre Verpflichtungen zur Zu-
sammenarbeit beachten [ibid.,  S.  449]  und insbesondere jede Diskri-
minierung auf Grund der Staatsangehörigkeit vermeiden [ibid. ,  S. 451 ]1. 
274.  Damit wird die Rechtsauffassung bestätigt,  welche die Kommis-
sion seit langem vertreten hat,  nämlich,  daß die Bestimmungen des 
EWG-Vertrages - soweit sie anwendbar sind - auch für die Ausübung 
der  Hoheitsrechte  am Festlandsockel gelten.  In  diesem  Sinne äu-
ßerte sich  die  Kommission  in  einem  Memorandum aus  dem Jahre 
1970,  in dem es heißt2  :  "D~e individuelle Ausübung des Hoheitsrechts 
durch einen Mitgliedstaat mit dem Ziel oder der Folge der Einführung 
einer öffentlichen Reglementierung muß den Bestimmungen des Ver-
trages von Rom insoweit unterworfen werden,  als sie unmittelbar die 
Ausübung der wirtschaftlichen Tätigkeiten,  auf die sich der Vertrag 
erstreckt,  berührt,  und dies bis zu den Hoheitsgrenzen,  die der Staat 
souverän für sich festlegt.  Wenn die Mitgliedstaaten gesetzliche Re-
gelungen dieser Art erlassen,  die den Festlandsockel betreffen,  d. h. 
einen geographischen Bereich festlegen,  der über die Grenzen ihrer 
Hoheitsgewässer hinausgeht,  werden infolgedessen die Vorschriften 
des Vertrages auf die von den Mitgliedstaaten für den betreffenden 
Bereich eingeführten Rechtsvorschriften anwendbar". 
275.  Diese Position hatte die Kommission vorher im Verfahren zum 
Erlaß der Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungsfrei-
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tä-
tigkeiten des Aufsuchens,  Schürfens und Bohrens bei der Erdöl- und 
1  Der Europäische Gerichtshof hat sich auch in einem ähnlich gelagerten 
Fall mit der Problematik beschäftigt.  Bezogen auf die Fischereizone 
heißt es in Leitsatz 2 des Urteils vom 16.  Februar 1978 [EG,  d,  1978, 
S.  417 f. ] :  11 •••  Verweisung auf die  1 geltenden Rechtsvorschriftenl  der 
einzelnen Mitgliedstaaten hinsichtlich der Begrenzung der ihrer Souve-
ränität oder Hoheitsgewalt unterliegenden Meeresgewässer [ist]  dahin 
auszulegen,  daß sie die zu jedem Z.eitpunkt während der Gültigkeit der 
fraglichen Verordnung jeweils geltenden Rechtsvorschriften betrifft.  Jede 
Ausdehnung der den Mitgliedstaaten unterstehenden Meeresgebiete hat 
demgemäß ohne weiteres eine gleiche Ausdehnung des Geltungsbereichs 
der Verordnung zur FolgeIl . 
2  Kommission der EG [EG,  c,  SEK (70) 3095,  1970,  S.  7]: Memorandum 
über die Anwendbarkeit des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
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Erdgasgewinnung1 vertreten.  Die Begründung zu dieser Richtlinie ent-
hält  den  Satz:  "Hinsichtlich des  räumlichen Anwendungsbereichs 
stimmt die vorliegende Richtlinie mit der oben erwähnten Richtlinie 
[vom 7.  Juli 1964 über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige Tätigkeiten 
des Bergbaus]  überein"2. 
2 76.  Die Auffassung der Kommission,  daß das Gemeinschaftsrecht 
auf die Wirtschaftstätigkeiten im Bereich des Festlandsockels anwend-
bar war, entsprach auch der EG-Praxis, wie sie sich in zwei Verord-
nungen des Rates niedergeschlagen hatte.  Gemäß der Verordnung über 
die gemeinsame Begriffsbestimmung für den Warenursprung [VO 802/ 
68 in EG,  a,  1968,  L  148,  S.  1]  gelten "Erzeugnisse,  die aus dem 
Meeresboden außerhalb der Hoheitsgewässer gewonnen worden sind", 
als vollständig in einem Land gewonnen oder hergestellt,  "sofern die-
ses Land zum Zwecke der Nutzbarmachung Ausschließlichkeitsrechte 
über diesen Teil des Meeresbodens ausübt" [ibid.,  Art.  4  Buchst. h] . 
In der Verordnung über die Bestimmung des Zollgebietes der Gemein-
sc};laft [Va 1496/68 in EG,  a,  1968,  L  238,  S.  1]  ist von den" Zoll-
regelungen für den Festlandsockel und für die zwischen der Küste bzw. 
dem Ufer und der Grenze der Hoheitsgewässer liegenden Gewässer, 
Sandbänke und Watten" [ibid. ,Art.  4] die Rede.  Dort heißt es,  daß 
diese Zollregelungen durch die Verordnung über das Zollgebiet nicht 
präjudiziert werden.  ' 
Inzwischen ist die Kommission zu der Auffassung gelangt,  daß für den 
Festlandsockel keine besondere Zollregelung erforderlich sei3  •  Eine 
1  Richtlinie des Rates vom 13.  März 1969 [EG,  a,  1969,  L  68,  S.  4]. 
Z  Hierzu war während des Rechtsetzungsverfahrens sowohl im Europäi-
schen Parlament [EG,  g,  Dok Nr.  119,  S.  10]  als auch im Wirtschafts-
und Sozialausschuß [EG,  a,  1968,  C  1,  S.  8]  angeregt worden,  den Satz 
durch einen anderen zu ersetzen,  der den Festlandsockel ausdrücklich 
nennt.  Die Kommission hielt jedoch an der ursprünglichen Fassung fest, 
weil sie der Auffassung war,  der Festlandsockel werden implizit vom 
Anwendungsbereich der Richtlinie von 1964 erfaßt.  Demgemäß war ein 
ausdrücklicher Hinweis überflüssig oder gar schädlich,  weil er in ande-
ren Fällen,  in denen der Festlandsockel nicht ausdrücklich genannt wird, 
Zweifel wecken könnte.  Ausführlich dazu Wenger [1971,  S.  186 ff. ] . 
3  Kommission der EG [EG,  c,  KOM (80) 658,  1980]: Vorschlag für eine 
Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung des Zollgebiets der Gemein-
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solche Regelung sei nicht generell,  sondern nur im Hinblick auf die 
Waren erforderlich,  die dort gewonnen werden können,  und für diese 
sei eine Regelung schon erfolgt,  da sie nach der Verordnung über den 
Warenursprung als in dem betreffenden Uferstaat gewonnen gelten.· 
277.  Mit dieser Überlegung sind allerdings nicht alle Erzeugnisse aus 
dem Festlandsockel erfaßt.  Die in Anhang I aufgeführten 'Mineralöl-
erzeugnisse fallen nicht unter die VO 802/68,  denn der Begriff des 
Ursprungs dieser Erzeugnisse soll erst später bestimmt werden [VO 
802/68,  Art.  3,  in EG,  a,  1968,  L  148].  Das ist zwar eine sehr be-
deutsame Ausnahme,  denn in Anhang I  zu VO 802/68 erscheinen bei-
spielsweise Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien,  roh (GZT Nr. 
27.09),  Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien,  ausgenommen rohe 
Öle (GZT Nr.  27. 10),  Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasser-
stoffe (GZT Nr.  27.11),  die Ausnahme'hat aber mit dem Rechtscha-
rakter des Festlandsockels nichts zu tun,  sondern beruht darauf,  daß 
sich die Mitgliedstaaten bisher generell nicht über Ursprungsbestim-
mungen für Mineralölerzeugnisse - ob auf dem Lande oder im Schelf-
gebiet gewonnen - einigen konnten.  Sie  beeinträchtigt deshalb  auch 
nicht das bisherige Ergebnis,  daß das EG-Recht bei der wirtschaft-
, lichen Nutzung des Festlandsockels anwendbar ist.  Dementsprechend 
hat die Kommission in einer Entscheidung,  die sie wegen des Start-
hilfeprogramms für die deutsc:;he Mineralölindustrie an die Bundesre-
gierung gerichtet hat,  unter anderem erklärt: tI Sofern ein Mitglied-
staat Hoheitsrechte über einen Teil des Festlandsockels ausübt,  fin-
den die Bestimmungen des EWG-Vertrages über die Niederlassungs-
freiheit auf diesen Teil Anwendung
lll
•  Der Inhalt dieser Entschließung 
wurde den anderen Mitgliedstaaten mitgeteilt2  und ist - soweit ersicht-
lich - unwidersprochen geblieben. 
b.  Die  Bedeutung  des  Gemeinschaftsrechts  für  die 
wirtschaftliche  Nutzung  des  Festlandsockels 
278.  Das Gemeinschaftsrecht ist also anwendbar  ,soweit die Mitglied-
staaten von der Möglichkeit Gebrauch machen,  den Festlandsockel ge-
mäß der Konvention von 1958 zu nutzen,  und soweit es sich um wirt-
schaftliche Nutzungen handelt,  die vom EWG-Vertrag erfaßt werden. 
1  Entschließung vom 16,  Oktober 1969,  Wiedergegeben in EG [c,  SEK (70) 
3095,  1970,  S.  6]. 
2  Schreiben vom 23.  Oktober 1969 (69/027681-5).  Vgl.  EG [c,  SEK  (70) 
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Damit stellt sich nun die Frage,  welche Vorschriften des EG-Rechts 
im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Aktivitäten im Schelfgebiet 
wichtig sein können.  Generell läßt sich sagen,  daß alle diejenigen Be-
stimmungen der Verträge zur Gründung der EGKS,  der EWG und der 
Euratom sowie des 11 sekundären" Gemeinschaftsrechts in Betracht 
kommen,  die inhaltlich auf bestimmte Tatbestände bei der Nutzung 
des Festlandsockels passen,  eventuell unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten dieser Nutzungsart.  Im einzelnen ist besonders auf ei-
nige grundlegende Bestimmungen des EWG-Vertrages hinzuweisen. 
279._ Gemäß Art.  5 des EWG-Vertrages haben die Mitgliedstaaten zum 
Erreichen der Ziele des Vertrages beizutragen und alle Maßnahmen 
zu unterlassen,  welche die Verwirklichung dieser Ziele gefährden 
könnten.  Diese Vorschrift paßt - und gilt somit auch - für die Aktivi-
täten der EG-Länder in ihrem Hoheitsbereich auf dem Festlandsockel. 
Als allgemeine Verhaltensnorm könnte sie auch als Grundlage für die 
Forderung an die Mitgliedstaaten in Betracht kommen,  die Rechtset-
zung für den Festlandsockel so zu vervollständigen,  daß die Ziele der 
Gemeinschaft nicht gefährdet werden.  Demgegenüber könnten sich die 
EG-Länder wohl nicht darauf berufen,  daß das Völkerrecht ihnen frei':" 
stellt,  von ihrer Regelungsbefugnis Gebrauch zu machen.  Nach EG-
Recht ist dies nur insofern von Belang,  als es den  Mitgliedstaaten 
überla"ssen bleibt,  ob sie b~stimmte Hoheitsrechte auf dem Festland-
sockel überhaupt in Anspruch nehmen wollen.  Tun sie das,  dann müs-
sen sie die entsprechenden Regelungen soweit ergänzen,  wie es zur 
Anwendung der Grundsätze des EWG-Vertrages erforderlich ist. 
280.  In Art.  7 des EWG-Vertrages wird jede Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit verboten.  Soweit Vorschriften für 
die Nutzung des Festlandsockels erlassen werden und die Behörden 
der Mitgliedstaaten im Schelfbereich tätig sind,  haben sie demnach 
auch dort die Unternehmen (Staatsangehörigen) aller EG-Länder gleich 
zu behandeln. 
Das Diskriminierungsverbot gilt auch für die Unternehmen,  die auf 
dem Festlandsockel arbeiten.  Es dürfte unmittelbar anwendbar sein, 
weil der Festlandsockel zum "Anwendungsbereich"  (Art.  7) des EWG-
Vertrages gehört.  Selbst wenn man aber eine unmittelbare Geltung 
verneint,  wären die Mitgliedstaaten verpflichtet,  die Gleichbehand-
lung durch entsprechende Rechtsakte (etwa bei der Erteilung der Kon-
zession) zu sichern.  Das ergibt sich u. a.  aus der Pflicht zum gemein-
schaftsfreundlichen Verhalten nach Art.  5. 169 
281.  Entsprechend Art.  12 des EWG-Vertrages haben die Mitglied-
staaten untereinander die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung abzu-
schaffen.  Davon gibt es jedoch Ausnahmen für die Gebiete,  die außer-
halb des Zollgebietes der Gemeinschaft liegen.  Die Zollausschlüsse 
sind zwar nicht sehr umfangreich,  aber sie deuten darauf hin,  daß 
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben,  bestimmte Gebiete außer-
halb des Zollgebiets zu lassenl .  Sie können auch Freizonen schaffen 
oder beibehalten2  • 
Demgemäß ist davon auszugehen,  daß es den Mitgliedstaaten überlas-
sen bleibt, 'ob sie den Festlandsockel in ihr Zollgebiet - und damit in 
das Zollgebiet der Gemeinschaft - einbeziehen wollen.  Sie sind dazu 
nicht verpflichtet,  und angesichts der Eigenart dieses Gebiets wäre 
das ohne Einschränkung auch kaum sinnvoll.  So schreibt die Kommis-
sion in ihrem neuen Vorschlag für eine Verordnung über das Zollge-
biet: 11 Es ist im übrigen nicht gerechtfertigt,  den den Mitgliedstaaten 
vorgelagerten Festlandsockel in das Zollgebiet der Gemeinschaft ein-
zubeziehen"  [EG,  a,  1980,  C  305,  S.  4,  Begründung]. 
Auch ohne Ausdehnung des Zollgebiets der Gemeinschaft ist es aber 
möglich,  die aus dem Festlandsockel stammenden Produkte zollfrei 
einzuführen.  Die erwähnte Verordnung über das Zollgebiet der  Ge-
meinschaft läßt diese Möglichkeit offen: "Diese Verordnung präjudi-
ziert nicht die Zollregelungen für den Festlandsockel ...  "  [Va 1496/ 
68,  Art.  4,  in EG,  a,  1968,  L  238].  Solche Zollregelungen sind auf 
Gemeinschaftsebene auch getroffen worden,  und zwar in der Verord-
nung über den Warenursprung [Va 802/68 in EG,  a,  1968,  L  148]. Wie 
erwähnt,  gelten die Erzeugnisse aus dem Schelfgebiet jedes Mitglied-
staates  als  vollständig  in  diesem Staat gewonnen  oder  hergestellt 
[ibid.,  Art.  4  Buchst.  h].  Damit befinden sie sich im freien Verkehr 
in diesem Land und sind gemäß Art.  9  des EWG-Vertrages in  der 
ganzen Gemeinschaft zollfrei. 
282.  Für die zur Zeit wichtigsten Produkte des Festlandsockels gilt 
diese liberale Regelung allerdings nicht,  weil für die in Anhang I  zu 
va 802/68 genannten Mineralölerzeugnisse der Ursprungsbegriff noch 
nicht definiert wurde (vgl.  Ziffer 277).  Für diese Erzeugnisse ist zu 
überlegen,  ob die Mitgliedstaaten dann,  wenn sie sich für die zollfreie 
1  VO 1496/68 über die Bestimmung des Zollgebiets der Gemeinschaft [EG, 
a,  1968,  L  238,  S.  1]. 
2  Richtlinie 69/ 75!EWG zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs-
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Einfuhr aus ihrem Teil des Festlandsockels entscheiden,  verpflichtet 
sind,  auch Mineralölprodukte aus den Anteilen der anderen EG-Län-
der zollfrei zu Importieren. 
Zunächst ist der Fall zu  behandeln,  daß  ein  Mitgliedstaat seinen 
Schelfanteil generell zum Zollinland erklärt.  Dessen Produkte wären 
dann Erzeugnisse,  die aus dem betreffenden EG-Land 11 stammenl  I und 
gemäß Art.  9 des EWG-Vertrages innerhalb des gemeinsamen Mark-
tes zollfrei sind.  Das gilt selbst dann,  wenn das Importland seiner-
seits den eigenen Schelfanteil als Zollausland behandelt.  Es hängt also 
vom Verh~llten des Exportlandes ab,  ob Mineralölerzeugnisse aus sei-
nem Festlandsockel in den anderen EG-Ländern zu verzollen sind. Sie 
werden dort genauso behandelt wie im eigenen Zollgebiet. 
283.  Betrachtet ein EG-(Küsten- )Staat seinen Anteil am Festlandsok-
kel dagegen generell als Zollausland und bezieht C1importiertll ) er nur 
einzelne Produkte von dort zollfrei,  dann  lIstammenIl  diese  Waren 
nicht im Sinne von Art.  9 aus dem betreffenden Land.  Die Frage ist, 
ob das Gemeinschaftsrecht dann verlangt,  daß die entsprechenden Er-
zeugnisse aus dem gesamten EG-Schelf gleich behandelt werden - also 
gegebenenfalls Mineralölerzeugnisse aus den Schelfgebieten anderer 
EG-Länder ebenfalls von Zöllen zu befreien sind. 
Art.  7 des EWG-Vertrages,  der die Diskriminierung aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit verbietet,  ist nicht direkt anwendbar,  denn um 
Staatsangehörigkeit handelt es sich nicht.  Das Prinzip der Liberali-
sierung betrifft unmittelbar nur Güter,  die sich im freien Verkehr in 
einem Mitgliedstaat befinden.  Man könnte auch daran denken,  daß bei 
der Begründung der Zollfreiheit nach Art.  10 EWG-Vertrag in der 
Regel das Prinzip der Meistbegünstigung zur Anwendung kommt. Auch 
diese Vorschrift ist nicht direkt anwendbar.  Aber aus den Grundge-
danken aller dieser Bestimmungen und aus der Zollbefreiung für die 
übrigen Produkte des EG-Schelfs läßt sich ableiten,  daß die Mitglied-
staaten die Produkte aus allen Teilen des EG-Festlandsockels gleich 
zu behandeln haben.  Beziehen C1importiererill ) sie sie aus dem eigenen 
Teil des Festlandsockels zollfrei,  dann dürfen sie auch für Mineral-
ölerzeugnisse aus den Anteilen der übrigen EG-Länder keine Zölle 
erheben.  Dem  dürften  auch  keine  unüberwindlichen  praktischen 
Schwierigkeiten entgegenstehen.  Wahrscheinlich wäre ein Urs prungs-
zeugnis des Mitgliedstaates zu fordern,  in dessen Sektor das betref-
fende Produkt gefördert bzw.  hergestellt wurde. 171 
Sicherlich ist zu verlangen.  daß alle Produkte aus dem eigenen Fest-
landsockel zollmäßig gleichbehandelt werden.  Eine Differenzierung 
danach.  ob das betreffende Produktionsunternehmen seinen Sitz im 
Inland oder in einem der anderen EG-Länder hat.  verstieße gegen das 
Diskriminierungsverbot  . 
284.  Im Hinblick auf das Verbot mengenmäßiger Einfuhrbeschränkun-
gen in Art.  30 EWG-Vertrag sind ähnliche Überlegungen anzustellen 
wie für die Zollbehandlung  . 
Die Erzeugnisse des Festlandsockels mit Ausnahme der Mineralöl-
produkte gelten nach Art.  4  Buchst.  h  der Verordnung über den Wa-
renursprung als Erzeugnisse der Gemeinschaft.  die bei der Einfuhr 
gleich zu behandeln sind [Va 802/68.  Art.  1.  in EG.  a.  1968.  L  148] . 
Im Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten sind mengen  mäßige 
Beschränkungen verboten. 
Für Mineralölerzeugnisse gilt folgendes: Bezieht ein Mitgliedstaat 
den Festlandsockel in sein Zollgebiet ein.  dann erhalten die dort er-
zeugten Mineralölprodukte den Charakter von Gütern.  die aus dem 
betreffenden Mitgliedstaat"  stammen" (Art.  9).  Sie können demgemäß 
in der Gemeinschaft frei gehandelt werden und dürfen keinen Einfuhr-
beschränkungen unterworfen werden. 
Werden nur einzelne Schelferzeugnisse frei importiert (in diesem Fal-
le: einzelne Mineralölerzeugnisse  ).  dann ist die gleiche Regelung auch 
für die entsprechenqen Produkte aus dem Festlandsockel der übrigen 
EG-Länder anzuwenden.  Mengenmäßige Beschränkungen der Einfuh-
ren von Mineralölerzeugnissen aus den Schelfgebieten der übrigen 
Mitgliedstaaten könnten also nur in dem (unwahrscheinlichen) Fall zu-
lässig sein.  daß ein EG-Land auch auf die Einfuhr vom eigenen Fest-
landsockel mengenmäßige Beschränkungen anwendet. 
285.  Nach Art.  34 des EWG-Vertrages sind mengenmäßige Ausfuhr-
beschränkungen und alle Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten verboten.  Dieses Verbot erfaßt alle Ursprungserzeug-
nisse der Gemeinschaft und damit auch "Erzeugnisse.  die aus dem 
Meeresboden außerhalb der Hoheitsgewässer gewonnen worden sind" 
[Va 802/68.  Art.  4.  in EG.  a.  1968.  L  148] . 
Bei Mineralölerzeugnissen kann dieses Verbot allerdings nicht auf 
die Verordnung über den Warenursprung gestützt werden.  Aber auch 
bei diesen Produkten darf die Ausfuhr in die übrigen Mitgliedstaaten 172 
nicht beschränkt werden,  weil  auch~für sie der Grundsatz des freien 
Warenverkehrs in der Gemeinschaft gilt.  Im einzelnen sind die Über-
legungen zur Zollbehandlung und zu den Einfuhrbestimmungen entspre-
chend anwendbar. 
Man könnte daran denken,  Ausfuhrbeschränkungen für Mineralöler-
zeugnisse damit zu begründen,  daß die Sicherung der Versorgung des 
eigenen Landes dies erfordere.  Dieser Grund rechtfertigt nach dem 
EWG-Recht aber keine einseitigen Maßnahmen.  Der EWG-Vertrag 
sieht in Art.  103 Abs.  4  für den Fall von Versorgungsschwierigkeiten 
ein besonderes gemeinschaftliches Verfahren vor und schließt damit 
ein einseitiges nationales Vorgehen aus.  Da es diese Spezialvorschrift 
gibt,  braucht auch nicht darüber nachgedacht zu werden,  ob vielleicht 
die "ordre-public" -Klausel des Art.  36 bei Versorgungsschwierigkei-
ten herangezogen werden darf.  Selbst wenn man der Meinung sein soll-
te,  daß  diese  Notlage  grundsätzlich von der Klausel erfaßt würde 
- was sehr zweifelhaft ist -,  wäre ihre Anwendung deshalb unzuläs-
sig,  weil die Spezialvorschrift des Art.  103 Abs.  4  Vorrang hat. 
286.  Art.  48 des EWG-Vertrages,  der die Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer herstellt,  ist auch bei Arbeiten auf dem Festlandsockel zu be-
achten.  Die Verordnung über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in-
nerhalb der Gemeinschaft [Va 1612/68 in EG,  a,  1968,  L  257,  S.  2] 
gilt ebenfalls auf dem Festlandsockel,  und aus der besonderen Natur 
der Arbeiten im Schelfgebiet ergibt sich,  soweit  ersichtlich,  kein 
Grund,  von den EG-Regeln für Bewerbung,  Aufenthalt und Beschäfti-
gung abzuweichen.  Vielleicht könnten aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit besondere Kontrollen geboten seinl ,  aber das würde ein-
heimische Arbeitskräfte genauso betreffen wie EG-Angehörige. 
287.  Beim Niederlassungsrecht gemäß Art.  52 des EWG-Vertrages 
könnten Zweifel auftauchen,  ob es bedeutsam ist,  daß in Art.  52 vom 
Hoheits~gebiet der Mitgliedstaaten die Rede ist.  Es wurde aber schon 
in Ziffer 275 darauf hingewiesen,  daß der Begriff im Hinblick auf wirt-
schaftliche Tätigkeiten auch den Festlandsockel einschließt. Natür-
liche Besonderheiten,  die eine Abweichung von dem Grundsatz der 
Niederlassungsfreiheit2  rechtfertigen würden,  sind nicht erkennbar. 
1  Aus Gründen der öffentlichen Ordnung,  Sicherheit und Gesundheit sind 
Ausnahmen zulässig. 
2  Seit Ablauf der Übergangszeit hat Art.  52  EWG-Vertrag unmittelbare 
Gültigkeit [EG,  d,  1974,  S.  631]. 173 
DIe Mitgliedstaaten dürfen somit beim Erlaß von Vorschriften für Ex-
ploration und Nutzung des Festlandsockels die Staatsangehörigen der 
EG-Länder nicht schlechter behandeln als Inländer.  Insbesondere ha-
ben sie die Richtlinien zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige Tätigkeiten 
des  Bergbaus  [Richtlinie  64/428/EWG in EG,  a,  1964,  Nr.  117, 
S.  1871]  und des Schürfens und Bohrens bei der Erdöl- und Erdgas-
gewinnung [Richtlinie 69/82/EWG in EG,  a,  1969,  L  68,  S.  4]  zu be-
achten. 
288.  Gemäß Art.  59 ff.  EWG-Vertrag war das Erbringen von Dienst-
leistungen innerhalb der Gemeinschaft zu liberalisiereni.  Auch hier 
dürfte kein Grund vorliegen,  weshalb das für den Festlandsockel nicht 
gelten sollte.  In Betracht kommen vielerlei Dienstleistungen,  wie Bau-
leistungen,  Beratungen,  Versicherungenl . 
289.  Art.  67 ff.  des EWG-Vertrages über die Aufhebung von Beschrän-
kungen des Kapitalverkehrs kommen bei der Ausbeutung des Festland-
sockels in Betracht,  wenn Leistungen aus einem EG-Land bei der Nut-
zung des Schelfgebietes eines anderen Mitgliedstaates erbracht wer-
den sollen.  Nach den Richtlinien zur Durchführung des Art.  673  wa-
ren Investitionen,  die mit der Verwirklichung der Niederlassungsfrei-
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs in Verbindung stehen,  be-
dingungslos zu liberalisieren.  Dazu gehören u. a.  Direktinvestitionen 
und Liquidierung von Direktinvestitionen,  Gewährung und Rückzahlung 
von kurz- und' mittelfristigen Krediten,  die in Verbindung mit Dienst-
leistungen stehen,  Transferzahlungen in Erfüllung von Versicherungs-
ge,schäften,  Zahlungen für Patente und Erfindungen
4
• 
290.  Daß die Vorschriften über staatliche Beihilfen (Art.  92 ff. EWG-
Vertrag) auf den Festlandsockel anwendbar sind,  hat die Kommission 
bereits in ihrer Entschließung vom 22.  Oktober 1969 zum deutschen 
1  Nach der Rechtsprechung des EuGH [EG,  d,  1974,  S.  1299]  hat Art.  59 
Abs.  1  seit Ende der' Übergangszeit unmittelbare Wirkung. 
2  Vgl.  insbesondere die Richtlinien zur Verwirklichung der Niederlassungs-
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige Tätig-
keiten des Bergbaus und des Schürfens und Bohrens bei der Erdöl- und 
Erdgasgewinnung  . 
3  Erste Richtlinie vom 11.  Mai 1960 [EG,  a,  1960,  S.  921]  und Zweite 
Richtlinie vom 18.  Dezember 1962 [EG,  a,  1962,  S.  63]. 
4  Vgl.  die Liste A zur Ersten Richtlinie zur Durchführung des Art.  67 des 
Vertrages. 174 
Starthilfeprogramm für die Mineralölindustrie festgestellt.  Darin wird 
erklärt,  daß die Gemeinschaftsrichtlinien zur Verwirklichung der Nie-
derlassungsfreiheit auf den Festlandsockel Anwendung finden und daß 
dementsprechend die Beihilferegelungen für das Aufsuchen und den 
Erwerb von Erdöl- und Erdgasvorkommen im Schelfgebiet von der 
Kommission daraufhin zu überprüfen sind,  ob sie genehmigt werden 
können. 
291.  Bei der weiteren Nutzung des Festlandsockels können auch an-
dere Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts bedeutsam werden,  etwa 
Art.- 37,  wenn für Schelferzeugnisse staatliche Handelsmonopole er-
richtet werden.  Solche Monopole müßten so gestaltet werden,  daß je-
de Diskriminierung in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwi-
schen den Angehörigen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen ist. 
292.  Insgesamt ergeben sich aus der Anwendung des Gemeinschafts-
rechts auf die EG-Anteile am Festlandsockel für die Bundesrepublik 
vor allem folgende Konsequenzen: 
- Nach Gemeinschaftsrecht können sich deutsche Unternehmen ohne 
Diskriminierung an der Exploration und Nutzung des Festlandsockels 
anderer Mitgliedstaaten beteiligen. 
- Bei der Belieferung mitAusrüstungsgegenständen und bei der Er-
bringung von Dienstleistungen dürfen sie gegenüber einheimischen 
Firmen nicht benachteiligt werden. 
- Deutsche Importeure haben Anspruch auf gleichberechtigte Belie-
ferung mit den Erzeugnissen des Festlandsockels anderer Mitglied-
staaten. 
Wenn die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts nicht immer korrekt 
beachtet werdenl ,  so mindert das nicht ihre Gültigkeit.  Soweit Ver-
1 Insbesondere wird beklagt,  daß etwa im britischen Sektor des Festland-
sockels (a) bei der Lizenzvergabe nach Nationalität diskriminiert oder 
die bevorzugte Verwendung britischer Zulieferer und britischen Mate-
rials "angeregt" worden sei;  (b) die in der UK-Offshore Operators As-
sociation zusammengeschlossenen Lizenznehmer sich gegenüber dem 
Offshore Supplies Office (OSO) verpflichtet hätten,  den britischen Zulie-
ferern "fuH and fair opportuniti'  zu geben und daß dies zu Benachteili-
gungen deutscher Firmen geführt habe;  (c) ein Anlandungszwang für Öl 
und Gas in britischen Häfen bestehe und bei Versorgungs  schwierigkeiten 
Ausfuhrbeschränkungen für Kohlenwasserstoffe in die übrigen EG-Län-
der erwogen würden.  Zur britischen Politik im Schelfbereich und spe-175 
stöße vorkommen,  können sie mit rechtlichen Mitteln bekämpft wer-
den.  Jedenfalls verschafft die Zugehörigkeit zur EG den Unternehmen 
der Bundesrepublik Deutschland eine Rechtsposition,  welche die Be-
teiligung an der Nutzung des Festlandsockels anderer Mitgliedstaaten 
möglich macht.  Unter diesen Umständen wäre eine möglichst weite 
Ausdehnung des "EG-Schelfs" auch für die Bundesrepublik von Vor-
teil.  Der Vorteil ist um so größer,  je besser die Respektierung des 
Gemeinschaftsrechts gesichert wird. 
zieH  zur  Tätigkeit der  OSO  vgl.  etwa Arnold  [1978,  insbesondere 
S.  165 ff.]  und den Code of Practice for Purchases of Goods and Services 
for Oil Related Activities on the UK Continental Shelf. 177 
V. Das Tiefseeregime 
293.  Kein Teil der neuen Seerechtskonvention ist so umstritten wie 
das Tiefseeregime  .  Das neue Tiefseeregime hat sich nicht - wie etwa 
das Festlandsockelrecht - graduell entwickelt.  Es bricht radikal mit 
dem bisher geltenden Status der Hohen Seele  Im Gegensatz zur natio-
) 
nalen Kontrolle der küstennahen Meeresgebiete sollen die Ressourcen 
der Tiefsee internationaler Kontrolle unterworfen werden.  Der Markt 
soll weitgehend ausgeschaltet werden.  Eine supranationale Behörde 
soll bestimmen,  wieviele und welche Unternehmen Tiefseebergbau be-
treiben dürfen;  sie kann die Wahl der Produktionsverfahren beeinflus-
sen;  siE~ soll über ein eigenes Unternehmen selbst Tiefseebergbau be-
treiben;  und sie soll Abgaben erheben  2  . 
294.  Obwohl der Tiefseebergbau - anders als die Offshore-Nutzung 
von Erdöl und Erdgas,  die Schiffahrt und die Fischerei - nur zu den 
potentiellen Bereichen der Meeresnutzung zählt,  kommt dem Tiefsee-
konzept der Seerechtskonvention besonderes Gewicht zu.  Erstens wur-
de von der Seerechtskonferenz nur noch das Tiefseebodenrecht grund-
legend neu geordnet,  nachdem die nationalen Rechte der Küstenstaaten 
in der Wirtschaftszone und im Festlandsockel bereits gewohnheits-
rechtlich weitgehend abgesichert waren.  Zweitens kann der Tiefsee-
bergbau als Zukunftsindustrie gelten,  bei der hochentwickelte Länder 
Wettbewerbsvorteile besitzen.  Schließlich hat ein Tiefseeregime,  das 
den Leitideen der "Neuen Weltwirtschaftsordnung" entspricht,  einen 
richtungweisenden Modellcharakter für künftige Regelungen völker-
rechtlich ähnlicher und noch hoheitsfreier Bereiche. 
1  De lege lata wäre die Ausbeutung des Tiefseebodens unter Berufung auf 
den Status der Hohen See rechtmäßig.  Dies wurde allerdings von seiten 
der Entwicklungsländer bestritten,  die unter Berufung auf die Moratori-
ums-Resolution von 1969 und auf den Stand der Konferenz eine Ausbeutung 
des Tiefseebodens außerhalb der angestrebten Konventionsregelung für 
unrechtmäßig hielten. 
2  Für eine ausführliche juristische Analyse des Tiefseeregimes vgl.  Hau-
ser [1982]. 178 
1.  Volkswirtschaftliche  Vorteile des Tiefseebergbaus 
a. Geologische  Aspekte 
295.  Der Tiefseeboden enthält einen großen Reichtum und eine große 
) Vielfalt an Mineralien.  Gold,  Silber,  Uran,  Kohlenwasserstoffe und 
zahlreiche andere Mineralien werden vielleicht eines Tages aus der 
Tiefsee gewonnen.  Auf absehbare Zeit wird sich der Tiefseebergbau 
jedoch auf den Abbau von Manganknollen beschränken.  Dabei handelt 
es sich um polymetallische Vorkommen,  die mehr als dreißig metal-
lische Elemente enthaltenl ;  der Abbau lohnt sich aber vorrangig we-
gen ihrer Gehalte an Nickel,  Kupfer,  Kobalt und Mangan.  Manganknol-
len kommen zwar in allen Ozeanen vor,  die einzelnen Lagerstätten 
unterscheiden sich aber sehr stark hinsichtlich der Belegungsdichte 
(kg  Manganknollen  pro m 2 )  und der.  Gehalte an den vier  genannten 
Wertmetallen  [Mero,  1965;  U.S.  State  Dept.,  1978].  Als  untere 
Schwelle gilt eine Belegungsdichte von 5 kg/ m 2  und ein kombinierter 
Nickel-Kupfer-Gehalt von etwa 2  vH [Black,  1980,  S.  25].  Lagerstät-
ten,  die diese Mindestanforderungen erfüllen,  liegen in der Clarion-
Clipperton-Bruchzone,  einem Tiefseegürtel im nordöstlichen Zentral-
pazifik zwischen Hawaii und Mexik02  •  Diese Vorkommen weisen neben 
einer hohen Belegungsdichte (bis zu 20 kg/ m 2 )  die folgenden durch-
schnittlichen Metallgehalte auf: Nickel 1, 3 vH,  Kupfer 1, 1 vH,  Kobalt 
0,23 vH und Mangan 26 vH [Dick,  1981]. 
b.  Betriebswirtschaftliche Aspekte 
296.  Tiefseebergbau lohnt sich unter betriebswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten,  wenn die Kosten der Gewinnung und der Verhüttung von 
Manganknollen die entsprechenden Kosten an sich rentabler neuer Pro-
jekte des Landbergbaus nicht übersteigen.  Ein Kostenvergleich zwi-
schen Land- und Tiefseebergbau ist nicht einfach,  weil keine Lager-
stätte an Land eine dem Tiefseebergbau entsprechende Metallkombi-
nation aufweist.  Für einen Kostenvergleich kommt am ehesten der 
1  Zu den geologischen Aspekten vgl.  Mero [1965];  Seibold [1979];  Pearson 
[1975] . 
2  Dieses  Gebiet  umfaßt  etwa  6 Mill.  km2  und  liegt ungefähr  zwischen 
7-180  N  und  115-1550  W.  Die  Wassertiefe beträgt zwischen 3  000 und 
6  000 m.  Zu Einzelheiten vgl.  Mero [1965];  Black [1980];  Pearson 
[1975]. 179 
terrestrische Nickelbergbau in Betracht,  weil Nickel ertragsmäßig 
das wichtigste der in den Manganknollen enthaltenen Metalle ist.  Der 
Tiefseebergbau wird vorrangig mit neuen Nickellateritprojekten1  kon-
kurrieren. 
297.  Ein schematischer Vergleich der Kostenschätzungen für den ter-
restrischen Nickellateritbergbau und den Tiefseebergbau zeigt Vor-
teile des Tiefseebergbaus sowohl bei den fixen als auch bei den vari-
ablen Kosten (Schaubild 2)2.  Die Kostenvorteile des Tiefseebergbaus 
werden überdies zunehmen,  sobald die Technologie,  die zur Explora-
tion,  Förderung und Verhüttung der Manganknollen entwickelt werden 
muß,  standardisiert ist und Skalenerträge im Tiefseebergbau und in 
der Produktion der dazu erforderlichen Anlagen  realisiert werden 
können. 
298.  In den letzten Jahren wurden mehrere technisch-betriebswirt-
schaftliche Kostenrechnungen des Tiefseebergbaus erstellt (Tabelle 
28).  Die jüngsten Modellrechnungen zeichnen sich durch einen hohen 
Grad an technischem Detail aus,  berücksichtigen unterschiedliche 
Verhüttungstechnologien [vgl.  insbes.  Black,  1980]  und untersuchen 
auch die Sensibilität der Rentabilitätswerte hinsichtlich getroffener 
Annahmen [vgl.  z. B.  Nyhart et al. ,  1978].  Sie umfassen alle Projekt-
bereiche  :  Prospektion und Exploration,  Abbau,  Transport sowie Ver-
hüttung.  Sowohl bei den fixen als auch bei den variablen Kosten  ent-
fällt der größte Anteil auf die Verhüttung,  die an Land erfolgen wird 
(Tabelle 29).  Die Kosten für die Aktivitäten auf See (Prospektion und 
1  Es gibt sulfidische und lateritische Nickelerze. Bei neuen terrestrischen 
Nickelprojekten handelt es sich vorwiegend um Lateriterze  .  Ihr Abbau 
(im Tagebau) ist zwar weniger arbeitsintensiv als der Abbau sulfidischer 
Erzvorkommen (unter Tage);  dieser Vorteil wird aber durch den höhe-
ren Energieverbrauch in der Verhüttung überwogen. 
2 Die Kostenangaben für den Tiefseebergbau beruhen .auf Kostenrechnungen 
fiktiver Modellprojekte;  jene für den Landbergbau beziehen sich auf in 
der Planung oder im Betrieb befindliche Projekte.  Die Jahresangaben 
beziehen sich auf das Erscheinungsjahr der Schätzungen.  Die im Schau-
bild 2 und in Tabelle 28 angegebenen fixen und variablen Kosten beziehen 
sich auf ein Pound "Nickeläquivalent"  (1  Pound (lb) = 0, 4536 kg). Zur Be-
rechnung des Nickeläquivalents wurden die Metallmengen von Kupfer, Ko-
balt und Mangan entsprechend langfristiger Preisrelationen zu Nickel in 
entsprechende Nicke1werte umgerechnet.  Dadurch wird ein direkter Ver-
gleich zum Nickellandbergbau ermöglicht.  Zur Berechnung der Nickel-
äquivalente vgl.  Dick [1981] . 180 
Schaubild 2  - Streudiagramme und Trendprojektion der fixen und vari-
ablen Kostena  im Tiefseebergbau (Manganknollen) und 
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Quelle:  Dick [1981]. 181 
Tabelle 28  - Schätzwerte für durchschnittliche fixe und variable Ko-
sten im Tiefseebergbau aus verschiedenen Studien 1968-
1979 
Autor(en) der  Anzahl  Durchschnittliche  Autor(en) der  Anzahl  Durchschnittliche 
Studie u.  der  Kostenb  Studie u.  der  Kostenb 
Bezugsjahr  Metallea 
fixec  variable 
Bezugsjahr  Metallea 
fixec  variable 
Sorenson,  4  3, 11  1,04  Diederich u. a.  3  8,46  2,48 
Mead  1978 
1968  AMR  4
f  8,90  1,88 
Drechsler  3  6,89  1,25  1978  4g  6,96  1, 71 
1970  4  4,52  1, 05  3  9,28  1,93  -
3  5,52  1,09 
Little  4~  6,21  2,16 
4  3,62  0,91 
1978  5~  6,08  2, 16 
Moncrieff,  3  4,57  1,33  5J  5,70  1, 78 
Smale  Black  4
k 
6, 33  2, 17 
1974  1979  3
k 
7,50  1,97 
Little  4
c 
4,68  1, 66  4
1  6,09  1,90 
1976  5
d  5,13  1,50  3
1  5,68  1,47 
5
e  3,54  1, 36  4
m  7,05  2,03 
Nyhart u. a.  3  4,97  0,98  3




7,24  1,53 
aWenn: nicht anders angegeben,  bedeuten 3: Kobalt,  Nickel,  Mangan;  4: Kobalt,  Kupfer, 
Nickel,  Mangan;  und 5: Kobalt,  Kupfer,  Nickel,  Mangan,  Molybdän. - bIn US-$ je Ib. 
(453,  592g) Nickeläquivalent;  zu Preisen von 1979.  Zur Berechnung des Nickeläquivalents 
vgl.  Dick [1981}. - cOhne Forschungs- und Entwicklungsaufwand. - dKennecott-Projekt.-
~INCO-Projekt. - fOMA-Projekt.  - ,g220 000 t  FeMn jährlich. - h660 000 t  FeMn jährlich. -
lAmmoniaklaugung ohne Mangan. - JAmmoniaklaugung mit Mangan. - kPyrometallurgischer 
Prozeß. - lINCO-Prozeß. - mCuprion-Prozeß. - nSchwefelsaure Laugung. - °Chlorwasser-
stoffla  ugung. 
Quelle:  Dick [1981]. 
Exploration,  Abbau, Transport) bleiben in der Regel unter 20 vH [Ny-
hart et al., 1978; Black, 1980]. Unter bestimmten Preisannahmen
1  und 
bei einem inflationsbereinigten Kalkulationszins von 6, 6  vHl  ergibt 
1  Die angenommenen Preise sind langfristige Durchschnittspreise,  die teil-
weise unter, }eilweise auch über den heutigen Metallpreisen liegen.  Für 
die Studie von Black [1980]  wurden folgende Preise zugrundegelegt: Nik-
kel: US-$ 4, 50/lb;  Kupfer: US-$ 1,25/lb;  Kobalt: US-$  12 und alternativ 
US-$  8 und US-$ 5/lb;  Mangan: US-$ 0, 245/lb für Ferromangan und US-$ 
0, 58/lb für reines Mangan. 
2  Dieser Kalkulationszins entspricht der typischen Kapitalverzinsung im 
Nickel/Kupfer-Bergbau [Black,  1980,  S.  252  f. ] . 182 
Tabelle 29  - Fixe und variable Kosten eines fiktiven Tiefseebergbau-
projektsa 
Fixe Kosten  Variable 
Produktionskosten 
Mill. US_$b  vHc  Mill. US_$b  vHd 
Prospektion u.  Explora-
tion  19,9  1, 5 
För_derung  120,8  8,9  25,2  6, ° 
Transport  65,5  4,8  15,9  3, 7 
Verhüttung 
e 
_3  Metalle (Ni,  Cu,  Co)  711,3  52,3  199, 6  46,4 
Mangan (FeMn,  SiMn)  442,1  32,5  188,8  44,0 
4 Metalle  1153,4  84,8  388,4  90,4 
Alle Projektbereiche  1359, 6  100,0  429,5  100,0 
a Angenommene Jahresförderrate: 3  Mill.  t  (trocken) Manganknollen; 
Projektdauer: 25  Jahre. - bZu Preisen von 1979. - CAnteil an den ge-
samten fixen Kosten. - dAnteil an den gesamten variablen Kosten. -
eDie Kosten der Verhüttung beziehen sich auf den INCO-Prozeß.  Zu 
den Kosten alternativer Prozesse vgl.  Black [1980]  und Dick [1981]. 
Quelle:  Black [1980,  S.  141 f.]. 
sich für das in Tabelle 29  vorgestellte Projekt ein positiver Gegen-
wartswert. Dies heißt: Der Tiefseebergbau bietet eine gegenüber dem 
Landbergbau überdurchschnittliche Kapitalverzinsung. Diese Aussage 
bezieht sich allerdings nur auf den Vergleich von Kosten und Erlösen 
und berücksichtigt weder potentielle Begünstigungen des Tiefseeberg-
baus (wie zum Beispiel Subventionen) noch rechtliche oder politische 
Risiken,  welche die zu erwartende Kapitalverzinsung beeinflussenl • 
1  Ein zusätzlicher wesentlicher Vorteil des Tiefseebergbaus kann darin 
liegen,  daß - in Abhängigkeit vom Verhüttungsprozeß - die Option be-
steht,  drei oder vier Metalle (mit Mangan) zu extrahieren und daß die 
Entscheidung einer zusätzlichen Extraktion von Mangan nicht sofort ge-
troffen werden muß.  Zudem kann sich die Extraktion von vier Metallen 183 
Sensitivitätsanalysen haben gezeigt,  daß die Kapitalverzinsung gegen-
über Änderungen der technologischen Annahmen - wie zum Beispiel 
der Wahl des Verhüttungsprozesses  - relativ unempfindlich ist,  wäh-
rend sie sehr stark auf Preis  schwankungen und rechtlich-institutionel-
le Interventionen reagiert [vgl.  Nyhart et al.,  1978,  S.  106 ff,  S.  125; 
Black,  1980,  S.  262 ff. ] . 
c. Externe  Effekte 
299.  Qie gesamtwirtschaftlichen Vorteile des Tiefseebergbaus sind 
nicht auf das betriebswirtschaftliche Ergebnis beschränkt.  Externe 
Vorteile des Tiefseebergbaus ergeben sich aus 
- der Entwicklung neuer Technologien, die Nebeneffekte (spillover ef-
fects) für die Exploration und Verarbeitung anderer Rohstoffe ver-
spricht: Exportorientierte Industrieländer wie die Bundesrepublik 
können durch die Entwicklung und Fertigung von Technologien für 
den Tiefseebergbau neue Märkte - etwa in der Offshore-Nutzung von 
Kohlenwasserstoffvorkommen - erschließenl ; 
- der geographischen Diversifizierung des Metallangebots,  die das 
Risiko' von Lieferengpässen vermindert und Kartellbildungen er-
schwert.  Die Notwendigkeit erhöhter Vorratslager kann dadurch ent-
fallen.  Die Zins - und Lagerhaltungskosten2 ,  die eingespart werden, 
repräsentieren den gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsgewinn,  der 
sich aus der breiteren Streuung des Metallangebots ergibt. 
300.  Der letztgenannte Aspekt ist beim Tiefseebergbau bedeutsam: 
Erstens sind die Reserven an Nickel,  Kobalt und Mangan auf wenige 
Länder konzentriert;  die Eintrittswahrscheinlichkeit von politisch be-
erlösstabilisierend auswirken,  weil keine enge Korrelation zwischen dem 
Preis für Mangan und den Preisen für Nickel,  Kupfer und Kobalt besteht. 
Kein Landbergbauprojekt bietet eine ähnliche Kuppelproduktrelation wie 
der Tiefseebergbau. 
1  Solche externen technologischen Effekte können zum gegenwärtigen Zeit-
punkt freilich noch nicht quantifiziert werden. 
2  Zu den Kosten der Lagerhaltung metallischer Rohstoffe vgl.  Baron et al. 
[1977,  S.  11  f.]. 184 
dingten Lieferausfällen ist nicht gering
l
•  Zweitens können diese Me-
talle durch andere Rohstoffe nur begrenzt ersetzt werdenl  • 
301.  Am Beispiel von Nickel,  der ertragsmäßig wichtigsten Kompo-
nente der Manganknollen,  können die Vorteile einer breiteren geogra-
phischen Streuung des Angebots anschaulich illustriert werden.  Etwa 
70 vH der Weltproduktion ist auf vier Länder - Kanada,  Sowjetunion, 
Neukaledonien,  Australien - konzentriert (Tabelle 30)3.  Auf die zehn 
wichtigsten Produzentenländer entfallen ca. 85 vH der Weltproduktion. 
Etwa ein Drittel der Weltproduktion wird in den Entwicklungsländern, 
etwa ein Viertel in den Ländern des Ostblocks (vor allem in der So-
wjetunion) gefördert. Der Anteil beider Regionen an der Weltproduk-
tion ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten gestiegen - insbesondere 
hat sich der Anteil der Entwicklungsländer zwischen 1960 und 1979 
verdoppelt -,  während der Anteil Kanadas,  der 1960 noch 57 vH be-
trug,  auf unter 30 vH gefallen ist4
•  Diese Entwicklung wird sich in 
den kommenden Jahren,  wenn auch mit geringerer Geschwindigkeit, 
fortsetzen5 • 
1  Ein (noch) aktuelles Beispiel ist. Zaire,  auf dessen Shaba-Provinz etwa 
60 vH der Weltproduktion an Kobalt entfielen.  Die bürgerkriegsbedingten 
Lieferausfälle in den Jahren 1978 und 1979 ließen den Kobaltpreis auf 
ein  Mehrfaches seines  früheren  Niveaus steigen.  In der Zwischenzeit 
wurde die Kobaltproduktion aus anderen Quellen zwar erheblich gestei-
gert,  aber die Lieferausfälle aus Zaire konnten nicht voll ausgeglichen 
werden.  Auch nach Ende der kriegerischen  Auseinandersetzungen in 
Zaire fiel der Preis nicht auf das frühere Niveau zurück,  weil die Anla-
gen entweder zerstört waren oder (ausländisches) Personal nicht mehr 
zurückkehrte. 
2  Das engste Substitut für Kobalt ist beispielsweise gerade Nickel. 
3  1977 betrug der Anteil dieser vier Länder an der Weltproduktion 72,2 vH; 
die jüngsten Zahlen (für 1979: 62, 8 vH) sind weniger repräsentativ wegen 
der streikbedingten Produktionsausfälle beim größten Nickelproduzenten 
(INeO-Kanada). 
4 Diese Entwicklung beruht auf zwei technologischen Neuerungen der sech-
ziger Jahre: Erstens ermöglichten neue Verhüttungstechnologien die Ver-
wertung von Nickellateriterzen;  diese Vorkommen befinden sich haupt-
sächlich in den Entwicklungsländern im Gegensatz zu den Sulfiderzen, die 
überwiegend auf Kanada konzentriert sind.  Zweitens wurde es möglich, 
Ferro-Nickel,  das vor allem aus Lateriterzen gewonnen wird~  zur Pro-
duktion von rostfreiem·Stahl einzusetzen. 
5  Der Nickelpreis wird - nachfragebedingt - in den kommenden Jahren vor-
aussichtlich weniger stark steigen als Ende der sechziger und Anfang 
der siebziger Jahre.  Die Erschließung neuer Lateritvorkommen (in den 185 
Tabelle 30  - Regionale Verteilung der Nickelproduktiona  1960-1979 



















Welt  341,7  100,0  663,4  100,0  758,1  100,0  790,6  100,0  696,3  100,0 
Westliche Industrie-
länder  208,1  60,9  335,0  50,5  351,9  46,4  346,9  43,9  238,3  34,2 
Kanada  , 
194,6  57,0  277,5  41,8  242,2  31,9  232,5  29,4  131,6  18,9 
Australien  - - 29,8  4,5  75,8  10,0  85,9  10,9  73,3  10,5 
Entwicklungs  -
länderd  insges.  57,3  16,8  172,7  26,0  224,3  29,6  249,3  31,5  249,2  35,8 
N eukaledonien  53,5  15,7  138,5  20,9  133,5  17,6  116,8  14,8  82,9  11,9 
-
Afrika  3,2  0,9  20,3  3,1  36,5  4,8  50,6  6,4  60,8  8,7 
Botswana  - - - - 6,3  0,8  11,8  1,5  16,2  2,3 
Südafrika  2, ge  0,8  11,6  1,7  20,8  2,7  22,0  2,8  29,5  4,2 
Asien  0,5  0,1  10,9  1,6  24,2  3,2  52,9  6,7  70,6  10,1 
Philippinen  - - - - 9,5  1,3  36,7  4,6  33,3  4,8 
Indonesien  - - 10,8  1,6  14,6  1,9  16,1  2,0  37,2  5,3 
Lateinamerika  - - 3,0  0,5  30,1  4,0  29,0  3,7  34,9  5,0 
Dom.  Republik  - - - 26,9  3,5  24,5  3,1  25,1  3·,6 
Brasilien  - - 3,0  0,5  3,2  0,4  4,2  0,5  3,5  0,5 
Comecon  76,3  22,3  155,7  23,5  181,9  24,0  194,4  24,6  208,8  30,0 
Sowjetunion  58,0  17,0  110,0  16,6  125,0  16,5  135,0  17,1  150,0  21,5 
aBergwerksproduktion. - b 1  000 t. - CAnteil in vH der Weltproduktion. - dOhne südeuropäische Länder. -
eGeschätzt. 
Q u e 11 e.:  Metallgesellschaft [lfd.  Jgg.];  eigene Berechnungen. 
302.  Sowohl die Konzentration der Bergwerksförderung (und der ter-
restrischen Reserven) auf wenige Länder als auch der steigende An-
teil der Entwicklungsländer an der Weltförderung steht in starkem 
Gegensatz zur geographischen Verteilung des Nickelverbrauchs (Ta-
belle 31).  Nickel wird ganz überwiegend in den Industrieländern ver-
arbeitet: als  Rohstoff vor allem in. den Stahl- sowie NE-Metallindu-
strien1  und als verarbeitetes Produkt in der Chemie und den Erdöl-
Entwicklungsländern) wIrd sich aber nur bei einem erheblich höheren 
Preisniveau als dem gegenwärtigen lohnen,  weil die Verarbeitung von 
Lateriterzen - im Gegensatz zu den Sulfiderzen - besonders energiein-
tensiv ist. 
1  Nickel wird in der Stahlindustrie zur Herstellung von rost-,  säure  - und 
hitzebeständigen Edelstählen (RSH-Stähle) eingesetzt.  In den USA  entfie-
len 1979 etwa 45  vH des Nickelverbrauchs auf die Stahlindustrie.  Anteile 
anderer wichtiger Verwendungsbereiche sind: Herstellung von Superle-
gierungen (9  vH),  Nickel-Kupfer- und Kupfer-Nickel-Legierungen und 186 
Tabelle 31  - Regionale Verteilung des Nickelverbrauchs 1960-1979 












Menge  a  - b 
vH  Menge 
a 
vHb 
Welt  292,7  100,0  576,6  100,0  577,2  100,0  643,0  100,0  782,6  100,0 
Westeuropa  94,7  32,3  175,2  30,4  161,0  27,9  184,9  28,8  233,0  29,8 
Nicht-EG 
I  15,0  5,1  36,4  6,3  36,9  6,4  37,9  5,9  48,6  6,2 
EG
c 
79,9  27,2  138,8  24,1  124,1  21,5  147,0  22,9  184,4  23,6 
Bunde  s re  pu  blik  23,0  7,9  40,9  7,1  42,8  7,4  53,9  8,4  77,4  9,9 
Frankreich  19,4  6,6  36,1  6,3  31,9  5,5  35,8  5,6  38,9  5,0 
Italien  6,8  2,3  19,8  3,4  17,0  2,9  23,0  3,6  26,7  3,4 
Vereinigtes _ 
Königreich  27,8  9,5  37,5  6,5  27,0  4,7  30,5  4,7  35,0  4,5 
Asien  18,3  6,3  101,5  17,6  88,2  15,3  107,0  16,6  143,3  18,3 
Japan  17,6  6,0  99,3  17,2  83,3  14,4  97,3  15,1  132,0  16,9 
Afrika  0,3
d 
0,1  3,6  0,6  6,0  1,0  5,2  0,8  5,4  0,7 
Amerika  103,2  35,3  167,2  '29,0  152,9  26,5  159,8  24,9  207,6  26,5 
Vereinigte Staaten  98,1  33,5  149,1  25,9  132,9  23,0  140,8  21,9  183,4
d 
23,4 
Kanada  4,4  1,5  15,0  2,6  11,3  2,0  9,0  1,4  12,0  1,5 
Comecon  74,0  25,3  125,0  21,7  166,8  28,9  181,8  28,3  188,0  24,0 
Sowjetunion  - - - - 115,0  19,9  125,0  19,4  130,0  16,6 
Entwicklungs  -
ländere  insges.  1,7  0,6  8,9  1,5  19,6  3,4  24,9  3,9  28,9  3,7 
a 1 000 t. - bAnteil in vH des Weltverbrauchs. - cEG der Neun. - dGeschätzt. - eOhne südeuropäische Länder. 
Q u eIl  e:  Metallgesellschaft [lfd.  Jgg.];  eigene Berechnungen. 
raffinerien,  der Elektrotechnischen Industrie,  dem Flugzeug- und 
Fahrzeugbau,  dem Maschinenbau und der Bauwirtschaft1 •  Nur 3, 7 vH 
der Weltnickelproduktion wird in den Entwicklungsländern weiterver-
arbeitet (1979);  rund zwei Drittel des Weltverbrauchs entfallen auf 
andere Legierungen (25 vH) und Galvanisierung  (14,5 vH) [Matthews, 
1979].  Zu Angaben für die Bundesrepublik vgl.  Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe und DIW [1978,  S.  183]. 
1  In den Vereinigten Staaten,  für die als einziges Land Angaben über den 
Endverbrauch vorliegen,  entfiel der Endverbrauch 1979 auf folgende Be-
reiche: Chemische Produkte und Erdölraffinerien (22 vH),  Elektrotech-
nische  Industrie  (13 vH),  Flugzeugbau  (10 vH),  Straßenfahrzeugbau 
(10 vB),  Maschinenbau (9  vB),  Bauwirtschaft (9  vB),  Metallwaren (9  vB), 
Baushaltsgeräte (7 vB),  Schiffbau (4 vB) und andere Verwendungsberei-
che (7 vB) [Matthews und Sibley,  1980]. 187 




303.  Der Konzentration der Nickelreserven auf nur wenige Länder ent-
spricht eine hohe Konzentration innerhalb der Nickelindustrie.  Allein 
die Hälfte der Weltproduktion (ohne Ostblock und Kuba) wird von drei 
Unternehmen erbracht,  etwa  65 vH von den sechs größten Unterneh-
men2 •  Zwar hat der Konzentrationsgrad der Nickelindustrie parallel 
zur Zunahme der Produktion in den Entwicklungsländern abgenommen; 
er ist aber immer noch höher als bei der Gewinnung anderer minera-
lischer Rohstoffe. 
304.  Die Aussagen über die Vorteile einer geographischen Diversifi-
zierung des Metallangebots gelten nicht nur für Nickel,  sondern ins-
besondere auch für Kobalt und Mangan.  Die Manganerzvorräte der 
Welt sind zu über 80 vH auf lediglich zwei Länder,  die Republik Süd-
afrika (43, 6  vH) und die Sowjetunion (38, 5  vH),  konzentriert3 .  Ähn-
liches gilt für Kobalt,  dessen Vorräte (98, 6 vH) auf sieben Länder ent-
fallen: Zaire (27,8 vH),  Neukaledonien (15,6 vH),  Sambia (14,2 vH), 
Kuba (13,8 vH),  Australien (11,8 vH),  Sowjetunion (8,3 vH) und Kana-
da (7,1 VH)4.  Von den in den Manganknollen enthaltenen Metallen sind 
lediglich die Kupfervorräte geographisch breiter gestreut5 •  Neben 
1  Nachden Angaben für 1979 ist die Bundesrepublik hinter den Vereinigten 
Staaten (23,4 vB) und Japan (16,9 vB) der drittgrößte Verbraucher (9,9 
vB). 
2  Die folgenden Angaben beziehen sich auf 1976: International Nickel Co. 
Ltd.  (35 vB),  SociE~te Metallurgique Le Nickel (11, 5 vB),  Falconbridge 
Nickel Mines Ltd.  (6, 1 vB),  Sherritt Gordon Mines (2, 1 vB),  Banna Min-
ing Co.,  Inc.  (20 vB),  Western Mining Co.,  Inc.  (8,0 vB);  der Rest von 
35,3 vH entfällt hauptsächlich auf japanische Unternehmen in Neukale-
donien [Hilmy,  1979]. 
3  Die Angaben beziehen sich auf sichere und wahrscheinliche Vorräte im 
Jahr 1976.  Fast die gesamten Vorräte (95,9 vH) sind auf sechs Länder 
konzentriert: Zu den zwei genannten kommen Gabun (5,7 v}:I),  Indien (3,6 
vB),  Australien (2,5 vB) und Brasilien (2,0 vB) hinzu [Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe et al. ,  1977,  S.  150]. 
4 Die Angaben beziehen sich auf sichere und wahrscheinliche Vorräte im 
Jahr  1975  [Bundesanstalt  für  Geowissenschaften  und  Rohstoffe et al. , 
1977,  S.  113]. 
5  Sichere und wahrscheinliche Vorräte im Jahr 1975 (in vB): Chile (24,4), 
Vereinigte Staaten (19,7)  Peru (9,2) Sowjetunion (8,8),  Kanada (7,0), 
Sambia (6, 6),  Zaire (4, 7),  Mexiko (2, 4),  Philippinen (2, 4);  mithin ent-
fallen auf diese neun Länder 85,2 vB der Vorräte [Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe et al. ,  1977,  S.  113]. 188 
der hohen geographischen Konzentration der Vorräte bei den einzel-
nen Metallen ist insbesondere von Bedeutung,  daß einige der genann-
ten Länder - so etwa Zaire,  Sambia,  Neukaledonien,  Australien und 
die Sowjetunion - über umfangreiche Vorräte nicht nur  an  einem der 
genannten Metalle verfügen.  In diesen Fällen müssen die Ausfallrisi-
ken kumuliert werden. 
305.  Mit dem Tiefseebergbau kann deshalb nicht nur das (politische) 
Risiko von Lieferausfällen aus den wenigen Förderländern gemindert 
werden.  Auch Kartellbildungen und monopolistische Wettbewerbsver-
zerrungen werden erschwert;  denn wenn auch einige der traditionel-
len Nickelproduzenten im Tiefseebergbau tätig sein werden,  so geht 
die  Zahl der  Unternehmen,  die den  Tiefseebergbau erwägen,  doch 
ganz erheblich darüber hiriaus1 • 
306.  Vom Tiefseebergbau können - wenn auch bei den einzelnen Me-
tallen unterschiedliche - Preissenkungen ausgehen (Ziffer 332).  Neben 
den Wohlfahrtsgewinnen (Konsumentenrenten),  die aus Preis  senkungen 
erwachsen,  kann der Tiefseebergbau einen wichtigen Beitrag zur Sta-
bilisierung der Märkte leisten.  Kurzfristige Preisausschläge,  die auf-
grund von Lieferausfällen - wie etwa bei Kobalt aus Zaire - bislang 
möglich waren,  würden durch den Tiefseebergbau gedämpft werden. 
2.  Referenzschema:  Rahmenbedingungen des Tiefseebergbaus 
307.  Rechtlich -instiiutionelle Regelungen wirtschaftlicher Aktivitäten 
können geboten sein,  wenn dadurch entweder die Allokationseffizienz 
gesteigert oder aber auch mehr t1Verteilungsgerechtigkeitt1 erreicht 
werden kann.  Die Befürworter des Tiefseeregimes der Seerechtskon-
ferenz behaupten,  daß beide Aspekte - Effizienz und Verteilung - re-
striktive Regulierungen des Tiefseebergbaus erfordern: Ohne solche 
Regelungen, also bei Beibehaltung und Bestätigung des freien Zugangs 
zur Hohen See,  würden chaotische Zustände herrschen,  und die Ver-
teilungsziele könnten nicht erreicht werdenz •  Im folgenden soll gezeigt 
werden,  daß diese Argumentation keine ökonomische Basis hat.  Zum 
einen sind tiefgreifende Regulierungen des Tiefseebergbaus nicht er-
1  Eine Beschreibung der Unternehmen und Konsortien,  die Tiefseebergbau 
erwägen,  findet sich in U.S.  House of Rep.  [1978,  S.  14 ff.]. 
Z  Zur Alternative "Konvention oder Chaos" vgl.  Vitzthum [1980,  S. 123 ff.]. 189 
forderlich,  um  Effizienz  oder auch  Verteilungsziele  zu  erreichen. 
Zum anderen wird von den Befürwortern von Regulierungen verkannt, 
daß es sich nicht lohnt,  Marktunvollkommenheiten durch kostspielige 
Interventionen zu korrigierenl .  Schließlich sind umfassende multila-
terale Abkommen nicht die einzigen Lösungsmöglichkeiten: Zwischen 
dem vermeintlichen Chaos des freien Zugangs zur Hohen See und dem 
Tiefseeregime der Seerechtskonferenz liegt ein breites Band mögli-
cher nationaler,  bilateraler oder regionaler Arrangements. 
a. Effizienzaspekte 
308.  Die rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen des Tiefsee-
bergbaus müssen so gestaltet sein,  daß sie die bestmögliche Nutzung 
der Manganknollen erlauben.  Marktunvollkommenheiten und Ineffizienz 
entstehen, 'wenn das rechtlich-institutionelle Regime mangelhaft ist 
und dazu führt,  daß negative Externalitäten auftretenz •  Markteffizienz 
verlangt,  daß externe Kosten von den an der Aktivität Beteiligten ge-
tragen und damit in ihr Kalkül mit einbezogen werden.  Solche Kosten 
könnten bei völlig ungeregeltem Tiefseebergbau etwa dann entstehen, 
wenn der Tiefseebergbau eines Unternehmens durch Dritte behindert 
wird,  Schürfrechte verletzt werden oder Umweltschäden vom Tiefsee-
bergbau ausgehen.  Darüber hinaus treten beim Tiefseebergbau keine 
wesentlichen negativen  Externalitäten  auf,  die  Zugangs regelungen 
rechtfertigen könnten.  ' 
309.  Negative externe Effekte können im Tiefseebergbau durch ein-
fache rechtliche Mechanismen ausgeschlossen werden;  weitergehende 
und restriktive Regulierungen sind nicht erforderlich.  Im Gegensatz 
zu den Fischen sind die Manganknollenvorkommen stationär,  und der 
Abbau bleibt ohne Einfluß auf die Wachstumsrate3 .  Dies heißt,  daß 
die Schürfrechte einzelner Unternehmen klar voneinander abgegrenzt 
werden können und die Gefahr einer - der Überfischung analogen - zu 
1  Zudem ist auch der Erfolg solcher Regelungen nicht garantiert: Perfekte 
Regulierungen sind - abgesehen von dem Nachteil ihrer hohen Kosten -
in der Realität so selten wie vollkommener Wettbewerb. 
2  Negative Externalitäten sind unkompensierte Nebeneffekte einer Aktivi-
tät,  deren Kosten von den an der Aktivität Beteiligten nicht getragen (in-
ternalisiert) werden. 
3  Manganknollen wachsen zwar,  die Wachstumsrate ist aber aus ökonomi-
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schnellen Ausbeutung nicht besteht  (Kapitel II).  Bei  abgegrenzten 
Schürfrechten würden die Unternehmen des Tiefseebergbaus nicht nur 
gegenwärtige,  sondern auch  künftige  Nutzungsmöglichkeiten in  Be-
tracht ziehenl .  Der zeitliche Abbaupfad der Manganknollen orientiert 
sich dann allein an den Rohstoffpreisen,  den Produktionskosten unq 
dem Kapitalmarktzins . 
310.  Die Wahrscheinlichkeit,  daß die Schürfrechte eines Unterneh-
mens verletzt werden,  ist im Tiefseebergbau gering.  Vom unberech-
tigten Abbau eines Feldes,  das einem anderen Unternehmen zusteht, 
könnte sich ein Unternehmen lediglich erhoffen,  Prospektions- und 
Explorationskosten einzusparen und in den Genuß von Differentialren-
ten zu kommen,  die auf der unterschiedlichen Qualität von Lagerstät-
ten beruhen.  Der Erwartungswert einer Verletzung der Schürfrechte 
mag bei anderen Rohstofflagerstätten - etwa bei Gold und Diamanten -
hoch sein,  beim Abbau von Manganknollen ist er jedoch gering:  Er-
sten's gibt es viele abbauwürdige Vorkommen,  so daß die Differential-
renten im Tiefseebergbau zunächst niedrig sein werden.  Zweitens sind 
die Prospektions  - und Explorationskosten,  gemessen an den gesam-
ten fixen Kosten,  niedrigz •  Um Rechtskonflikte über Schürfrechte aus-
zuschließen,  genügt es,  die Felder klar voneinander abzugrenzen und 
die Schürfliienzen auf internationaler Ebene zu registrieren.  Inter-
nationale Vereinbarungen über die Streitbeilegung wären eine zusätz-
liche Vorkehrung;  selbst wenn eine Streitbeilegung niemals erforder-
lich sein sollte,  so kann schon die Existenz solcher Vereinbarungen 
die Rechtssicherheit im Tiefseebergbau erhöhen. 
311.  Neben der Verletzung von Schürfrechten könnten negative exter-
ne Effekte beim Tiefseebergbau in. Form von Umweltschäden auftre-
ten.  Ausmaß und Wahrscheinlichkeit von Umweltschäden sind gegen-
wärtig allerdings als gering einzuschätzen;  denn der Abbau der Man-
ganknollen erfordert keine Bohrungen,  und in der großen Wassertiefe 
1  Dieses Verhalten entspricht dem eines Alleineigentümers eines Fisch-
bestandes. 
Z  Black [1980]  veranschlagt die Prospektions- und Explorationskosten auf 
1,5 vH der fixen Kosten (Tabelle 29).  Nyhart et al.  [1978,  S.  85]  veran-
schlagen sie auf 3 vH.  Zur Gefahr,  daß Schürfrechte verletzt und wider-
rechtlich  genutzt  werden  (claim-jumping),  vgl.  auch  Sweeney  et al. 
[1974] . - Schließlich müßte ein Eindringling damit rechnen,  daß das an-
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am Tiefseeboden gibt es auch nur wenige Lebewesen1 •  Im Gegensatz 
zum Abbau könnte die Verarbeitung der Manganknollen auf See zu be-
achtlichen Umweltschäden führen.  Die Verhüttung auf See stößt aber 
auf erhebliche  technische  Schwierigkeiten2 ,  die gegenwärtig nicht 
überwunden werden können.  Zudem böte die Verarbeitung auf See kei-
ne wirtschaftlichen Vorteile im Vergleich zur Verarbeitung an Land3 . 
312.  Ein rechtlich-institutioneller Rahmen des Tiefseebergbaus,  der 
sich auf 
- eine Registratur von Schürflizenzen, 
- ein Verfahren zur Streitbeilegung und 
- eine Regelung der Schadenshaftung bei Umweltschäden 
beschränkt,  bietet zwei wesentliche Vorteile: Zum einen bleibt der 
Zugang zum Tiefseebergbau offen,  so daß der Wettbewerb nicht be-
einträchtigt wird.  Zum anderen erhöht ein solches System die Rechts-
sicherheit.  Die Kosten dieser Regelung sind gering,  bleibt doch der 
institutionelle Aufwand minimal.  Wenn zur Registratur der Schürf-
rechte eine internationale Behörde geschaffen wird,  was nicht einmal 
unbedingt erforderlich ist,  so sollten die Aufgaben der Behörde dar-
auf beschränkt sein,  Schürfrechte als anerkannt zu registrieren,  so-
fern Rechte Dritter nicht berührt werden. 
b.  Verteilungsaspekte 
313.  Neben den Effizienzaspekten muß eine allgemein akzeptierbare 
Regelung des Tiefseebergbaus Verteilungs ziele berücksichtigen.  Diese 
Verpflichtung entspringt der "common-heritagell -Resolution der Ver-
einten Nationen,  wonach der Meeresboden und seine Ressourcen als 
gemeinsames Erbe der Menschheit zu betrachten sind und von jegli-
chen Souveränitätsansprüchen einzelner Staaten frei bleiben müssen 
1  Einschränkend muß gesagt werden,  daß der Kenntnisstand über die ma-
rine Umwelt am Meeresboden nicht ausreicht,  um alle möglichen Um-
welteinflüsse zu erfassen. 
2  So etwa hinsichtlich der Größe und Stabilität der Anlagen,  des Transports 
von Materialien und insbesondere des Energiebedarfs,  der eine eigen-
ständige Kraftwerksanlage erfordern würde. 
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[UN,  h] 1.  Dieses Bekenntnis enthält allerdings keine konkreten (Um-) 
Verteilungs ziele;  als Richtschnur kann lediglich die vage Forderung 
dienen,  die Nutzung der Tiefseeressourcen solle der Menschheit in 
ihrer Gesamtheit zugute kommen,  wobei insbesondere die Interessen 
und Bedürfnisse der Entwicklungsländer berücksichtigt werden sollen. 
314.  Unabhängig davon,  nach welchem Schlüssel Erträge verteilt wer-
den sollen,  kann der Umverteilungsfonds nur maximiert werden, wenn 
der Tiefseebergbau effizient betrieben wird.  Ohne die wirtschaftliche 
Nutzung der Tiefseeressourcen bleiben die "Erbschaftstitel" wertlos. 
Die Forderung nach Ertragsbeteiligung läßt sich in den zuvor skizzier-
ten rechtlich-institutionellen Rahmen einbinden,  der bei minimaler 
Regulierung einen effizienten Tiefseebergbau erlauben würde. 
315.  Das Verteilungsziel stellt an den skizzierten rechtlich-institu-
tionellen Rahmen wenige zusätzliche Anforderungen: Erstens soll die 
Knappheitsrente,  die der Tiefseebergbau abwirft,  über Steuern,  Ge-
bühren oder andere Abgaben abgeschöpft werden.  Zweitens müssen 
Mechanismen zur Umverteilung geschaffen werden.  Beide Bedi~gun­
gen verlangen jedoch nicht,  daß neue internationale Behörden geschaf-
fen werden müssen,  um St~uern und Gebühren zu erheben.  Nationale 
Behörden können diese Aufgabe auch,  vielleicht sogar mit geringerem 
Aufwand,  meistern.  Die Umverteilung der Einnahmen kann schließ-
lich über bereits bestehende internationale Institutionen erfolgen. 
316.  Die Koppelung von Verteilungs  - un<:i  Effizienzzielen erfordert, 
daß die Steuererträge dem Knappheitswert der Ressource entsprechen. 
Die Steuern müssen aber allokationsneutral sein [Garnaut, Ross,  1975; 
1979],  das heißt,  sie dürfen den zeitlichen Pfad des Ressourcenab-
baus und die Rangordnung alternativer Investitionsmöglichkeiten nicht 
beeinflussen.  Insofern,  als der Tiefseebergbau höhere Gewinnchancen 
bietet als alternative Investitionsmöglichkeiten - etwa im Landberg-
bau -.  sind diese auf die besondere Qualität der Tiefseeressourcen zu-
rückzuführen.  Steuern und Abgaben,  die diese Renten abschöpfen, wür-
den die Gewinne der Unternehmen zwar schmälern,  nicht aber ihre 
Investitionsentscheidungen in negativer Weise beeinflussen. 
317.  Ideale Steuers  ätze,  die exakt der Rente entsprechen,  können nicht 
im voraus festgelegt werden,  weil die Höhe der Rente sowohl vom 
Preis als auch von den Kosten abhängt.  Aufgrund dieser Unsicherheit 
1  Zum Verständnis dieses Konzepts vgl.  Vitzthum [1978];  Luard  [1974]; 
Kronmiller [1980] . 193 
bieten sich im Tiefseebergbau - wie in der Fischereil  - Versteigerun-
gen an,  auf denen Abgaben oder Steuersätze festgelegt werden.  Theo-
retische Überlegungen legen ein Auktionssystem nahe,  in dem Gewinn-
steuersätze bestimmt werden.  Die Unternehmen,  die den Tiefseeberg-
bau erwägen,  würden Schürfrechte gegen Ertragsanteile ersteigern. 
Dieses System hat mehrere Vorteile: 
- Die Auswahl der Unternehmen erfolgt nach Effizienzkriterien;  die 
Unternehmen,  die zu den niedrigsten Kosten Tiefseebergbau betrei-
ben,  werden auf den Auktionen erfolgreich sein.  Ihre Gebote reflek-
tieren den Erwartungswert der ökonomischen Rente einer Lagerstät-
te. 
- Die Unsicherheitsfaktoren,  die im Tiefseebergbau besonders hoch 
sind2 ,  werden dadurch berücksichtigt,  daß ertragsabhängige Steuern 
gewählt werden. 
- Produktionsentscheidungen werden von der Gewinnsteuer in gerin-
gerem Ausmaß,  wenn überhaupt,  beeinflußt als dies bei produktions-
oder erlösabhängigen Steuern,  wie etwa Förderzinsen,  der Fall wä-
re3 • 
- Unter Unsicherheit sind die Steuererträge bei Gewinnsteuersätzen 
höher,  als wenn alternative Abgaben (-sätze),  wie Förderzinsen oder 
einmalige Lizenzgebühren,  in Auktionen ermittelt würden4 • 
1  Allerdings sollte die Besteuerung der Fischerei aus Effizienz- und nicht 
aus Verteilungsgesichtspunkten erfolgen. 
2  Je länger der Planungshorizont,  desto größer ist im allgemeinen die Un-
sicherheit über künftige Preise und Kosten.  Da im Tiefseebergbau mit 
einer Projektdauer von ungefähr 25 Jahren gerechn1et wird,  sind diese 
Faktoren besonders wichtig.  Hinzu kommt die Unsicherheit über die tat-
sächliche Qualität der Lagerstätten und über die Effizienz neuer Tech-
nologien. 
3  Bei mineralischen Vorkommen steigen die Abbaukosten gewöhnlich mit 
zunehmender Ausbeutung an.  Die Förderung wird abgebrochen,  sobald 
die Grenzkosten den Preis erreicht haben.  Förderzinsen  erhöhen die 
Grenzkosten und führen damit zum vorzeitigen Abbruch der Förderung. 
Eine weitere Verzerrung entsteht dadurch,  daß ökonomisch marginale 
Felder nicht erschlossen werden,  wenn der Gewinn vor Abzug der För-
derzinse!l zwar positiv,  nach Abzug aber negativ ist bzw.  unter dem al-
ternativer Investitionsmöglichkeiten liegt.  Diese  Verzerrungen treten 
bei einer Gewinnsteuer nicht auf. 
4  Zur Bewertung alternativer Versteigerungslösungen (Ertragsanteile,  ein-
malige Gebühren,  Förderzinsen) vgl.  Reece  [1979] . 194 
-' Der institutionelle Aufwand für die Versteigerung von Lizenzen wäre 
gering.  Diese Aufgabe könnte etwa von einer Registraturbehörde 
(Ziffer 312) oder auch vom Generalsekretariat der Vereinten Natio-
nen wahrgenommen werden. 
3.  Bewertung  der Konvention 
318.  Ein Tiefseeregime,  wie es die neue Konvention vorsieht,  wird 
eine eJfiziente Nutzung der Tiefseeressourcen verhindern.  Potentielle 
Knappheits renten,  die der Tiefseebergbau abwerfen  kann,  werden 
durch ein restriktives Zugangs - und Produktions  reglement vernichtet. 
Die Forderung nach einer umfangreichen Ertragsbeteiligung und -um-
verteilung kann unter diesem System nicht erfüllt werden. 
319.  Der Konventionstext interpretiert das Mandat,  die Manganknol-
len als "gemeinsames Erbe der Menschheit"  zu betrachten,  nicht al-
lein im Sinne einer Ertragsgemeinschaft,  sondern vor allem im Sinne 
einer internationalen Produktionsgemeinschaft.  Als institutionelles 
Kernstück des Tiefseeregimes soll zunächst einmal eine internationale 
Meeresbodenbehörde geschaffen werden.  Diese soll mit umfassenden 
Vollmachten über Prospektion,  Exploration,  Abbau,  Verhüttung,  Ver-
trieb und Besteuerung ausgestattet werden.  Der Marktmechanismus 
soll durch die Behörde weitgehend ersetzt werden.  Sie soll den Tech-
nologietransfer,  die Unternehmensstruktur,  die Produktionskontin-
gente und die Verteilung eventuell anfallender Erträge regeln und kon-
trollieren.  Sie soll - und dies ist ein Novu',m in der Geschichte inter-
nationaler Organisationen - über ein eigenes Unternehmen,  das sog. 
"Enterprise",  selbst, Tiefseebergbau  betreiben  rUN,  e,  Art.  158 
Abs.  2;  Art.  170;  Annex IV].  Mit diesem behördlichen Produktions-
kollektiv soll der Transmissionsmechanismus für einen automatischen 
Ressourcen - und Technologietransfer  geschaffen  werden.  Darüber 
hinaus soll die gesamte Tiefseeproduktion kontingentiert werden,  um 
die Landproduzenten vor preisdämpfenden Einflüssen des Tiefseeberg-
baus zu schützen. 195 
a.  Unternehmens struktur  und  Organisationsform des 
Tiefseebergbaus 
320.  Die neue Konvention sieht als Organisationsform des Tiefsee-
bergbaus ein "Mischsystem" vor,  in dem neben dem behördlichen En-
terprise private oder staatliche Unternehmen Tiefseebergbau betrei-
ben.  Sie zielt dabei insbesondere darauf ab,  das Enterprise funktions-
fähig zu machen und seine Position gegenüber den anderen,  nichtbe-
hördlichen Unternehmen durch vielfache Wettbewerbsverzerrungen 
zu stärken.  So ist vorgesehen,  daß 
- mindestens die Hälfte des Tiefseebergbaus auf das Enterprise ent-
fallen kann; 
- das Enterprise Subventionen,  Steuererleichterungen und Zugang zu 
den notwendigen Technologien erhält; 
- die nichtbehördlichen Unternehmen diskriminiert werden können. 
321.  Eine monopolistische Produktions  struktur und dominante Stel-
lung des Enterprise wird dadurch ermöglicht,  daß ihm Zug um Zug 
mit der Erschließung eines weiteren Feldes durch andere (private 
oder staatliche) Unternehmen ein gleichwertiges,  voll prospektiertes 
Feld zur Verfügung gestellt wird.  Die Prospektionskosten werden da-
bei von den nichtbehördlichen Unternehmen,  die eine Abbaulizenz be-
antragen,  getragen;  sie sind mithin als zusätzliche Antragsgebühr zu 
betrachtenl .  Der Anteil des Enterprise wird damit lediglich dann un-
ter  50  vH  der  Gesamtförderung  fallen,  wenn es von  seinem Abbau-
recht keinen Gebrauch macht.  Andererseits könnte das Enterprise 
seinen Produktions  anteil auf über .50 vH steigern,  weil es mit eige-
nem Prospektionsaufwand Abbaulizenzen für zusätzliche Felder be-
antragen kann. 
322.  Subventionen,  Steuererleichterungen und  ein obligatorischer 
Technologietransfer sollen dem Enterprise die notwendigen finanziel-
len Mittel und Technologien verschaffen.  Das Enterprise erhält,  so-
fern notwendig,  Zuweisungen aus dem Etat der Behördez  und  soll 
1  Art.  8 Annex III in UN [e]  sieht vor,  daß jedes nichtbehördliche Unter-
nehmen,  das eine Abbaulizenz bei der Behörde beantragt,  zwei gleich-
wertige,  von ihm prospektierte Felder vorweisen  muß.  Die Behörde 
wählt eines dieser Felder aus und reserviert es für das Enterprise.  Die 
Prospektionskosten werden nicht erstattet. 
2  UN  [e, Art.  170 Abs.  4;  Art. 173 Abs. 2(b);  Art.  11  Abs.  1(a),  3(a) An-
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- über zinsfreie Kreditel ,  Kreditgarantienl  und freiwillige Zuwendun-
genJ  - durch die Vertragsstaaten subventioniert werden.  Während ei-
nes Anfangsstadiums,  das auf zehn Jahre begrenzt ist,  bleibt es zu-
dem von jeglichen Abgaben befreit rUN,  e,  Art.  10,  Abs.  3 Annex IV]. 
Darüber hinaus werden die Prospektionskosten in der Regel,  wie er-
wähnt,  ohnehin von den nichtbehördlichen Ul1ternehmen übernommen. 
Damit ist auch gewährleistet,  daß die Abbautätigkeit des behördenei-
genen Unternehmens nicht an fehlender Prospektionstechnologie schei-
tert.  Weit-ere,  für Exploration und Abbau erforderliche Technologien 
sollen über einen obligatorischen Technologietransfer bereitgestellt 
werd~n rUN,  e,  Art.  144;  Arto.  5  Annex III]  (Ziffern 326 ff. ). 
323.  Innerhalb der Gruppe der privaten und staatlichen Unternehmen 
kann die Behörde auch nach nichtökonomischen Gesichtspunkten dis-
kriminieren.  Trotz eines nominellen Diskriminierungsverbots4  sol-
len~bei der Auswahl dieser Unternehmen Nationalitätskriterien berück-
sichtigt werden,  damit die Unternehmen möglichst breit nach Her-
kunftsländern gestreut werden;  Unternehmen aus Entwicklungsländern 
sollen hevorzugt behandelt werden5  • 
324.  Die Erschwernisse,  unter denen nichtbehördliche Unternehmen 
Tiefseebergbau zu betreiben hätten,  lassen es für sie möglicherweise 
attraktiv erscheinen,  eine Gemeinschaftsgründung (joint venture) mit 
dem Enterprise einzugehen.  Solche Unternehmen sollen steuerlich be-
1  Die Gesamthöhe der zinsfreien Kredite soll 50 vH der Kosten betragen, 
die für Exploration,  Abbau,  Transport,  Verhüttung,  Verkauf und allge-
meinen Verwaltungsaufwand in Zusammenhang mit dem ersten Feld ent-
stehen.  Der Kreditanteil eines jeden Staates richtet sich dabei nach sei-
nen Anteilen an der Finanzierung des UN -Budgets. 
2  Mit den Kreditgarantien sollen Kredite über die restliche Hälfte der Ko-
sten abgesichert werden.  Diese Regelung ist schon deshalb bedenklich, 
weil die Vertragsstaaten unwiderrufbare Kreditgarantien zu leisten haben, 
bevor sie überhaupt die Höhe der Kreditinanspruchnahme kennen. 
3  Zu den verschiedenen Formen vgl.  UN  [e, Art. 11 Abs. 3(a},  3(b)  und 
1(b) Annex IV] . 
4  Es ist offensichtlich nicht die ökonomische Diskriminierung gemeint rUN, 
e,  Art.  152  Abs.  1]. 
5  Art.  152 Abs.  2 und Art.  9 Abs.  4 Annex III in UN [e]  erlauben auch den 
Zugang von Unternehmen aus Entwicklungsländern zu Feldern,  die zu-
nächst für das Enterprise reserviert waren,  von ihm "aber nicht genutzt 
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günstigt und dürfen subventioniert werdenl •  Vor allem aber können 
die Partner die Bedingungen des Technologietransfers in Abweichung 
von den sonst geltenden  Vorschriften unter sich aushandeln  [UN,  e, 
Art.  5 Abs.  6 Annex III].  Schließlich wird,in diesem Fall der Zugang 
zum Tiefseebergbau dadurch erleichtert,  daß "joint ventures" auch 
zum Abbau eines für das Enterprise reservierten Feldes eingegangen 
werden können  rUN,  e,  Art.  9,  Abs.  1.  2.  3 Annex III].  Ob  "joint 
ventures"  trotz dieser Begünstigungen tatsächlich entstehen oder viel-
leicht sogar vorherrschen werden,  ist  gegenwärtig nicht absehbar. 
Einerseits dürften erhebliche Ziel- und Interessenkonflikte zwischen 
dem Enterprise und den privaten Unternehmen der Bildung von "joint 
ventures" entgegenstehen.  Andererseits bietet die neue Konvention 
solchen Gemeinschaftsunternehmen neben den genannten Begünstigun-
gen viel Gestaltungsraum.  Es ist möglich.  daß über "joint ventures" 
rechtliche Unsicherheitsfaktoren reduziert und Zugangs- und Investi-
tionshemmnisse abgebaut werden können2  • 
325.  Die Wettbewerbsverzerrungen,  die vom Mischsystem ausgehen, 
können im voraus nicht quantifiziert werden;  es ist aber möglich, eine 
Rangordnung unter theoretischen Gesichtspunkten zu erstellen:  Am 
wenigsten bedenklich erscheinen die Steuererleichterungen und Zins-
subventionen,  die das Enterprise in einem Anfangsstadium erhalten 
soll.  Sie sind zeitlich begrenzt - auf zehn Jahre oder auf das erste 
Projekt - und können analog zum Erziehungszoll vielleicht noch als 
zweitbeste Lösung entschuldigt werden3 •  Von größerer Bedeutung sind 
die dauerhaften Begünstigungen des Enterprise.  Während die Konven-
tion eine dominante Wettbewerbs  position einzelner nichtbehördlicher 
Unternehmen unterbinden wi1l4 ,  führt sie mit dem Mischsystem zu 
einer beherrschenden Stellung des Enterprise.  Diese monopolistische 
Stellung,  die das Enterprise ohne Effizienznachweis erlangen kann, 
wird zu dauerhaften Wohlfahrtsverlusten führen. 
1  UN  re,  Art.  11 Abs.  2; Art.  13 Abs.  1(d),  (f);  Abs.  14 Annex III] . 
2  Zu  einem Entwurf eines  "joint venture" -Modells  vgl.  Jaenicke  et al. 
[1981] . 
3  Allerdings kann diese zeitliche Beschränkung von der Revisionskonferenz 
aufgehoben werden rUN,  e,  Art.  155].  Vgl.  auch Ziffer 338. 
4  Die Behörde ist gehalten,  eine Monopolisierung zu verhindern (prevent-
ing monopolization),  womit nicht die Tätigkeiten des Enterprise,  sondern 
der Konzentrationsgrad im nichtbehördlichen Tiefseebergbau gemeint ist 
rUN,  e,  Art.  150 (f);  Art.  7 Abs.  5 Annex III].  ("Selectionshall be made 
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b. Technologietransfer 
326.  Die neue Konvention verpflichtet die nichtbehördlichen Unterneh-
men zu einem umfassenden Technologietranlsfer an die Meeresboden-
behörde,  das Enterprise und an Entwicklungsländer,  die Tiefseeberg-
bau erwägen [UN,  e,  Art.  144; Art.  5 Annex III] 1.  Die finanzielle Ge-
genleistung soll unter "fairen und vernünftigen kommerziellen Bedin-
gungen"2  erfolgen. 
Der Technologiebegriff ist weit gefaßt: Neben speziellen Ausrüstun-
gen,  t~chnischem Fachwissen,  Handbüchern,  Konstruktions - und Be-
dienungsanleitungen gehören hierzu auch die Ausbildung von Personal 
sowie technische Beratung und Unterstützung3 •  Für das Personal der 
Behörde und aus Entwicklungsländern sind von den Unternehmen Aus-
bildungsprogramme zu erstellen; hierzu gehört auch,  daß solches Per-
sonal an der Förderstelle von Unternehmen eingesetzt wird (learning 
on the job) [UN,  e,  Art.  15 Annex III;  Art.  144 Abs.  2(b)]. Der Tech-
nologietransfer ist .mithin kein einmaliger Akt - wie etwa die Vergabe 
einer  Lizenz -,  sondern  ein andauernder  Prozeß.  Sein  Erfolg ist 
schwer zu mes/sen.  Er hängt nicht nur von der Bereitschaft eines Un-
ternehmens ab,  die Bestimmungen zu erfüllen,  sondern insbesondere 
auch von der Aufnahme- und Lernfähigkeit des ihm von der Behörde 
l!nd aus Entwicklungsländern überstellten Personals. 
Der Kreis der Technologieempfänger und -geber geht über die nicht-
behördlichen Unternehmen,  die selbst Tiefseebergbau betreiben wol-
len,  und das Enterprise hinaus.  Die Technologie soll auch an Entwick-
lungsländer weitergegeben werden [UN,  e,  Art.  144 Abs.  1 (bL 2], und 
1  Die Verpflichtung zum Technologietransfer gilt für die ersten zehn Jahre 
der kommerziellen Produktion durch das Enterprise [UN,  e,  Art. 5 Abs. 7 
Annex III] . 
2  "Fair and reasonable commercial terms and conditions"  [UN,  e,  Art.  5 
Abs.  3 Annex III].  Das Adjektiv Ilkommerziell" fehlt hingegen im grund-
legenden Art.  144 Abs.  2(a) C1fair and reasonable terms and conditions"). 
3  Art.  5 Abs.  8 Annex III in UN  [e] :  11 ...  1  technologyl  means the special-
ized  equipment  and  technical know-how,  including  manuals,  designs, 
operating instructions,  training and technical advice and assistance, nec-
essary to assemble,  maintain and operate a  viable system and the legal 
right to use these items for that purpose on a  non-exclusive basislI.  Son-
derbar an dieser Formulierung ist,  daß bei der Definition des Begriffs 
IITechnologiel1  ein Recht,  nämlich das nichtausschließliche Benutzungs-
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zwar sowohl direkt durch das nichtbehördliche Unternehmenl  als auch 
indirekt durch das Enterprise2 •  Schließlich umfaßt der Technologie-
transfer auch den Transfer von Technologien Dritter,  über die ein 
Unternehmen,  das Tiefseebergbau erwägt,  lediglich als Lizenzneh-
mer verfügen kann.  Sofern die Lizenzgeber die Weitergabe ihrer Tech-
nologien nicht gestatten,  darf das nichtbehördliche Unternehmen die-
se Technologien auch nicht benutzen rUN,  e,  Art.  5 Abs.  3(b) Annex 
III] .  Als Folge werden potentielle Lizenzgeber entweder ihre Tech-
nologien nur zu Preisen zur Verfügung stellen, die mit einem Auf-
schlag das Risiko qer Weitergabe (etwa an Entwicklungsländer) re-
flektieren3 ,  oder sie werden,  weil dieses Risiko zumeist nicht quan-
tifizierbar sein dürfte,  ihre Technologien verweigern. 
327.  Nach dem Konventionstext werden die Technologien zum einen 
- über die Transferklausel an Entwicklungsländer - so gut wie allge-
mein zugänglich;  zum anderen ist nicht sichergestellt,  daß die Ent-
schädigung dem Knappheitswert der Technologien entspricht.  Wenn 
Eigentumsrechte - hier insbesondere Patentrechte - durch enteig-
nungsgleiche Eingriffe hinsichtlich ihrer Verfügbarkeit geschmälert 
werden,  ohne daß eine angemessene Entschädigung gewährleistet ist, 
werden die für Forschung und Entwicklung erforderlichen Anreize ge-
mindert.  Bei der unscharfen Definition der finanziellen Gegenleistun-
gen zum Technologietransfer besteht keine Gewähr,  daß Innovations-
renten von den Unternehmen,  die den Aufwand für Forschung und Ent-
wicklung tragen,  abgeschöpft werden können.  Die Höhe der Gegenlei-
stung wird sicherlich davon beeinflußt werden,  daß die Pflicht zum 
Technologietransfer bereits zum Zeitpunkt der Bewerbung um  ein 
Schürfrecht eingegangen werden muß4  und die finanzielle Entschädi-
1  Dies gilt dann,  wenn Entwicklungsländer - nach Art.  9 Abs.  4 Annex III 
in UN  [e] - einen Abbauvertrag für ein ursprünglich für das Enterprise 
reserviertes Feld beantragen.  In diesem Fall ist das Benutzungsrecht 
auf das reservierte Feld beschränkt und die Weitergabe an Drittländer 
untersagt rUN,  e,  Art.  5 Abs.  3 (e) Annex III] . 
2  So etwa über "joint ventures" zwischen Entwicklungsländern und Enter-
prise nach Art.  9 Abs.  2 Annex III in UN [e] . 
3  Andererseits ist nicht sicher,  ob das Enterprise tatsächlich auf diese 
Technologien zurückgreifen wird.  Durch die Option des Enterprise (so-
wie der Behörde und der Entwicklungsländer) auf alle Technologien wer-
den Lizenzen unnötigerweise verteuert. 
4  UN  [e,  Art.  4 Abs.  6(d) und Art.  5 Ab,s.  1 Annex III] .  Die Verhandlungs-
position des Antragstellers kann durch diese Verpflichtung entscheidend 
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gung erst später bestimmt wirdl .  Der Erwartungswertder Gewinne 
wird reduziert. 
328.  Diese Innovationshemmnisse werden einerseits die Kosten des 
Tiefseebergbaus künstlich erhöhen und andererseits den Zugang und 
damit den Wettbewerb beschränken,  was zu einem Verlust an gesamt-
wirtschaftlicher Wohlfahrt führt.  Es ist nicht ausgeschlossen,  daß 
der vorgesehene Zwang zum Technologietransfer den Tiefseebergbau 
sogar verhindertl •  Weitere gesamtwirtschaftliche Folgekosten ent-
stehen dadurch,  daß mögliche technologische Nebeneffekte - Anwen-
dung_der Tiefseetechnologien in anderen Bereichen (Ziffer 299) - nicht 
realisiert werden. 
c. Produktionskontingente 
329.  Zum Schutz des Landbergbaus vor dem Wettbewerb des Tiefsee-
bergbaus soll die Förderung aus dem Meer beschränkt werden.  Die 
neue Konvention sieht vor,  daß die Meeresbodenbehörde die Gesamt-
fördermenge des Tiefseebergbaus kontingentiert und den einzelnen 
Unternehmen Produktionsquoten zuteilt [UN,  e,  Art.  151 Abs.  2(b)]. 
Mit diesen Produktionsbeschränkungen soll der Verlust von Produzen-
tenrenten im Landbergbau eingedämmt,  die Substitution teurer ter-
restrischer durch billigere marine Rohstoffe begrenzt werden. 
330.  Die  Produktionskontingente  orientieren sich am historischen 
Trend des Nickelverbrauchs3 •  Sie sind auf höchstens  60 vH des ge-
1  Schließlich müßten die Unternehmen auch für Schäden,  die im Rahmen 
der Ausbildungsprogramme vom Personal der Behörde und der Entwick-
lungsländer verursacht werden,  kompensiert werden.  Dieser Fall ist 
in den Haftungsbestimmungen - Art.  22 Annex III in UN [e]  - nicht ange-
sprochen. 
2  Insofern kann der Zwang zum Technologietransfer unter Hinweis auf die 
10-Jahres-Frist [Art.  5 Abs.  7 Annex III in UN,  e]  nicht - wie etwa tem-
poräre Steuererleichterungen - mit Erziehungszollargumenten entschul-
digt werden. 
3  Der Verbrauchstrend der jeweils zurückliegenden fünfzehn Jahre soll be-
rechnet und extrapoliert werden.  Der projizierte Verbrauchszuwachs 
dient als Grundlage zur Berechnung der Kontingente für den Tiefseeberg-
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schätzten Zuwachses des Nickelverbrauchs begrenzt [UN,  e,  Art.  151 
Abs.  2(b) (ii)] 1.  Damit soll ausgeschlossen werden,  daß der Tiefsee-
bergbau zu Preissenkungen bei Nickel führt.  Die ausschließlich ver-
gangenheitsorientierte Berechnung der Kontingente ignoriert ökono-
mische Faktoren,  wie beispielsweise neue Verwendungsmöglichkeiten 
der Metalle.  Die Preise werden nicht stabilisiert - ein erklärtes Ziel 
der Konvention -,  sondern lediglich auf ein höheres Niveau als bei 
freiem Zugang gehoben2 •  Die Wohlfahrtsverluste der Produktionskon-
tingente entsprechen denen von Importquoten.  Zus ätzlich entstehen 
dynamische Wohlfahrtsverluste,  weil die Produktions  quoten eine Ko-
stendegression im Tiefseebergbau, in der Verhüttung und in der Pro-
duktion der erforderlichen Technologien verhindern3  • 
331.  Die Produktionskontingente sind das vorrangige Instrument zur 
Protektion des  Landbergbaus  .  Zur Absicherung dieser  Mengenbe-
schränkung sind aber noch zusätzliche Schutzklauseln vorgesehen,  die 
der Behörde das Recht geben, 
- Rohstoffabkommen beizutreten [UN,  e,  Art.  151 Abs.  1]; 
- auch dann zu intervenieren,  wenn zwar die Nickelkontingente n.icht 
verletzt werden,  die Produktion anderer Metalle (Kupfer,  Kobalt, 
1 Sofern der projizierte Nickelverbrauchszuwachs unter 3 vH liegt,  wird 
3 vH als Wachstumsrate angenommen (floor).  In diesem Fall darf das 
Produktionskontingent (60 vH von 3 vB) aber nicht die tatsächlich ge-
schätzte Wachstumsrate übersteigen (cap).  Dies heißt,  daß die Produk-
tionskontingente bei einer Wachstumsrate von weniger als 1,8 vH  (60 vH 
von 3 vH) auf die tatsächlich geschätzte Rate beschränkt sind [UN,  e, 
Art.  151 Abs.  2(b) (iv)] . 
2  Zur Stabilisierung wäre es erforderlich,  daß das Angebot im Falle von 
Preissteigerungen erhöht wird.  Durch die Produktionsbeschränkungen 
wird aber eine elastische Reaktion des Angebots unterbunden.  Steigen 
die Preise,  so sinkt die nachgefragte Menge;  in der Folge werden die 
Produktionskontingente verringert,  das Angebot wird also tendenziell 
verknappt statt ausgeweitet. 
3  Über die Zuteilung der Produktionsquoten wird auch die Kapazität einzel-
ner Projekte limitiert.  Es soll keine Abbaulizenz für ein Projekt erteilt 
werden,  das eine Produktion von mehr als 46 500 t  Nickel pro Jahr vor-
sieht,  selbst wenn diese Menge die Einhaltung der Produktionskontingente 
nicht gefährden würde.  " ... the Authority ... shall not authorize  the 
production under any plan of work,  of a  quantity in excess of 46, 500 tons 
of nickel per year
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Mangan) im Vergleich zur Nickelproduktion aber gesteigert wird 
rUN,  e,  Art.  151 Abs.  2(f)) 1. 
- auch die Fördermengen anderer Mineralien der Tiefsee,  die nicht 
aus den Manganknollen gewonnen werden,  zu beschränken [UN,  e, 
Art.  151 A bs.  3]. 
Schließlich sind noch Kompensationszahlungen für den Fall vorgese-
hen,  daß einzelne rohstoffexportierende Entwicklungsländer trotz die-
ser Produktions regulierungen vorn Tiefseebergbau negativ beeinflußt 
werden2 • 
332.  Vordergründig wird die Produktionsbeschränkung mit der Forde-
rung nach einern Schutz der Entwicklungsländer vor einern Verdrän-
gungswettbewerb begründet.  Dabei wird übersehen,  daß nur wenige 
Entwicklungsländer (andererseits aber eine ganze Reihe von Industrie-
ländern) Produzenten jener Rohstoffe sind,  die unter Substitutionskon-
kurrenz des Tiefseebergbaus gelangen können,  alle Entwicklungslän-
der als  Verbraucher aber von  Preissenkungen  profitieren  würden. 
Ganz abgesehen davon,  daß Produktionskontingente kein ökonomisch 
taugliches Instrument zum Schutz vor Verdrängung sind,  besteht kaum 
Anlaß zur Sorge,  der Tiefseebergbau würde die Rohstoffmärkte zer-
rütten und Investitionen im Landbergbau von heute auf morgen entwer-
ten.  Dies gilt schon deshalb nicht,  weil die Anlaufphase des Tiefsee-
bergbaus viele Jahre beansprucht.  Die Auswirkungen auf die Metall-
preise werden überdies recht unterschiedlich sein,  wie erste Schät-
zungen vermuten lassen.  Für den Extremfall eines offenen Zugangs 
wäre nämlich zu erwarten,  daß 
1  Die Produktionsanteile der anderen Metalle sollen nicht höher sein,  als 
es die Kuppelproduktrelation zu Nickel bei gleichzeitiger maximaler Nik-
ke  1  produktion er  la  ubt . 
2  UN [e,  Art.  150(g);  Art.  151 Abs.  4;  vgl.  auch Art.  160 Abs.  2(1) und 
Art.  173 Abs.  2(c)).  Kompensationszahlungen sind vorgesehen,  wenn 
rohstoffexportierende Entwicklungsländer von Exporteinbußen oder von 
anderen,  nicht näher spezifizierten Folgen betroffen sind.  Vgl.  Art.  151 
Abs.  4: " ... developing countries which suffer serious adverse effects 
on their export earnings or economies resulting from areduction in the 
price of an affected mineral or volume of the mineral exported,  to the 
extent that such reduction is caused by activities in the Area.  11  Der Kon-
ventionstext läßt offen,  wie dieser Nachweis erbracht werden kann.  Im 
Zweifel könnten alle Erlöseinbußen dem Tiefseebergbau zugeschrieben 
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- der Kobaltpreis  - gemessen am heutigen,  historisch noch hohen Ni-
vea  u  - fallen würde  1, 
- die Nickel- und Manganpreise hingegen erheblich weniger beeinflußt 
würden rFoders,  Kim,  1982;  Rafati,  19821  und 
- der Kupferpreis vom Tiefseebergbau nahezu unberührt bliebe,  weil 
dieser nur einen verschwindend geringen Anteil an der Weltproduk-
tion hätte [Prewo,  1980,  S.  186 ff. ] . 
333.  Die Einkommenseffekte der möglichen Preissenkungen würden 
nicht zu Lasten der ärmsten Länder gehen.  Nur wenige Entwicklungs-
länder,  so etwa Zaire und Sambia,  wären von fallenden Kobaltpreisen 
betroffen.  Zu den Ländern,  deren Produzentenrenten bei Nickel oder 
Mangan durch den Tiefseebergbau geschmälert würden,  gehören Ka-
nada,  die  Sowjetunion,  Australien,  die  Dominikanische  Republik, 
Kuba und Südafrika (vgl.  auch Tabelle 30). 
d.  Internationale Steuern  und  Abgaben 
334.  Die Meeresbodenbehörde soll von den nichtbehördlichen Unter-
nehmen Steuern und Abgaben erheben [UN,  e,  Art.  13 Annex III].  Ne-
ben einer Antragsgebühr2  und einer pauschalen Jahresgebühr (1  Mill. 
US_$)3  sind entweder erlösabhängige Förderzinsen oder eine Kombi-
nation von Förderzinsen und Gewinnsteuern vorgesehen.  Dabei hat 
das Unternehmen die (einmalige und unwiderrufliche) Wahl zwischen 
einem Förderzins ohne Gewinnsteuer (single system) und einer Kom-
bination von niedrigerem Förderzins und Gewinnsteuer (mixed sys-
tem).  Sowohl Förderzins als auch Gewinnsteuersätze sind zeitlich 
gestaffelt bzw.  von der Böhe des Ertrages abhängig.  Unter dem er-
sten System (single system - ohne Gewinnsteuer) beträgt der Förder-
zins 5  vB (in den ersten 10 Jahren der Förderung),  bzw.  12 vB (ab 
11.  Jahr) des Umsatzes der verarbeiteten Metalle, also nicht nur des 
Wertes der geförderten Manganknollen [UN,  e,  Art.  13 Abs.  5  Annex 
III].  Unter dem zweiten System beträgt der Förderzins 2 bzw.  4 vB; 
1  Die Aussage bezieht sich auf das Preisniveau von 1981.  Aufgrund der 
Substitutionsbeziehungen zu Nickel dürfte die untere Grenze des Kobalt-
preises etwa beim Zwei- bis Dreifachen des Nickelpreises liegen. 
2  Die Antragsgebühr soll lediglich die administrativen Kosten decken und 
auf 500 000 US-$ begrenzt sein [UN, e, Art.  13 Abs.  2 Annex IU] . 
3 Die Jahresgebühr" wird erstmals mit Inkrafttreten des Abbauvertrages 
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die zusätzliche Gewinnsteuer liegt zwischen 35 und  70 vH der Netto-
erträge,  die der Bergbauaktivität (Förderung) zugerechnet werden 
können rUN,  e,  Art.  13 Abs.  13 Annex III] 1. 
335.  Die  nominalen  Förderzinsen verstärken die  fiskalische  Bela-
stung der eigentlichen  Bergbauaktivität in der Tiefsee.  Denn ihre 
Bemessungsgrundlage bezieht sich auf den Umsatz eines  vertikal voll 
integrierten Tiefseeunternehmens .  Unter der Annahme,  daß 25 vH der 
gesamten Nettoerträge dem Bergbausektor zuzurechnen sind,  betra-
gen die effektiv an die Behörde zu entrichtenden  Förderzinsen das 
Vielfache der nominalen Sätze:  Unter dem ersten System (ohne Ge-
winnsteuer) beläuft sich der effektive Förderzins auf 20 bzw.  48 vH 
des fiktiven Wertes der geförderten· (unverarbeiteten) Manganknollen. 
Legt man aber lediglich einen Kostenanteil von 10 vH für den Berg-
bausektor zugrunde2 ,  so beträgt der effektive Förderzins 50 bzw.  120 
vH.  Wie erwähnt (Ziffer 317),  erhöhen die Förderzinsen die Grenz-
kosten und beeinflussen dadurch nicht nur den Gegenwartswert der 
Erträge und damit die Investitionsentscheidung,  sondern auch die Pro-
duktionsentscheidungen in späteren Jahren.  Bei Förderzinsen in einer 
Höhe von 50 oder 120 vH des Umsatzes sind die negativen Rückwir-
kungen einer Mengensteuer gewiß nicht unbedeutend. 
1  Unter dem zweiten System hängt die zeitliche Staffelung der Steuersätze 
von der Amortisation der fixen Kosten ab [UN,  e, Art.  13  Abs.  6(d) Annex 
!II].  Für die Berechnung der anteiligen Nettoerträge ist das Verhältnis 
der fixen Kosten der einzelnen Teilbereiche von Bedeutung.  Neben der 
Bergbauaktivität (Förderung) umfaßt der Tiefseebergbau die Bereiche 
Prospektion und Exploration,  Transport und Verhüttung (Tabelle 29). Der 
auf den Bergbausektor entfallende Anteil der Nettoerträge soll nach dem 
Konventionstext gemäß dem Anteil der fixen Kosten (development costs) 
bemessen werden;  bei der Gewinnung von drei Metallen wird dieser rech-
nerische Gewinn mit mindestens 25 vH der Gesamterträge angenommen. 
11 •••  in the event ... of three processed metals,  namely,  cobalt,  copper 
and nickel,  the amount of attributable net proceeds shall not be less than 
25 per cent of the contractor
l  s  net proceeds ... in all  other cases,  ... 
the Authority may,  by regulations,  prescribe appropriate floors which 
shall bear the same relationship to each case as the 25 per cent floor 
does to the three metal cases" [UN,  e,  Art.  13 Abs.  6(e) Annex I!I] . 
2  Die von Black [1980]  (vgl.  Tabelle 29) für ein fiktives Projekt errechne-
ten Kostenanteile,  die auf die Förderung entfallen,  belaufen sich bei den 
variablen Kosten auf 6 vH beim 4-Metall-Verfahren (10,5 vH beim 3-Me-
tall-Verfahren) und bei den fixen Kosten auf 8,9 vH beim 4-Metall-Ver-
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336.  Unter einem alternativen System (Förderzins kombiniert mit Ge-
winnsteuer) betragen die effektiven Förderzinsen 8  bzw.  16 vH des 
Umsatzes,  wenn ein Kostenanteil des Bergbausektors von 25 vH an-
genommen wird;  beläuft sich der Kostenanteil nur auf 10 vH,  so be-
tragen sie 20 bzw.  40 vH.  Unter diesem System mit niedrigeren För-
derabgaben unterliegen die Unternehmen jedoch einem progressiven 
Gewinnsteuertarif.  Die Steuersätze auf den rechnerischen Gewinn, der 
auf den Bergbausektor entfällt,  variieren zwischen 35 und 70 vH. Aber 
auch die effektiven Gewinnsteuern sind höher als die nominalen,  wenn 
der dem Bergbausektor ökonomisch zurechenbare Gewinn unter 25 vH 
des Gesamtgewinns liegtl. 
e.  Unwägbarkeiten 
337.  Ob die vorgesehene Besteuerung des Tiefseebergbaus prohibitiv 
wirkt,  läßt sich anhand dieser Rechenbeispiele nicht abschließend be-
urteilen2  •  Dazu müßten die wahren Kn,appheitsrenten der Manganknol-
lenfelder bekannt sein.  Neben den internationalen Abgaben wären zu-
s ätzliche nationale Steuern zu berücksichtigen  3.  Das Steuersystem 
kann im übrigen auch nicht losgelöst von den anderen (ertragsmindern-
den) Regulierungen des Tiefseebergbaus - Mischsystem,  Technolo-
gietransfer,  Produktionskontingente  - analysiert werden.  Wegen der 
Unwägbarkeiten,  die das Regulierungssystem mit sich bringt,  wäre 
es um so wichtiger,  Steuersätze nicht im voraus festzulegen,  sondern 
diese auf Auktionen bestimmen zu lassen (Ziffer 317). 
338.  Die rechtlichen Unsicherheitsfaktoren,  die aus unscharfen Defi-
nitionen - etwa des Technologietransfers -,  weiten Ermessensspiel-
räumen der Behörde und einer unbefriedigenden Regelung zur Streit-
1  Andererseits ist offen,  ob die Annahme über die anteiligen Gewinne rea-
listisch ist: Es ist vorstellbar,  daß die Knappheitsrenten im Bergbausek-
tor tatsächlich höher sind als die rechnerischen Gewinnanteile und die 
Rente selbst bei effektiven Gewinnsteuersätzen,  die über den nominalen 
liegen,  nicht voll abgeschöpft wird.  In diesem Fall wäre der Tiefsee-
bergbau nicht über Gebühr belastet. 
2  Die Besteuerung des Tiefseebergbaus ,müßte hierbei auch mit der des 
Landbergbaus verglichen werden [Hauser,  1978,  S.  759  ff. ] . 
3  Eine Doppelbesteuerung könnte zwar vermieden werden,  indem ein Dop-
pelbesteuerungsabkommen mit der Behörde geschlossen wird.  Erwägun-
gen dieser Art stoßen aber auf Bedenken,  weil ein solches Abkommen die 
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schlichtung [Kewenig,  1980,  S.  63 ff.]  erwachsen,  kumulieren sich 
zu einem betriebswirtschaftlieh unwägbaren Risiko.  Die im Konven-
tionstext vorgesehene regelmäßige Überprüfung des Tiefseebergba~s 
[UN,  e,  Art.  154]  und die geplante Revi$ionskonferenz [UN, e, Art. 
155]  verstärken solche Bedenken. Diese Kon-ferenz kann.- mit Zwei-
drittelmehrheit - substantielle  und  weitreichende  Änderungen  des 
Tiefseeregimes bewirkenl .  Die ohhehin stark beschnittenen Rechte 
nichtbehördlicher  Unternehmen können  weiter  ausgehöhlt  und  das 
It Mischsystem
lt  in ein Einheitssystem,  in dem nur das behördeneigene 
Unternehmen Tiefseebergbau betreibt,  transformiert werden2  • 
339.  Der risikobereinigte Erwartungswert der Gewinnchancen im Tief-
seebergbau wird nach  den  Regelungen  der neuen  Konvention  weit  un-
ter dem potentiell realisierbaren Wert - der Differenz zwischen Pro-
duktionskosten und Metallpreisen - liegen.  Wenn die Rechtssicherheit 
im Tiefseebergbau als unabdingbare Voraussetzung für Investitions-
entscheidungen nicht gewährleistet ist,  verlieren die geschätzten,  po-
tentiell erzielbaren Vorteile des Tiefseebergbaus im Vergleich zum 
Landbergbau an Aussagekraft. 
340.  Die Alternative zum vorgesehenen Tiefseeregime liegt nicht im 
Chaos.  Sie liegt nunmehr außerhalb der Konvention in einer markt-
konformen Tiefseeregelung,  in der die aufgezeigten gravierenden Män-
gel der Konvention vermieden werden.  Die Grundlage für ein solches 
Bemühen existiert bereits in einigen Staaten,  die wie die Bundesre-
publik schon über nationale Gesetze zur vorläufigen Regelung des Tief-
seebergbaus verfügen3 .  Über Gegenseitigkeitsabkommen zwischen 
den Vereinigten Staaten,  dem Vereinigten Königreich,  der Bundesre-
publik und Frankreich sollen deren nationale Gesetze und die darauf-
1  Denkbar ist zum Beispiel,  daß die zeitliche Beschränkung von Präferen-
zen des Enterprise aufgehoben wird.  Denkbar ist aber auch eine weitge-
hende Einschränkung des nicht  behördlichen Bergbaus.  Die von der Revi-
sionskonferenz beschlossenen Änderungen treten nach Ratifikation durch 
zwei Drittel der Vertrags  staaten in Kraft [UN,  e,  Art.  155 Abs.  4]. 
2.  Allerdings kann die Revisionskonferenz schon bestehende Abbauverträge 
nicht berühren [UN,  e,  Art.  155 Abs.  5]. 
3  Für die Bundesrepublik Deutschland: Gesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land zur vorläufigen Regelung des Tiefsee-Bergbaus vom 16.8.1980 in 
BGBl. [1980 I, S. 1457] sowie Gesetz der Bundesrepublik Deutschland zur 
Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Tiefseebergbaus 
vom 12.2.1982 in BGBl.  [1982 I,  S.  136]. 207 
hin erteilten Abbaurechte wechselseitig anerkannt werden.  Zwar wäre 
es wünschenswert gewesen,  wenn ein marktkonformes Tiefseekonzept 
auf der Seerechtskonferenz zustande gekommen und damit die Notwen-
digkeit nationaler Gesetze entfallen wäre.  Das  Bedauern über den 
Fehlschlag der Konferenz darf aber jetzt dem Bemühen,  eine effizienz-
orientierte Tiefseeregelung außerhalb der Konvention zu erreichen, 
















































VI.  Resümee 
341.  Mit dem neuen Seerecht entsteht ein Stück neues Weltwirtschafts-
recht  .  Die Seerechtskonferenz wollte mit der neuen Konvention die 
Meeresnutzung dauerhaft und umfassender als bisher regeln;  sie woll-
te zu mehr Rechtssicherheit und einem hohen Maß an Konfliktfreiheit 
beitragen.  An  diesen Ansprüchen  ist  die  Konvention  zu  messen: 
Rechtssicherheit und Konfliktfreiheit bedingen ökonomisch effiziente 
Regelungen.  Denn wenn wegen ineffizienter Regelungen wirtschaftliche 
Ressourcen verschwendet werden oder nicht genutzt werden können, 
entsteht ein Konfliktpotential,  das über kurz oder lang nach neuen Re-
gelungen verlangt. 
342.  Die Konvention ist ein Gesamtpaket.  Eine Gesamtbewertung stößt 
jedoch auf die Schwierigkeit,  Vor- und Nachteile der neuen Regelun-
gen in den einzelnen Teilbereichen der Meeresnutzung zu gewichten. 
Im Konveritionstext werden die verschiedensten Formen der Meeres-
nutzung geregelt;  die sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen Folgen, 
die sich daraus ergeben mögen,  lassen sich nicht ohne weiteres ge-
geneinander aufrechnen.  Eine weitere Schwierigkeit ist darin zu se-
hen,  daß in vielen Bereichen der Meeresnutzung gegenwärtig nur qua-
litative Aussagen über die wirtschaftlichen Vor- und Nachteile des 
neuen Seerechts gemacht werden können.  Dies liegt nicht nur an einer 
unzureichenden Datenbasis,  sondern auch an Unwägbarkeiten: So läßt 
sich  noch  nicht  abschätzen,  in welcher  Weise der  Wortlaut einer 
neuen Konvention gegebenenfalls von den einzelnen Staaten interpre-
tiert. werden;  zudem kennt der Konventionstext erhebliche Ermessens-
spielräume,  von denen man apriori kaum sagen kann,  wie sie genutzt 
werden. 
343.  Das neue Seerecht macht in einigen Bereichen einen weiteren 
Schritt,  Eigentumsrechte an knappen Ressourcen zu etablieren.  Dies 
ist unter Effizienzgesichtspunkten begrüßenswert.  Denn ausschließ-
liche Eigentumsrechte sind erforderlich,  damit knappe Ressourcen 
nicht vergeudet werden.  Eine ökonomisch vernünftige Regelung der 
Meeresnutzung muß sich an den spezifischen wirtschaftlichen Bedin-
gungen der einzelnen Bereiche orientieren: 
- Im Falle der Fischerei kommt es bei freiem,  kostenlosem Zugang 
zur Überfischung.  Bei nationaler Parzellierung wird die Mehrzahl 
. der Fischbestände zu grenzüberschreitenden Ressourcen,  die kon-210 
kurrierenden fischereipolitischen Interessen ausgesetzt sind.  Daher 
bedarf es in der Fischerei eines internationalen Regelungsansatzes  . 
- Für die Schiffahrt ist mit gewissen Abstrichen ein freier,  kosten-
loser Zugang zum Meer geboten.  Denn das Meer als Verkehrsfläche 
ist nur in Sonderfällen ein knappes Gut.  Im Regelfall ist die Frei-
heit der Hohen See der angemessene Grundsatz für die Regelung des 
Seeverkehrs.  Wichtigste Ausnahmen sind Regelungen zum Umwelt-
schutz und zur Verkehrssicherheit. 
- Im Falle der Nutzung der knappen ÖI- und Gasvorkommen im Fest-
landsockel und der Rohstoffvorkommen des Tiefseebodens setzt eine 
effiziente Abbaupolitik ausschließliche  Eigentumsrechte voraus. 
Schürfrechte an Abbaufeldern können ohne Schwierigkeiten geschaf-
fen werden,  weil die Rohstoffvorkommen in beiden Fällen lokalisier-
bar und stationär sind.  Darüber hinaus ist ein weitgehend offener 
Zugang erforderlich,  damit potentielle Erträge voll ausgeschöpft 
werden können und ein größtmöglicher Verteilungsspielraum entste-
hen kann. 
Fischerei 
344. Nationale Wirtschafts  - oder Fischereizonen sind gewohnheits-
rechtlich bereits stark abgesichert.  Der Anspruch,  über die Ressour-
cen in der 200-Meilen-Zone souverän zu verfügen,  wird mittlerweile 
von den meisten Küstenstaaten erhoben.  Diese Entwicklung ist auch 
als Reaktion auf die Überfischung zahlreicher Fischbestände zu se-
hen.  Im Zuge weltweit steigender Nachfrage nach Protein und ange-
sichts neuer Fischereitechnologien konnte die Überfischung wegen 
des weitgehend offenen Zugangs zu den Fischgründen in der Vergan-
genheit nicht verhindert werden. 
345.  Die Fischerei kann gesamtwirtschaftlich nur dann effizient be-
trieben werden,  wenn der offene,  kostenlose Zugang zu den Fisch-
gründen durch einen rechtlich-institutionellen Rahmen ersetzt wird, 
innerhalb dessen der Fischfang auf das gesamtwirtschaftlich gebotene 
Niveau begrenzt wird.  Die Nutzungskosten,  die bei offenem Zugang 
als externe Kosten von den Fischern nicht berücksichtigt werden, müs-
sen internalisiert werden.  Dieses Ziel setzt erstens voraus,  daß Ei-
gentumsrechte - Jurisdiktion über die Fischbestände - etabliert wer-
den.  Zweitens muß der rechtlich-institutionelle Rahmen effizient ge-
staltet werden.  Die weiten Wanderbewegungen. der Fischbestände be-
dingen einen internationalen Ansatz der Fischbewirtschaftung.  Die 
wichtigste Aufgabe auf internationaler Ebene bestünde darin,  Fang-
lizenzen zu versteigern. 211 
346.  Das neue Seerecht hält an den bereits bestehenden küstenstaat-
lichen Ansprüchen im Grundsatz fest und bringt sie auf einen gemein-
samen Nenner.  Mit den Ausschließliche Wirtschaftszonen wird fast 
die gesamte Fischerei nationaler Jurisdiktion der Küstenstaaten un-
terworfen,  da sich ungefähr 90 vH der gegenwärtig genutzten Fisch-
bestände in den 200-Meilen-Zonen aufhalten. 
Mit diesen Zonen werden Eigentumsrechte über Fischbestände eta-
bliert.  Die Struktur dieser Eigentumsrechte bleibt aber mangelhaft 
und bietet im allgemeinen keine günstigen Voraussetzungen für eine 
effizienzorientierte Fischereipolitik.  Zum einen werden die Eigen-
tumsrechte nicht nach biologischen und ökonomischen Kriterien abge-
grenzt;  biologische Einheiten werden vielmehr durch nationale Gren-
zen aufgespalten.  Im Gegensatz zum notwendigen internationalen An-
satz zur Fischbewirtschaftung basiert das neue Fischereirecht näm-
lich auf einem rigiden nationalen Ansatz.  Dies führt dazu,  daß grenz-
überschreitende Bestände,  die über die nationalen Grenzen hinweg 
wandern,  unterschiedlichen und möglicherweise gegenläufigen Bewirt-
schaftungsmaßnahmen ausgesetzt we~den.  Zum anderen führt das neue 
Seerecht,  obwohl es den äußeren Rahmen der ausschließlichen Wirt-
schafts  zone für alle Länder einheitlich absteckt,  nicht zu einer ein-
heitlichen Fischereipolitik.  Denn der funktionale Inhalt der küsten-
staatlichen Hoheitsrechte ist weit gefaßt: Ein weiter Ermessensspiel-
raum erlaubt den Küstenstaaten eine Fischereipolitik,  die ökonomi-
sche und biologische Kriterien verletzt.  Auf längere Sicht wird das 
neue Fischereirecht voraussichtlich in einer Weise reformiert wer-
den müssen,  die diese Mängel beseitigt. 
347.  Die Kleine Hochsee  - und Küstenfischerei  der Bundesrepublik 
Deutschland verliert durch die Ausweitung der nationalen Fischerei-
zonen traditionelle Fanggebiete. Der Zugang zu den von den Staats-
handelsländern beanspruchten Fischereizonen ist den Ostseefischern 
ganz versperrt.  Andererseits  haben  die  Fischer aufgrund der Mit-
gliedschaft der Bundesrepublik in der Europäischen Gemeinschaft weit-
gehend  freien  Zugang  zum EG-Meer,  und  ihre -Fangmöglichkeiten 
sind weit weniger stark eingeschränkt,  als sie es bei nationalen Lö-
sungen innerhalb der EG gewesen wären.  Durch Verträge der EG ha--
ben deutsche Kutterfischer überdies begrenzte Fangmöglichkeiten in 
norwegischen und schwedischen Gewässern.  Allerdings sind solche 
Abkommen mit Drittländern bislang nur relativ kurz befristet;  der 
Abschluß neuer Verträge wird durch Streitigkeiten über die gemein-
same Fischereipolitik innerhalb der Gemeinschaft stark erschwert. 
Zusätzlich zu dem Verlust von Fanggründen wurden die Erwerbschan-212 
cen für die Kleine Hochsee- und Küstenfischerei durch verminderte 
Fangquoten beeinträchtigt. 
Eine Anpassung der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei an die ver-
änderten Rahmenbedingungen stößt auf erhebliche ,Schwierigkeiten: 
- Ressourcenpotential und Verbraucherpräferenzen lassen wenig Raum 
für eine rentable Befischung bisher nicht oder nur wenig genutzter 
Fischarten. 
- Zumindest auf kürzere Frist muß ein möglicher Beitrag von Aqua-
kulturen zur Lösung der Fischereiprobleme als gering veranschlagt 
werden. 
- Beschäftigungsalternativen in einem für die Fischer vertrauten Um-
feld sind eng begrenzt. 
Eine strukturelle Anpassung der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei 
an gesunkene Erwerbschancen wird durch die Unsicherheit über die 
künftige EG-Fischereipolitik zusätzlich erschwert.  Die' Gemeinschaft 
plant,  Fangquoten auf der Basis tatsächlicher Fangergebnisse voran-
gegangener Jahre oder vorhandener Fangkapazitäten zuzuteilen.  Bei 
einer solchen Regelung müssen die Fischer befürchten,  daß sie Fang-
quoten verlieren,  wenn sie in Reaktion auf die ungünstigen Ertrags-
aussichten Überkapazitäten abbauen.  Der gemeinsamen Fischereipo-
litik fehlt ein Konzept,  das eine effiziente Fischbewirtschaftung im 
EG-Meer ermöglicht. 
348.  Die Hochseeflotte der Bundesrepublik wurde durch die Schaffung 
der 200-Meilen-Zonen aus ihren traditionellen Fanggebieten im Nord-
atlantik weitgehend verdrängt.  Freilich ist die Hochseeflotte nicht erst 
seit der Ausweitung nationaler Fischereizonen einem starken Anpas-
sungsdruck ausgesetzt.  Denn die Hochseefischerei wie auch die nach-
gelagerte Fischverarbeitende Industrie scheinen in  ~der Bundesrepu-
blik ohnehin keine allzu günstigen Standortbedingungen vorzufinden. 
Beide Wirtschaftsbereiche haben gegenüber der ausländischen Kon-
kurrenz Kostennachteile,  weil sie in starkem Umfang auf Produktions-
faktoren angewiesen sind,  die in anderen Ländern billiger sind.  Über-
dies begrenzen niedrige Einkommenselastizitäten der Nachfrage nach 
Fisch und Fischprodukten sowie enge Substitutionsbeziehungen zu an-
deren Nahrungsmitteln die Absatzchancen für Fischereierzeugnisse 
in der Bunde~srepublik. Dieses ungedeihliche  Wachstumsklima für 
Hochseeflotte und Fischverarbeitende Industrie in der Bundesrepublik 
hat sich durch die Einführung der 200-Meilen-Zonen schlagartig wei-
ter verschlechtert. BJbUothek des Jn~~mts 
ff1r  Wolttv1rtadlaf~' IGel 
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Der Schrumpfungsprozeß der deutschen Hochseeflotte,  der schon ge-
raume Zeit zu beobachten ist,  wäre noch stärker ausgefallen,  wenn 
es ihr nicht gelungen wäre,  die rückläufigen Fänge von Hering,  Kabel-
jau und Rotbarsch durch einen verstärkten Fang anderer,  auch neuer 
Fischarten zum Teil auszugleichen.  Wenig erfolgreich waren trotz 
öffentlicher Förderungsmaßnahmen hingegen Bemühungen,  auf Fang-
gebiete außerhalb der 200-Meilen-Zonen auszuweichen.  Auch Koope-
rationsabkommen deutscher Reeder mit ausländischen Partnern er-
wiesen sich bislang nicht als erfolgreich.  Es w~r deshalb unumgäng-
lich,  Fangkapazitäten abzubauen.  Die verschiedenen Anpassungsmaß-
nahmen reichten aber bei weitem nicht aus,  die vorhandene Fangka-
pazität mit den Fangmöglichkeiten in Einklang zu bringen.  Hoffnungen, 
künftig verstärkt in den britischen und grönländischen Gewässern des 
EG-Meeres fischen zu können,  haben sich bislang kaum erfüllt.  So-
fern sich die institutionellen Rahmenbedingungen im EG-Meer oder in 
den 200-Meilen-Zonen anderer Küstenländer nicht zugunsten der Bun-
des republik ändern,  müssen weitere Fangkapazitäten der Hochseeflot-
te stillgelegt werden. 
Die Fischverarbeitende Industrie der Bundesrepublik scheint durch 
die Ausweitung nationaler Fischereizonen weniger gelitten zu haben 
als aie Hochseeflotte.  Sie hat in den vergangenen Jahren verstärkt 
Rohware aus Ländern inner- und ·außerhalb der EG importiert.  Der 
Wachstumsspielraum der Fischverarbeitenden Industrie wurde weni-
ger durch die See rechts  änderungen als durch die Fischmarktordnung 
der EG beschnitten,  die den Import von Rohwaren aus  den besonders 
angebotsfähigen Drittländern behindert und verteuert. 
Seeschiffahrt 
349.  Die Seeschiffahrt der Bundesrepublik wird,  soweit sie dem Trans-
port von Gütern und Personen dient,  von den Änderungen des Seerechts 
voraussichtlich nur wenig beeinflußt.  Die bisher bestehende Verkehrs-
freiheit wird auch künftig aufrechterhalten und  im Konventionstext 
rechtlich gesichert,  obwohl die Praxis einzelner Staaten,  ihre Hoheits-
gewässer einseitig zu erweitern und Wirtschafts - und Fischereizonen . 
festzulegen,  völkerrechtlich sanktioniert und allgemein festgeschrie-
ben wir'd. 
Die Verkehrsfreiheit der Hohen See wird auch für die künftigen Wirt-
schaftszonen gelten.  Für die Küstenmeere bleibt es wie bisher beim 
~echt der friedlichen Durchfahrt fremder Schiffe .. Bei der Passage ~:  -
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von Meerengen oder Archipelgewässern sind Durchfahrts  - und Befah-
rungsverbote oder sonstige Behinderungen nicht zulässig.  Die Frei-
heit  der  Schiffahrt  wird  dort  durch die neuen  Rechtsinstitute  der 
"Transitpassage" und der "Seewegpassage" gesichert,  die noch über 
das Recht der friedlichen Durchfahrt hinausgehen.  Abgaben für  die 
Durchfahrt durch Gewässer,  die nationaler Hoheit unterstellt sind, 
sollen wie bisher nur dann zulässig sein,  wenn der Küstenstaat beson-
dere Leistungen erbringt.  Die Konvention sieht Diskriminierungsver-
bote vor,  die im Prinzip der Regelung der friedlichen Durchfahrt im 
bisherigen Recht gleichen.  Die Einhaltung der Seerechtskonvention . 
kann vor dem vorgesehenen Seegerichtshof überprüft werden.  Diese 
Möglichkeit bietet eine zusätzliche-und neue Sicherung der Rechte 
fremder Schiffe in Gewässern unter nationaler Jurisdiktion. 
Für den Umweltschutz weist die Konvention den Küstenstaaten erwei-
terte Kompetenzen gegenüber fremden Schiffen auch außerhalb des 
eigenen Küstenmeeres zu.  Um die Verkehrsfreiheit nicht mehr als 
notwendig zu beschränken,  werden aber im Konventionstext solche 
Vorschriften an internationale Vereinbarungen gebunden.  Auch die 
küstenstaatliche Gestaltungsfreiheit innerhalb der Küstenmeere wird 
insoweit begrenzt,  als die friedliche Durchfahrt nicht behindert wer-
den darf und sich nationale Vorschriften nicht auf die Konstruktion und 
den Betrieb' der Schiffe (einschließlich Besatzung) beziehen dürfen. 
Der Gefahr der Zersplitterung des bislang relativ einheitlichen See-
rechts in eine Vielzahl nationaler Vorschriften,  denen ein Schiff schon 
auf einer einzigen Reise ausgesetzt sein könnte,  dürfte damit vorge-
beugt werden. 
350.  Während die Transportschiffahrt der Bundesrepublik vom neuen 
Seerecht im Vergleich zur bisherigen Staatenpraxis keine gravieren-
den Nachteile,  sondern eher eine Sicherung ihrer Verkehrsrechte er-
warten kann,  gilt dies nicht in gleichem Maße für Spezialzweige der 
Seeverkehrswirtschaft.  Für die Versorgungsschiffahrt,  die zu Off-
shore -Aktivitäten komplementäre Dienstleistungen anbietet,  ist im 
wesentlichen die Revision der Festlandsockelrechte von Bedeutung. 
Eine protektionistische und diskriminierende Regelung der Versor-
gungsschiffahrt durch Küstenstaaten ist schon gegenwärtig rechtens; 
teilweise wird sie auch praktiziert.  Das neue Seerecht wird solche 
Praktiken nicht verhindern.  Vielmehr wird die Einflußsphäre der Kü-
stenstaaten durch die Ausdehnung der Festlandsockelrechte ausgewei-
tet. Dagegen werden die Chancen,  daß sich mit der Aufnahme des Tief-
seebergbaus für die Versorgungsschiffahrt der  Bundesrepublik  ein 
vielversprechender neuer Markt entwickeln wird,  durch das vorgese-
hene Tiefseeregime erheblich beeinträchtigt. 215 
Die Seeschiffahrl dürfte von den Änderungen,  die die Seerechtskon-
vention gegebenenfalls auslöst,  nicht so stark betroffen werden,  daß 
dadurch das Auftragsvolumen der Schiffbauindustrie in der ,Bundes-
republik auf kürzere bis mittlere Sicht merklich verändert wird.  Bei 
'bestimmten Spezialschiffen könnten zumindest zeitweilig sogar posi-
tive Nachfrageimpulse von der Seerechtsänderung ausgehen.  Ande-
rerseits wird der  Fischereifahrzeugbau' besonders in Mitleidenschaft 
gezogen,  weil die deutsche Seefischerei traditionelle Fanggründe ver-
loren hat.  Als nachteilig ist der Umstand zu werten,  daß mögliche un-
günstige Effekte der Seerechtskonvention gerade Bereiche der Schiff-
fahrt erfassen,  die als besonders technologie-intensiv angesehen wer-
den können. 
Festlandsockel 
351.  Die Konvention sieht vor,  die ressourcenbezogenen Hoheitsrech-
te der Küstenstaaten am Festlandsockel erheblich auszuweiten.  Im 
Festlandsockel liegen umfangreiche ÖI- und Gasvorkommen.  Jüngere 
technologische Entwicklungen erlauben die Exploration und Ausbeu-
tung dieser Vorkommen selbst in größerer Wassertiefe.  Länder,  die 
einen großen Anteil' am Festlandsockel erhalten, profitieren vom neuen 
Seerecht,  weil die Offshore-Förderung von Erdöl und Erdgasvorkom-
men hohe Renteneinkommen abzuwerfen verspricht und diese ganz 
überwiegend bei den Festlandsockelstaaten verbleiben. 
352.  In der Diskussion um das Für und Wider nationaler oder inter-
nationaler Kontrolle über den Festlandsockel stehen Verteilungsas-
pekte im Vordergrund.  Allokationseffekte unterschiedlicher institu-
tioneller Regelungen spielen demgegenüber nur eine untergeordnete 
Rolle.  Dies spiegelt sich darin wider,  daß die Küstenstaaten die Kon-
trolle über die Rohstofförderung im erweiterten Festlandsockel er-
halten,  ohne an Regeln für eine effiziente Abbaupolitik gebunden zu 
sein.  Sowohl für eine internationale Behörde als auch für ein System 
nationaler Kontrollen ließen sich im Prinzip Spielregeln schaffen,  wel-
che die optimale Allokation sicherstellen und jede gewünschte Vertei-
lung.herbeiführen würden.  Für die Bundesrepublik scheint zwar ein 
System nationaler Jurisdiktion weniger nachteilig als eine internatio-
nale Kontrolle nach dem Muster des in der Konvention vorgesehenen 
Tiefseeregimes;  die Festlandsockelregelung kann aber dennoch nicht 
befriedigen.  Beim vorgesehenen nationalen Regime wird ein effizien-
ter Abbau der Rohstoffe nicht gewährleistet,  und die geographisch be-
nachteiligten Staaten - darunter viele Entwicklungsländer - werden an 
den Erträgen so gut wie nicht beteiligt. 216 
Tiefseeregime 
353. ,.Im  Tiefseebergbau würde  unter  Effizienzgesichtspunkten ein 
rechtlich-institutioneller Rahmen Renügen,  der sich auf eine Registra-
tur von Schürflizenzen,  ein Verfahren zur Streitbeilegung und eine 
Regelung der Schadenshaftung bei Umweltschäden  beschränkt.  Die 
Forderung nach Ertragsbeteiligung läßt sich in einen derartigen Rah-
men mit wenigen züsätzlichen Maßnahmen einbinden.  Die Knappheits-
rente des Tiefseebergbaus müßte abgeschöpft werden,  am besten durch 
das Versteigern vO'n  Schürfrechten;  die Umverteilung der Einnahmen 
könnte dann im Rahmen bereits existierender internationaler Institu-
tionen erfolgen. 
354.  Das Tiefseeregime der neuen Konvention wird eine effiziente Nut-
zung der Tiefseeressourcen dagegen verhindern.  Knappheits renten, 
die der Tiefseebergbau abwerfen kann,  werden durch ein restriktives 
Zugangs - und Produktionsreglem-ent vernichtet.  Die Forderung nach 
einer umfangreichen Ertragsbeteiligung von nicht am Tiefseebergbau 
beteiligten Ländern kann unter diesem System nicht erfüllt werden. 
Die Konvention zielt darauf ab,  den Regiebetrieb (Enterprise) der vor-
gesehenen internationalen Meeresbodenbehörde funktionsfähig zu ma-
chen und seine Position gegenüber den anderen,  nichtbehördlichen Un-
ternehmen durch vielfache Wettbewerbsverzerrungen zu stärken.  Am 
wenigsten bedenklich erscheinen dabei noch Steuererleichterungen und 
Zins  subventionen,  die das Enterprise im Anfangsstadium  erhalten 
soll.  Von größerer Bedeutung sind dauerhafte Begünstigungen des En-
terprise;  während die Konvention eine dominante Wettbewerbsposi-
tion einzelner nichtbehördlicher Unternehmen unterbinden will,  wird 
dem Enterprise - ohne Effizienznachweis  - eine beherrschende Stel-
lung eingeräumt,  die zu bleibenden Wohlfahrtsverlusten führen wird. 
Lediglich im Rahmen von"  joint ventures"  zwischen dem Enterprise 
und privaten Unternehmen besteht ein gewisser Spielraum,  Zugangs-
hemmnisse zum Tiefseebergbau zu unterlaufen. 
Die Konvention verpflichtet die nichtbehördlichen Unternehmen zu ei-
nem umfassenden Technologietransfer an die Meeresbodenbehörde, 
an das Enterprise und an Entwicklungsländer,  die Tiefseebergbau er-
wägen.  Es ist aber nicht sichergestellt,  ob die finanziellen Gegenlei-
stungen für den Technologietransfer dem Knappheitswert des techni-
schen Wissens entsprechen.  Die Gefahr ist groß,  daß Anreize für For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten im Bereich der Tiefseebergbau-
technologie verlorengehen. 217 
Nach dem Konventionstext unterliegt der Tiefseebergbau Produktions-
kontingenten,  um den Abbau von Monopolrenten im Landbergbau ein-
zudämmen oder die Substitution terrestrischer durch billigere marine 
ROhstoffnutzung zu begrenzen.  Vo rdergründig wird die Produktions-
beschränkung mit der Forderung nach einem Schutz der Entwicklungs-
länder vor einem Verdrängungswettbewerb begründet.  Dabei wird ge-
flissentli~h übersehen,  daß nur wenige Entwicklungsländer (anderer-
seits aber eine ganze Reihe von Industrieländern wie Kanada,  Austra-
lien und die Sowjetunion) Produzenten jener· Rohstoffe sind,  die unter 
SubstitutionskonkUrrenz des Tiefseebergbaus gelangen können,  alle 
Entwicklungsländer als Verbraucher aber von Preissenkungen profitie-
ren würden.  Es besteht im übrigen kaum Anlaß zu der Befürchtung, 
daß der Tiefseebergbau die Metallmärkte zerrütten und Investitionen 
im Landbergbau von heute auf morgen entwerten würde. 
355.  Wenn 'das  Tiefseeregime  den Entwicklungsländern  auch  wirt-
schaftliche Vorteile vorenthält,  so dient es doch ihrem politischen 
Ziel, wesentliche ordnungspolitische Vorstellungen einer IINeuen Welt-
wirtschaftsordnungll  völkerrechtlich zu verankern: Mit dem Zugangs-
und Produktionsdirigismus des Tiefseeregimes sollen wichtige Ele-
mente des Integrierten Rohstoffprogramms der UNCTAD übernommen 
werden; Technologien sollen den Entwicklungsländern zu Vorzugsbe-
dingungen überlassen werden; über die internationale Besteuerung soll 
der Ressourcentransfer automatisiert werden.  Damit wird ein Orga-
nisationsmodell geschaffen,  das für die künftige Regelung anderer 
Bereiche richtungweisend werden kann.  Beispiele sind die Ressour-
cennutzung in der Antarktis,  die Radiofrequenzen und die wirtschaft-
liche Nutzung des Weltraumsl .  Vor dem Hintergrund der wachsenden 
wirtschaftlichen Bedeutung dieser Bereiche erscheint eine grundle-
gende Revision des in der Konvention vorgesehenen Tiefseeregimes 
besonders dringlich.  Nachdem die Seerechtskonferenz zu einer Ab-
kehr von diesem Konzept nicht mehr fähig war,  bleibt nur noch die 
Möglichkeit,  eine praktikable Regelung über nationale Gesetze und 
deren gegenseitige,  internationale Anerkennung zustande zu bringen. 
1  Im bereits vorliegenden Mondvertrag [UN,  f]  wurden wesentliche Prin-
zipien des Tiefseeregimes - insbesondere das  11 common-heritagell-Kon-
zept - übernommen.  Ein internationales Nutzungsregime soll geschaf-
fen werden,  sobald die Ausbeutung der Ressourcen des Mondes möglich 
ist. 218 
Ausblick 
356.  Gemessen an einem ökonomisch sinnvollen Ordnungsrahmen ist 
von den in dieser Studie analysierten Bereichen - Fischerei,  Trans-
port- und Versorgungsschiffahrt,  Festlandsockelnutzung,  Tiefseeberg-
bau - lediglich die Transportschiffahrt befriedigend geregelt.  In allen 
anderen Fällen bleiben die Regelungen deutlich hinter einer effizien-
ten Lösung zurück.  In Bereichen,  die nationaler Jurisdiktion unter-
stellt werden,  können die Küstenstaaten zwar aufgrund ihrer weiten 
Ermessensspielräume zweitbeste Lösungen anstreben.  Die Staaten-
praxis gibt allerdings wenig Anlaß zu solchen Hoffnungen.  Vielmehr 
spricht alles dafür,  daß die Mehrzahl der Küstenstaaten auch,in Zu-
kunft solche Spielräume protektionistisch ausfüllt.  Dies gilt um so 
mehr,  als' im Falle des Inkrafttretens der neuen· Seerechtskonvention 
solche Praktiken vertragsrechtlich sanktioniert würden.  Auch im Fal-
le eines Scheiterns der Konvention kann zwar nicht damit gerechnet 
werden,  daß protektionistischen Praktiken der Küstenstaaten Einhalt 
geboten werden kann.  Denn wesentliche Ansprüche der Küstenstaaten 
- wie etwa auf die Wirtschaftszonen - sind bereits gewohnheitsrecht-
lich weitgehend abgesichert.  Doch würden die Küstenstaaten ohne Ra-
tifikation der neuen Konvention in einem weniger sicheren Umfeld ope-
rieren,  was protektionistische Eingriffe begrenzen dürfte. 
357.  Während mit der neuen Seerechtskonvention die Staatenpraxis 
in den küstennahen Bereichen vereinheitlicht und kodifiziert werden 
soll,  soll im küstenfernen Bereich - der Tiefsee - eine völlig neue 
Ordnung eingeführt werden.  Der Gestaltungsspielraum der Konferenz 
war beim Tiefseeregime am größten,  weil er nicht durch Staatenpra-
xis  eingeengt  war.  Dieser  Spielraum  wurde  von der  Konferenz in 
einer Weise  genutzt,  die  unter ökonomischen Gesichtspunkten die 
größten Bedenken hervorruft. 
Unter dem vorgesehenen Regime sind Interessenkollisionen vorpro-
grammiert.  Zweck einer auf Rechtssicherheit und Konfliktfreiheit aus-
gerichteten Konferenz hätte es aber gerade sein müssen,  Lösungen, 
die vielerlei Sprengstoff enthalten,  von vornherein zu vermeiden.  In 
diesem Sinne ist die Konferenz gescheitert.  Zwar könnte man darauf 
vertrauen,  daß Rahmenbedingungen wie das Tiefseeregime auf lange 
Sicht keinen Bestand haben,  weil sie ökonomischer Rationalität zuwi-
derlaufen.  Doch die Kosten,  die solche Regelungen in der Zwischen-
zeit verursachen,  sind nicht zu unterschätzen.  Der schleppende Kon-
ferenzverlauf hat gezeigt,  daß es in diesem Gremium schier unmög-
lich war, selbst marginale Verbesserungen zu erwirken. Deshalb ist 219 
die Hoffnung trügerisch,  man könne nach einer Zeichnung oder späte-
ren Ratifikation der Konvention eine baldige Revision erwirken oder 
die zu erwartenden negativen Auswirkungen über noch zu vereinbaren-
de  Durchführungsbestimmungen abfangen.  Hieraus  folgt als Konse-
quenz,  die Konvention weder zu zeichnen noch zu ratifizieren. 221 
VII. Anhang 
A.  Fischereizone um Grönland 
Die Fischereizone um Grönland ist. Teil des EG-Meeres.  Sie gehört 
zur Gemeinschaftszone bzw.  zur dänischen Zone - beide Bezeichnun-
gen finden sich gleichzeitig in der Verordnung des Rates  11 Zur Fest-
legung von Maßnahmen für 1980 zur Erhaltung und Bewirtschaftung 
der Fischbestände vor der Westküste Grönlands gegenüber Schiffen 
unter äer Flagge eines Mitgliedstaats
ll  [VO 2166/80,  in EG,  a,  1980, 
L212,  S.  6]. 
In dieser Zone sind der Bundesrepublik für 1980 beachtliche Fangquo-
ten überlassen worden (Tabelle Al).  Diese Fangrechte sind gefährdet, 
weil einflußreiche politische Kreise in Grönland die Ansicht vertre-
ten,  die biologischen Meeresschätze könnten - wie in früheren Jahr-
hunderten - die Grundlage für eine unabhängige grönländische Wirt-
schaft bildenl .  Obwohl das bei Aufrechterhaltung des gegenwärtigen 
Tabelle Al  - Fangquoten in den Gewässern um Grönland 1980 (t) 









land  land 
Rotbarsch  34 000  500  5  800  4  000 
Schwarzer Heilbutt  9  250 
b 
12  150  7  500 
Heilbutt  200  500 
Grenadierfisch  6 200  1  000 
aKüstenfischerei. - bHier gibt es eine IIfremde
ll  - britische - Quote, 
die 5  750 Tonnen beträgt. 
Quelle:  EG [c,  KOM (80) 651 endg.,  1980]. 
1  So die Äußerung einer politischen Gruppe,  zitiert in Rertling [1977, S. 77]. 
Der frühere Grönlandminister gibt dort einen kritischen Überblick über 
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Lebensstandards der grönländischen Bevölkerung zweifelhaft ist,  be-
steht eine starke Abneigung gegen die "Ausbeutung der Reichtümer 
des Landes durch Fremde" . 
. Zwar ist ein Streifen von zwölf Seemeilen Breite den grönländischen 
Küstenfischern vorbehalten,  und auch in der darüber hinausgehenden 
Fischereizone ist ein Teil der Fänge für Grönländer reserviert - ins-
besondere die ergiebige Garnelenfischerei (Tabelle A2).  Trotzdem 
wird die starke Fangtätigkeit - vor allem der Hochseefischerei der 
Bundesrepublik - mit Mißtrauen beobachtet.  Da in Grönland auch all-
gemein Ressentiments gegen die EG bestehen und das Referendum vom 
Februar 1982 eine (wenn auch schwache) Mehrheit für das Ausscheiden 
aus der Gemeinschaft ergab,  ist zu befürchten,  daß sich Grönland von 
der EG trennen wird.  Dabei dürften dann auch die Fangrechte der Bun-
des republik in der"grönländischen Fischereizone verlorengehen,  oder 
müßten teuer bezahlt werden. 
Tabelle A2  - Fänge in den Gewässern um Grönland 1978. (t) 
Bundes-
Fangzonea  Grönland  Dänemark  republik  Frank-
Kanada  Norwegen  Färöer  Fischart  Deutsch- reich 
land 
Garnele  lCES Zone XIV  - - - - - 392b 
-
NAFO Zone 1  12 785  1  327  - 244  1  455  4402  3  935 
NAFO Zone 0_1c  254  66  - 37  247  154  209 
Kabeljau  lCES Zone XIV  3 081  - 888  20  - - -
NAFO Zone 1  49 141  - 1  016  - - - 3 
Rotbarsch  lCES Zone XIV  - - 14 822  488  - - -
NAFO Zone 1  250  - 7903  - - 45 
Schwarzer  lCES Zone XIV  - - 6  391  5  - - -
Heilbutt  NAFO Zone 1  5  349  - 13  341  - - - 50 
Grenadier- lCES Zone XIV  - - 4  132  - - -
fisch  NAFO Zone 1  13  - 7568  - - - -
Katfisch  NAFO Zone 1  - - 13  731  - - - -
" 
alCES = International Council for the Exploration of the Sea;  NAFO = Northwest Atlant~c Fisherles Organiza-
tion. - bNur zu Forschungszwec·ken. - cNur kanadische Gewässer. 
Quelle:  EG [a,  1980,  C  183,  S.  63]. 223 
Unter diesen Umständen ist es naheliegend,  daß die Bundesrepublik 
eine Politik betreibt oder unterstützt,  die den Grönländern ein Ver-
bleibenl  in der Gemeinschaft oder eine enge Assoziation attraktiv er-
scheinen läßt [Krämer,  in Vorbereitung].  Sie hat beispielsweise dar-
auf verzichtet,  die ihr zugeteilten Fangquoten voll auszunutzen und 
Übertretungen von Fangregelungen durch deutsche Fischer besonders 
verfolgt2 •  Die EG wendet verhältnismäßig große Mittel auf,  um ver-
schiedene Entwicklungsprojekte auf der Insel zu fördern3 ,  und  hat 
auch erreicht,  daß der Anteil der EG-Gegner von 71  vH im Jahre 1972 
auf 52 vH zurückgegangen ist.  So ist es immerhin denkbar,  daß die 
Grönländer noch überzeugt werden können,  daß im Rahmen der ge-
meinschaftlichen Fischereipolitik die Bestände in den Gewässern um 
Grönland hinreichend geschützt werden und der Verbleib in der EG 
- unter anderem wegen der gesicherten Absatzmärkte - für 'sie per 
Saldo vorteilhaft ist. 
B.  Fischereiabkommen der EG  mit Drittländern 
Wechselseitige Fischereiverträge waren ein angemessenes Mittel,  um 
die traditionellen Fänge der benachbarten Länder aus Nordsee  und 
Nordatlantik nach der Einführung von Fischereiz'Onen aufrechtzuerhal-
ten.  Allerdings waren sie nur insoweit möglich,  als die Fanginteres-
sen der EG-Fischer und die der Fischer aus den betreffenden Ländern 
ausgewogen waren.  Einseitig darüber hinausgehende Fangmengen wur-
den in den Verhandlungen reduziert.  Einen Sonderfall stellt das Ab-
kommen mit Schweden über bestimmte Maßnahmen zur Förderung der 
Lachsvermehrung in der Ostsee [EG,  a,  1980,  L  226,S.  8]  dar, nach 
dem sich die Gemeinschaft gegen Zuteilung einer Fangquote für Lachse 
in der schwedischEm Fischereizone an den Kosten für die schwedischen 
Maßnahmen zur Lachsvermehrung beteiligt [ibid.,  Art.  3].( 
1  Das kann im Fall eines Sieges der Oppositionspartei Atassut bei den Par-
lamentswahlen im Frühjahr 1983 erwartet werden. 
2  Mündliche Auskunft des Bundeslandwirtschaftsministeriums  . 
3  Vgl.  z. B.  die  Zusammenstellung der Europäischen  Investitionsbank 
[1978].  Nach einer Aufstellung der Kommission hat Grönland zwischen 
1975 und 1979 von der Gemeinschaft pro Kopf 4  400 Kronen erhalten - et-
wa zwanzigmal so viel wie Sizilien [FAZ,  1980].  Vgl.  auch die VO 1821/ 
20 [EG,  a,  1980,  L  180,  S.  9]  über die Entwicklung der Schafzucht in 
GrÖnland. 224 
In dem eigentlichen Fischereiabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung von Schweden vom  21. 
März 1980 [EG,  a,  1980,  L  226,  S.  2]  streben beide Parteien ein be-
friedigendes Gleichgewicht zwischen ihren Fangmöglichkeiten in Ge-
wässern von beiderseitigem Interesse an [ibid., Art.  2 Abs.  16].  Die 
dafür vorgesehenen Maßnahmen schließen die Möglichkeit ein,  Fang-
lizenzen zu erteilen [ibid.,  Art.  3],  und sehen eine enge Zusammen-
arbeit und gegenseitige Konsultationen vor [ibid.,  Art.  7].  Die jewei-
ligen Überwachungsmaßnahmen und Vorschriften über die Fangtätig-
keit werden anerkannt [ibid.,  Art.  4]. 
Auf der Basis dieses Abkommens hat die Gemeinschaft dann die Fang-
tätigkeit schwedischer Fischereifahrzeuge in den EG-Gewässern ge-
regelt [Va 1716/80,  in EG,  a,  1980,  L  168,  S.  1]. Die Fanggebiete 
werden bekanntgegeben,  die Voraussetzungen für die Erteilung von 
Lizenzen werden genannt,  bestimmte Regeln für den Fang aufgestellt 
und die Fangquoten nach Fischart und Fischereizone festgesetzt. 
Ähnliche Fischereiabkommen wurden mit den Färöern [EG,  a,  1980, 
L  226,  S.  12],  Norwegen [ibid.,  S.  48]  und Spanien [EG,  a,  1980, 
L  322,  S.  4]  abgeschlossen.  Die Verordnungen der Gemeinschaft zur 
Regelung der Fangtätigkeit norwegischer [Va 1717/80,  in EG, a,  1980, 
L168,  S.  9],  färöischer[V01718/80,  inibid.,  S.  18]  und spanischer 
[VO 1719/80,  in ibid.,  S.  27]  Fischereifahrzeuge entsprechen denen, 
die für schwedische Fischer erlassen wurden.  Für die Fangtätigkeit 
kanadischer Fischereifahrzeuge gilt ähnliches,  allerdings beschränkt 
auf die Gewässer um Grönland [Va 1720/80,  in ibid.,  S.  35]. 
Mit Kanada war 1979 ein  Fischereiabkommen geschlossen worden 
[EG,  a,  1979,  L  312,  S.  2] 1.  Über seine Erneuerung verhandelte der 
Rat mehrfach vergeblich,  und erst mit Beschluß 'fom 29. Dezember 
1981 genehmigte er im Namen der EWG das neue Abkommen mit der 
Regierung Kanadas [EG,  a,  1981,  L  379,  S.  54].  In dem Abkommen 
verpflichtet sich die kanadische Regierung [ibid.,  Art.  II Abs.  1a] 
- wie schon in der früheren Vereinbarung von 1979  - Fischereifahr-
zeugen der Gemeinschaft die Fangtätigkeit Ilim Rahmen angemes,se-
ner Quoten an denjenigen Anteilen der Gesamtfangquote,  die die kana-
dische Fangkapazität übersteigen,  zu gestattenil  - und die gleiche Ver-
pflichtung übernimmt die EWG mit denjenigen Anteilen an der Gesamt-
fangquote in der EG-Zone,  Ildie die Fangkapazität der Gemeinschaft 
1  Verlängert bis Ende 1980 (vgl.  [VO 679/80,  in EG, a,  1980,  L  76,  S.  1]). 225 
übersteigen" [EG,  a,  1981,  L  379,  Art.  II Abs.  1b] 1. 
Weil das Interesse der Gemeinschaft an Fangrechten in kanadischen 
Gewässern größer ist als das Interesse Kanadas,  Fangrechte in EG-
Gewässern zu erwerben,  wurden in einem Briefwechsell  andersartige 
Konzessionen der Gemeinschaft vereinbart.  Danach sind die "Zutei-
lungen" an die EG-Fischer davon abhängig,  "daß die Gemeinschaft 
ihre V  ~rpflichtungen hinsichtlich der im folgenden geregelten handels-
politischen Zusammenarbeit erfüllt" [ibid.,  Abs.  21.  Wesentlicher 
Bestandteil dieser Zusammenarbeit sind auf der Seite der Gemein-
schaft Zollkontingente für die Einfuhr bestimmter Mengen von Kabel-
jau (gefroren oder gesalzen),  Rotbarsch (gefroren).  Kabeljau-Filets 
(gefroren odergesalzen) und llherring-flaps"3 
Ein reines - und zwar einseitiges - "surplus"-Abkommen wurde mit 
den Vereinigten Staaten geschlossen [EG,  a,  1977,  L  141,  S.  2]4. Dar-
in erklärte sich die Regierung der Vereinigten Staaten bereit,  Fische-
reifahrzeugen der EG zu gestatten,  eine Quote der zulässigen Gesamt-
fangmenge bestimmter Fischarten abfischen zu können,  "die nicht von 
Fischereifahrzeugen der Vereinigten Staaten abgefischt wird"  [ibid., 
Art.  III Abs.  1]. Die Gemeinschaft verpflichtete sich,  die Fangtätig-
keit ihrer Fischer zu reglementieren und die fischereiwissenschaft-
liche Zusammenarbeit zu verstärken. 
Gegenüber denjenigen Staaten,  die zwar Interesse am Fischfang im 
EG-Meer hatten,  selbst aber keine oder keine ausreichenden Gegen-
leistungen anbieten konnten oder wollten,  ist die Gemeinschaft in un-
terschiedlicher Weise vorgegangen. 
Den Regierungen Bulgariens,  Kubas,  Japans und Rumäniens wurde 
mitgeteilt,  daß ab 1.  Januar 1977 den Schiffen dies~r Länder in der 
EG-Fischereizone vor der Nordsee  - und Atlantikküste  -'(' jede Fische-
reitätigkeit untersagt ist"  [VQ 373/77,  in EG,  a,  1977,  L  53,  S.  1]. 
1  Bei der Formulierung dieser Bestimmungen dürfte Art.  62  Abs.  2 der 
Draft Convention rUN,  e]  herangezogen worden sein,  obwohl dort ein Aus-
tausch des lIsurplus of the allowable catch
ll nicht vorgesehen ist. 
l  "Abkommen in der Form eines  Briefwechsels"  [EG,  a,  1981,  L  379, 
S.  59]. 
3 Die Einzelheiten enthält Anhang II zu dem Briefwechsel [EG,  a,  1981, 
L  379]. 
4  Das Abkommen gilt bis zum 1.  Juli 1984. 226 
Finnland und Portugal wurden als Übergangs  maßnahme zunächst ei-
nige Fangquoten in der EG-Fischereizone zugesagt,  die aber im Lau-
fe des Jahres 1977 ausliefenl .  Gegenüber Schiffen,  die die Flagge Po-
lens,  der DDR oder der UdSSR führen,  wurden ab Januar 1977 Über-
gangs  maßnahmen festgelegt im Hinblick auf den Abschluß von Rahmen-
abkommen über die Fischerei [VO 1413/77 Präambel,  in EG, a, 1977, 
L  160,  S.  8].  Die Übergangsmaßnahmen bestanden in begrenzten Fang-
quoten für eine begrenzte Zahl von Schiffen.  Diese Regelung wurde 
verlängert,  solange die Verhandlungen andauerten2 •  Obwohl aber die 
erste Verha'ndlungsrunde in Brüssel als erfolgreich angesehen worden 
war [Die Welt,  1977],  kam es am Ende doch zu keiner Einigung.  Da-
mit liefen auch die Übergangsmaßnahmen aus,  und die Fänge der RG:W-
Länder im EG-Meer,  die vor der Errichtung der Fischereizonen sehr 
umfangreich gewesen waren (UdSSR rund 500 000 Tonnen. [ibid. ]), wur-
den beendet - auf der anderen Seite auch die Möglichkeiten für EG-
Fischer,  in der Barentssee auf Fang zu gehen. 
Besondere Regelungen wurden für die Fischereizone vor dem franzö-
sischen Departement Guyana getroffen.  Die Gewährung von Fangquo-
ten an dritte Länder begann im Frühjahr 1977 [VO 1014/77 in EG,  a, 
1977,  L  123,  S.  1].  Derzeit sind (in unterschiedlicher Höhe) folgende 
Länder begünstigt:  Barbados,  Guyana,  Japan,  Südkorea,  Surinam, 
Trinidad und Tobago,  Vereinigte Staaten,  Venezuela [VO 3450/80 An-
hang I,  in EG,  a,  1980,  L  360,  S.  7].  Die erlaubten Fänge betreffen 
hauptsächlich Garnelen und Thunfisch.  Für Garnelen besteht ein An-
landungs zwang zugunsten der im Departement Guyana ansässigen Ver-
arbeitungsindustrie [ibid.,  Art.  3]. 
Eine spezielle Art von Fischereiabkommen sind diej~nigen,  die mit 
Entwicklungsländern abgeschlossen wurden oder abgeschlossen wer-
den sollen.  Die geltenden Abkommen mit Senegal [EG, a, 1980,  L  226, 
S.  17 ff.]  und mit Guinea-Bissau [ibid.,  S.  34 ff.]  sind allerdings 
nicht so sehr fÜr die Hochseefischerei der Bundesrepublik Deutsch-
land bedeutsam,  sondern vor allem für die EG-Länder,  deren Fischer 
traditionell in den Gewässern vor diesen beiden afrikanischen Staaten 
auf Fang gegangen sind [Le Courrier ACP"CE,  1980,  S.  74]: Frank-
reich und Italien.  Ähnliches gilt für die entsprechenden Abkommen, 
die mit weiteren Entwicklungsländern ausgehandelt werden sollen, mit 
1  Vgl.  va 1412/77 [EG,  a,  1977,  L  160,  S.  5]  und va 2153/77 [EG,  a, 
1977,  L  250,  S.  1]. 
2  Vgl.  va 2155/77 [EG,  a,  1977,  L  250,  S.  5]  für Polen und die DDR,  va 
2158/77 [EG,  a,  1977,  L  250,  S.  13]  für die UdSSR. 227 
den Kapverden,  Tunesien,  Mauretanien,  Seychellen und Mauritius 
[Le Courrier.ACP-CE,  S.  71]. 
Die Abkommen mit Senegal und mit Guinea-Bissau weichen deutlich 
von den bisher betrachteten Fischereiabkommen der Gemeinschaft 
mit dritten Ländern ab.  Es geht dabei nicht um die Einräumung von 
Fangquoten (evtl.  mit Nebenabsprachen wie der Beteiligung an den 
Kosten der schwedischen Lachszucht in der Ostsee.  dem Inaussicht-
stellen größerer- Marktanteile für kanadische Fischereiprodukte in der 
Gemeinschaft oder auch dem Anlandungszwang für Garnelen im De-
partement Guyana),  sondern darum,  generell 11 für die Ausübung der 
Fischerei die Einzelheiten und Bedingungen von gemeinsamem Interes-
se für beide Parteien festzulegen" 1• 
In diesem Sinne läßt die Republik Senegal Fischereifahrzeuge aus der 
Gemeinschaft zum Fischfang in der senegalesischen Fischereizone 
zu [EG,  a.  1980,  L  226,  S.  17 ff.,  Art.  2]2. Als Gegenleistungen sind 
von den Schiffseignern zu erbringen: 
- Lizenzgebühren,  die entweder je BRT  / Jahr berechnet werden oder 
je kg gefangenen Fisch/ Jahr3 , 
- Anlandungen entweder des gesamten Fangs oder eines Teils davon 
in Senegal4 , 
- Beschäftigung senegalesischer Seeleute an Bord  5  • 
1  So die Präambeln zu beiden Abkommen [EG,  a,  1980,  L  226,  S.  17 ff. , 
S.  34 ff. ] . 
2  U"en EG-Fischern steht nur die Fischereizone außerhalb von 6 sm ("klei-
ne Fischerei") oder 12  sm ("große Hochseefischerei") zur Verfügung 
[ibid.,  Anhang lAbsehn.  E]. 
3 pie Berechnung nach BRT erfolgt für Trawler,  die nach Fangmenge für 
Thunfischfänger  .  Trawler und Thunfischfänger,  die ihre Fänge nicht an-
landen,  müssen die doppelten Lizenzgebühren zahlen.  Vgl.  EG [a,  1980, 
L  226,  S. 17 ff.,  Anhang I Abschn.  Al. 
4  Es wird zwischen Frischfischfällgern und Frosterflotte unterschieden. 
Einzelheiten in EG [a,  1980,  L  226,  S.  17 ff.,  Anhang I Abschn.  Cl. 
5  Einzelheiten,  auch über die Berufe (Zweiter Kapitän,  Quartiermeister, 
Schiffsjunge usw. ) finden sich in dem Briefwechsel,  der dem Abkommen 
beigefügt ist [EG,  a,  1980,  L  226,  S.  30]. 228 
Die Gemeinschaft verpflichtet sich zur Zahlung einer Pauschalsumme 
als finanziellen Ausgleich
l
•  und zur Gewährung von Ausbildungssti-
pendien für senegalesische Staatsangehörige in Facheinrichtungen,  die 
den Bereich der Fischerei [EG, a,  1980, L  226, Anhang I Abschn.  D] 
betreffen. 
Der Inhalt des Abkommens mit Guinea-Bissau entspricht dem des Ab-
kommens mit Senegal.  jedoch ist der Anlandungszwang nur als Mög-
lichkeit vorgesehen.  und bei der Beschäftigung guineischer Seeleute 
ist nur von nicht ausgebildetem Personal die Rede2 •  In den Grundzü-
gen dü!,fte das Abkommen mit Senegal auch für zukünftige Vereinba-
rungen mit Entwicklungsländern über die Fischerei in ihren 200-Mei-
len-Zonen als Muster gelten.  Als weitere Variante kommt aber auch 
die Bildung von "joint ventures  11  in Betracht [Le Courrier ACP-CE, 
1980,  S.  72]. 
c. Die Tätigkeitsgebiete der Handelsflotte der Bundesrepublik Deutschland 
Wie die in Tabelle A3 dargestellte Tonnagestruktur der Handelsflotte 
der Bundesrepublik erwarten läßt.  macht der Transport von Gütern 
über See den weitaus überwiegenden Teil der deutschen Seeschiffahrt 
aus.  Dabei besteht eine enge Beziehung zwischen Schiffahrt und Au-
ßenhandel der Bundesrepublik.  Etwa 30 vH des Exports sowie rund 
ein Fünftel des Imports werden gegenwärtig auf Schiffen unter deut-
scher Flagge befördert3 •  Dazu kommen die Transportleistungen.  die 
von deutschen Reedereien mit. eigenen Schiffen erbracht werden.  die 
unter den Flaggen anderer Länder (Liberia.  Panama.  Singapur.  Zy-
~pern) registriert.  aber ihr wirtschaftliches Eigentum sind.  Außerdem 
werden umfangreiche Transporte für fremde Rechnung (cross trade) 
geleistet. 
1  Die Summe beträgt 2.5 Mrd.  CF  A-Franken für die beiden ersten Jahre 
[EG.  a.  1980,  L  226,  Protokoll Art.  2]. 
2  Bei der Festlegung des Anteils an der Gesamtbesatzung ist auch nur von 
"bis zu 25 vH" anstelle von "bis zu 33 vH",  wie im Abkommen mit Sene-
gal,  die Rede (Briefwechsel zum Abkommen mit Guinea-Bissau, [EG,  a, 
1980,  L  226.  S.  43]).  Damit wird wohl der geringere Entwicklungsstand 
der guineischen Verarbeitungsindustrie und der niedrigere Ausbildungs-
stand der guineischen Arbeitskräfte berücksichtigt. 
3 Vgl.  hierzu auch Kreussler [0. J. ] . 229 
Tabelle A3  - Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistung der Handels-
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aOhne  Eigengew~chte der Reise- und Transportfahrzeuge,  Container,  Trailer,  Lash-Leichter. - bMill. t. _ 
cCross trade  - Geschatzte Ergebmsse  - eNur Verkehr zWIschen Hafen der Bundesrepublik sowie von 
und nach fremden Häfen. - fMrd.  tkm. 
Q u elle:  Bundesministerium für Verkehr [c];  Verband Deutscher Ree-
der [lfd.  Veröffentlichungen]. 
Ein Teil der unter deutscher Flagge betriebenen Seeschiffe wird in 
der Linienfahrt eingesetzt;  andere Schiffe werden ohne solche Bindung 
an bestimmte Verkehrs  routen auf Charterbasis betrieben.  Ein beacht-
licher Teil davon entfällt auf die Tankschiffahrt.  "Cross trade" -Ope-
rationen sind in dieser nicht an Fahrpläne gebundenen Fahrt üblich. 
Die Linierifahrt konzentriert sich dagegen hauptsächlich auf solche 
Routen,  die von deutschen Seehäfen ausgehen;  verschiedentlich kom-
men jedoch auch im Linienverkehr "cross trade"-Operationen vor, 
d. h.  Transportleistungen ohne Bezug zum Seeverkehr bzw.  Außenhan-
del der Bundesrepublik. 
Die gesamte Beförderungsleistung der Seeschiffahrt der Bundesrepu-
blik (einschließlich Küstenfahrt) mit Schiffen unter deutscher Flagge 
belief sich 1980 auf etwa 88 Mill. ·t,  von denen gut 4  Mill.  t  Kabotage-, 230 
verkehr waren.  Sie verteilte sich wie folgt auf die wichtigsten  Be-
triebs  zweige : 
- Linienschiffahrt 23, 8  Mill.  t  entsprechend 27 vH, 
- Trampfahrt 44, 0  Mill.  t  entsprechend 50 vH, 
- Tankfahrt 20, 2  Mil!.  t  entsprechend 23 vH. 
Beachtlich ist der Anteil der dur~hschnittlich im It cross trade
lt  beför-
derten  Ladung  (Tabelle  A3).  Auch von der auf  Zeit in das Ausland 
vercharterten Tonnage  dürfte ein nennenswerter  Teil für den Itcross 
trade
lt -Verkehr eingesetzt worden sein.  Der Anteil der Linienschiff-
fahrt ist allerdings dadurch unterrepräsentiert,  daß für diesen  Be-
triebszweig leichte Ladung typisch ist.  Um ein zutreffendes Bild zu 
erhalten,  müßten die Beförderungsleistungen daher nicht in Gewichts -, 
sondern in Frachttonnen gemessen werden,  die den Rauminhalt der 
Ladung berücksichtigen.  Diese Komponente ist z. B.  in den Fracht-
einnahmen enthalten. 
Gemessen an den Frachteinnahmen war der Anteil der Linienfahrt tat-
sächlich bedeutend höher.  Er belief sich im Jahre  1980 auf  48  vH 
(3,93 Mrd.  DM) der Gesamtfrachteinnahmen der Seeschiffahrt.  Die-
ser Wert  ist jedoch dadurch  überhöht,  daß  im  Gegensatz  zu  den 
Tramp- und Tankraten in den Linienraten gewöhnlich auch Hafenko-
sten enthalten sind,  die in den anderen Betriebszweigen direkt dem 
Verlader oder Empfänger der Ladung angelastet'werden. 
Die Anteile aller Betriebszweige können sich untereinander außerdem 
dann verschieben,  wenn auch die Entfernungskomponente der erbrach-
ten Leistungen berücksichtigt wird.  Hierfür lagen Angaben jedoch nicht 
vor. 
Nach geographischen Gesichtspunkten,  die als  Hintergrund  für die 
Wirkungsanalyse dienen können,  lassen sich die Beförderungsleistun-
gen der Seeschiffahrt der Bundesrepublik nur schwer typisieren (Ta-
belle A4).  Die Einsatzgebiete von Trockenfrachtern und Tankern sind 
aufgrund der Flexibilität der Trampfahrt stets starken kurzfristigen 
Veränderungen unterworfen,  die von Markteinflüssen ausgelöst wer-
den.  Ein großer Teil der mengenmäßigen Transportleistungen,  die 
von Schiffen unter deutscher Flagge erbracht werden,  entfällt auf den 
Europaverkehr.  Im Jahre 1979 machte dieser rund  70 vH aller von 
deutschen Schiffen in den deutschen Seehäfen gelöschten oder gelade -231 
Tabelle A4 - Der Seeverkehr der Seehäfen der Bundesrepublik Deutsch-
landa  nach Erdteilen 1979 
Anteil in vH am 
Erdteil 
Versand  Empfang  Insgesamt  Gesamt- Übersee-
Mill. t  verkehr  verkehrb 
Gesamtverkehr unter deutscher Flagge 
Europa  6,697  10,541  17,238  70,4  -
Afrika  0,553  1, 776  2,329  9,5  32,3 
Amerika  0,922  1,545  2,467  10,1  34,2 
Asien  0,591  1, 771  2, 362  9,7  32,7 
Australien  c  0,021  0,038  0,059  0,2  0,8 
Insgesamt  8, 784  15, 671  24,455  100,0 
darunter: 
Übersee 
b  2,087  5, 130  7,217  29,5  100, ° 
Linienverkehr unter deutscher Flagge 
Europa  2,965  2, 779  5, 744  63,8  -
Afrika  0,475  0,255  0,730  8,1  22,4 
Amerika  0,823  0, 797  1;620  18,0  49,7 
Asien  0,509  0,344  0,853  9,5  26,2 
Australien 
c 
0,020  0,036  0,056  0,6  1,8 
Insgesamt  4,792  4,211  9,003  100,0 
darunter: 
Übersee 
b  1,827  1,432  3,259  36,2  100,0 
a Mit Schiffen unter deutscher Flagge. -
b  . 
Gesamtverkehr mlnus Europa-
verkehr. - cEinschließlich Ozeanien. 
Q u e 11 e:  Statistisches Bundesamt [c];  Bundesministerium für Verkehr [b] . 232 
nen Güter aus.  Der verbleibende Überseeverkehr verteilte sich dort 
zu etwa je einem Drittel auf Amerika,  Afrika und Asien.  Ein erheb-
licher Teil vor allem der von Übersee beförderten Ladung (z. B.  Roh-
öl,  Eisenerz,  Phosphat) wurde allerdings in fremden Häfen gelöscht, 
so daß der Anteil des Europaverkehrs an der von der Handelsflotte 
der Bundesrepublik transportierten Ladungsmenge geringer als die 
oben genannte Quote gewesen sein dürftel . 
Auch im Linienverkehr deutscher Reedereien mit Schiffen unter deut-
scher Flagge von und nach Seehäfen der Bundesrepublik entfällt der 
weit<tus größte Teil der beförderten Mengen auf den Verkehr mit eu-
ropäischen Ziel- bzw.  Herkunftshäfen (1979:  64 vH).  Er dürfte aller-
dings ebenfalls zu hoch ausgewiesen sein,  da  im  Überseeverkehr 
deutscher Linienreedereien die RheinmÜlldungshäfen einen hohen An-
teil an der insgesamt beförderten Ladung haben.  In der überseeischen 
Linienfahrt entfiel die Hälfte allein auf Amerika,  reichlich ein Viertel 
auf Asien.  Dabei lagen deutliche Schwerpunkte im Verkehr mit den 
Vereinigten Staaten und dem Fernen Osten sowie Südamerika. Haupt-
verkehrsgebiet der im "cross trade" betriebenen Linienfahrt ist der 
Pazifische Ozean (Liniendienste US-Westküste - Ferner Osten;  Ost-
und Westküste NordamerikajKaribische See - AustralienjNeuseelandj 
Ozeanien). 
Die in Tonnen-Seemeilen (tsm) gemessenen Beförderungsleistungen 
der Seeschiffe unter deutscher Flagge,  die auch die Entfernungen auf 
den einzelnen Verkehrswegen berücksichtigen,  verteilen sich aller-
dings erheblich anders auf die Erdteile bzw.  verschiedenen Fahrtge-
biete.  Der - gemessen  in  Tonnen - hohe  Anteil der Europa-Fahrt 
(70 vH im Jahre 1979) beläuft sich nach diesem Konzept nur auf 10 vH, 
so daß der Anteil des Überseeverkehrs an der gesamten Tonnenmei-
lenleistung im Verkehr deutscher Schiffe von und nach den deutschen 
Seehäfen etwa dreimal so hoch ist wie an den dabei transportierten 
Ladungsmengen.  Von der Überseefahrt entfielen auf Afrika 19 vH,  auf 
Asien rund 52 vH (darunter auf den Fernen Osten 7 vH,  auf den Mitt-
1  In den ersten drei Quartalen des Jahres 1979 entfiel z. B.  in den belgi-
sehen Häfen (dort wurden insgesamt von deutschen Schiffen 5, 2  Mill.  t 
gelöscht und geladen) auf den" Überseeverkehr" im oben definierten Sinn 
ein Anteil von 51  vH.  In den Häfen der Niederlande dürfte dieser Anteil 
noch höher gewesen sein.  Dort wurden insgesamt erheblich mehr Güter 
von deutschen Schiffen umgeschlagen als in den deutschen Häfen (1977: 
31,6 Mill.  t). - Institut de Statistique [1980];  Centraa1 Bureau voor de 
Statistiek [1978]. 233 
leren und Nahen Osten 40 vH),  auf Amerika 27 vH (darunter auf Nord-
amerika 13,  auf Südamerika 10 vH) und auf AustralienjOzeanien rund 
1, 5 vH [Statistisches Bundesamt,  c].  Hier zeigen sich insbesondere 
die relativ weiten Transportwege im Verkehr mit asiatischen Häfen 
sowie mit Australien und Ozeanien.  Umgekehrt verhält es sich im 
Verkehr mit Afrika,  aber auch mit Amerika.  Diese Transportleistun-
gen dürften 'auch die Verteilung der Frachteinnahmen einigermaßen 
zutreffend widerspiegeln,  wenngleich der hohe Anteil Asiens vorwie-
gend auf Öltransporten beruht,  die zu den relativ niedrigen Tanker-
frachtraten abgewickelt werden. 
Ein vollständigeres Bild läßt sich für den Außenhandel der Bundesre-
publik zeichnen.  Der gesamte Außenhandel belief sich 1979 auf etwa 
553 Mill. t, davon in der Einfuhr 385 Mill. t, in der Ausfuhr 168 Mill. t. 
Über den seewärtigen Außenhandel der Bundesrepublik,  der teilweise 
als Transit über nichtdeutsche Seehäfen abgewickelt wird,  liegen ge-
naue Angaben nicht vor.  Der Handel der Bundesrepublik mit übersee-
ischen  Ländern,  der zum  weitaus  größten Teil über  See  befördert 
wird,  läßt sich aber schätzen,  wenn vom Gesamtaußenhandel der Bun-
desrepublik der Handel mit europäischen Ländern (einschl.  der So-
wjetunion) abgezogen wird.  Für das Jahr 1979 ergibt sich danach für 
die Einfuhren eine Gesamtmenge von 174 Mill.  t  (Gesamtwert 93 Mrd. 
DM) und für die Ausfuhren eine Gesamtmenge von 22  Mill.  t  (Gesamt-
wert 82 Mrd.  DM).  Der sehr große mengenmäßige Einfuhrüberschuß 
ist auf die umfangreichen Rohstoffeinfuhren zurückzuführen,  unter 
denen Rohöl mit 107 Mill.  t  dominierte.  Auf Eisenerze entfielen 52 
Mill.  t,  auf Kohle etwa 9,5 Mill.  t.  Der Wert der Ausfuhr ist als Fol-
ge der weitaus höheren Durchschnittswerte je t  der vorwiegend indu-
striellen Ausfuhrgüter allerdings bedeutend höher.  Auf den Europa-
handel der Bundesrepublik entfielen in der Einfuhr fast 211  Mill.  t, 
in der Ausfuhr 146 Mill.  t  (199 bzw.  fast 232 Mrd.  DM),  doch läßt 
sich nicht feststellen,  wieviel davon über See befördert wurde.  Ein 
Teil der aus den Niederlanden und Belgien importierten Ölprodukte 
(19  Mill.  t) muß grundsätzlich ebenfalls als Einfuhr der Bundesrepu-
blik von Übersee angesehen werden,  so daß das wirkliche Außenhan-
delsvolumen im Rohstoffbereich noch nennenswert höher als oben an-
gegeben ist [Statistisches Bundesamt,  g]. 
Gliedert man den Überseehandel der Bundesrepublik im Jahre 1979 
nach Erdteilen auf,  so ergibt sich das in Tabelle A5 dargestellte Bild. 
Die  st~rke Konzentration des Überseehandels - und auch der deutschen 
Seeschiffahrt - auf Afrika,  Nordamerika und Asie~ impliziert beson-
ders hohe Kosten für die deutsche Volkswirtschaft,  falls in diesen Re-234 
Tabelle  A5  - Überseehandel der Bundesrepublik Deutschland nach 
Regionen 1979  (vH) 
Anteil nach 
Region  Werten  Mengen 
Einfuhr  Ausfuhr  Einfuhr  Ausfuhr 
Afrika  24  19  37  19 
Nordamerika  25  28  15  28 
Mittetamerika  4  5  3  6 
Südamerika  6  7  10  6 
Vorderasien  17  21  26  21 
Südost- und Ostasien  21  17  3  18 
Australien  2  3  6  2 
Insgesamt  100  100  100  100 
Q u e 11 e:  Statistisches Bundesamt [gj . 
gionen die neue Seerechtskonvention restriktiv ausgelegt werden soll-
te.  Der hohe Anteil des "cross trade"  an den Leistungen der deutschen 
Seeschiffahrt,  für  den  weitgehende  räumliche  Freizügigkeit  der 
Trampschiffahrt und operationale Flexibilität wesentliche Vorausset-
zung sind,  macht die deutsche Schiffahrt allerdings auch dort sensibel 
für potentielle Eingriffe,  wo sie nicht in direkter Beziehung zum deut-
schen Überseehandel steht. 
D.  Kostenrechnungen  zu möglichen Belastungen  des  Seeverkehrs  der  Bundes· 
republik Deutschland 
Die Seeschiffahrt könnte aufgrund der verschiedenen Meereszonenre-
gelungen bei küstenparallelen Reisen (wenn zwischen Abgangs- und 
Zielhafen das Küstenmeer und die Wirtschaftszone eines Küstenstaa-
tes liegen und diese Zonen zu umfahren sind),  beim Runden von "Ek-
ken"  der Kontinente sowie bei der Durchfahrt durch Meerengen und 
Archipele belastet werden.  Die höchstmögliche Belastung kann mit 
Hilfe des Verkehrswertes ermittelt werden.  Die folgenden Berech-
nungen haben einen hypothetischen Charakter,  da das Verhalten der 235 
Staaten sowohl mit als auch ohne Konvention nicht ausreichend vor-
hersehbar ist. 
Um den Verkehrswert eines Gewässers - einer Meerenge,  einer Ar-
chipel-Durchfahrt,  der Territorialgewässer eines oder mehrerer Kü-
stenstaaten,  einer Wirtschafts zone  - zu ermitteln,  ist es notwendig, 
den Umweg festzustellen,  den ein Schiff zurücklegen muß,  wenn es 
die Durchfahrt durch ein solches Gewässer vermeiden will oder muß, 
und anschließend die dem Schiff bei Benutzung dieses Umweges ent-
stehenden Mehrkosten zu berechnenl . 
Der Verkehrswert von Gewässern oder Passagen ist je nach den geo-
graphischen Verhältnissen unterschiedlich groß. Er hängt zudem auch 
von der  Größe oder dem Typ der Schiffe ab,  ferner von ihrer Ein-
satzart und auch von der wechselnden Lage auf den Seefrachtmärkten. 
Daher können hier Rechnungen lediglich für einige Beispiele ausge-
führt werden. 
(a) Küstenparallele Reise:  Der Verkehrswert nationalisierter  Zo-
nen,  die auf der küstenparallelen Reise eines Schiffes zwischen Ab-
gangs- und Zielhafen liegen und umfahren werden müßten,  ist je nach 
den zu umfahrenden Gewässern unterschiedlich groß: 
- Werden die Territorialgewässer umfahren,  so ist die Mehrdistanz 
maximal 2  mal die Breite dieser Gewässer = 2  mal 12  (unter Be-
rücksichtigung der bestehenden Drei-Meilen-Zone 2  mal 9) sm; 
- werden die Wirtschaftszonen umfahren,  so ist der maximale Mehr-
weg 2 mal 200 (unter Berücksichtigung der bestehenden Drei-Mei-
len-Zone 2  mal 197) sm,  d. h.  insgesamt 400 bzw.  394 sm. 
Daraus errechnet sich beispielsweise für ein Schiff mit einer durch-
schnittlichen Reisegeschwindigkeit von 15 kn,  d. h.  mit einem Etmal 
1  Die ermittelten Mehrkosten können für einheitliche Ladungen auf eine 
beförderte Tonne bezogen werden,  wenn angenommen wird,  daß die La-
defähigkeit des Schiffes voll genutzt wird.  Für die Linienschiffahrt er-
geben sich allerdings Schwierigkeiten,  da sie meistens eine Vielzahl sehr 
unterschiedlicher Ladungen befördert,  die vorwiegend nach Rauminhalt 
abgerechnet werden;  außerdem gibt es bei der weit gefächerten Tarif-
struktur keinen direkten Zusammenhang zwischen Raten und Kosten,  so 
daß die je Tonne Ladefähigkeit des Schiffes errechneten Mehrkosten kaum 
gleichmäßig auf alle beförderten Ladungen (Tarifklassen) verteilt werden 
können. 236 
(tägliche  Reiseleistung)  von 360 sm,  für das Umfahren der Territo-
rialgewässer eine zusätzliche Reisezeit von 24/15 = 1, 6 Stunden,  für 
das Umfahren der Wirtschafts  zone eine Mehrzeit von 400/15 = 26, 67 
Stunden (1, 11 Etmale).  Unterstellt man,  daß gegenwärtig die nationa-
len Hoheitsgewässer von 3 sm nicht durchfahren werden,  so betragen 
die Zusatzzeiten nur 1,2 bzw.  26,3 Stunden; 
Die Mehrkosten der Reise belaufen sich beim Umfahren von Territo-
rialgewässern bzw.  Wirtschaftszoneni: 
- für einen Trockenfrachter von 16 000 t  dw:  auf 754 bzw.  16520 US-$ 
- für einen Bulkcarrier von 27 000 t  dw:  auf 1  003 bzw.  21  988 US-$ 
- für einen Bulkcarrier von 41 000 t  dw:  auf 1 253 bzw.  27 460 US-$ 
- für einen Bulkcarrier von 63 000 t  dw:  auf 1 487 bzw.  32  561 US-$ 
- für einen Bulkcarrier von 123 000 t  dw:  auf 1  886 bzw.  41  324 US-$. 
Spürbar sind somit allenfalls 'die Mehrkosten beim Umfahren der Wirt-
schaftszone.  Bezogen auf die Tonne beförderter Ladung dürften diese 
sich für das kleinste der genannten Schiffe auf etwa 1, laUS  -$,  für 
das größte auf 0,35 US-$ belaufen,  für den 63  OOO-t-dw-Bulkcarrier 
auf etwa 0,54 US-$.  Im ganzen gesehen dürften also auch beim Um-
fahren der Wirtschafts  zone geringe Belastungen entstehen. 
Als Beispiel für einen dem maximalen Umweg nahekommenden Fall 
kann eine Reise entlang der westafrikanischen Küste angesehen wer-
den,  etwa wenn ein Schiff von Abi9jan nach Lome die Gewässer Gha-
nas oder auf der Reise von Tema nach Cotonou die Gewässer Togos 
passieren bzw.  umfahren müßte.  In der Realität dürften die Maximal-
wege bzw.  - zeiten jedoch unterschritten werden,  weil die Mehrdistan-
zen um so geringer werden,  je weiter Abgangs- und Zielhafen von den 
seitlichen Begrenzungen der nationalisierten Gewässer eI?-tfernt sind. 
(b)  Umrunden  von  Kontinenten:  Der Verkehrswert  kontinentaler 
"Ecken" wird ebenfalls durch die zurückzulegende Mehrentfernung 
bzw.  -zeit bestimrnt. Er läßt sich jedoch kaum verallgemeinert dar-
stellen,  weil in solchen Fällen die normale Kurslinie eines Schiffes 
sehr unterschiedli.ch gekrümmt ist und weitgehend von den speziellen 
geographischen Bedingungen abhängt,  wie die Beispiele Kap der Guten 
Hoffnung,  Kap Hoorn,  Westküste Afrikas,  Kap Sao Roque deutlich zei-
1  Zu den Berechnungsgrundlagen vgl.  Tabelle A6. 237 
Tabelle A 6  - Tägliche Kosten ausgewählter Trockenfrachter und Con-
tainerschiffe 1980 
General  Bulkcarrier 
a  Containerschiffe 
Cargo-
Eb  Fa  Schiffa  A  B  C  D 
Tragfähigkeit (t dw)  16000  27000  41 000  63  000  123 000  45  OOOc  23  500d 
Maschinenleistung (PS)  8  550  11  100  13 900  16 500  24 500  40 550  29000 
Geschwindigkeit (kn)  15, 6  15,5  15,4  15,5  15, 7  19,0  19,0 
Verbrauch/Tag (t)  34,2  44,5  55,7  65,8  98,0  185,0  104,0 
Zeitcharter-Ratee  ($/Tag)  7 381  10053  12 526  14 931  15 661  36814f  18 200f 
Bunke;kosteng  ($/Tag)  7  695  10 013  12  533  14 805  22 050  41  625  23 400 
Gesamtkosten ($/Tag)  15 076  20 066  25 059  29  736  37 711  78 439  41  600 
aMotorschiff. - bTurbinenschiff. - cCa.  2  800 TEU. - dCa.  1  300 TEU. - eRatendurchschnitt 
1980 (General Council of British Shipping). - fAls Zeitcharteräquivalent kalkulierte Kosten.-
gPreis je t:  225 $. 
Q u elle:  General Council of British Shipping [1980/81];  Shipping Statis-
tics and Economics [lfd.  Jgg.];  eigene Berechnungen. 
gen.  Dabei hängt es zusätzlich von der Lage des Abgangs - und Ziel-
hafens ab,  wie weit sich ein Umweg bemerkbar macht,  weil der Kurs 
eines Schiffes vielfach als Großkreis abgesetzt wird und daher auch 
auf einer gegenwärtig normalen Reise einen größeren Küstenabstand 
erfordern kann. 
Beispiele für einen durch das Umfahren von Küstengewässern bzw. 
Wirtschafts  zonen verursachtem,  annähernd maximalen Umweg sind 
die Südspitzen Afrikas und Südamerikas  .  Dabei dürften die zusätzli-
chen Entfernungen bzw.  Reisezeiten annähernd die gleichen sein wie 
im Fall der küstenparallelen Reise,  d. h.  für dIe Territorialgewässer 
maximal 1, 6 Stunden,  für die Wirtschaftszone maximal 26,67 Stunden 
für ein  15-kn-Schiff.  Behinderungen könnten sich auch ergeben,  wenn 
z. B.  die Gewässer zwischen der .westafrikanischen Küste und den Kap-
verdischen Inseln weit im Westen umfahren werden müßten. 
Ein weiterer kostensteigernder  Faktor  könnten  die  Seegangs - und 
Windverhältnisse sein,  die auf der Reise um eine nationalisierte Mee-238 
reszone herum angetroffen werden,  z. B.  wenn diese die Geschwin-
digkeit des Schiffes herabsetzen,  so daß mehr Zeit benötigt wird. 
(c) Meerengen:  Als  Beispiele für  Meerengen,  die besonders weite 
Umwege erfordern,  aus denen daher kräftige Einwirkungen auf die 
Schiffahrt resultieren,  und die für den Außenhandel der Bundesrepu-
blik von besonderer Bedeutung sind,  wurden die folgenden Fälle aus-
gewählt: 
(i) Die Straße von Malakka (Fall I) im Verkehr zwischen Europa und 
dem Fernen Osten mit den Alternativen:  Benutzung der Sunda-Straße 
oder der-Straße von Lombok. 
(ii) Die Straße von Gibraltar (Fall Il) mit den Varianten: Verkehr zwi-
schen Europa und Ostafrika (Unterfall Ila),  Verkehr zwischen Europa 
und dem Arabischen Golf,  Indien,  Ostasien und Australien (Unterfall 
Ilb). 
(iii) Einfahrten zur Karibischen See (Fall IIl) mit den Varianten: Ver-
kehr zwischen Europa und Häfen der Karibischen See (Unterfall lIla), 
Verkehr zwischen Europa und Häfen der Westküste Nord-,  Zentral-
und Südamerikas (Unterfall IIlb),  Verkehr zwischen der Ostküste Nord-
amerikas und Ozeanienj Australien (Unterfall IIlc);  jeweils mit den 
Alternativen: Benutzung anderer Einfahrten zur Karibischen See oder 
(Unterfälle bund c) Fahrt um Kap Hoorn. 
Für jedes dieser Beispiele wurden verschiedene R,outen mit zahlrei-
chen Anlaufhäfen zugrundegelegt,  für die jeweils der Umweg in See-
meilen und in Etmalen für Schiffe mit Reisegeschwindigkeiten von 15 
bzw.  19 kn berechnet wurde.  Anschließend wurden daraus Mehrkosten 
für verschiedene Schiffstypen ermittelt (Tabellen A 7 bis A12).  Die 
Kosten wurden für Trockenfrachter verschiedener Größenklassen an-
hand der durchschnittlichen,  im Jahre 1980 gezahlten Zeitcharterra-
ten und der für solche Schiffe jeweils repräsentativen Bunkerkosten 
ermittelt,  für andere Schiffstypen mit Hilfe geschätzter Werte für das 
Äquivalent der in den Zeitcharterraten enthaltenen Kostenarten sowie 
der entsprechenden Bunkerkosten.  Dabei wurden die technischen Pa-
rameter bestimmter Schiffe als Beispiel zugrundegelegt.  Die Höhe 
der  so  ermittelten Kosten  differiert naturgemäß  je nach  Höhe der 
Marktraten (Zeitcharter  ) bzw.  vor allem der Annahmen über Anschaf-
fungskosten,  Abschreibungsfristen und Zinssätze,  die bei kapitalin-
tensiven Schiffen (wie Containerschiffen) erheblich zu Buche schlagen 
können. 239 
Die durchgerechneten Beispiele lassen erkennen,  daß in einigen Fäl-
len ein alternativer Weg zu finden ist,  der nur relativ geringe UmwOege 
verursacht, daß aber insbesondere bei einer Sperrung des Mittelmee-
res bzw. bei einer Erhebung von Passageabgaben für seine Zufahrten 
sehr weite Umwege zurückzulegen wärenl .  Ähnlich würde sich eine 
Durchfahrtsperre am südlichen Ende des Roten Meeres auswirken, 
ebenso der Fall,  daß sämtliche Einfahrten in die Karibische See un-
passierbar wären und ein Umweg um Kap Hoorn bzw.  durch die Magel-
lan-Straße in Kauf genommen werden müßte. 
Die schwerwiegendsten Wirkungen könnten sich vermutlich im Ver-
kehr mit dem Fernen Osten ergeben,  der für den Außenhandel der Bun-
des republik, insbesondere gemessen am Ladungswert, große Bedeu-
tung hat. Dort würden Sperrungen der Durchfahrten durch die Malakka-
Straße sowie durch die indonesischen und philippinischen Seepassagen 
(Sunda,  Lombok)  und Archipelgewässer vermutlich dazu  zwingen, 
durch den Pazifik zu fahren,  wie es  zum Teil bereits  während der 
Sperrung des Suez-Kanals der Fall war. 
Sollte es zu Sperrungen oder zur Erhebung von Abgaben für die Durch-
fahrt durch nationalisierte Gewässer kommen,  so können wegen der 
erfahrungsgemäß zumeist geringen Preiselastizität der Nachfrage 
,nach Seetransportleistungen2  mit großer Wahrscheinlichkeit die ent-
stehenden Kosten von den am Transport der Außenhandelsgüter betei-
ligten deutschen oder ausländischen Reedereien weitergewälzt werden. 
so daß die Frachtraten für den Seetransport entsprechend steigen wer-
den.  Soweit die Transportkostensteigerungen auf die Außenhandels-
preise durchschlagen,  ergeben sich Allokationswirkungen,  die denen 
von Zöllen entsprechen. 
Die deutsche Seeschiffahrt wäre demnach kaum mit den entstehenden 
Mehrkosten belastet.  die von ihr und anderen Anbietern von Seetrans  -
portleistungen zwar unmittelbar getragen,  aber auf die Verlader wei-
tergewälzt werden dürften.  Allerdings könnten Schiffe z. B.  unter "bil-
ligen Flaggen"  selektiv behindert werden,  etwa weil Umweltschutz-
vorschriften bzw.  -bestrebungen einen Vorwand dazu liefern.  Dabei 
könnte auch ausgeflaggte Tonnage deutscher Reedereien betroffen wer-
den. 
1  Vgl.  die  Erfahrungen während der  Unpassierbarkeit des Suez-Kanals, 
aber auch die Grundlagen für die Berechnung der Gebühren.  die bei der 
Passage dieses Kanals erhoben werden. 
2  Vgl.  dazu beispielsweise Sanmann [1965.  S.  232];  Metaxas [1971, S.  43-
65];  Bennathan und Walters [1969,  S.  19 ff.]. 240 
Werden lediglich Schiffe der Bundesrepublik von Eingriffen in die Ver-
kehrsfreiheit betroffen,  d. h.  wird allein die deutsche Flagge diskri-
miniert,  so können je nach dem vorwiegend erfaßten Betriebszweig 
unterschiedliche Wirkungen auftreten: 
- Schiffe,  die in der Charterfahrt (Trampfahrt) eingesetzt werden. 
dürften im allgemeinen auf andere Teilmärkte der Seeschiffahrt aus-
weichen können,  wenn bestimmte Gewässer für sie gesperrt wer-
den oder ihre Durchfahrt mit einer Abgabe belegt wird.  Dies wäre 
nur in dem (unwahrscheinlichen) Fall anders,  wenn gleichzeitig alle 
oder zumindest ein wesentlicher Teil der in Frage kommenden Kü-
stenstaaten ähnliche diskriminierende Maßnahmen ergreifen würden. 
Der relativ kleine Marktanteil deutscher Schiffe würde bei eher zu 
erwartenden Eingriffen einzelner Staaten das Ausweichen auf andere 
Märkte erleichtern. 
- Für die Linienschiffahrt können Eingriffe auch einzelner Staaten be-
deutend schwerer wiegen,  weil sie meistens stärker spezialisierte 
Schiffe einsetzt.  Diese können nicht ohne weiteres in anderen Linien-
fahrtgebieten eingesetzt werden,  weil sie deren Bedingungen oft nicht 
erfüllen oder auf Zugangsprobleme stoßen,  die ein Überwechseln 
behindern.  Dies gilt vor allem für Großcontainerschiffe,  die an we-
nige Routen gebunden sind.  Ferner ist das bedeutend größere Ausmaß 
an speziellem Know-how zu berücksichtigen,  das für die landseitige 
Abwicklung der jeweils regional begrenzten und auf die spezifischen 
ökonomischen Bedingungen zugeschnittenen Linienverkehre verlangt 
wird. 
Man wird allgemein eine Diskriminierung allein von Schiffen unter 
deutscher Flagge als wenig wahrscheinlich ansehen können,  so daß 
diesen Fällen de facto wenig Bedeutung beizumessen ist. 241 
Tabelle A 7  - Umwege und Mehrkosten bei Sperrung der  Straße von 
Malakka im Verkehr von Hamburg nach Ostasien 1980 
(Fall I) 
a  Umweg 
UmwegC  Mehrkosten US-$ 




General Cargo-Schiff  S  Hongkong  559  1,55  5,5  23 368  1,56 
15 kn 
15 000 t
d  Manila  440  1,22  4,4  18 393  1,23 
15 07..6  US-$  Yokohama  540  1,50  4,7  22  614  1,51 
Busan  544  1,51  4,9  22  765  1,52 
L  Hongkong  1  370  3,81  13, 6  57440  3,83 
Manila  960  2,67  9,6  40253  2,68 
Yokohama  935  2,60  8, 1  39  198  2,61 
Busan  1  085  3,01  9,7  45 379  3,03 
Containe rschiff  S  Hongkong  559  1,22  5,5  88 078  2,52  0,98 
19 kn  d  -
35000t  bzw.  Manila  440  0,96  4,4  69  307  1,98  0,77 
90000 FTe  Yokohama  540  1, 18  4, 7  85  190  2,43  0,95 
72  195 US-$ 
Busan  544  1, 19  4,9  85 912  2,45  0,95 
L  Hongkong  1  370  3,00  13,6  216585  6,18  2,40 
Manila  960  2,11  9,6  152 331  4,35  1,69 
Yokohama  935  2,05  8, 1  148 000  4,22  1,64 
Busan  1  085  2,38  9,7  171 824  4,90  1,90 
Bulkcarrier  S  Hongkong  559  1,55  5,5  46 091  0, 74 
15 kn 
62  000 t
d  Manila  440  1,22  4,4  36 278  0,59 
29  736 US-$  Yokohama  540  1,50  4, 7  44 604  0,72 
Busan  544  1,51  4,9  44 901  0,72 
L  Hongkong  1  370  3,81  13, 6  113 294  1,83 
Manila  960  2,67  9, 6  79 395  1,28 
Yokohama  935  2,60  8, 1  77 314  1,25 
Busan  1 085  3,01  9,7  89  505  1,44 
aGeschwindigkeit,  Schiffsgröße und Kosten je Tag. - bS  = Sunda-Straße;  L  = Lombok-Straße. -
cM~hrentfernung bzw.  -reisezeit gegenüber Benutzung des günstigsten Weges. - dLadungs-
tonnen. - eFrachttonnen (je 40 Kubikfuß). 
Q u elle:  Tabelle  A6;  Luensee (1923);  eigene Berechnungen. Tabelle A8  - Umwege und Mehrkosten bei Sperrung der Straße von Gibraltar im Verkehr von 
Hamburg nach ausgewählten Häfen am Roten Meer und Indischen Ozean 1980 (Fall Ha) 
b 
Umweg C  Mehrkosten US-$ 





sm  Reise- vH  gesamt  je FT
e 
tage 
General Cargo -Schiff  Jeddah  7 502  20,84  176,5  314 183  20,94 
15 kn  Mombasa  3  091  8,59  47,4  129  503  8, 63 
15  000 t
d 
Sansibar  2  860  7,94  43, 1  119  703  7,98 
15  076 US-$  Beira  1  076  2,99  14,3  45  077  3,01 
Port Louis  2  143  5,95  29, 6  89  702  5,98 
Containerschiff  Jeddah  7 502  16,45  176,5  626 219  39,13  15,65 
19 kn  d  Mombasa  3  091  6, 78  47,4  258  101  16,13  6,45 
16 000 t  bzw.  Sansibar  2  860  6,27  43, 1  238  686  14,91  5,96 
40 000 FTe  Beira  1 076  2,36  14,3  89  840  5,62  2,25 
38 068 US-$  Port Louis  2  143  4, 70  29, 6  1 78  920  11,18  4,47 
Bulkcarrier  Jeddah  7  502  20,84  176,5  418  175  16,08 
15 kn  d  Mombasa  3  091  8,59  47,4  172  367  6,62 
26000t  bzw.  Sansibar  2  860  7,94  43, 1  159 324  6,12 
20 066 US-$  Beira  1 076  2,99  14,3  59  997  2,31 
Port Louis  2  143  5,95  29, 6  119  393  4,59 
I 
aGeschwindigkeit,  Schiffsgröße und Kosten je Tag. - bumweg via Kap der Guten Hoffnung. -
cMehrentfernung bzw.  -reisezeit gegenüber Benutzung des günstigsten Weges. - dLadungs-
tonnen. - eFrachttonnen (je 40 Kubikfuß). 




Tabelle A9  - Umwege und Mehrkosten bei Sperrung der  Straße  von 
Gibraltar im Verkehr von Hamburg nach ausgewählten 
Häfen in Asien und Australien 1980 (Fall IIb) 
a 
Zielhafen  b 
UmwegC  Mehrkosten US-$ 
. Schiffstyp und Daten 
sm  Reise- vH  gesamt  je td  je FTe 
tage 
General Cargo-Schiff  Bahrain  5  022  13,95  75,5  210 310  14,02 
15 kn 
15 000 t
d  Bombay  4  710  13,08  71,6  197 194  13,14 
15 076 US-$  Singapur  3  755  10,43  44,0  157 243  10,48 
Yokohama  3  608  10,02  46,6  151  062  10,07 
Fremantle  1  571  4,36  16,0  65  731  4,38 
Containerschiff  Bahrain  5  022  11,01  75,5  794 867  22,71  8,83 
19 kn  . d 
35000t  bzw. 
Bombay  4  710  10,33  71,6  745  774  21,30  8,28 
90 000 FTe  Singapur  3  755  8,23  44,0  594  165  16,97  6,60 
72  195 US-$ 
Yokohama  3  608  7,91  46,6  571 062  16,31  6,34 
Fremantle  1  571  3,45  16,0  249 073  7,11  2,76 
Bulkcarrier  Bahrain  5  022  13,95  75,5  279  921  10,76 
15 kn 
26 000 t
d  Bombay  4  710  13,08  71,6  262 463  10,09 
20 066 US-$  Singapur  3  755  10,43  44,0  209 288  8,04 
Yokohama  3  608  10,02  46,6  201  061  7,73 
Fremantle  1  571  4,36  16,0  87 488  3,36 
Bulkcarrier  Bahrain  5  022  13,95  75,5  414 817  6,69 
15 kn 
62  000 td  Bombay  4  710  13,08  71,6  388 947  6,27 
29  736 US-$  Singapur  3  755  10,43  44,0  310  146  5,00 
Yokohama  3  608  10,02  46,6  297 955  4,80 
Fremantle  1  571  4,36  16,0  129  649  2,09 
aGeschwindigkeit,  Schiffsgröße und Kosten je Tag. - bUmweg via Kap der Guten Hoff-
nung. - cMehrentfernung bzw.  -reisezeit gegenüber Benutzung des günstigsten Weges. -
dLadungstonnen. - eFrachttonnen (je 40 Kubikfuß). 
Q u e 11 e:  Wie Tabelle A 7. 244 
Tabelle A 10  - Umwege und Mehrkosten bei Sperrung der karibischen 
Passagen im Verkehr von Hamburg nach ausgewählten 
Häfen an der Karibischen See 1980 (Fall lIla) 
a  Umweg 
UmwegC  Mehrkosten US-$ 
Schiffstyp und Daten  Zielhafen 
je td  viab  sm  Reise- vH  gesamt  je FTe 
tage 
General Cargo-Schiff  Min.  Vera Cruz  330  0,92  6,2  13 870  0,92 
~~ ~~o td  Puerto Cortez  102  0,28  2,0  4221  0,42 
15 076 US-$  Puerto Limon  49  0,14  0,9  2  111  0,14 
Cristo4;1al  4  0  0,1  0  0 
Santa Marta  2  0  0,0  0  0 
Cura«ao  8  0,02  0,2  o "  0 
La Guaira  62  0,17  1,4  2  563  ·0,17 
Kingston  134  0,37  2,9  5  578  0,37 
Max.  Vera Cruz  960  2,67  18,0  40 253  2,68 
Puerto Cortez  652  1,81  12,7  27288  1,82 
Puerto Limon  332  0,92  6,4  13 870  0,92 
Cristobal  442  1,23  8,7  18 543  1,24 
Santa Marta  770  2,14  16,2  32 263  2,15 
Cura<;ao  1 089  3,03  24,1  45  680  3,05 
La Guaira  1 259  3,50  28,1  52,766  3,52 
Kingston  624  1,73  13,6  26 081  1,74 
Containerschiff  Min.  Vera Cruz  330  0,72  6,2  27 409  1,71  0,69 
19 kn  d 
16000 t  bzw. 
Puerto Cortez  102  0,22  2,0  8  375  0,52  0,21 
40000 FTe  Puerto Limon  49  0,11  0,9  4  187  0,26  0,10 
38 068 US-$ 
Cristobal  4  0  0,1  0  0  0 
Santa Marta  2  0  0,0  .0  0  0 
Cura<;ao  8  0  0,2  0  0  0 
La Guaira  62  0,14  1,4  5  330  0,33  0,13 
Kingston  134  0,29  2,9  11  040  0,69  0,28 
Max.  Vera Cruz  960  2,11  18,0  80 323  5,02  2,01 
Puerto Cortez  852  1,43  12,7  54 437  3,40  1,36 
Puerto Limon  332  0,73  6,4  27 790  1,74  0,69 
Cristobal  442  0,97  8,7  36 926  2,31  0,92 
Santa Marta  770  1,69  16,2  64 335  4,02  1,61 
Cura<;ao  1  089  2,39  24,1  90 983  5,69  2,27 
La Guaira  1  259  2,76  28,1  105 068  6,56  2,62 
Kingston  624  1,37  13,6  52  153  3,26  1,30 
aGeschwindigkeit,  Schiffsgröße und Kosten je Tag. - bMin.  ~ Minimum,  Mehrentfernung bei Sperrung nur 
der günstigsten Route;  Max.  ~ Maximum,  Mehrentfernung bei Benutzbarkeit nur der ungünstigsten Route.-
cMehrentfernung bzw.  -reisezeit gegenüber Benutzung des günstigsten Weges. - dLadungstonnen.-
eFrachttonnen (je 40 Kubikfuß). 
Quelle:  Vgl.  Tabelle  A7. 245 
Tabelle A 11  - Umwege und Mehrkosten bei Sperrung der karibischen 
Passagen im Verkehr von Hamburg nach Häfen an der 
amerikanischen Westküste 1980 (Fall IIIb) 
"Schiffstyp und Datena  Umweg 
UmwegC  Mehrkosten US-$ 
Viab  Zielhafen 
sm  Reise- vH  gesamt  je td  je FTe 
tage 
General Cargo -Schiff  KS  Min.  Vancouver  4  0  0,0  0  0 
~~ :0  td 
KS Max.  442  1,23  4,8  18 543  1,24 
KH  5  621  15,61  61,2  235 336  15,68 
15 076 US-$  KS  Min.  San Francisco  4  0  0,0  0  0 
KS  Max.  442  1,23  5,3  18 543  1,24 
KH  5  657  15,71  67,6  245 233  16,34 
KS  Min.  Los Angeles  4  0  0.,0.  0  0 
KS  Max.  442  1,23  5,5  18543  1,24 
KH  5  653  15,70.  69,8  245 077  16,33 
KS  Min.  Acajutla  4  0.  0.,1  0  0 
KS  Max.  442  1,23  7,4  18 543  1,24 
KH  6  147  17,08  10.3,2  266619  15,57 
KS  Min.  Puntarenas  4  0  0,1  0.  0. 
KS  Max.  442  1,23  7,9  18 543  1,24 
KH  6 254  17,37  111,8  271  146  18,0.7 
KS  Min.  Balboa  4  0  0.,1  0  0 
KS Max.  442  1,23  8,6  18 543  1,24 
KH  60.81  16,89  118,6  263  653  17,57 
KS Min.  Buenaventura  4  0.  0.,1  0  0 
KS  Max.  442  1,23  8,1  18 543  1,24 
KH  6 D8I  16,89  110,9  263  653  17,57 
KS  Min.  Guayaquil  4  0.  0,1  0  0 
KS  Max.  442  1,23  7,4  18 543  1,24 
KH  5  178  14,38  86,8  224472  14,96 
KS  Min.  Callao  4  0.  0,0.  0  0 
KS  Max.  442  1,23  6,8  18 543  1,24 
KH  4032  11,20  62,3  174 832  11,65 
KS Min.  Valparaiso  4  0  0,0  0  0 
KS Max.  442  1,23  5,7  18 543  1,24 
KH  1 527  4,24  19,7  66 186  4,41 
Containerschiff  KH  Vancouver  5  621  12,33  61,2  469 378  29,33  11,73 
19 kn  d  San Francisco  5  657  12,41  67,6  472 424  29,52  11,81 
16000 t  bzw.  Los Angeles  5  653  12,40  69,8  472  043  29,50  11,80. 
40.  000.  FTe  Acajutla  6  147  13,48  103,2  513 157  32,07  12,82 
38 068 US-$  Puntarenas  6254  13,71  111,8  521  912  32,61  13,04 
Balboa  6081  13,33  118,6  507 446  31,71  12,68 
Buenaventura  6  081  13,33  110.,9  507446  31,71  12,68 
Guayaquil  5  178  11,36  86,8  432 452  27,0.2  10,81 
Calloa  4032  8,84  62,3  336 521  21,03  8,41 
Valparaiso  1 527  3,35  19,7  127528  7,97  3,81 
KS"Min.  Alle Häfen  4  0.  f  0  0  0 
KS  Max.  442  0,97  f  36 926  2,31  0.,92 
Bulkcarrier  KH  Vancouver  5  621  15,61  61,2  391  171  9,54 
!~ ~~D td 
San Francisco  5  657  15,71  67,6  393 677  9,60. 
Los Angeles  5  653  15,70  69,8  393 426  9,59 
25 059  US-$  Acajutla  6  147  17,08  10.3,2  428 008  10,43 
Puntarenas  6  254  17,37  111,8  435 275  10,61 
Balboa  6081  16,89  118,6  423 247  10,32 
Buenaventura  6  081  16,89  110,9  423247  10,32 
Guayaquil  5  178  14,38  86,8  36·0  348  8,78 
Calloa  4  032  11,20.  62,3  280.  661  6,84 
Valparaiso  1  527  4,24  19,7  106 250  2,59 
KS  Min.  Alle Häfen  4  0  f  0  0. 
KS  Max.  442  1,23  f  30 828  0,75 
aGeschwindigkeit,  Schiffsgröße und Kosten je Tag. - bKS Min.  =  Karibische  See  Minimum,  Mehrentfer-
nung bei Sperrung nur der goostigsten Route;  KS Max.  =  Karibische  See  Maximum,  Mehrehtfernung bei 
Benutzbarkeit nur der ungünstigsten Route;  KH  =  Kap Hoorn. - cMehrentfernung bzw.  -reisezeit gegen-
über Benutzung des günstigsten Weges. - dLadungstonnen. - eFrachttonnen (je 40 Kubikfuß). - fFür die 
relativen Umwege siehe die Werte für "General Cargo-Schiffe". 
Quelle:  Vgl.  Tabelle A7. Tabelle A12  - Umwege und Mehrkosten bei Sperrung der karibischen Passagen im Verkehr von 
New York nach pazifischen Häfen in Australien und Ozeanien 1980 (Fall HIe) 
b 
UmwegC  Mehrkosten US-$ 
Schiffstyp und Daten  a 
Zielhafen  je t'l  sm  Reise- vH  gesamt  je FTe 
tage 
Containe rschiff  Tahiti  4  644  12,90  70,5  491  077  30, 09  12,28 
19  kn  d 
16000t  bzw.  Auckland  3  204  8,90  37,0  338 805  21,18  8,47 
40 000 FTe  Bluff Harbour  2  932  8, 14  33, 0  309 874  19,37  7, 75 
38 068 US-$ 
Wellington  3  031  8,42  35, 0  320 533  20,03  8,01 
Townsville  3 347  9,30  33,0  354 032  22, 13  8,85 
Sydney  3  061  8,50  31, 6  323  578  20,22  8,09 
Melbourne  2  932  8, 14  29,5  309  874  19,37  7, 75 
aGeschwindigkeit,  Schiffsgröße und Kosten je Tag. - bUmweg via Kap Hoorn. - cMehrentfernung 
bzw.  -reisezeit gegenüber Benutzung des günstigsten Weges. - dLadungstonnen. - eFrachttonnen 
(je 40  Kubikfuß ). 
--- - --
Q u e 11 e:  Wie Ta  belle A 7. 
N 
,;:. 
0' Tabelle A13  - Fänge im Atlantik nach Fanggebieten und nach ausgewählten Ländern 1964-1978  (vH)a 
Fanggebiet u.  Land  1964  1965  1966  1967  1968  1969  1970  1971  1972  1973  1974  1975  1976  1977  1978 
Nordwest-Atlantik 
Belgien  - -
Bundesrepublik 
Deutschland  4,04  4,46  4,41  5,40  6,13  5,76  4,82  3,07  1,97  2,11  2,05  2,10  1,66  2,77  1,85 
Dänemark  0  0  0  0  0,01  0,01  0,01  0,01  0,03  0,07  0,19  0,12 
Frankreich  3,77  3,12  3,40  3,68  3,74  2,64  1,55  1,15  1,27  0,81  0,92  0,90  1,07  1,06  1,07 
Irland  - 0,15  0,20  0,11  0,03 
Italien  - 0,08  0,11  0,11  0,22  0,51  0,32 
Niederlande  - - -
Vereinigtes 
Königreich  1,41  1,39  1,46  2,00  1,02  0,12  0,15  0,17  0,37  0,18  0,37  0,05  0,01  0,12  0,02 
EG der Neun  9,22  8,98  9,29  11,09  10,91  8,54  6,54  4,40  3,63  3,21  3,48  3,38  3,25  4,70  3,44 
Island  0,24  0,22  0,17  0,05  0,01  0,30  ° 
0  0  0,41  0,25  0,11  0,01 
Norwegen  1,38  1,31  1,12  1,47  1,65  1,23  1,05  0,78  0,99  1,58  1,45  1,37  1,26  1,10  0,55 
Nordost-Atlantik 
Belgien  0,68  0,62  0,61  0,61  0,66  0,58  0,49  0,57  0,55  0,46  0,39  0,40  0,33  0,35  0,42 
Bundesrepublik 
Deutschland  5,38  4,60  4,49  4,04  3,75  3,86  .3,65  3,40  2,93  3,25  3,61  2,81  2,78  2,53  2,60 
Dänemark  9,95  8,61  8,19  10,16  14,03  12,59  11,37  13,22  13,34  12,84  14,39  14,41  14,26  14,08  14,34 
Frankreich  6,57  6,05  5,80  5,57  5,18  5,62  5,59  5,64  5,81  5,99  5,56  5,50  4,93  4,85  5,46 
Irland  0,36  0,37  0,38  0,48  0,51  0,66  0,73  0,70  0,86  0,80  0,75  0,67  0,66  0,70  0,89 
Italien  - ° 
0,03 
Niederlande  4,32  3,77  3,30  2,88  3,03  3,13  2,79  3,03  3,23  3,01  2,72  2,85  2,12  2,44  2,68 
Vereinigtes 
Königreich  10,64  10,29  9,89  9,12  9,63  10,74  10,20  10,48  10,14  10,12  9,19  8, 18  7,92  8,00  8,75 
EG der Neun  37,93  34,33  32,69  32,89  36,83  37,21  34,86  37,07  .36,88  36,50  37,63  34,86  33,01  32,99  35,21 
Island  11,12  12,36  12,09  8,64  5,81  6,73  6,85  6,52  6,78  7,98  7,98  7,98  7,40  10,83  13,11 
Norwegen  18,15  23,48  27,68  30,93  26,95  24,28  26,57  27,05  27,53  24,69  21,37  ·20,40  25,40  27,01  21,86 
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1,52  1,57  1,75  1,79  2,14 
Irland 




EG der Neun  5,94  7,49  7,63  7,43  7,26  5,37  4,58  4,34  3,74  2,76  2,45  2,10  I 
2,43  I 2,49  2,80 
Island  0,30 
Norwegen  0,03  0,07  0,04  0,08  3,60  7,71  6,19  3,83  2,23  0,35 
Südost -A tlantik 
Belgien  0,53  0,49  0,55  0,48  0,39  0,47  0,59  0,56 
Bundesrepublik 
Deutschland  0,48  0,49  0,11  0,02  0,05  0,45  0,41  0,53 
Dänemark 
Frankreich  0,03  0,47  0,01  0,04  0,05 
Irland 
Italien  0,01  0,24  0,44  I 




EG der Neun  I 
0,53  I 
0,49  I 
1,03  I 0,97  I 
0,51  I 
0,48  I 
0,61  I 
0,56  I 0,11  0,71  I  0,45  I 
0,88  I 0,69  0,75 
Is1and 
Norwegen 
aIn vH der Gesamtfänge im jeweiligen Fanggebiet. 
Q u elle:  FAO [lfd.  Jgg. J;  eigene Berechnungen. 
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Tabelle A14  - Fänge der Hochseeflotte und der großen Loggerfische-
rei der Bundesrepublik Deutschland nach Fischarten  a 
1960-1979 
Fischart  1960  1961  1962  1963  1964  1965  1966  1967  1968  1969 
Hering  27, 78  20,24  17,76  18,89  16,33  14,51  19,68  18,52  24,21  24,16 
Kabeljau, Dorsch  18,43  27,85  35,19  37,31  32,88  35,55  33,33  35,55  40,33  35,33 
Schellfisch  2,08  2,21  1,46  1,49  1,43  1,04  1,18  0,89  1,01  0,71 
Seelachs, K(ihler  11,65  10,31  8,72  6,33  8,31  8,72  8,91  10,31  7,40  11,32 
Rotbarsch  30,55  31,76  30,76  29,06  32,61  30,51  27,04  24,26  20,17  19,15 
Sonstiges  7,28  6,49  6,89  6,91  7,72  8,51  9,53  9,83  6,65  9,06 
Alle Fischarten 
Tonnenb  154,14  138,44  138,44  144,15  132,73  138,44  137,02  142,73  150,08  144,75 
DMc  67,72  68,34  72,58  69,69  72,86  84,50  84,32  84,20  83,31  81,95 
1970  1971  1972  1973  1974  1975  1976  ]977  1978  1979 
Hering  27, 16  18,09  14,10  17,63  12,61  12,19  5,39  0,07  0,12  0,01 
Kabeljau, Dorsch  33,02  37,54  30,78  21,83  33,17  26,11  20,26  13,22  8,16  7,61 
Schellfisch  0,93  0,93  0,85  3,26  5,93  6,59  6,26  2,48  0,92  0,99 
Seelachs, Köhler  14,12  16,84  24,38  26,20  19,61  21,67  30,13  21,11  14,44  13,07 
Rotbarsch  17,28  19,89  21,82  18,99  16,30  17,00  18,41  29,00  20,30  18,90 
Sonstiges  7,44  6,60  7,94  11,78  12,31  16,39  19,53  34,09  56,03  59,39 
Alle Fischarten 
Tonnenb  128, 37  109,47  85,19  100  109,90  98,52  92,10  87,94  89,83  78,31 
DMc  83,57  84,39  73,89  100  129,21  97,18  101,98  97,14  87,44  79,17 
aln vH der Gesamtfänge. - bIn vH der gefischten Menge von  1973  (=  100).  - cIn vH des Wertes von 1973  (=  100). 
Q u e 11 e:  Statistisches Bundesamt [a J;  eigene Berechnungen und Schätzungen. 
Tabelle A15  - Die Entwicklung des Fischfangs
a 
der Bundesrepublik 
,  Deutschland nach Fischarten 1960-1978 
Fischart 
Heringe,  Sardinen,  Anchovis etc. 
Kabeljau,  Schellfisch,  Seehecht,  Seelachs etc. 
Rotbarsch,  Zackenbarsch,  Congeraa1 etc. 
Flunder,  Heilbutt,  Seezunge,  etc. 
Stöcker,  Meeräschen,  Makrelenhechte etc. 
Thunfisch,  Pelamide,  Marlins,  Makrelen,  Snoeks, 
Haarschwänze etc. 
Haie,  Rochen,  Seeratten etc. 













aJahresdurchschnittliche Veränderungs raten in vH. - b1961/ 70. 





















Tabelle A16  - Fänge der Hochseeflotte und der großen  Loggerfische  -
rei der Bundesrepublik Deutschland nach Fanggebieten 
1960-1979 (vH)a 
Fanggeöiet  1960  1961  1962  1963  1964  1965  1966  1967  1968  1969 
Nordsee  23,79  19,34  14,31  17,56  15,58  13,39  9,94  8,22  6,07  2,26 
Westbritische 
Gewässer  0,44  0,61  2,39  0,84  0,83  0,91  2,10  2,76  3,31  4,79 
Färöer  1,02  1,13  0,61  0,77  3,30  2,18  1,81  2,38  3,39  1,21 
Norwegische 
Küste  8,44  9,09  5,49  4,34  2,80  4,75  6,10  5,29  2,44  2,33 
Grön1and  16,37  32,20  43,73 
I 
43,55  34,43  21,61  13,56  22,40  19,49  12,28 
Island  23,18  19,29  23,86  22,20  22,36  23,70  26,85  24,09  20,63  20,56 
Labrador  9,43  3,26  0,44  0,42  2,72  6,55  0,61  1,69  9,47 
Südwestküste 
Afrikas  1,83 
Ostküst.e 
Südamerikas 
Kanal  0,55  1,82  0,99  0,22 
Neuschottland  0,25  0,44  0,02  0,86  1,90 
Neuengland  13,20  13,21 
Bäreninsel  0,47  0,07  0,02 
Neufundland  1,36  1,9ö  0,35  0,17 
Südatlantik  0,72  0,07 
Mischreisen  14,95  11,23  7,83  10,10  19,82  30,72  31,26  34,25  28,20  31,91 
\ 
1970  1971  1972  1973  1974  1975  1976  1977  1978  1979 
Nordsee  1,35  1,48  2,38  1,96  2,23  1,58  1,86  2,59  2,47  0,95 
Westbritische 
Gewässer  4,13  2,21  0,74  0,27  0,85  0,67  0,11  0,56  5,85  2,32 
Färöer  0,86  1,63  1,38  2,22  2,01  1,13  0,78  1,66  1,22  0,72 
Norwegische 
Küste  2,70  2,77  4,13  1,52  2,73  6,97  7,94  4,60  3,87  3,56 
Grönland  7,48  11,90  3,24  1,33  1,13  1,19  0,56  1,40  6,82  1,22 
Island  21,62  27,40  19,19  12,48  10,58  6,83  10,69  10,27 
Labrador  6,14 
Südwestküste 
Afrikas  0,18  3,18  2,56  3,53  3,10 
Ostküste 
Südamerikas  4,13  3,90 
Kanal  0,79 
Neuschottland  0,25  0,12 
Neuengland  20,53  16,16  7,30  I, 14  I, 13  0,96 
Bäreninsel  0,10 
Neufundland  0,37 
Südatlantik  0,14  1,44 
Mischreisen  37,79  36,44  60,20  78,53  79,22  80,68  74,92  76,36  72,10  83,31 
aln vH der Gesamtfänge. 
Quelle:  Statistisches Bundesamt [al;  eigene Berechnungen. 251 
Tabelle A17 - Marktentwicklunga  bei  Seefisch,  Süßwasserfisch  und 
Fischmehl in der Bundesrepublik Deutschland 1960-1979 
Einfuhr  Eigenfänge  Ausfuhr in vB des 
Pro-Kopf-
Jahr 




1960  36,51  98, 32  7,89  10,9 
1961  40, 76  88,57  8,49  10,8 
1962  47,41  99,88  17,08  10, 5 
1963  46,93  98,21  17,21  10,9 
1964  51,86  99,74  18,93  10, 3 
1965  51, 76  94, 66  17,87  11,0 
1966  48, 35  102, 72  18,35  10,4 
1967  47,39  105, 78  19,82  9,9 
1968  48, 15  97,48  20,49  11,0 
1969  55,03  104,55  23, 18  10, 1 
1970  61,03  89, 30  21,65  10,9 
1971  61,32  78, 16  21,07  10,3 
1972  73, 18  76,66  27,86  8,6 
1973  70,24  70,38  20,81  10,5 
1974  63,94  76,58  20,41  10,4 
1975  71,38  73,49  23,61  9,5 
1976  77, 76  72,55  27,14  9,5 
1977  83,84  70,40  27,18  9, 1 
1978  82,50  66, 52  24,88  9,7 
1979  95,33  59,28  28,42  9, 1 
Süßwasserfisch 
1960  40,62  60,72  1, 33  0,29 
1961  42,49  60,20  2,63  0,29 
1962  44,58  58, 71  3, 19  0,29 
1963  44, 77  57,27  2,00  0, 30 
1964  47,33  55, 19  2,47  0,31 
1965  49, 78  52, 11  1,86  0,32 
1966  52,91  49,28  2,14  0, 34 
1967  54,36  47,98  2,29  0,35 
1968  56,30  59, 75  1,95  0,36 
1969  48,24  53,55  1,76  0,46 
1970  49,25  53, 36  2,54  0,46 
1971  53,86  49,22  2,99  0,49 
1972  57,66  45,09  2,68  0, 54 
1973  59, 13  43,40  2,47  0,55 
1974  60, 72  40,97  1, 67  0, 58 
1975  62, 14  37,87  1,53  0,63 
1976  63,15  38,45  1,58  0,63 
1977  63,38  38,49  1,48  0,63 
1978  64,94  37,24  2,14  0,65 
1979  67,55  34,39  1,91  0,  71 252 
noch Tabelle Al 7 
Produktion 
Jahr  Einfuhr  aus Anlan- auf Fabrik-
Ausfuhr in vH  Verbrauch 
dungen  schiffen 
des Inlands- in 
absatzes  1000 t 
in vH des Verbrauchs 
Fischmehl
b 
1960  72,37  28,67  - 1,04  272,0 
1961  79,95  21,03  - 0,98  342, 3 
1962  83,01  17,90  - 0,90  407,8 
1963  79, 34  19, 21  2,89  1,42  380, 1 
1964  84,51  14,22  2,76  1,47  471, 1 
1965  85,41  12,92  3,28  1,59  487,5 
1966  81, 35  14, 19  4,96  0,49  443,9 
1967  85,27  11, 32  3, 71  0,30  538,9 
1968  87,72  9,44  4,21  ,1, 36  593,2 
1969  89,48  8, 88  4,18  2,47  597, 7 
1970  90, 73  9,09  4,00  3,68  550,2 
1971  94,79  10,28  2,94  7,42  544,5 
1972  97,27  7,95  2,98  7,59  502,9 
1973  92, 34  15, 17  8, 34  13,69  263,6 
1974  109,43  11,68  8,76  23,00  308,3 
1975  98,99  8,54  7,41  13,00  350,9 
1976  100, 10  9,23  7,91  14, 70  303,4 
1977  103,87  9,50  8,04  17, 63  273,7 
1978  104,88  9,83  8, 19  18, 63  244,2 
1979  109, 66  8,68  7,44  20,49  242,0 
aDie angegebenen Werte basieren auf dem Fischfrisch-Fanggewicht; 
ausgenommen die Werte für Seefisch 1960 und 1961,  die auf dem Frisch-
fisch-Anlandegewicht beruhen.  - bAußenhandel mit Fischmehl einschließ-
lich Mehl aus Fleisch. 
Q u e 11 e:  Statistisches Bundesamt [a;  b];  Bundesministerium für Ernäh-
rung,  Landwirtschaft und Forsten [b];  eigene Berechnungen. 253 
Tabelle A 18  - Die Entwicklung des Fischfangsa  im Atlantik nach Fisch--
arten und nach Fanggebieten 1965-1978 
Fang-
gebietb  Fischart  1965-70  1970-75  1975-78  Fischart  1965-70  1970-75  1975-78 
alle  Heringe  - 3,42  1,01  - 3,79  Thunfisch,  0,60  2,94  6,01 
NwA  Sardinen,  16,79  - 9,68  - 4,87  Pelamide,  - 1,36  - 6,65  11,33 
NoA  Anchovis  -15,12  3,83  -12,21  Marlins  - 9,85  - 1,40  22,26 
ZA  etc.  2,01  0,58  11,58  etc.  - 7,94  3,55  5,06 
OzA  28,26  3,97  - 2,58  11,67  5,88  - 1,06 
SwA  4,87  8,58  10,69  4,64  - 6,85  24,58 
SoA  - 2,41  0,77  - -11,77  0,81  16,22 
alle  Kabeljau,  4,86  - 2,27  - 3,13  Makrelen  19,89  5,34  - 6,81 
NwA  Schellfisch,  - 7,22  - 7,80  -10,60  Snoeks,  69,91  4,60  -52,91 
NoA  Seehecht,  10,44  - 0,98  - 3,79  Haar- 9,48  13,21  - 5,12 
ZA  Seelachs  - 85, 18  151,19  -11,21  schwänze  0,00  16,86  13,00 
OzA  etc.  8,84  33,64  -24, 65  etc.  32,82  - 6,61  -22,60 
SwA  2,91  1,60  53,65  1,80  - 3,22  - 7,56 
SoA  16,09  - 2,95  - 3,94  13,87  - 5,23  50,44 
alle  Rotbarsch,  6,87  4,10  - 0, 17  Haie,  5,35  1,61  - 4,87 
NwA  Zacken- - 0,83  2,03  -15,79  Rochen,  7,37  25,74  -45,93 
NoA  barsch,  - 0,03  17,46  5,15  Seeratten  0,70  - 2,48  0,17 
ZA  Congeraal  - 0,61  10,36  -16, 32  etc.  - 5,19  9,39  1, 10 
OzA  etc.  7,53  3,46  - 5,22  28,50  - 2,96  - 2,68 
SwA  33, 11  -17,61  7,15  4,28  2,56  - 2,94 
SoA  6,03  - 1,63  17,78  12,94  -11,42  68,42 
alle  Flunder,  6,77  - 3,43  - 0,98  Verschie- 5,00  0,29  - 1,53 
NwA  Heilbutt,  6,71  - 2,97  - 0,46  dene  - 3,90  7,24  -23,87 
NoA  Seezunge  6,35  - 4,29  - 1,98  sonstige  7,20  - 5,78  -14,69 
ZA  etc.  - 8,51  9,04  4,66  Seefische  6,47  - 5, 76  19,84 
OzA  22,68  5,00  4,02  2,76  5,10  - 5,62 
SwA  28,99  - 6,28  3, 62  23,32  29,79  0,93 
SoA  1,76  - 4,75  11, 76  5,60  -18,31  43,80 
alle  Stöcker,  9,89  29,10  9,80  Alle Fisch- 2,70  2,96  - 0,47 
NwA  Meeräschen,  21,77  87,49  -35,07  arten 
NoA  Makrelen- 12,26  53,50  14,12 
ZA  hechte  - 6,62  2,06  - 0,51 
OzA  etc.  41,89  9,00  - 5,88 
SwA  14,65  -11,91  8,57 
SoA  - 6,73  14,51  29,07 
aJahresdurchschnittliche Veränderungsraten in vH. - bNwA  = Nordwest-Atlantik;  NoA  = 
Nordost-Atlantik;  ZA  =  Zentral-Atlantik;  OzA - Ostzentral-Atlantik;  SwA  = Südwest-
Atlantik;  SoA = Südost-Atlantik. 
Q u elle:  FAO [lfd.  Jgg.);  eigene Berechnungen. 254 
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